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21. Wahlperiode 16.07.2025

Beschlussempfehlung
des Wahlpriufungsausschusses

zu Einspriuchen gegen die Gultigkeit der Wahl der Abgeordneten des
Europaischen Parlaments aus der Bundesrepublik Deutschland am 9. Juni 2024

A. Problem

Die Wahlpriifung ist gemaB Artikel 41 Absatz 1 Satz 1 des Grundgesetzes Sache des
Deutschen Bundestages; Néheres regelt das Wahlpriifungsgesetz (vgl. Artikel 41 Ab-
satz 3 des Grundgesetzes). Gemal § 26 Absatz 2 des Europawahlgesetzes gelten fiir
das Wahlpriifungsverfahren zur Europawahl die Bestimmungen des Wahlpriifungsge-
setzes entsprechend. Der Deutsche Bundestag hat danach iiber die Einspriiche gegen
die Giiltigkeit der Wahl der Abgeordneten des Européischen Parlaments aus der Bun-
desrepublik Deutschland am 9. Juni 2024 auf der Grundlage von Beschlussempfehlun-
gen des Wahlpriifungsausschusses zu entscheiden. Insgesamt sind 68 Wahleinspriiche
eingegangen. Die jetzt zur Beschlussfassung vorgelegten Beschlussempfehlungen be-
treffen hiervon die letzten 31 Einspriiche, {iber die der 20. Deutsche Bundestag noch
keine Entscheidung getroffen hat.

B. Ldésung

—  Zuriickweisung von 27 Einspriichen wegen Unbegriindetheit,

—  Feststellung subjektiver Rechtsverletzungen in vier Féllen, davon teilweise Zu-
riickweisung von drei Einspriichen wegen teilweiser Unbegriindetheit.

C. Alternativen

Keine.

D. Kosten

Keine.
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Beschlussempfehlung

Der Bundestag wolle beschlie3en,

die aus den Anlagen 1 bis 31 ersichtlichen Beschlussempfehlungen anzunehmen.

Berlin, den 10. Juli 2025

Der Wahlpriifungsausschuss

Macit Karaahmetoglu

Vorsitzender

Ansgar Heveling Carsten Miiller Thomas Silberhorn
Berichterstatter Berichterstatter Berichterstatter
Rainer Galla Fabian Jacobi Esther Dilcher
Berichterstatter Berichterstatter Berichterstatterin
Linda Heitmann Ina Latendorf

Berichterstatterin Berichterstatterin
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Inhaltsverzeichnis zum Anlagenteil

Beschlussempfehlungen zu den einzelnen Wahleinspriichen

Aktenzeichen Gegenstand Berichterstatter/in | Anlage | Seite
EuWP 6/24 Wabhlbeteiligungsfreiheit Fabian Jacobi 1 5
EuWP 9/24 Wartezeit Wahllokal Esther Dilcher 2 8
EuWP 11/24 | Listenaufstellung der FDP Fabian Jacobi 3 11
EuWP 12/24 | Aufbau Wahllokal (Geheimheit der Wahl) Fabian Jacobi 4 15
EuWP 18/24 ;’Ve;'ﬁzﬁ?;rllagggﬁs sogenannten Gendersterns in Ina Latendorf 5 18
Verwendung eines Kugelschreibers zur
EuWP 19/24 | Stimmabgabe, Verletzung Wahlgeheimnis durch | Fabian Jacobi 6 21
Wahlvorstand

EuWP 20,24 il:lsstlzlllrtllgeg Wabhlbenachrichtigung, fehlerhafte Thomas Silberhorn 7 24
EuWP 21/24 | Zulassung der Liste des BSW Linda Heitmann 8 27
EuWP 22/24 | Forderung nach Wahlrecht fiir Minderjahrige Rainer Galla 9 29
EuWP 24/24 | Wahlvorenthaltung, Wahlen mit Wahlschein Carsten Miiller 10 31
EuWP 28/24 | Zustellung Briefwahlunterlagen Ausland Ansgar Heveling 11 34
EuWP 30/24 | Offentlichkeit der Wahl Esther Dilcher 12 37
EuWP 31/24 | Briefwahl Berlin Thomas Silberhorn 13 41
EuWP 32/24 | Zustellung Briefwahlunterlagen Ausland Ansgar Heveling 14 46
EuWP 33/24 | Zustellung Briefwahlunterlagen Ausland Ansgar Heveling 15 49
EuWP 36/24 | Zustellung Briefwahlunterlagen Esther Dilcher 16 52
EuWP 45/24 | Zustellung Briefwahlunterlagen Esther Dilcher 17 53
EuWP 46/24 | allgemeine rechtliche und politische Vorbehalte | Rainer Galla 18 56
EuWP 47/24 | Zustellung Briefwahlunterlagen Ausland Ansgar Heveling 19 59
EuWP 48/24 | Wahlvorenthaltung, Wahlen mit Wahlschein Carsten Miiller 20 62
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Aktenzeichen Gegenstand Berichterstatter/in | Anlage | Seite
EuWP 49/24 | Offentlichkeit der Wahl Esther Dilcher 21 65
EuWP 51/24 | Wahlvorenthaltung Carsten Miiller 22 68
Streichung des Einspruchsfiihrers vom .

EuWP 52/24 Wahlvorschlag von VOLT Esther Dilcher 23 72

EuWP 53/24 | Wahlvorenthaltung Carsten Miiller 24 82

EuWP 55/24 | Barrierefreiheit Linda Heitmann 25 84

Euwp 57/24 | vahlvorenthaltung, falscher Eintrag im Linda Heitmann 26 88
Waihlerverzeichnis

EuWP 58/24 | Wahlvorenthaltung Linda Heitmann 27 91
Offentlichkeit der Wahl, Feststellung des .

EuWP 59/24 Ergebnisses gemiB § 69 EUWO Rainer Galla 28 94
VerfassungsmaBigkeit BWG, §§ 6, 6b EuWG,

EuWP 62/24 | Wahlbeeinflussung durch TikTok zulasten der Ina Latendorf 29 99
AfD
Behinderung Wahlbeobachtung,

EuWP 64/24 | Wahlmanipulation bei Briefwahl, unausgewogene | Ina Latendorf 30 103
Berichterstattung zulasten der AfD

EuWP 65/24 | Briefwahlanteil Bayern Rainer Galla 31 111
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Anlage 1

Beschlussempfehlung

Zum Wahleinspruch mit dem Az.

— EuWP 6/24 —

hat der Wahlpriifungsausschuss in seiner Sitzung vom 10. Juli 2025 beschlossen,
dem Deutschen Bundestag folgenden Beschluss zu empfehlen:

Die Einspruchsfiihrerin ist in ihrem subjektiven Wahlrecht verletzt.
Im Ubrigen wird der Wahleinspruch zuriickgewiesen

Tatbestand

Mit Schreiben vom 10. Juni 2024, das am 12. Juni 2024 beim Deutschen Bundestag eingegangen ist, hat die Ein-
spruchsfiihrerin ,,Wahlpriifungsbeschwerde gegen die Europawahl und die Kommunalwahl am 9. Juni 2024 ein-
gelegt.

1. Vortrag der Einspruchsfiihrerin

Die Einspruchsfiihrerin trigt im Wesentlichen vor, zur Teilnahme an der Europawahl genétigt worden zu sein.
Nach Abgabe ihrer Wahlbenachrichtigung seien ihr am Wahltag im Wahllokal des Wahlbezirks 4 in Bolanden
die Unterlagen fiir die Europa- und die Kommunalwahl gereicht worden, obwohl sie lediglich an der Kommunal-
wahl habe teilnehmen wollen. Dies sei jedoch von der anwesenden Mitarbeiterin der Gemeinde nicht akzeptiert
worden. Diese habe gesagt, dass die Einspruchsfiihrerin alle Unterlagen entgegennehmen miisse und sodann die
Europawahlunterlagen unausgefiillt lassen und ,,den Zettel so einwerfen* konne. Dadurch habe sich die Ein-
spruchsfithrerin indirekt gedriangt gefiihlt, ihre Stimme zur Europawahl als ungiiltige Stimme abzugeben.
Dadurch, dass in dem Wahllokal mehrere Zuhdrer anwesend gewesen seien, sei erneut gegen den Wahlgrundsatz
der freien und geheimen Wahl verstolen worden. Da die Einspruchsfiihrerin an der Kommunalwahl habe teilneh-
men und sich weitere Unannehmlichkeiten habe ersparen wollen, habe sie die Unterlagen angenommen, um ihrem
Wahlrecht nachkommen zu kénnen.

Da die Einspruchsfiihrerin dies als Verstofl gegen die Wahlvorschriften empfunden habe, habe sie sich telefonisch
von einem anderen Mitarbeiter der Gemeinde bestitigen lassen, dass auch die Teilnahme an nur einer Wahl mog-
lich sei und das Verhalten der Wahlhelfer insofern nicht richtig gewesen sei. Der Gemeindemitarbeiter habe der
Einspruchsfiihrerin anheimgestellt, die Wahlhelfer dariiber zu informieren. Die Einspruchsfiihrerin habe darauf-
hin erwidert, dass es nicht ihre, sondern die Aufgabe des Gemeindemitarbeiters sei, die Wahlhelfer aufzukléren.
Sie hinterfragt die ordnungsgeméifBe Schulung der Wahlhelfer. Nach Auffassung der Einspruchsfiihrerin sei die
Wahl ungiiltig, da bis zu diesem Zeitpunkt alle Wahlberechtigten beide Stimmzettel erhalten hatten, ohne die
Moglichkeit bekommen zu haben, getrennt zu wéhlen.

In Artikel 38 Absatz 1 des Grundgesetzes (GQG) seien u. a. freie und geheime Wahlen verankert. Eine freie Wahl
sei ihr nicht gewéhrt worden, da sie nicht frei habe entscheiden diirfen, nur an der Kommunalwahl teilzunehmen,
sondern an der Teilnahme zur Europawahl gendtigt und unter Druck gesetzt worden sei. Sie habe sich vor meh-
reren Zuhdrern bloBgestellt gefiihlt, so dass das Recht auf eine geheime Wahl verletzt worden sei.

2. Stellungnahme des Landeswahlleiters

Mit Schreiben vom 4. Juli 2024 hat der Landeswahlleiter Rheinland-Pfalz nach Befragung der Biirgermeisterin
der Verbandsgemeinde Kirchheimbolanden den von der Einspruchsfiihrerin vorgetragenen Sachverhalt in der Sa-
che bestitigt. Der Landeswahlleiter riumt insofern ein, dass mit der Ubergabe des Europawahlstimmzettels ent-
gegen dem Wunsch der Einspruchsfiihrerin mittelbar auf deren Willensbildung zur Wahlteilnahme und damit auf
die Wahlfreiheit eingewirkt worden sein konne. Der Wahlvorstand habe irrig angenommen, auf diese Weise eine
Verletzung des Wahlgeheimnisses auszugleichen, da die Entscheidung, nicht wéhlen zu wollen, vom Schutzbe-
reich des Wahlgeheimnisses umfasst sei, die Einspruchsfiihrerin dies jedoch ,,in aller Offentlichkeit verkiindet
habe.

Es lief3e sich allerdings nicht mehr mit letzter Sicherheit aufkliren, ob das von der Einspruchsfiihrerin erwdhnte
Telefonat vor oder nach der Stimmabgabe gefiihrt worden sei. Letztendlich habe die Einspruchsfiihrerin wohl
ihren Stimmzettel fiir die Europawahl in die Wahlurne geworfen. Aus der Gesamtschau der Ereignisse liee sich
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nach Ansicht des Landeswabhlleiters jedoch erkennen, dass der Einspruchsfiithrerin bewusst gewesen sei, dass sie
in der Stimmabgabe fiir die Europawahl frei sei. Jedenfalls fithre aber der einmalige Vorgang nicht zur Ungiiltig-
keit der Wahl im betreffenden Wahlbezirk, da nicht nachgewiesen werde, dass weitere Wahlberechtigte entgegen
ihrem Willen den Stimmzettel zur Europawahl ausgehiandigt bekommen hétten.

Mit Schreiben des Sekretariats des Wahlpriifungsausschusses vom 10. Juli 2024 ist der Einspruchsfiihrerin die
Stellungnahme des Landeswahlleiters iibermittelt und die Mdglichkeit zur GegenduBBerung gegeben worden. Hier-
von hat sie keinen Gebrauch gemacht.

Wegen der Einzelheiten wird auf den Inhalt der Akte Bezug genommen.

Entscheidungsgriinde

Der Einspruch ist nur zum Teil zuldssig und teilweise begriindet. Die Einspruchsfiihrerin ist in ihrem subjekti-
ven Wahlrecht verletzt.

L

Der Einspruch ist unzuléssig, soweit er sich neben der Europawahl auch gegen die ebenfalls am 9. Juni 2024
durchgefiihrte Kommunalwahl richtet. Gegenstand der Wabhlpriifung gemil § 26 des Europawahlgesetzes
(EuWG) ist ausschlieBlich die Wahl der Abgeordneten des Européischen Parlaments aus der Bundesrepublik
Deutschland. Fiir Kommunalwahlen besteht grundsétzlich keine Zusténdigkeit des Wahlpriifungsausschusses und
des Deutschen Bundestages; die darauf bezogene Wahlpriifung regeln vielmehr die Lander in eigener Zusténdig-
keit (vgl. Austermann, in: Schreiber, BWahlG, 11. Auflage 2021, § 49 Randnummer 1; siche auch Bundestags-
drucksache 20/14300, Anlage 6).

IL

Durch das Vorgehen des Wahlvorstands wurde die Einspruchsfiihrerin in ihrem subjektiven Wahlrecht verletzt.
Im Ubrigen ist jedoch kein mandatsrelevanter Wahlfehler ersichtlich.

1. Die Aushindigung des Stimmzettels fiir die Europawahl entgegen dem ausdriicklichen Wunsch der Ein-
spruchsfiihrerin stellt eine Verletzung des Wahlrechts, konkret des Grundsatzes der Wahlfreiheit, dar. Die Abge-
ordneten des Europdischen Parlaments aus der Bundesrepublik Deutschland werden geméB § 1 Absatz 2 EuWG
in allgemeiner, unmittelbarer, freier, gleicher und geheimer Wahl gewéhlt. Diese Wahlrechtsgrundsitze entspre-
chen den Wahlrechtsgrundsétzen des Artikels 38 Absatz 1 GG, auf die sich die Einspruchsfiihrerin beruft. Der
Grundsatz der Wahlfreiheit umfasst dabei auch die freie Entscheidung, nicht an einer Wahl teilzunehmen. Gegen
diese Wahlbeteiligungsfreiheit wird u. a. verstolen, wenn in unzuldssiger Weise Druck auf einen Wahlberechtig-
ten ausgeiibt wird, an der Wahl teilzunehmen (vgl. Engelbrecht/Bdtge, Europawahlrecht, § 1 EuWG Randnum-
mer 3.3). Werden unterschiedliche Wahlen zulédssigerweise am selben Wahltag durchgefiihrt (vgl. Engel-
brecht/Bdtge, Europawahlrecht, § 7 EuWG Randnummer 1), umfasst die Wahlbeteiligungsfreiheit auch das
Recht, auf Wunsch nur an einer von zwei gleichzeitig stattfindenden Wahlen teilzunehmen. Bei der gleichzeitigen
Durchfiihrung mehrerer Wahlen begegnet es keinen grundsitzlichen Bedenken, wenn den Wahlberechtigten vom
Wabhlvorstand regelmaBig die Stimmzettel fiir sémtliche Wahlen, fiir die im konkreten Fall eine Wahlberechtigung
besteht, angeboten bzw. ausgehiindigt werden. AuBert jedoch eine Wahlberechtigte — wie vorliegend die Ein-
spruchsfiihrerin — den Wunsch, lediglich an einer bestimmten Wahl teilzunehmen und auch nur dafiir den Stimm-
zettel ausgehéndigt zu bekommen, so ist diesem Wunsch zu entsprechen. Soweit der Landeswahlleiter in seiner
Stellungnahme vortrigt, dass der Einspruchsfiihrerin bewusst gewesen sei, dass sie ,,in der Stimmabgabe fiir die
Europawahl frei sei®, dndert dies nichts daran, dass die Einspruchsfiihrer einem faktischen Druck ausgesetzt war,
an der Europawahl teilzunehmen. Zwar hétte sie die Moglichkeit gehabt, ginzlich auf die Wahlteilnahme zu ver-
zichten. Aus der Interaktion mit dem Wahlvorstand war jedoch zu schlie3en, dass sie in diesem Fall auch an der
Teilnahme an der Kommunalwahl gehindert gewesen wire. Die nach dem Hinweis des Wahlvorstandes verblei-
bende Mdglichkeit, einen leeren Stimmzettel einzuwerfen, fiihrt zur Abgabe einer ungiiltigen Stimme. Dies stellt
gleichwohl eine Teilnahme an der Wahl dar, die in der Wahlniederschrift dokumentiert wird (vgl. etwa Ziffer
3.4.1 und Ziffer 4 der Anlage 25 zur Europawahlordnung) und sich auch in der Wahlbeteiligung niederschlagt.

2.  Eine gleichzeitige Verletzung des Wahlgeheimnisses ist dagegen nicht zu erkennen. Die geheime Wahl ver-
hindert, dass andere Wéhler, Wahlorgane oder die Wahlbehdrden vom Inhalt der Stimmabgabe Kenntnis erlangen.
Wabhlen sind geheim, wenn niemand ermitteln kann, wie der einzelne Wéhler abgestimmt hat, was insbesondere
durch die zwingende Stimmabgabe in einer Wahlkabine gewéhrleistet wird (vgl. Engelbrecht/Bdtge, Europawahl-
recht, § 1 EuWG Randnummer 11). Zwar unterliegt auch die Frage der Teilnahme oder Nichtteilnahme an der
Wahl dem Wahlgeheimnis — allerdings mit gewissen im Wahltechnischen begriindeten Einschrinkungen, wie
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etwa dem Vermerk iiber die Tatsache der Stimmabgabe im Wéhlerverzeichnis (§ 49 Absatz 4 Satz 3 EuWO), um
eine Doppelwahl zu verhindern (a. a. O.). Bei der Stimmabgabe im Wahllokal liegt es zudem in der Natur der
Sache, dass gleichzeitig im Wahllokal anwesende Personen von der Teilnahme an der Wahl als solcher Kenntnis
erhalten.

3. Auch dariiber hinaus ergeben sich aus dem Vortrag der Einspruchsfiihrerin keine weiteren Wahlfehler. So-
weit sie vortrdgt, dass bis zum Zeitpunkt ihrer Stimmabgabe alle Wahlberechtigten in diesem Wahllokal beide
Stimmzettel erhalten hétten, kann daraus nicht ohne Weiteres geschlossen werden, dass auch in anderen Fillen
die Wahlbeteiligungsfreiheit verletzt worden wire. Die Einspruchsfiihrerin benennt keinen konkreten anderen
Fall, in dem ein Wahlberechtigter lediglich an der Kommunalwahl teilnehmen wollte. Solche Wahlbeanstandun-
gen, die iiber nicht belegte Vermutungen oder die bloe Andeutung der Méglichkeit von Wahlfehlern nicht hin-
ausgehen und keinen konkreten, der Uberpriifung zuginglichen Tatsachenvortrag enthalten, werden als unsub-
stantiiert zuriickgewiesen (vgl. zuletzt nur Bundestagsdrucksache 20/14300, Anlagen 3 und 6; sieche auch BVer-
fGE 85, 148 [160]; Austermann, in: Schreiber, BWahlG, 11. Auflage 2021, § 49 Randnummer 26).

4.  Auch wenn die Giiltigkeit der Wahl der Abgeordneten des Européischen Parlaments aus der Bundesrepublik
Deutschland durch diesen Wahlfehler nicht in Frage gestellt wird, da die Teilnahme oder Nichtteilnahme einer
einzelnen Wahlberechtigten keinen Einfluss auf die Sitzverteilung haben kann (vgl. Bundestagsdrucksachen
19/16350, Anlage 1;20/7200, Anlagen 8, 17,22, 24 u. a.; BVerfGE 89, 243 [254 {f.]), hat der Deutsche Bundestag
gemil § 1 Absatz 2 Satz 2 des Wahlpriifungsgesetzes die Verletzung des subjektiven Wahlrechts der Einspruchs-
fithrerin festzustellen.
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Anlage 2

Beschlussempfehlung

Zum Wahleinspruch mit dem Az.

— EuWP 9/24 —

hat der Wahlpriifungsausschuss in seiner Sitzung vom 10. Juli 2025 beschlossen,
dem Deutschen Bundestag folgenden Beschluss zu empfehlen:

Der Wahleinspruch wird zuriickgewiesen.

Tatbestand

Mit Schreiben vom 11. Juni 2024, das am 13. Juni 2024 beim Deutschen Bundestag eingegangen ist, hat der
Einspruchsfiihrer Einspruch gegen die Giiltigkeit der Wahl der Abgeordneten des Europdischen Parlaments aus
der Bundesrepublik Deutschland am 9. Juni 2024 eingelegt.

1. Vortrag des Einspruchsfiihrers

Der Einspruchsfiihrer moniert, dass er aufgrund langer Schlangen vor dem Wahllokal nicht an der Wahl habe
teilnehmen konnen. Er habe sich am Wahlsonntag zwischen 9 und 15 Uhr dreimal zu seinem Wahllokal im ,,Ju-
gendclub Bieselheide®, Glienicker Chaussee 6 in 15567 Miihlenbecker Land begeben, wo jeweils ,,ca. 80 bis 100
Menschen® angestanden héatten. Es habe nur zwei Wahlkabinen gegeben und der Einspruchsfiihrer habe keine
Chance gehabt ,,an die Wahlurne zu kommen®. Um 15 Uhr habe er dann zur Arbeit gemusst, da er im Schicht-
dienst arbeite. Die Ehefrau des Einspruchsfiihrers habe in demselben Wahllokal nachmittags um 16 Uhr gewéhlt
und habe 90 Minuten anstehen miissen. Sie habe zudem berichtet, dass kurz vor SchlieBung des Wahllokals noch
etwa 60 Personen gewartet hitten, wobei viele die Schlange unverrichteter Dinge verlassen hétten. Diese ,,schlim-
men Zustinde hatten sich in der Nachbarschaft herumgesprochen, so dass viele Personen aus dem Wohnviertel
des Einspruchsfiihrer nicht wéahlen gegangen seien.

2. Stellungnahme des Landeswabhlleiters

Der Landeswabhlleiter des Landes Brandenburg hat nach Zuarbeit des Kreiswahlleiters mit Schreiben vom 22. Juli
2024 zum Vortrag des Einspruchsfiihrers Stellung genommen.

Er fiihrt aus, dass im Land Brandenburg am 9. Juni 2024 neben der Europawahl auch die landesweiten Kommus-
nalwahlen stattgefunden hétten. Die Wahlerinnen und Wiahler in der Gemeinde Miihlenbecker Land hétten ihre
Stimmen fiir insgesamt vier Wahlen abgegeben (Europawahl, Kreistagswahl, Gemeindevertretungswahl und Orts-
beiratswahl). Der in Rede stechende Wahlbezirk habe insgesamt 1.089 Wahlberechtigte umfasst. Das seien 15
Wahlberechtigte mehr als zu den Europa- und Kommunalwahlen am 26. Mai 2019, bei denen in diesem Wahllokal
545 Wihlerinnen und Wéhler ihre Stimmen abgegeben hétten. Diese Erfahrungswerte hitten die Grundlage fiir
die Planung der Ablauforganisation in den im Miihlenbecker Land gelegenen Wahllokalen fiir den Wahltag am
9. Juni 2024 gebildet. Unter Beriicksichtigung der steigenden Tendenz der Briefwahlbeteiligung sei auf Grund
der nur geringfiigig gestiegenen Zahl der Wahlberechtigten kein erhohter Raumbedarf gesehen worden. Insgesamt
hitten am 9. Juni 2024 in dem betreffenden Wahllokal 477 Wéhlerinnen und Wéhler ihre Stimme abgegeben.

Sowohl die Gemeindebehdrde als auch der Wahlvorstand des betreffenden Wahlbezirks héitten am Wahltag den
Wabhlablauf (Anzahl der wahlberechtigten Personen im Wahllokal und die damit verbundenen Wartezeiten) auf-
merksam beobachtet und bewertet. Von der Gemeindebehorde seien an allen Wahllokalen regelmifBige Vor-Ort-
Kontrollen durchgefiihrt worden, um ein mdglichst aktuelles Lagebild zu erhalten und eventuelle Problemlagen
ziigig beheben zu konnen. Dies sei am Wahltag zweimal vormittags und dreimal nachmittags erfolgt. Hierbei
seien am bzw. im betreffenden Wahllokal nicht mehr als 20 Personen festgestellt worden. Gegen 11 Uhr habe der
Wahlvorstand zunéchst den Bedarf einer dritten Wahlkabine bei der Gemeindebehorde angezeigt. Eine solche sei
zeitnah bereitgestellt worden; vom Wahlvorstand sei dann jedoch kein Bedarf mehr gesehen worden, da sich die
Zahl der wartenden Personen im Wahllokal wieder verringert hétte. Erst am Nachmittag sei um kurz vor 16 Uhr
erneut eine dritte Wahlkabine vom Wahlvorstand angefordert worden, die gegen 16:30 Uhr im Wahllokal aufge-
stellt worden sei. Dies sei in der (als Anlage zur Stellungnahme vorgelegten) Wahlniederschrift dokumentiert
worden. Zu einem erhdhten Aufkommen an wahlberechtigten Personen sei es nochmals kurz vor Ende der Wahl-
zeit gekommen, so dass die Wahlhandlung erst um 18:50 Uhr habe beendet werden konnen.
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Die Aussage des Einspruchsfiihrers, dass 80 bis 100 Personen vor dem Wahllokal angestanden haben sollen, sei
dagegen sowohl vom Wahlvorstand als auch von der Gemeindebehorde nicht bestitigt worden. Auch seien seitens
der wartenden Personen weder an die Mitglieder des Wahlvorstands noch an die Gemeindebehorde Beschwerden
gerichtet worden.

Mit Schreiben des Sekretariats des Wahlpriifungsausschusses vom 24. Juli 2024 ist dem Einspruchsfiihrer Gele-
genheit zur GegenduBerung gegeben worden, wovon dieser jedoch keinen Gebrauch gemacht hat.

Wegen der Einzelheiten wird auf den Inhalt der Akte Bezug genommen.

Entscheidungsgriinde

Der Einspruch ist zuldssig, aber unbegriindet. Ein mandatsrelevanter Wahlfehler oder eine Verletzung des Ein-
spruchsfiihrers in seinem subjektiven Wahlrecht kann nicht festgestellt werden.

Ein Wahlfehler liegt immer dann vor, wenn die mageblichen Wahlrechtsvorschriften, bei der Europawahl ins-
besondere die Regelungen des Europawahlgesetzes (EuWG) und der Europawahlordnung (EuWO), verletzt sind.
Daneben konnen Verstdfle gegen sonstige Vorschriften einen Wahlfehler begriinden, soweit sie mit einer Wahl
in einem unmittelbaren Zusammenhang stehen. Relevant sind alle Normwidrigkeiten, die den vom Gesetz vo-
rausgesetzten regelmiBigen Ablauf des Wahlverfahrens zu stéren geeignet sind. Diese konnen wihrend der Wahl-
vorbereitung, der Wahlhandlung und bei der Feststellung des Wahlergebnisses auftreten.

1. Soweit der Einspruchsfiihrer vortragt, dass ihm eine Wahlteilnahme aufgrund langer Wartezeiten in seinem
Wabhllokal nicht moglich gewesen sei, ist kein Wahlfehler erkennbar.

Zum einen ist der Vortrag des Einspruchsfiihrers, wonach zu verschiedenen Zeitpunkten 80 bis 100 Personen in
der Schlange gewartet hitten, durch die Stellungnahme des Landeswabhlleiters fiir das Land Brandenburg nicht
bestdtigt worden. Danach seien zu verschiedenen Kontrollzeitpunkten am Vor- und Nachmittag jeweils nicht mehr
als 20 wartende Personen festgestellt worden. Die genaue Anzahl der jeweils wartenden Personen und die daraus
zu unterschiedlichen Zeitpunkten resultierende Wartezeit kann somit zwar nicht abschlieBend aufgeklart werden,
kann jedoch auch offenbleiben, denn eine Wartezeit vor der Stimmabgabe ist als solche kein Wahlfehler. Treten
ungewohnlich lange Wartezeiten auf, kann dies ein Indiz dafiir sein, dass die zustdndigen Behdrden oder Wahl-
organe bei der Vorbereitung der Wahl das Gebot, die Stimmabgabe moglichst zu erleichtern, unzureichend be-
achtet haben. Das Bundesverfassungsgericht hat dies im Hinblick auf die Vorbereitung der Bundestagswahl an-
hand der Vorschriften der Bundeswahlordnung (BWO) festgestellt und MaBstibe fiir die Erfiillung dieses Gebots
aufgestellt (vgl. BVerfG, Urteil vom 19. Dezember 2023 — 2 BvC 4/23 —, juris). Diese MaBstdbe konnen auch bei
der Anwendung der jeweils gleichlautenden Vorschriften der Europawahlordnung herangezogen werden. Das
Gebot, die Stimmabgabe mdglichst zu erleichtern, ist danach im Rahmen der Vorbereitung der Wahl sowohl bei
der Abgrenzung der Wahlbezirke (§ 12 Absatz 2 Satz 1 EuWO) als auch bei der Ausstattung der Wahlrdume (§ 39
Absatz 1 Satz 3 EuWO) zu beachten. Hierzu ist die Zahl der Wahlberechtigten in einem Wahlbezirk zu ermitteln
und unter der Annahme einer Priasenzwahl zu bestimmen, wie viele Wahllokale unter Nutzung wie vieler Wahl-
kabinen erforderlich sind, um im Rahmen der Wahlzeit den Wahlberechtigten eine geordnete Stimmabgabe zu
ermoglichen. Dabei ist auch zu beriicksichtigen, wie viele Stimmzettel auszufiillen sind, wie viel Zeit hierfiir zu
veranschlagen ist und inwieweit eine Mehrfachwahl auch fiir den Wahlvorstand einen Zusatzaufwand verursacht.
Gleichwohl ist es unmdglich, alle Eventualitidten abzudecken, etwa den Zufall des Eintreffens einer hohen Zahl
von Wahlberechtigten zur gleichen Zeit (vgl. a. a. O., Randnummer 148 ff.). Die wahlrechtlichen Vorschriften
machen keine konkreten Vorgaben zur Zahl der Wahlkabinen oder zum Umfang einer zumutbaren Wartezeit.
Treten Wartezeiten in Folge eines punktuellen, aulerordentlich groen Andrangs auf, ist dies noch kein Indiz
dafiir, dass die zustdndigen Behorden oder Wahlorgane bei der Vorbereitung der Wahl das Gebot, die Stimmab-
gabe moglichst zu erleichtern, unzureichend beachtet haben. Der Grundsatz der Allgemeinheit der Wahl, der fiir
die Europawahl insbesondere in § 1 Satz 2 EuWG verankert ist, gewéhrleistet nicht das Recht, seine Stimme am
Wahltag jederzeit an jedem Ort ungehindert abgeben zu kdnnen, sondern nur die gleiche Méglichkeit zur Stimm-
abgabe fiir jeden Wahlberechtigten. Die Unwégbarkeit eines gleichzeitigen Zustroms einer Vielzahl von Wahlbe-
rechtigten zur selben Zeit kann fiir alle betroffenen Personen mehr Wartezeit mit sich bringen, ohne dass dadurch
ein Wahlfehler begriindet wird. Wenn jedoch aufgrund unzureichender Planung und Vorbereitung, etwa wegen
zeitweise fehlender Stimmzettel oder einer unzureichenden Zahl an Wahlkabinen oder einer Kombination dieser
Umsténde, erhebliche Wartezeiten auftreten und der Dauer nach zunehmen, kann dies zur Folge haben, dass
Wahlberechtigte das Warten auf die Abgabe der Stimme abbrechen oder gar nicht erst zur Wahl erscheinen. In
diesem Fall liegt zwar in der Wartezeit als solcher kein Wahlfehler, wohl aber in den Maflnahmen oder Unterlas-
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sungen, die die Wartezeit verursacht und in der Folge die Stimmabgabe vereitelt haben (vgl. a. a. O., Randnum-
mer 157 ff.).

Nach diesen MaBstiben ist vorliegend kein Versto3 gegen das Gebot, die Stimmabgabe moglichst zu erleichtern,
feststellbar. Laut der Stellungnahme des Landeswahlleiters wurde die Abgrenzung und Ausstattung des Wahllo-
kals im ,,Jugendclub Bieselheide* entsprechend der Organisation der letzten Europawahl 2019 vorgenommen,
was nicht zu beanstanden ist. Denn auch die Europawahl 2019 fand zeitgleich mit den Kommunalwahlen statt, so
dass bei der Planung nunmehr davon ausgegangen werden durfte, dass die Wéhlerinnen und Wiahler im Durch-
schnitt die gleiche Zeit flir die Stimmabgabe in der Wahlkabine bendtigen wiirden. Die Anzahl der Wahlberech-
tigten hatte sich zudem gegeniiber 2019 nur geringfiigig erhdht, so dass eine abweichende Ausstattung des Wahl-
lokals nicht angezeigt war. Die Gemeindebehdrde hat auerdem am Wahltag eine regelmifBBige Kontrolle des
Wabhlablaufs sichergestellt. Bereits am Vormittag konnte kurzfristig eine dritte Wahlkabine bereitgestellt werden,
welche dann aufgrund des zwischenzeitig zuriickgegangenen Wihleraufkommens nach Einschitzung des Wahl-
vorstandes doch nicht bendtigt wurde. In Reaktion auf ein erneut erhohtes Wahleraufkommen am Nachmittag
konnte dann innerhalb von einer halben Stunde die vom Wahlvorstand angeforderte dritte Wahlkabine bereitge-
stellt werden. Damit wurde adidquat auf das punktuell erhohte Wiahleraufkommen reagiert. Auch aus dem Vortrag
des Einspruchsfiihrers ergibt sich nicht, dass iiber den gesamten Wahltag durchgéingig lange Wartezeiten bestan-
den hétten. Der Einspruchsfiihrer hat lediglich seinen punktuellen, subjektiven Eindruck der Warteschlange zu
unterschiedlichen Zeitpunkten des Tages geschildert. Soweit er auf die Wartezeit seiner Ehefrau verweist, fillt
diese in den Zeitraum, in dem ein erhohtes Wahleraufkommen bestétigt wurde, auf welches dann durch die Be-
reitstellung einer dritten Wahlkabine reagiert worden ist. Die Behauptung des Einspruchsfiihrers, dass viele seiner
Nachbarn von einer Wahlteilnahme abgesehen hétten, ist bereits nicht hinreichend substantiiert. Wahlbeanstan-
dungen, die liber nicht belegte Vermutungen oder die bloBe Andeutung der Moglichkeit von Wahlfehlern nicht
hinausgehen und keinen konkreten, der Uberpriifung zuginglichen Tatsachenvortrag enthalten, werden als un-
substantiiert zuriickgewiesen (vgl. zuletzt nur Bundestagsdrucksache 20/24300, Anlagen 3 und 6; siche auch
BVerfGE 85, 148 [160]; Austermann, in: Schreiber, BWahlG, 11. Auflage 2021, § 49 Randnummer 26). Laut
Stellungnahme des Landeswahlleiters sind iiberdies keine weiteren Beschwerden iiber den Wahlablauf im Wahl-
lokal ,,Jugendclub Bieselheide* eingegangen.

2. Auchim verspiteten Schluss der Wahlhandlung um 18:50 Uhr ist kein Wahlfehler zu erkennen. Eine Stimm-
abgabe nach Ende der Wahlzeit ist nicht bereits als solche ein Wahlfehler, sondern grundsétzlich im Rahmen des
§ 53 Satz 2 EuWO zuléssig. Die Wahl dauert nach § 40 Absatz 1 EuWO von 8 bis 18 Uhr. Der Ablauf der Wahl-
zeit ist vom Wahlvorsteher bekanntzugeben (vgl. § 53 Satz 1 EuWO). Ab diesem Zeitpunkt sind nur noch die
Waihlerinnen und Wihler zur Stimmabgabe zuzulassen, die vor Ablauf der Wahlzeit erschienen sind und sich im
Wahlraum oder aus Platzgriinden davor befinden (vgl. § 53 Satz 2 EuWO). Die Mdoglichkeit rechtzeitig erschie-
nener Wéhler, ihre Stimme auch noch nach 18 Uhr abzugeben, dient der Allgemeinheit der Wahl. Dies rechtfer-
tigt, dass Personen, die sich im Wahlraum oder unmittelbar davor befinden, ihre Stimme nach dem reguldren Ende
der Wahlzeit noch abgeben konnen (vgl. BVerfG, Urteil vom 19. Dezember 2023 — 2 BvC 4/23 —, juris Rand-
nummer 165 ff.). Ein Versto3 gegen § 53 Satz 2 EuWO und damit ein Wahlfehler liegt dann vor, wenn Wéhle-
rinnen und Wihler zugelassen werden, die sich zum Zeitpunkt des Ablaufs der Wahlzeit noch nicht vor dem
Wabhlraum eingefunden haben. Dies wird vom Einspruchsfiihrer jedoch nicht vorgetragen und auch sonst bestehen
hierfiir keine Anhaltspunkte.
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Anlage 3

Beschlussempfehlung

Zum Wahleinspruch mit dem Az.

—EuWP 11/24 -

hat der Wahlpriifungsausschuss in seiner Sitzung vom 10. Juli 2025 beschlossen,
dem Deutschen Bundestag folgenden Beschluss zu empfehlen:

Der Wahleinspruch wird zuriickgewiesen.

Tatbestand

Mit Fax vom 15. Juni 2024 hat der Einspruchsfiihrer Einspruch gegen die Giiltigkeit der Wahl der Abgeordneten
des Européischen Parlaments aus der Bundesrepublik Deutschland am 9. Juni 2024 eingelegt.

1. Vortrag des Einspruchsfiihrers

Zur Begriindung trégt der Einspruchsfiihrer vor, dass die Aufstellung der Liste der Freien Demokratischen Partei
(FDP) gravierende rechtsstaatliche Mangel aufweise. Auf die Aufstellung der Liste sei in unzuldssiger Weise
Einfluss genommen worden.

Der FDP-Kreisverband Bonn habe urspriinglich am 24. Juni 2023 die Delegierten und Ersatzdelegierten fiir die
Landesvertreterversammlung der FDP Nordrhein-Westfalen am 24. November 2023 gewihlt. Diese Wahl sei je-
doch nach Auffassung des Einspruchsfiihrers rechtswidrig gewesen, da die Teilnehmerliste durch den Kreisvor-
stand in ,,selektiver Weise™ zusammengestellt worden sei. Dagegen habe der Einspruchsfiihrer mit Schreiben vom
24. Juni 2023 Klage beim Landesschiedsgericht der FDP Nordrhein-Westfalen erhoben und einen Eilantrag ge-
stellt; tiber die Klage sei bis zum Zeitpunkt des Einspruchsschreibens nicht entschieden worden.

Aufgrund der Klage habe jedoch der Kreisvorstand der FDP Bonn mit E-Mail vom 31. Oktober 2023 zu einem
auBlerordentlichen Kreisparteitag am 15. November 2023 eingeladen, auf dem eine erneute Wahl der Delegierten
und Ersatzdelegierten durchgefiihrt worden sei. Eine solche Einladung per E-Mail sei jedoch satzungsrechtlich
unzuldssig. Zudem habe die Deklaration als auBerordentlicher Kreisparteitag ausschlieBlich dazu gedient, gemaf
§ 12 Absatz 5 der Kreisverbandssatzung die reguldre Einladungsfrist von 21 Tagen auf zehn Tage zu verkiirzen.
Die Einberufung eines auflerordentlichen Parteitages sei aulerdem rechtsmissbrauchlich, weil ein solches Instru-
ment nur fiir unvorhergesehene Ereignisse zuléssig sei. Die Einberufung eines auBerordentlichen Kreisparteitages
sei zudem auch aufgrund von § 10 Absatz 1 und 2 des Europawahlgesetzes (EuWG) unzulissig, weil eine Dele-
giertenwahl nicht mit anderen Parteigeschéften verbunden werden diirfe. Das folge bereits daraus, dass der Teil-
nehmenden- und Stimmberechtigtenkreis unterschiedlich sei. Wahrend auf Parteiversammlungen die Mitglied-
schaft in der Gliederung entscheidend sei, komme es bei den Wahlversammlungen auf den Wohnsitz an. Die
Versammlung vom 15. November 2023 habe vor allem parteipolitischen Charakter aufgewiesen und die behan-
delten Antrdge seien nicht auf die Thematik der Européischen Union beschrankt gewesen. Der Einspruchsfiihrer
fiihrt weiter aus, dass der Kreisverband es unterlassen habe, die Wahlberechtigung der Teilnehmer zu priifen.
Faktisch habe jedermann an der Versammlung teilnehmen konnen. Der Einspruchsfiihrer benennt namentlich eine
Person, die zwar dem Kreisverband Bonn angehére, jedoch im Rhein-Sieg-Kreis wohnhaft sei, und trotzdem an
der Versammlung teilgenommen und auch eine Stimmkarte erhalten habe.

Der Einspruchsfiihrer sieht hierin einen Wahlmangel, der iiber die Landesvertreterversammlung bis zur Wahl der
Kandidatinnen und Kandidaten durch die Bundesvertreterversammlung fortwirke.

2. Stellungnahme der Bundeswahlleiterin

Die Bundeswahlleiterin hat mit Schreiben vom 22. Juli 2024 zum Vortrag des Einspruchsfiihrers Stellung genom-
men. Sie weist darauf hin, dass Verstdf3e allein gegen das Satzungsrecht einer Partei wahlrechtlich ohne Bedeu-
tung seien. Fiir die Zulassung eines Wahlvorschlages seien Satzungsverstdfie nur von Relevanz, soweit dadurch
zugleich die Mindestregeln einer demokratischen Kandidatenaufstellung verletzt wiirden. Eine Ladungsfrist von
etwa 15 Tagen verstofle dabei nicht gegen den elementaren Kernbestand an Verfahrensgrundsétzen.
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Die Bundeswahlleiterin bezieht sich ferner auf einen Beschluss des Bundesschiedsgerichts der FDP vom 29. Feb-
ruar 2024, der ihr auf Anfrage von der Vertrauensperson des Wahlvorschlags der FDP zur Europawahl 2024
zugesandt worden sei und ihrer Stellungnahme beigefiigt ist. Das Bundesschiedsgericht der FDP habe sich mit
verschiedenen Riigen hinsichtlich der am 28. Januar 2024 gewihlten Bundesliste der FDP und den Umsténden
der Wahl der Delegierten und Ersatzdelegierten des FDP-Kreisverbandes Bonn fiir die Landesvertreterversamm-
lung des FDP-Landesverbandes Nordrhein-Westfalen befasst. Den ausfiihrlichen Begriindungen des Beschlusses,
der den Antrag als unzuldssig zuriickgewiesen und auch in der Sache fiir unbegriindet erachtet hat, schlieB3t sich
die Bundeswahlleiterin an. Auch der Bundeswahlausschuss sei in seiner Sitzung vom 29. Mérz 2024 dieser Ein-
schitzung gefolgt und habe den Wahlvorschlag der FDP zugelassen.

Die offentliche Zugédnglichkeit eines Parteitages sei durch die Bundeswahlleiterin bzw. den Bundeswahlausschuss
ebenso wenig zu beanstanden wie die Einladung per E-Mail. Die Behauptung, die Stimmberechtigung sei nicht
iiberpriift worden, sei ebenso wenig belegt worden wie eine Verletzung des passiven Wahlrechts oder eine Unzu-
standigkeit eines ,,(auBerordentlichen) Kreisparteitages*. Hinsichtlich der Stimmberechtigung verweist die Bun-
deswabhlleiterin auf den Beschluss des Bundesschiedsgerichts der FDP, wonach selbst die behauptete Teilnahme
des vom Einspruchsfithrer namentlich benannten Mitglieds keinen Mangel darstellen wiirde. So verlange § 10
EuWG eine Versammlung der Mitglieder der Partei, die zum Européischen Parlament wahlberechtigt sind. Nach
der Landessatzung der FDP Nordrhein-Westfalen seien die Mitglieder der Kreisparteitage stimmberechtigt, die
am Tag der Delegiertenwahl zur jeweiligen Wahl im Gebiet des Landesverbandes wahlberechtigt sind. Der Ein-
spruchsfiihrer habe nicht vorgetragen, dass diese Anforderungen auf das von ihm namentlich benannte Mitglied
nicht zutrdfen. Nach den Feststellungen des Bundesschiedsgerichts der FDP hétten sich vor der Ausgabe der
Stimmrechte beim auBerordentlichen Kreisparteitag am 15. November 2023 alle Teilnehmer in eine aktuelle Mit-
gliederliste eintragen und diese unterschreiben miissen.

3. GegenduBlerung des Einspruchsfiihrers

Mit Schreiben vom 9. August 2024 wiederholt der Einspruchsfiihrer seinen Vortrag hinsichtlich einer Verletzung
der Ladungsfrist und behauptet erneut, dass die Teilnahmeberechtigung ,,an keiner Stelle” gepriift worden sei.
Das von ihm namentlich benannte Parteimitglied sei ,,nicht im Wahlgebiet wohnhaft* und habe somit ,,gefahren-
méaBig* doppelt wihlen konnen.

Wegen der Einzelheiten wird auf den Inhalt der Akte Bezug genommen.

Entscheidungsgriinde

Der Einspruch ist zuléssig, aber unbegriindet. Dem Vortrag des Einspruchsfiihrers lassen sich keine fiir die Sitz-
verteilung der Abgeordneten des Europdischen Parlaments aus der Bundesrepublik Deutschland relevanten Ver-
stoBBe gegen Wahlrechtsvorschriften und damit keine mandatsrelevanten Wahlfehler sowie keine Verletzung sei-
nes subjektiven Wahlrechts entnehmen.

Die Zulassung des Wahlvorschlags der FDP durch den Bundeswahlausschuss in der Sitzung vom 19. Mérz 2024
ist wahlrechtlich nicht zu beanstanden.

Der Bundeswahlausschuss hat gemal3 § 14 Absatz 2 Satz 1 Nummer 2 EuWG Wahlvorschlidge grundsétzlich zu-
rlickzuweisen, wenn sie den Anforderungen nicht entsprechen, die durch das Europawahlgesetz oder die Europa-
wahlordnung aufgestellt sind. Die insofern maB3geblichen Anforderungen an die Aufstellung der Wahlvorschliage
sind insbesondere in § 10 EuWG geregelt. Gemél § 10 Absatz 1 EuWG konnen die Bewerber eines Wahlvor-
schlags in einer besonderen oder allgemeinen Vertreterversammlung der Partei oder in einer Mitgliederversamm-
lung zur Wahl der Bewerber gewihlt werden. Die Mitglieder beider Formen der Vertreterversammlungen miissen
aus der Mitte einer oder mehrerer Mitgliederversammlungen oder einer oder mehrerer dazwischen geschalteter
Vertreterversammlungen hervorgegangen sein (vgl. § 10 Absatz 2 Satz 3 EuWG; Engelbrecht/Bditge, Europa-
wabhlrecht, § 10 EuWG Randnummer 1.1).

Anhand des Vortrags des Einspruchsfiihrers kann mit Blick auf die in Rede stehende Wahl der Delegierten und
Ersatzdelegierten auf dem auBerordentlichen Kreisparteitag des FDP-Kreisverbandes Bonn am 15. November
2023 kein VerstoB3 gegen die wahlrechtlich relevanten Anforderungen an eine Wahl von Vertretern fiir eine Ver-
treterversammlung im Sinne des § 10 Absatz 2 Satz 2 EuWG festgestellt werden.

1. Mit Blick auf die vom Einspruchsfiihrer geriigte Einladung per E-Mail vom 31. Oktober 2023 ist kein Ver-
stofl gegen Wahlrechtsvorschriften feststellbar.

Soweit der Einspruchsfiihrer vortragt, dass die Form der Einladung gegen Satzungsrecht verstof3e, ist dies uner-
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heblich. Weder das Europawahlgesetz noch die Europawahlordnung schreiben eine bestimmte Form fiir die Ein-
ladung zu einer Mitgliederversammlung fiir die Wahl von Vertretern fiir eine Vertreterversammlung vor. Die
konkrete Ausgestaltung des Verfahrens fiir die Wahl der Vertreter fiir die Vertreterversammlungen, iiber die Ein-
berufung und Beschlussfihigkeit der Mitglieder- oder Vertreterversammlungen sowie iiber das Verfahren fiir die
Wahl des Bewerbers regeln die Parteien gemill § 10 Absatz5 EuWG durch ihre Satzungen (vgl. Engel-
brecht/Bdtge, Europawahlrecht, § 10 EuWG Randnummer 9). VerstoBe allein gegen das Satzungsrecht der Par-
teien sind jedoch wahlrechtlich ohne Bedeutung. Insofern muss die Einladung Zeit und Ort der Versammlung
enthalten, um eine Teilnahme zu ermdglichen. Auch muss aus der Einladung hervorgehen, zu welchem Zweck
die Versammlung abgehalten werden soll (vgl. Bundestagsdrucksache 18/5050, Anlage 5). Vor diesem Hinter-
grund begegnet der bloBe Umstand, dass die Einladung vom 31. Oktober 2023 per E-Mail versendet wurde, keinen
wabhlrechtlichen Bedenken. Dariiber hinaus sind keine Anhaltspunkte vom Einspruchsfiihrer vorgetragen worden
oder anderweitig ersichtlich, welche Zweifel an der Moglichkeit der geladenen Personen, vom Termin und Zweck
der Mitgliederversammlung Kenntnis zu nehmen, hervorrufen konnten.

Weiterhin enthilt § 10 EuWG auch keinerlei Vorgaben, welche Ladungsfrist bei der Einberufung einer Mitglie-
derversammlung zur Wahl der Vertreter fiir eine Vertreterversammlung einzuhalten ist (Engelbrecht/Bdtge, Eu-
ropawahlrecht, § 10 EuWG Randnummer 1.2). Vorliegend wurde die Einladung 15 Tage im Voraus versendet.
Der Einspruchsfiihrer tragt insoweit selbst vor, dass dabei von einer satzungsrechtlichen Ladungsfristverkiirzung
auf zehn Tage Gebrauch gemacht worden sei. Insofern ist bereits kein Verstofl gegen Satzungsvorschriften zu
erkennen. Auch eine Unterschreitung der wahlrechtlichen Mindestregeln fiir eine Vertreteraufstellung und inso-
fern ein VerstoB gegen den elementaren Kernbestand an Verfahrensgrundsitzen liegt bei einem Zeitraum von
15 Tagen fern. Die Dispositionsfreiheit der geladenen Personen wird dadurch nicht in einem solch schweren Mal}
eingeschrinkt, dass der anschlieBenden Bestimmung der Vertreter (,,Delegierten und Ersatzdelegierten®) des
Kreisverbandes der Charakter einer ,,Wahl“ abgesprochen werden kann. Ein Wahlrechtsverstoll wire selbst dann
nicht anzunehmen, wenn die Ladungsfrist nur eine Woche (vgl. Schreiber, Bundeswahlgesetz, 12. Auflage 2025,
§ 21 Randnummer 51 Funote 173) oder auch fiinf Tage (Verfassungsgerichtshof des Landes Berlin, Urteil vom
6. Dezember 2002 — 192/01 — juris, Randnummer 68) betragen hitte.

2. Zudem ist die Einberufung eines aulerordentlichen Kreisparteitags zur Wahl der Delegierten und Ersatzde-
legierten wahlrechtlich nicht zu beanstanden.

Die vom Einspruchsfiihrer geriigte Unzuléssigkeit der Einberufung eines ,,aullerordentlichen” — anstelle eines
reguliren — Kreisparteitages ist fliir das Wahlverfahren unerheblich. Ob insofern gegen Satzungsrecht verstofen
wurde, kann dahinstehen, denn es sind keine verfassungsrechtlichen oder einfachgesetzlichen Vorgaben ersicht-
lich, welche der Wiederholung einer moglicherweise fehlerbehafteten Wahl der Delegierten und Ersatzdelegierten
des FDP-Kreisverbandes fiir die FDP-Landesvertreterversammlung auf einem auferordentlichen Kreisparteitag
entgegenstehen.

Soweit der Einspruchsfiihrer moniert, dass es nicht zuldssig sei, auf einem solchen Kreisparteitag sowohl die Wahl
der Delegierten und Ersatzdelegierten des FDP-Kreisverbandes fiir die FDP-Landesvertreterversammlung als
auch allgemeine Parteigeschéfte vorzunehmen, begegnet dies ebenfalls keinen wahlrechtlichen Bedenken. Aus
§ 10 Absatz 1 und 2 EuWG ergeben sich keine Vorgaben hinsichtlich der inhaltlichen Organisation einer Mitglie-
derversammlung, bei der Vertreter fiir eine Vertreterversammlung gewéhlt werden, und insofern auch kein Gebot
der Trennung verschiedener Sachgebiete.

3. Soweit der Einspruchsfiihrer vortragt, dass die Wahlberechtigung der Teilnehmenden am Kreisparteitag vom
15. November 2023 nicht iiberpriift worden sei, vermag dies ebenfalls zu keiner Feststellung eines Wahlfehlers
filhren. Die Bestimmung der Delegierten und Ersatzdelegierten des FDP-Kreisverbandes fiir die FDP-
Landesvertreterversammlung geniigte insoweit den in § 10 Absatz 1 bis 5 EuWG festgelegten Vorgaben fiir die
Kandidatenaufstellung sowie den verfassungsrechtlichen Mindestanforderungen an eine demokratische ,,Wahl*
gemil Artikel 20 Absatz 1 des Grundgesetzes (GG).

Zum einen stellt die allgemeine Zuginglichkeit des Kreisparteitages fiir die Offentlichkeit keine Verletzung der
wahlrechtlichen Anforderungen, sondern vielmehr eine Gewéhrleistung des aus dem Demokratieprinzip abgelei-
teten Offentlichkeitsgrundsatzes dar. Zeitlich sind davon alle wesentlichen Schritte der Wahl und somit grund-
sitzlich auch das Wahlvorschlagsverfahren umfasst (vgl. Schreiber, BWahlG, 12. Auflage 2025, § 1 Randnum-
mer 82 und § 21 Randnummer 7). Vor diesem Hintergrund bezieht sich der Offentlichkeitsgrundsatz nicht nur
auf die in § 10 Absatz 1 EuWG genannten Versammlungen zur Aufstellung des Wahlvorschlags, sondern auch
auf die Mitgliederversammlungen gemél § 10 Absatz 2 Satz 3 EuWG, im Rahmen derer die Vertreter fiir dazwi-
schen geschaltete Vertreterversammlungen gewahlt werden.
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Sofern zum anderen die allgemeine Zuginglichkeit zum Kreisparteitag dazu gefiihrt haben soll, dass hierzu nicht
berechtigte Personen an der Wahl der Delegierten und Ersatzdelegierten des FDP-Kreisverbandes fiir die FDP-
Landesvertreterversammlung teilgenommen hétten, ist dies vom Einspruchsfiihrer nicht hinreichend substantiiert
vorgetragen worden. Hinsichtlich der namentlich genannten Person tragt der Einspruchsfiithrer vor, dass diese
zwar Mitglied im FDP-Kreisverband Bonn sei, ihren Wohnsitz jedoch im Rhein-Sieg-Kreis habe. Der Einspruchs-
fithrer nimmt insofern irrig an, dass diese Person deshalb nicht zur Teilnahme an der Abstimmung berechtigt
gewesen sei. Gemal § 10 Absatz 2 Satz 4 EuWG kommt es jedoch lediglich auf die Wahlberechtigung zum Eu-
ropdischen Parlament an. Da es bei den Wahlen zum Europidischen Parlament keine Wahlkreise gibt, kommt es
nicht darauf an, ob das jeweilige Parteimitglied vor Ort wahlberechtigt ist (vgl. Engelbrecht/Bdtge, Europawahl-
recht, § 10 EuWG Randnummer 9). Der Darstellung, wonach sich vor der Ausgabe der Stimmrechte alle Teilneh-
mer in eine aktuelle Mitgliederliste hétten eintragen und diese unterschreiben miissen, ist der Einspruchsfiihrer in
seiner Gegenduflerung nicht mit konkretem Sachvortrag entgegengetreten. Soweit er dariiber hinaus die blofe
Gefahr einer doppelten Stimmabgabe riigt, kann daraus noch keine Feststellung eines Wahlfehlers resultieren.
Wabhlbeanstandungen, die iiber nicht belegte Vermutungen oder die bloBe Andeutung der Moglichkeit von Wahl-
fehlern nicht hinausgehen und einen konkreten, der Uberpriifung zugénglichen Tatsachenvortrag nicht enthalten,
werden als unsubstantiiert zuriickgewiesen (vgl. zuletzt nur Bundestagsdrucksachen 20/11300, Anlagen 4, 6, 7
und 8; 20/13500, Anlage 19; siche auch BVerfGE 85, 148 [160] und Austermann, in: Schreiber, BWahlG, 12. Auf-
lage 2025, § 49 Randnummer 26).
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Anlage 4
Beschlussempfehlung

Zum Wahleinspruch mit dem Az.

— EuWP 12/24 —

hat der Wahlpriifungsausschuss in seiner Sitzung vom 10. Juli 2025 beschlossen,
dem Deutschen Bundestag folgenden Beschluss zu empfehlen:

Der Wahleinspruch wird zuriickgewiesen.

Tatbestand

Mit Schreiben vom 18. Juni 2024, das am 20. Juni 2024 beim Deutschen Bundestag eingegangen ist, hat der
Einspruchsfiihrer Einspruch gegen die Giiltigkeit der Wahl der Abgeordneten des Europdischen Parlaments aus
der Bundesrepublik Deutschland am 9. Juni 2024 eingelegt.

1. Vortrag des Einspruchsfiihrers

Der Einspruchsfiihrer riigt, dass in seinem Wahllokal im ,,Stadtteiltreff Hustadt IFAK e.V.“, Hustadtring 55,
44801 Bochum (Stimmbezirk 5303) die Wahlkabine durch ein Fenster einsehbar gewesen sei. Es sei ein soge-
nanntes ,,Schultersurfen* moglich gewesen, da Personen, die sich auf dem Platz auerhalb des Wahllokals auf-
hielten, in der Lage gewesen seien, die Bewegungen und Handlungen der Wéhler in der Kabine zu beobachten.
Von einer erhdhten Position sei es aus einer Entfernung von 3,8 bis 5 Metern moglich gewesen, durch das Fenster
die Wahlhandlung zu beobachten, ohne dass dies dem Wahlvorstand aufgefallen wire. Aus einer Entfernung von
0,5 bis 1 Meter Entfernung sei eine Beobachtung mdglich gewesen, die jedoch nach der Vermutung des Ein-
spruchsfithrers dem Wahlvorstand aufgefallen wire. Der Einspruchsfiihrer siecht dadurch den Grundsatz der ge-
heimen Wabhl verletzt. Der Wahlvorstand miisse gemill § 39 Absatz 5 der Europawahlordnung (EuWO) dafiir
sorgen, dass die Wahlkabinen so aufgestellt und abgeschirmt wiirden, dass die Wéhler ihre Stimme unbeobachtet
abgeben konnen. Die Moglichkeit der Einsichtnahme durch das Fenster widerspreche diesen Vorgaben. Der Ein-
spruchsfiihrer verweist ergiinzend auf ein Urteil des Verwaltungsgerichts Karlsruhe vom 16. Oktober 2013 (Az.
4 K 2001/13).

2. Stellungnahme der Landeswahlleiterin

Die Landeswahlleiterin des Landes Nordrhein-Westfalen hat nach Beteiligung der Stadt Bochum mit Schreiben
vom 25. Juli 2024 zum Vortrag des Einspruchsfiihrers Stellung genommen.

Im Wahlraum des Stimmbezirks 5303 seien aufgrund des Raumzuschnitts insgesamt vier Stimmabgabeplétze —
Tische mit aufgestelltem, dreiteiligem Sichtschutz aus Pappe — an der Fensterseite des Wahllokals aufgestellt
worden. ,,Um den Aufbau nicht im rechten Winkel zur Fensterfront darzustellen* und um jegliche Einsichtnahme
von aufBlerhalb zu verhindern, seien die Wahlkabinen angeschréigt zueinander und somit auch zur Fensterfront
aufgestellt worden. Dies habe der Wahlvorsteher bewusst so umgesetzt. Eine Einsichtnahme sei auflerdem ,,allein
schon durch die Korper der Wiahlenden faktisch nicht moglich™ gewesen.

Zur Sachverhaltsermittlung hétten zwei Beschéftigte des Wahlbiiros am 12. Juli 2024 die Gegebenheiten vor Ort
selbst in Augenschein genommen. Dabei sei festgestellt worden, dass aufgrund der Spiegelungen der Fensterfront
von auflen eine Einsichtnahme aus den geschilderten 3,8 bis 5 Metern nicht mdglich sei. Es konne maximal erahnt
werden, dass sich hinter der Fensterfront Menschen befinden wiirden. Auch das zweite Szenario einer direkten
Einsichtnahme aus 0,5 Metern Entfernung werde als , realititsfern™ bewertet, da in diesem Szenario der Wahlvor-
stand, welcher ,,vis-a-vis* zur Fensterfront gesessen habe, jegliche Bewegung direkt vor den Fenstern wahrge-
nommen hétte. Auch hier hitten die Kérper der Wahlenden in sitzender Haltung faktisch die Einsichtnahme auf
die Stimmzettel verhindert. Nach Aussage des Wahlvorstehers des Stimmbezirks 5303 habe es weder am Wahltag
noch im Nachgang ,.Beschwerden oder Informationen* zum Aufbau des Wahllokals oder einer moglichen Ein-
sichtnahme durch Dritte gegeben. Auch in der Wahlniederschrift seien keine Auffilligkeiten vermerkt. Aus Sicht
des Wabhlbiiros der Stadt Bochum werde somit der Vorwurf der Gefdhrdung des Wahlrechtsgrundsatzes der ge-
heimen Wahl vollstindig zuriickgewiesen. Dieser Wertung schlief3t sich auch die Landeswabhlleiterin an.
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3. GegenduBerung des Einspruchsfiihrers

Der Einspruchsfiihrer ist mit Schreiben vom 13. August 2024 der Darstellung in der Stellungnahme der Landes-
wahlleiterin entgegengetreten. Es habe am Wahltag lediglich zwei Stimmabgabeplitze gegeben, welche auch
nicht angeschrigt zum Fenster ausgerichtet gewesen seien. Eine Einsichtnahme von auflen sei auch bei erheblicher
Spiegelung moglich. Weiterhin habe nur ein Teil des Wahlvorstandes gegeniiber der Fensterfront gesessen, wéh-
rend die anderen Mitglieder des Wahlvorstandes direkt am Fenster gesessen hétten und somit auch die Sicht auf
die Stimmabgabeplétze eingeschrinkt hatten. Der Einspruchsfiihrer wendet sich auch gegen die Behauptung des
Wabhlvorstands, dass dieser Bewegungen direkt vor dem Fenster wahrgenommen und gegebenenfalls interveniert
hatte. Auf dem Platz vor dem Wahllokal hétten wéihrend des gesamten Wahlzeitraums Kinder gespielt. Ein Teil
der Fensterfront sei wihrend der Wahlhandlung des Einspruchsfiihrers auch kontinuierlich als Torwand beim
FuBballspiel genutzt worden. Es sei zudem unerheblich, dass am Wahltag keine Riigen an den Wahlvorstand
herangetragen worden seien.

Der Einspruchsfiihrer hat seiner Gegenduferung eine selbst angefertigte Skizze des Wahlraum-Aufbaus sowie
von auflen angefertigte Fotoaufnahmen der Fensterfront beigefiigt.

4.  Erginzende Stellungnahme der Landeswahlleiterin

Zur GegenduBerung des Einspruchsfiihrers hat die Landeswahlleiterin nochmals Stellung genommen und den
Aufbau des Wahllokals gemdf3 der Skizze des Einspruchsfiihrers bestitigt. Es seien somit lediglich zwei Wahlka-
binen aufgestellt gewesen, wobei die fensterseitige Wahlkabine vom Wahlvorstand ,,leicht gedreht und die rechte
Seite ldnger gezogen* worden sei, so dass ein Einblick vom Fenster aus verhindert gewesen sei. Der Wahlvorste-
her habe erklirt, dass ihm keinerlei Verhalten aufgefallen sei, bei dem versucht worden sei, Einsicht in die Wahl-
handlung zu erhalten. Es treffe jedoch zu, dass Personen, wenn sie von auflen an das Fenster herangetreten wéren,
Bewegungen der Wéhlenden hitten sehen konnen. Dies beschrianke sich ,,auf den Riicken, die Hinterseite des
linken Oberarms, des Gesilies, des halben Hinterkopfes (nur, wenn sich der Wahlende nicht vorbeugt)™.

Wegen der Einzelheiten wird auf den Inhalt der Akte Bezug genommen.

Entscheidungsgriinde

Der Einspruch ist zuldssig, aber unbegriindet. Ein Wahlfehler ldsst sich nicht mit der notwendigen Sicherheit
feststellen.

Zwar kann der Wahlpriifungsausschuss nicht mit Sicherheit feststellen, dass die Aufstellung der Wahlkabinen den
wahlrechtlichen Vorgaben entsprach. Geméa$ § 4 des Europawahlgesetzes (EuWG) i. V. m. § 33 Absatz 1 Satz 1
des Bundeswahlgesetzes (BWG), § 43 Absatz 1 Satz 1 der Europawahlordnung (EuWO) sind Vorkehrungen zur
Wahrung des Wahlgeheimnisses zu treffen und insbesondere in jedem Wahlraum eine oder mehrere Wahlkabinen
mit Tischen einzurichten, in denen der Wahler den Stimmzettel unbeobachtet kennzeichnen und falten kann. Diese
Vorschriften konkretisieren den Grundsatz der geheimen Wabhl, der fiir die Europawahl u. a. in § 1 Satz 2 EuWG
verankert ist. An den Sichtschutz diirfen dabei keine unverhéltnisméfigen Anforderungen gestellt werden. Dass
registriert werden kann, wer sich in der Wahlkabine authilt, stellt beispielsweise keinen VerstoB3 gegen das Wahl-
geheimnis dar. Es muss aber auf jeden Fall gewahrleistet sein, dass unter normalen Umsténden niemand beobach-
ten kann, ob und wie der Stimmzettel ausgefiillt wird. Der Wahler muss sich aufgrund der konkreten ortlichen
Verhiltnisse unbeobachtet fithlen konnen (vgl. nur Bundestagsdrucksache 18/1710, Anlage 73; Thum, in: Schrei-
ber, BWahlG, 11. Auflage 2021, § 33 Randnummer 3). Dabei ist zu beachten, dass nach der Entscheidungspraxis
des Wahlpriifungsausschusses nicht nur das ,,Wie*, sondern schon das ,,Ob* des Ausfiillens des Stimmzettels vom
Grundsatz der geheimen Wahl geschiitzt ist (vgl. nur Bundestagsdrucksachen 17/3100, Anlage 17; 17/6300, An-
lage 24). Dies ist jeweils anhand der Umsténde des Einzelfalls zu bewerten. So entspricht nach der Entscheidungs-
praxis des Wahlpriifungsausschusses der Autbau des Wahllokals nicht den Vorgaben, wenn die Moglichkeit be-
steht, dass ein Dritter den Wihler von einer hoher gelegenen Balustrade innerhalb desselben Raumes beobachtet,
selbst wenn ohne optische Hilfsmittel nicht erkannt werden kann, wie der Stimmzettel ausgefiillt wird. Denn
anhand der Armbewegungen des in der Wahlkabine befindlichen Wéhlers ldsst sich auch aus der Entfernung
erkennen, ob er Verdnderungen auf dem Stimmzettel vornimmt oder nicht (vgl. Bundestagsdrucksache 17/3100,
Anlage 17). Eine vergleichbare Konstellation lag auch der vom Einspruchsfiihrer angefiihrten verwaltungsge-
richtlichen Entscheidung zugrunde, wonach das Wahlgeheimnis verletzt sei, ,,wenn bei einer Kommunalwahl der
Nebenraum des Wahlraums so eingerichtet ist, dass der mit dem Riicken zum Wahlraum unweit von der offenen
Tiir sitzende oder stehende Wéhler von den im Wahlraum wartenden Wihlern aus einer Entfernung von 3,8 bis
5 Metern beobachtet werden kann“ (Verwaltungsgericht Karlsruhe, Urteil vom 16. Oktober 2013, Az. 4
K 2001/13, juris Leitsatz). Dagegen ist ein Wahlfehler nicht bereits deshalb anzunehmen, weil sich die Offnung
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der Wahlkabinen vor einem Fenster befindet, wenn die Sicht eines Aullenstehenden auf den Stimmzettel dabei
stets durch die wéhlende Person verdeckt ist und der Wahlvorstand die Fensterfront jederzeit {iberblicken und
eine eventuelle Gefahrdung des Wahlgeheimnisses von auflen unterbinden kann (vgl. Bundestagsdrucksache
18/1710, Anlage 73).

Auch im vorliegenden Fall befand sich eine der Wahlkabinen an einer Fensterfront, wobei die Offnung jedoch
nicht zur Fensterfront hin ausgerichtet war. Der Landeswahlleiter stellt in seiner Stellungnahme auch darauf ab,
dass eine Einsichtnahme allein schon durch die Korper der Wéhlenden faktisch nicht moglich gewesen sei. Dabei
ist jedoch zu beriicksichtigen, dass etwa durch sichtbare Armbewegungen Riickschliisse darauf moglich sind, ob
der Stimmzettel ausgefiillt wird oder nicht. Einerseits wurde zwar glaubhaft dargelegt, dass der Wahlvorstand
auch im vorliegenden Fall die Fensterfront {iberblicken konnte und Bewegungen hinter der Scheibe wahrgenom-
men hétte. Gleichzeitig hat der Einspruchsfiihrer jedoch vorgetragen, dass auf dem Platz vor der Fensterfront
dauerhaft Publikumsverkehr stattfand und Kinder direkt an der Fensterfront spielten. Der exakte Aufbau der
Wahlkabinen und die Sichtverhiltnisse am Wahltag, auch unter Beriicksichtigung etwaiger Spiegelungen, lassen
sich nicht mehr ohne weiteres aufkléren.

Dies kann jedoch im Ergebnis offenbleiben. Denn selbst wenn die Platzierung der Wahlkabinen an der Fenster-
front vorliegend einen Wahlfehler begriinden wiirde, konnte dieser dem Einspruch nicht zum Erfolg verhelfen.
Denn nach stindiger Praxis des Wahlpriifungsausschusses sowie der stindigen Rechtsprechung des Bundesver-
fassungsgerichts konnen nur solche Wahlfehler einen Wahleinspruch erfolgreich begriinden, die auf die Vertei-
lung der Mandate von Einfluss sind oder sein kdnnen (vgl. zuletzt Bundestagsdrucksachen 17/2200, Anlagen 4,
5, 7 und 12; 17/2250, Anlagen 18 und 22; 17/3100, Anlage 17; BVerfGE 89, 243 [254]). Nach allgemeiner Le-
benserfahrung ist ein Einfluss einer fehlerhaften Gestaltung des Wahllokals auf die Sitzverteilung im Deutschen
Bundestag aber fernliegend (vgl. nur Bundestagsdrucksache 18/1710, Anlage 73). So verhilt es sich auch im
vorliegenden Fall. Es ist dulerst unwahrscheinlich, dass die Wihler, die im Wahllokal des Stimmbezirks 5303
ihre Stimme in der fensterseitigen Wahlkabine abgegeben haben, anders gewéhlt hétten, wenn die Wahlkabine
anders platziert gewesen wére. Eine solche Annahme wére nur dann ernsthaft in Erwdgung zu ziehen, wenn es
Anhaltspunkte dafiir gidbe, dass die durch die Aufstellung der Wahlkabinen mdglicherweise geschaffene Beobach-
tungsmoglichkeit die EntschlieBungsfreiheit der Wéhler tatsdchlich beeintriachtigt hat (vgl. a. a. O.). Solche An-
haltspunkte liegen jedoch nicht vor. Nicht einmal der Einspruchsfiihrer behauptet, durch die behauptete Beobach-
tungsmoglichkeit in seiner EntschlieBungsfreiheit beeintrichtigt gewesen zu sein. Er hat auch nicht vorgetragen,
dass tatséchlich irgendjemand versucht hétte, durch das Fenster die Stimmabgabe zu beobachten.
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Anlage 5

Beschlussempfehlung

Zum Wahleinspruch mit dem Az.

— EuWP 18/24 —

hat der Wahlpriifungsausschuss in seiner Sitzung vom 10. Juli 2025 beschlossen,
dem Deutschen Bundestag folgenden Beschluss zu empfehlen:

Der Wahleinspruch wird zuriickgewiesen.

Tatbestand

Mit einem am 24. Juni 2024 {ibermittelten Telefax hat der Einspruchsfiihrer Einspruch gegen die Giiltigkeit der
Wabhl der Abgeordneten des Europdischen Parlaments aus der Bundesrepublik Deutschland am 9. Juni 2024 ein-
gelegt.

1. Vortrag des Einspruchsfiihrers

Zur Begriindung trigt der Einspruchsfiihrer eine Verletzung der Neutralititspflicht durch eine unzuldssige Wahl-
werbung der Stadtverwaltung Koln fiir die Parteien der SPD, BUNDNIS 90/DIE GRUNEN und DIE LINKE vor.
Der Einspruchsfiihrer bezieht sich darauf, dass sowohl in seiner Wahlbenachrichtigung als auch seinem Wahl-
schein zur Wahl der Abgeordneten des Europdischen Parlaments aus der Bundesrepublik Deutschland am 9. Juni
2024 Formulierungen wie ,,Sehr geehrte*r Biirger*in®, ,,Unionsbiirger*innen®, ,,Biirger*innen“ und ,,Wahlbe-
rechtigte*r* verwendet werden. Daraus schlieft der Einspruchsfiihrer, dass sich das Wahlamt der Stadt Koln
grundsitzlich fiir ,,das Gedankengut und damit die Ideologie linker Parteien* ausspreche. Neben der Verletzung
des politischen Neutralititsgebots flihrt er an, dass eine solche Parteinahme der 6ffentlichen Verwaltung sowohl
mit den Verfassungsprinzipien des Demokratiegrundsatzes gemaB Artikel 20 Absatz 1 des Grundgesetzes (GG)
sowie der Freiheit und Chancengleichheit der Parteien gemal3 Artikel 21 Satz 1 und 3 Absatz 1 GG als auch den
einfachgesetzlichen Regelungen des § 25 Absatz 1 des Nordrhein-Westfilischen Verwaltungsgesetzes (VwVI{G
NRW), der Anlage 3 zu § 19 Absatz 1 Bundeswahlordnung (BWO) und des § 5 Absatz 1 Satz 1 Alternative 2 des
Parteiengesetzes (PartG) unvereinbar sei. Diese Auffassung decke sich zumal mit der Empfehlung des Rats fiir
deutsche Rechtschreibung vom 14. Juli 2023, wonach ein sogenannter Genderstern ,,nicht zum Kernbestand der
deutschen Orthografie* gehdre. Von dieser Problematik betroffen seien 746.425 wahlberechtigte Personen in der
Stadt Koln, nach Berechnungen des Einspruchsfiihrers also 1,15 % der wahlberechtigten Personen in Deutschland,
sodass die unzulissige Wahlwerbung einen Einfluss auf das Ergebnis der Wahl der Abgeordneten des Europii-
schen Parlaments aus der Bundesrepublik Deutschland gehabt habe. Der Einspruchsfiihrer beantragt, das Ergebnis
der Europawahl fiir das Gebiet der Stadt Kdln fiir ungiiltig zu erkléren, die Europawahl dort zu wiederholen und
der Stadt K6In aufzugeben, die Wahlbenachrichtigungen in deutscher Sprache und ohne Kenntlichmachung einer
Parteienpréferenz zu versenden.

2. Stellungnahme der Landeswahlleiterin

Die Landeswabhlleiterin des Landes Nordrhein-Westfalen hat mit Schreiben, das am 25. Juli 2024 beim Deutschen
Bundestag eingegangen ist, Stellung genommen. Sie bezieht sich auf eine hierzu eingeholte Stellungnahme der
Stadt Ko6ln. Diese teilt unter Hinweis auf eine Allgemeine Dienst- und Geschéftsanweisung der Stadt K6ln mit,
dass in der Kolner Stadtverwaltung eine geschlechterumfassende Sprachform genutzt werde. Mit dieser wiirden
gleichermaflen die weibliche, mannliche und diverse Personenbezeichnung sichtbar gemacht. Eine solche Sprach-
form werde parteiiibergreifend beflirwortet. Auch eine Benachteiligung bestimmter Wahlergruppen gehe damit
nicht einher. Es sei nicht ersichtlich, dass die sprachliche Gestaltung der Wahlbenachrichtigungen Auswirkungen
auf das Abstimmungsverhalten der Wahlberechtigten haben konnte. Die Verwendung des sogenannten Gender-
sterns habe daher keine wahlrechtliche Relevanz. Dieser Auffassung schliet sich die Landeswahlleiterin des
Landes Nordrhein-Westfalen an. Es handele sich lediglich um eine sprachliche Abwandlung und gerade keine
inhaltliche Abweichung von dem fiir Europawahlunterlagen vorgesehenen Muster. Auch sei mit der Verwendung
des sogenannten Gendersterns keine einseitige Parteinahme fiir bestimmte Listen gegeben.
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3. GegenduBerung des Einspruchsfiihrers

Mit Telefax vom 23. August 2024 hat der Einspruchsfiihrer Gebrauch von der Moglichkeit zur Gegenduferung
gemacht. Zum weiteren Beleg seiner Argumentation, wonach es sich bei der Verwendung einer entsprechenden
Sprachform um kein zeitgemifBes oder parteiiibergreifendes Phinomen handele, fiihrt er eine Vielzahl verschie-
dener Quellen an. Die angefiihrte Allgemeine Dienst- und Geschéftsanweisung der Stadt K6ln versto3e nach sei-
ner Ansicht gegen das Grundgesetz, das Bundeswahlgesetz, das Parteiengesetz und die Rechtsprechung des Bun-
desverfassungsgerichts. Einen Nachweis fiir den von der Landeswahlleiterin bestrittenen Umstand, dass sich die
von der Stadtverwaltung K&ln ausgestellten Wahlbenachrichtigungen und Wahlscheine auf das Wahlergebnis der
Abgeordneten des Européischen Parlaments aus Deutschland ausgewirkt hétten, sieht der Einspruchsfiihrer durch
den Hinweis erbracht, dass der Stimmenverlust der Parteien SPD, BUNDNIS 90/DIE GRUNEN und DIE LINKE
gegeniiber der letzten Europawahl im Stadtgebiet Koln prozentual niedriger gewesen sei als auf Bundesebene.
Ohnehin oblige es aber dem Wahlamt, das Gegenteil dieser Behauptung nachzuweisen. Im Ubrigen wiederholt
der Einspruchsfiihrer in seiner 24-seitigen Gegenduflerung den bisherigen Vortrag.

Wegen der Einzelheiten wird auf den Inhalt der Akte Bezug genommen.

Entscheidungsgriinde

Der nach § 26 Absatz 2 des Europawahlgesetzes (EuWG) in Verbindung mit § 2 Absatz 3 und 4 des Wahlpriifungs-
gesetzes (WahlPriifG) form- und fristgerecht eingelegte Einspruch ist unbegriindet. Dem Vortrag des Einspruchsfiih-
rers lasst sich kein mandatsrelevanter Verstof3 gegen Wahlrechtsvorschriften und damit kein Wahlfehler entnehmen.

1. Der Einspruchsfiihrer trigt keinen Sachverhalt vor, aus dem sich ein mandatsrelevanter Verstof3 gegen das
wahlrechtliche Zuriickhaltungs- und Neutralititsgebot ergibt. Nach dem wahlrechtlichen Zuriickhaltungs- und
Neutralititsgebot sind unter anderem die Wahldmter bei der Wahrnehmung ihrer amtlichen Tatigkeiten insoweit
zur Neutralitit verpflichtet, als sie sich einer unzulissigen Wahlbeeinflussung zu enthalten haben. Eine solche ist
nach der Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts anzunehmen, wenn durch die in Rede stehende Einwir-
kung auf die Wahlerwillensbildung in erheblichem Male gegen die elementaren Grundsétze der Freiheit oder
Gleichheit der Wahl verstoBen wird (vgl. BVerfGE 103, 111 [127]). Dies wird aus dem Demokratiegrundsatz
sowie dem Freiheits- und Gleichheitsrecht der Parteien hergeleitet, welche im Hinblick auf die Europawahl zwar
nicht aus den vom Einspruchsfiihrer geriigten Artikeln des Grundgesetzes, dafiir aber aus den im Wesentlichen
gleichlautenden Artikeln des Vertrages tiber die Européische Union (EUV) (Artikel 10 Absatz 4 und Artikel 14
Absatz 3 EUV) sowie aus § 1 Satz 2 EuWG hergeleitet werden. Das wahlrechtliche Neutralititsgebot beherrscht
sowohl den Wahlvorgang selbst als auch die Wahlvorbereitung und ist verletzt, wenn Staatsorgane als solche
parteiergreifend zugunsten oder zulasten einer politischen Partei in den Wahlkampf eingreifen (vgl. BVerfGE
44,125 [147 £.]). Umfasst ist auch die amtliche Ausstellung und Versendung von Wahlunterlagen, etwa der Wahl-
benachrichtigung gemil} § 18 Europawahlordnung (EuWO). Die vom Einspruchsfiihrer vorgetragene Verwen-
dung einer Sprachform mit Gebrauch des sogenannten Gendersterns stellt vor diesem Hintergrund jedoch keine
unzuldssige Wahlbeeinflussung dar. Zwar wird die Verwendung einer entsprechenden Sprachform von den Par-
teien durchaus unterschiedlich bewertet und gehandhabt. Allein ein gesellschaftlicher Diskurs zur Frage der Ver-
wendung des sogenannten Gendersterns fiihrt jedoch nicht dazu, dass die Entscheidung einer Wahlbehorde fiir
oder gegen den sogenannten Genderstern als Parteinahme fiir eine bestimmte Ansicht, geschweige denn fiir eine
oder mehrere bestimmte Listen anzusehen wire. Denn der Wahlbehorde ist es insoweit gar nicht moglich, im
Rahmen der Formulierung der Wahlunterlagen auf eine Entscheidung fiir oder gegen die Verwendung des soge-
nannten Gendersterns zu verzichten. Wiirde man bereits die Entscheidung fiir oder gegen die Verwendung des
sogenannten Gendersterns als Parteinahme ansehen, wiirde also stets ein Fall der Wahlbeeinflussung vorliegen:
im Falle der Verwendung des sogenannten Gendersterns zugunsten der Parteien, die dem sogenannten Gender-
stern positiv gegeniiberstehen, oder im Falle der Entscheidung fiir eine andere Sprachform zugunsten der Parteien,
die eine Verwendung des sogenannten Gendersterns ablehnen.

Daneben scheitert der vom Einspruchsfiihrer ebenfalls geriigte Verstofl gegen das parteirechtliche Neutralitdtsgebot
gemil § 5 Absatz 1 Satz 1 Alternative 2 PartG bereits am Fehlen einer 6ffentlichen Leistung. Eine solche wére anzu-
nehmen, wenn sich ein Tun, Dulden oder Unterlassen der 6ffentlichen Verwaltung unmittelbar auf die Gewahrung
eines Vorteils fiir eine oder mehrere Parteien bezieht. Davon umfasst sind klassischerweise solche Fallgruppen wie
die Vergabe von Sendezeiten, eine Erlaubnis zum Aufstellen von Stellschildern oder die Uberlassung von Raumlich-
keiten fiir Parteiveranstaltungen (vgl. Ipsen, Parteiengesetz, 2. Auflage 2018, § 5 Randnummer 12 ff.). Inwiefern die
Verwendung einer Sprachform mit sogenanntem Genderstern damit vergleichbar sein soll, bleibt nach dem Vortrag
des Einspruchsfiihrers offen.
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2. Weiter liegt auch kein Verstofl gegen Anlage 3 zu § 18 Absatz 1 EuWO vor, die im Wortlaut identisch mit
der vom Einspruchsfiihrer geriigten, allerdings lediglich auf die Wahlen zum Deutschen Bundestag anwendbaren
Anlage 3 zu § 19 Absatz 1 BWO ist. Hierbei handelt es sich um ein Muster fiir die Wahlbenachrichtigung, also
eine beispielhafte, aber insbesondere im Hinblick auf die sprachliche Gestaltung der Anrede keine zwingende
Vorlage. Die fehlende Rechtsbindung des in der Verordnungsanlage beigefiigten Musters ergibt sich nicht zuletzt
daraus, dass die Anrede ausweislich der Aufzahlung des § 18 Absatz 1 Satz 2 EuWO gerade nicht als wesentlicher
Bestandteil der Wahlbenachrichtigung zu betrachten ist.
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Anlage 6

Beschlussempfehlung

Zum Wahleinspruch mit dem Az.

— EuWP 19/24 —

hat der Wahlpriifungsausschuss in seiner Sitzung vom 10. Juli 2025 beschlossen,
dem Deutschen Bundestag folgenden Beschluss zu empfehlen:

Der Wahleinspruch wird zuriickgewiesen.

Tatbestand

Mit Schreiben vom 20. Juni 2024, das am 25. Juni 2024 beim Deutschen Bundestag eingegangen ist, hat der
Einspruchsfiihrer Einspruch gegen die Giiltigkeit der Wahl der Abgeordneten des Europdischen Parlaments aus
der Bundesrepublik Deutschland am 9. Juni 2024 eingelegt.

1. Vortrag des Einspruchsfiihrers

Der Einspruchsfiihrer tragt vor, dass er und seine Tochter in einem Wahlraum in Bad Rothenfelde von den anwe-
senden Wahlhelfern darauf hingewiesen worden seien, dass die Stimmzettel mit den in den Wahlkabinen zur
Verfiigung stehenden Wachsstiften und nicht mit einem selbst mitgebrachten Kugelschreiber auszufiillen seien.
Dem Einspruchsfiihrer sei angedroht worden, dass man seinen Stimmzettel ansonsten fiir ungiiltig erklaren wiirde.
Dem hitten der Einspruchsfiihrer und seine Tochter jedoch nicht Folge geleistet und zur Ausfiillung ihres jewei-
ligen Stimmzettels stattdessen den mitgebrachten blauen Kugelschreiber verwendet. Der Stimmzettel der Tochter
des Einspruchsfiihrers sei darauthin von den Wahlhelfern erst angesehen und dann zerrissen worden. Anschlie-
Bend habe sie einen neuen Stimmzettel erhalten, den sie der Weisung entsprechend mit den Wachsstiften ausge-
fiillt habe. Es hitten keine Informationen im Wahlraum ausgelegen, aus denen ersichtlich gewesen sei, dass der
Stimmzettel nur mit den zur Verfiigung gestellten Stiften ausgefiillt werden diirfe.

AuBerdem sei im Wahlraum stark geraucht worden, weswegen er und seine Tochter kaum hétten atmen kénnen.
Dies stelle einen Verstofl gegen das Nichtraucherschutzgesetz dar.

Am Morgen des 20. Juni 2024 habe sich der Einspruchsfiihrer im Biirgeramt Bad Rothenfelde die als ungiiltig
gewerteten Stimmzettel aus dem entsprechenden Wahlraum vorzeigen lassen. Einer davon sei mit einem Kugel-
schreiber angekreuzt worden und habe in unzuldssiger Weise zwei Kreuze erkennen lassen. Der Einspruchsfiihrer
vermutet, dass es sich dabei um den von ihm ausgefiillten Stimmzettel handle, der nachtraglich manipuliert wor-
den sei.

2. Stellungnahme der Landeswahlleiterin

Die Landeswahlleiterin des Landes Niedersachsen hat mit Schreiben vom 24. Juli 2024 zum Vortrag des Ein-
spruchsfiihrers Stellung genommen. Da der Einspruchsfiihrer die im Wahlpriifungsverfahren vorgebrachten Aus-
filhrungen ebenfalls an die Bundeswahlleitung gerichtet habe, welche den Sachverhalt infolgedessen der Landes-
wabhlleiterin des Landes Niedersachsen zur Kenntnis gegeben habe, sei sowohl eine Stellungnahme der Gemeinde
Bad Rothenfelde eingeholt als auch am 17. Juni 2024 bereits Kontakt mit dem Einspruchsfiihrer aufgenommen
worden. Aus der Stellungnahme der Gemeinde Bad Rothenfelde ergebe sich kein Versto3 gegen wahlrechtliche
Vorschriften. Zwar werde bestétigt, dass der Einspruchsfiihrer auf die im Wahlraum ausgelegten Stifte verwiesen
worden sei. Dabei habe es sich um dokumentenechte Kopierstifte gehandelt, welche insbesondere fiir Schecks,
Urkunden und Vertrdge vorgesehen seien und deren Einsatz grundsitzlich unbedenklich sei. Der Einspruchsfiihrer
habe bereits von der Bundeswahlleitung eine rechtliche Wiirdigung seines Vorbringens erhalten. Danach sei der
Wahlvorstand von falschen oder unvollstindigen Informationen ausgegangen, denn der Einspruchsfiihrer hétte
mit seinem mitgebrachten Stift die Stimmabgabe durchfiihren diirfen. Der Wahlvorstand habe jedoch befiirchtet,
dass durch die Nutzung eines anderen Stifts das Wahlgeheimnis des Einspruchsfiihrers und seiner Tochter hitte
verletzt werden konnen. Nichtsdestotrotz habe der Einspruchsfiihrer seinen Stimmzettel mit dem eigenen Stift
ausfiillen konnen. Unmittelbar nach der Stimmabgabe des Einspruchsfiihrers habe der Wahlvorstand zudem die
zuvor ausgelegten Stifte gegen Kugelschreiber ausgetauscht, um zu verhindern, dass der Stimmzettel des Ein-
spruchsfiihrers anhand des verwendeten Stifts identifiziert werden konne. Der Stimmzettel der Tochter sei ausge-
tauscht worden; jedoch ohne, dass zuvor Einsicht in ihre Stimmabgabe genommen worden sei.
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Die Landeswahlleiterin fithrt weiter aus, dass es sich bei dem vom Einspruchsfiihrer zur Einsicht genommenen
Stimmzettel mit zwei Kreuzen hochstwahrscheinlich nicht um den von ihm ausgefiillten Stimmzettel gehandelt
habe. Dies fiihrt die Landeswabhlleiterin darauf zuriick, dass der Einspruchsfiihrer nach eigener Aussage auf sei-
nem Stimmzettel nur ein Kreuz gemacht habe. Entgegen der Vermutung des Einspruchsfiihrers sei dieser nicht
die einzige Person gewesen, die ihren Stimmzettel mit einem blauen Kugelschreiber ausgefiillt habe. Es miisse
sich deshalb um den Stimmzettel einer anderen Person gehandelt haben.

Im Ubrigen seien die Wahlrdume vorschriftsmiBig ausgestattet gewesen. Auch ein Rauchgeruch beziehungsweise
ein Verstof gegen das Nichtraucherschutzgesetz sei im Rahmen einer Inaugenscheinnahme nicht festgestellt wor-
den.

Die Landeswabhlleiterin betont, dass der Sachverhalt ernstgenommen und aufgeklart worden sei. Im Ergebnis sei
festzustellen, dass durch die Gemeinde im Vorhinein eine bessere Aufklirung der Wahlhelfer beziiglich der Be-
nutzung von Stiften zur Stimmabgabe erfolgen solle. Der Einspruchsfiihrer und seine Tochter hitten ihre Stimme
jedoch beide abgeben konnen.

3. GegenduBerung des Einspruchsfiihrers

Der Einspruchsfiihrer hat mit E-Mail vom 8. August 2024 Gebrauch von der Gelegenheit zur GegeniduB3erung
gemacht und sich im Wesentlichen wie folgt geduflert: Die ausgelegten Wachsstifte seien ,,zu 100% wegradierbar
gewesen. Bevor der mit dem Kugelschreiber ausgefiillte Stimmzettel der Tochter des Einspruchsfiihrers zerrissen
worden sei, habe der entsprechende Wahlhelfer ihr diesen zunichst abgenommen und dessen Inhalt eingesehen.
Seine Tochter sei infolge des Vorgangs verdngstigt und eingeschiichtert worden.

Der geschilderte Rauchgeruch im Wahlraum sei womoéglich darauf zuriickzufiihren, dass es sich um ein Schiit-
zenhaus handele.

Im Ubrigen wiederholt der Einspruchsfiihrer den bisherigen Sachvortrag.
Wegen der Einzelheiten wird auf den Inhalt der Akte Bezug genommen.

Entscheidungsgriinde

Der nach § 26 Absatz 2 des Europawahlgesetzes (EuWG) i. V. m. § 2 Absatz 3 und 4 des Wahlpriifungsgesetzes
(WahlPriifG) form- und fristgerecht eingelegte Einspruch ist unbegriindet. Dem Vortrag des Einspruchsfiihrers
lasst sich kein Verstol gegen Wahlrechtsvorschriften und damit kein Wahlfehler entnehmen.

1. Zunéchst liegt kein Versto3 gegen § 43 Absatz 2 der Europawahlordnung (EuWO) vor. Danach soll in der
Wahlkabine ein Schreibstift bereitliegen. Nach stindiger Entscheidungspraxis des Wahlpriifungsausschusses und
des Deutschen Bundestages geniigt dieser Anforderung jede Art von funktionsfahigem Schreibstift, wobei die
Waihler nicht verpflichtet sind, den in der Wahlkabine ausgelegten Schreibstift auch tatsdchlich zu benutzen (vgl.
nur Bundestagsdrucksache 20/5800, Anlage 60). Es ist ihnen vielmehr unbenommen, auch ein eigenes Schreib-
gerédt mitzubringen und den Stimmzettel damit zu kennzeichnen. MaBgeblich ist lediglich, dass der verwendete
Schreibstift geeignet ist, eindeutig kenntlich zu machen, welchem Wahlvorschlag die abgegebene Stimme gelten
soll. Gemessen daran entsprechen sowohl die im Wahlraum der Gemeinde Bad Rothenfelde zur Verfiigung ge-
stellten Kopierstifte als auch der vom Einspruchsfiihrer mitgebrachte Kugelschreiber den Anforderungen des § 43
Absatz 2 EuWO. Insofern war der Hinweis des Wahlvorstandes zwar falsch, allerdings hat sich dies nicht auf die
Moglichkeit zur Stimmabgabe ausgewirkt. Sowohl der Einspruchsfiihrer als auch seine Tochter haben jeweils
einen Stimmzettel ausfiillen und abgeben kénnen.

2. Ein VerstoB gegen die Wahlrechtsvorschriften zur Wahrung des Wahlgeheimnisses, insbesondere § 4 EuWG
i. V.m. § 33 Absatz 1 des Bundeswahlgesetzes (BWG), ist nicht mit hinreichender Sicherheit feststellbar. Dem
Vortrag des Einspruchsfiihrers, wonach der von seiner Tochter zunichst ausgefiillte Stimmzettel durch ein Mit-
glied des Wahlvorstands eingesehen worden sei, steht die Darstellung in der Stellungnahme der Landeswabhllei-
terin entgegen. Gemal § 5 Absatz 3 WahlPriifG fiithrt der Wahlpriifungsausschuss Ermittlungen, die iiber die
Einholung von Auskiinften hinausgehen, in der Regel nur dann durch, wenn eine Auswirkung der Rechtsverlet-
zung auf die Verteilung der Sitze im Parlament nicht auszuschlieBen ist (vgl. Austermann, in: Schreiber, BWahlG,
§ 49 Randnummer 26 sowie Winkelmann, WahlprifG, 1. Auflage 2012, § 5 Randnummer 3). Hinsichtlich der
vorgetragenen Verletzung des Wahlgeheimnisses im Zusammenhang mit der Stimmabgabe der Tochter des Ein-
spruchsfiihrers ist eine Auswirkung auf die Sitzverteilung der Abgeordneten des Européischen Parlaments aus der
Bundesrepublik Deutschland ausgeschlossen. Zudem kommt auch die Feststellung einer subjektiven Rechtsver-
letzung nicht in Betracht, denn § 1 Absatz 2 Satz 2 WahlIPriifG sieht diese Moglichkeit lediglich vor, wenn Rechte
einer einsprechenden Person verletzt wurden. Die Tochter des Einspruchsfiihrers hat sich dem Einspruch jedoch
nicht angeschlossen.
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3. Eine nachtrigliche Manipulation des Stimmzettels des Einspruchsfiihrers kann ebenfalls nicht festgestellt
werden. Der Einspruchsfiihrer trigt eine solche nachtragliche Manipulation bereits nicht substantiiert vor, sondern
schlie3t aus dem Umstand, dass einer der fiir ungiiltig erkldrten Stimmzettel mit blauem Kugelschreiber ausgefiillt
worden ist, dass es sich dabei um seinen Stimmzettel handeln miisse. Dies begriindet er damit, dass ,,mit sehr
hoher Wahrscheinlichkeit” nur er selbst einen Kugelschreiber benutzt habe. Wahlbeanstandungen, die iiber nicht
belegte Vermutungen oder die bloBe Andeutung der Moglichkeit von Wahlfehlern nicht hinausgehen und keinen
konkreten, der Uberpriifung zugiinglichen Tatsachenvortrag enthalten, werden als unsubstantiiert zuriickgewiesen
(vgl. zuletzt nur Bundestagsdrucksache 20/14300, Anlagen 3 und 6; siche auch BVerfGE 85, 148 [160]; Auster-
mann, in: Schreiber, BWahlG, 11. Auflage 2021, § 49 Randnummer 26). Der Annahme des Einspruchsfiihrers
steht im Ubrigen die Stellungnahme der Landeswahlleiterin entgegen, wonach der Wahlvorstand am Nachmittag
des Wahltages ebenfalls Kugelschreiber in den Wahlkabinen ausgelegt habe.

4. Im Ubrigen ist auch hinsichtlich der Behauptung, dass im Wahllokal stark geraucht worden sei, kein Wahl-
fehler feststellbar. Soweit der Einspruchsfiihrer einen Verstoll gegen das Nichtraucherschutzgesetz riigt, ist dies
schon kein tauglicher Gegenstand des Wahlpriifungsverfahrens, welches auf die Priifung moglicher VerstoBe ge-
gen Wahlrechtsvorschriften beschréinkt ist (Winkelmann, Wahlpriifungsgesetz, 1. Auflage 2012, § 2 Randnum-
mer 6). Der Einspruchsfiihrer trdgt nicht vor, durch den von ihm wahrgenommenen Geruch in der Ausiibung
seines Wahlrechts beschrinkt worden zu sein.
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Anlage 7

Beschlussempfehlung

Zum Wahleinspruch mit dem Az.
— EuWP 20/24 -

hat der Wahlpriifungsausschuss in seiner Sitzung vom 10. Juli 2025 beschlossen,
dem Deutschen Bundestag folgenden Beschluss zu empfehlen:

Der Wahleinspruch wird zuriickgewiesen.

Tatbestand

Mit Schreiben vom 22. Juni 2024, welches am 27. Juni 2024 beim Deutschen Bundestag eingegangen ist, riigen
die Einspruchsfiihrer die Ungiiltigkeit der Wahlen vom 9. Juni 2024 (Europa-, Stadtrats- und Kommunalwahlen)
und begehren deren Annullierung, insbesondere in Dresden.

1. Vortrag der Einspruchsfiihrer

Die Einspruchsfiihrer tragen in ihrem Einspruchsschreiben vor, dass ihnen ,,wichtige Angaben bzw. Unterlagen*
fehlen wiirden. Trotz mehrfacher schriftlicher und telefonischer Nachfragen im Wahlbiiro hétten Sie keinerlei
Wahlunterlagen erhalten. Die Einspruchsfiihrer verweisen auf Pannen bei der Briefwahl — u. a. in Schonfeld-
WeiBig und Langebriick in Dresden —, iiber die auch medienwirksam berichtet worden sei, weshalb sie von der
Briefwahl hitten absehen miissen. Trotz mehrfacher telefonischer und schriftlicher Nachfragen sei den Ein-
spruchsfithrern zudem erklart worden, dass ihr Wahllokal sich in der Borsbergstrafie 23b bei der ,,Siid-Ost-Woba*
befinden wiirde. Tatséchlich hétte sich das Wahllokal jedoch in den ,,Freiriumen® der Vonovia in der Borsberg-
stra3e 25 befunden. Darauf sei die zustéindige Bearbeiterin auch mehrfach hingewiesen worden, was jedoch nicht
dazu gefiihrt habe, dass ,,sich etwas in die richtige Richtung tat.*

Die Einspruchsfiihrer verweisen auf ihre E-Mail-Korrespondenz mit einer Mitarbeiterin der Wahlbehorde der
Landeshauptstadt Dresden sowie auf eine an den Oberbiirgermeister der Landeshauptstadt Dresden gerichtete
Beschwerde vom 24. Mai 2024, welche dem Einspruch als Anlagen beigefiigt sind.

Daraus ergibt sich zum einen, dass die Einspruchsfiihrer mit E-Mail vom 15. Mai 2024 an die Stadtverwaltung
den Nichterhalt von Wahlbenachrichtigungen geriigt haben. Die im Einspruchsschreiben benannte Mitarbeiterin
der Wahlbehorde hat den Einspruchsfiihrern sodann mit E-Mail vom 22. Mai 2024 mitgeteilt, dass die Teilnahme
an der Wahl im Wahllokal auch ohne Wahlbenachrichtigung moglich sei und als Adresse des Wahllokals die
Borsbergstralie 23b genannt. Auf Nachfrage der Einspruchsfiihrer hat sie diese Adresse auch nochmals mit E-
Mail vom 23. Mai 2024 bestitigt. Zudem ergibt sich aus der an den Oberbiirgermeister gerichteten Beschwerde,
dass die Einspruchsfiihrer bei einem Anruf am 24. Mai 2024 die zutreffende Adresse — Borsbergstrafle 25 — ihres
Wabhllokals erfahren haben. Mit Schreiben vom 29. Juni 2024 haben die Einspruchsfiihrer ergéinzend eine Antwort
der Stadt Dresden auf die Beschwerde vom 24. Mai 2024 vorgelegt.

2. Stellungnahme des Landeswahlleiters

Mit Schreiben vom 8. August 2024 hat der Landeswahlleiter des Freistaates Sachsen nach Einbeziehung der fiir
die Landeshauptstadt Dresden zustdndigen Kreiswahlleitung zum Einspruch Stellung genommen und zunéchst
den Ablauf der Kommunikation und den Inhalt der von den Einspruchsfiihrern vorgelegten Korrespondenz besti-
tigt.

Zudem wird in der Stellungnahme ausgefiihrt, dass sich das relevante Wahllokal nach Auskunft der Kreiswahl-
leitung in den Rdumen der Vonovia befunden habe. Die Adresse Borsbergstralie 23b, 01309 Dresden sei die
hierfiir korrekte Postanschrift und sei der Landeshauptstadt Dresden vom Vermieter mitgeteilt worden. Als orts-
kundige Anwohner, welche nur ca. 160 m fuBlaufig vom Wahllokal wohnten, seien die Einspruchsfiihrer ohne
Weiteres in der Lage gewesen, die nach Auskunft der Landeshauptstadt Dresden sehr liberschaubare ortliche Si-
tuation entlang der Borsbergstrae einzuordnen und das Wahllokal aufzusuchen. Dariiber hinaus sei der Wahl-
raum am Wabhltag fiir Passanten deutlich erkennbar mit Aufstellern beschildert gewesen. Umsténde, die eine
Stimmabgabe im Wahllokal erschwert oder gar verunmdoglicht hétten, seien damit nicht erkennbar. Vielmehr habe
die Landeshauptstadt Dresden die Einspruchsfiihrer mehrfach konkret auf die entsprechende Ortlichkeit hinge-
wiesen und damit ihren Beratungsauftrag erfiillt. Angesichts des Umstandes, dass sich der Einspruchsfiihrer in
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der Kommunikation mit der stidtischen Wahlbehorde als ortskundig geriert habe, sei kein Umstand erkennbar,
der ernstlich als Erschwernis der personlichen Stimmabgabe gewertet werden konne.

Auch die von den Einspruchsfiihrern angefiihrten Probleme bei der Briefwahl konnten eine Anfechtung der Wahl
nicht begriinden. Die Einspruchsfiihrer hétten nach ihrer eigenen Darstellung von einer Briefwahl abgesehen.
Ohne einen Wahlscheinantrag sei auch der Versand von Briefwahlunterlagen nicht angezeigt gewesen. Fiir eine
objektive Unmoglichkeit der Briefwahl bestiinden ebenfalls keine Anhaltspunkte. Selbst wenn die Einspruchs-
fithrer aufgrund nicht néher spezifizierter ,,Pannen” in anderen Teilen der Landeshauptstadt Dresden und nach-
folgender — ebenfalls nicht néher spezifizierter — medialer Berichterstattung gemeint hétten, sich nicht auf die
Beforderung von Wahlunterlagen durch die Landeshauptstadt Dresden bzw. deren Postdienstleister verlassen zu
konnen, hétte die Moglichkeit zur sogenannten Sofortbriefwahl im zentralen Briefwahlbiiro der Landeshauptstadt
Dresden bestanden. Dort hétten die Einspruchsfiihrer personlich und unmittelbar die Briefwahlunterlagen erhalten
und auch direkt wieder abgeben konnen. Eine unzumutbare Erschwernis der Briefwahl sei damit nicht gegeben.

Dariiber hinaus sei, falls die Wahlbenachrichtigungen den Einspruchsfiihrern tatséchlich nicht zugegangen sein
sollten — wofiir keine objektiven Anhaltspunkte bestiinden —, die Ausiibung des Wahlrechts sachlich nicht beein-
trachtigt gewesen. Der Wahltermin sei den Einspruchsfiihrern auch ohne Wahlbenachrichtigung bekannt gewe-
sen. Den Einspruchsfiihrern sei auf ihre zahlreichen Nachfragen rechtzeitig und mehrfach kommuniziert worden,
in welchem Wahllokal sie auch ohne Vorlage der Wahlbenachrichtigung ihre Stimme hétten abgeben kénnen.

3. Erwiderung der Einspruchsfiihrer

Mit Schreiben vom 20. August 2024 haben die Einspruchsfiihrer auf die Stellungnahme des Landeswahlleiters
erwidert. Im Wesentlichen wiederholen sie ihren Vortrag aus dem Einspruchsschreiben. Ergéinzend tragen sie vor,
dass ihnen der Weg in das Briefwahlbiiro nicht zuzumuten gewesen sei. In der Vergangenheit habe sich ihr Wahl-
lokal zudem immer in einem Gymnasium befunden. Es sei ihnen nicht moglich gewesen, das neue Wahllokal
unter der angegebenen Adresse in der Borsbergstraflie 23b zu finden, wo sich eine Textilreinigung befinde. Hin-
sichtlich ihrer ,,Beschwerde* iiber die Mitarbeiter der Wahlbehorde bitten die Einspruchsfiihrer um eine Auswer-
tung und einen entsprechenden Bericht.

Wegen der Einzelheiten des Vortrags und der vorgelegten Korrespondenz wird auf den Inhalt der Akte Bezug
genommen.

Entscheidungsgriinde

Der Einspruch ist nur teilweise zuldssig. Soweit er zuldssig ist, ist er unbegriindet.
L.

Der Einspruch ist unzuldssig, soweit er sich auf die Stadtrats- und Kommunalwahl bezieht. Denn ein Einspruch
ist gemdl § 26 des Europawahlgesetzes (EuWG) i. V. m. den Vorschriften des Wahlpriifungsgesetzes (Wahl-
PriifG) nur statthaft, wenn und soweit er die Giiltigkeit der Wahl und die Verletzung von Rechten bei der Vorbe-
reitung oder Durchfiihrung der Wahl der Abgeordneten des Europdischen Parlaments aus der Bundesrepublik
Deutschland zum Gegenstand hat. Uberpriift werden im Rahmen des Wahlpriifungsverfahrens Entscheidungen
und MaBnahmen von Wahlorganen oder Wahlbehérden im Rahmen eines konkreten Wahlverfahrens entweder
vor, bei oder nach der Wahlhandlung. Uber die Frage der Giiltigkeit der Wahl und die Verletzung von Rechten
bei der Vorbereitung oder Durchfithrung der Wahl hinaus werden die Handlungen einzelner Mitarbeiter der Wahl-
behoérden im Wahlpriifungsverfahren nicht im Sinne einer Dienstaufsichtsbeschwerde gepriift.

IL

Im Ubrigen ist der Einspruch unbegriindet. Dem Vortrag der Einspruchsfiihrer lisst sich kein mandatsrelevanter
VerstoB3 gegen Wahlrechtsvorschriften entnehmen.

1. Hinsichtlich des nicht erfolgten Zugangs der Wahlbenachrichtigungen bei den Einspruchsfiihrern kann kein
mandatsrelevanter Wahlfehler festgestellt werden. Gemil § 18 Absatz 1 Satz 1 EuWO benachrichtigt die Ge-
meindebehorde jeden Wahlberechtigten, der in das Wahlerverzeichnis eingetragen ist, spétestens am 21. Tag vor
der Wahl iiber seine Eintragung in das Wihlerverzeichnis mit einer Mitteilung nach dem Muster der Anlage 3 zur
Europawahlordnung. Die Einspruchsfiihrer hétten danach bis zum 19. Mai 2024 benachrichtigt werden miissen.
Als sich die Einspruchsfiihrer am 15. Mai 2024 erstmals per E-Mail nach dem Verbleib ihrer Wahlbenachrichti-
gungen erkundigt haben, war die Frist des § 18 Absatz 1 Satz 1 EuWO somit noch nicht abgelaufen. Die Ein-
spruchsfiihrer tragen jedoch auch noch in ihrem Einspruchsschreiben vor, ,.keinerlei Wahlunterlagen* erhalten zu
haben. Eine nicht néher bezeichnete Person aus dem Wahlbiiro habe zudem telefonisch keine Auskunft dariiber
geben konnen, wann die Wahlbenachrichtigungen versendet worden seien. In der E-Mail vom 22. Mai 2024
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wurde den Einspruchsfithrern mitgeteilt, dass sich fiir die Wahlbehdrde nicht nachvollziehen lasse, warum die
Unterlagen nicht bei den Einspruchsfiithrern angekommen seien und dass sich auch keine Riicksendung verzeich-
nen lasse. Laut der Stellungnahme des Landeswahlleiters bestiinden hingegen ,,keine objektiven Anhaltspunkte*
dafiir, dass die Wahlbenachrichtigungen den Einspruchsfiihrern nicht zugegangen seien. Aus dem Vorstehenden
ergibt sich fiir den Wahlpriifungsausschuss kein eindeutiges Bild. Auch wenn kein Anlass dafiir besteht, am dies-
beziiglichen Vortrag der Einspruchsfiihrer zu zweifeln, l4sst sich ein Verstofl gegen § 18 Absatz 1 Satz 1 EuWO
nicht zweifelsfrei feststellen. So ist anhand des Vortrags und der vorliegenden Stellungnahmen nicht aufzukliren,
ob die Benachrichtigungen unterblieben sind oder aus welchem Grund sie den Einspruchsfiihrern nicht zugegan-
gen sind. Dies kann jedoch im Ergebnis offenbleiben, da sowohl eine Mandatsrelevanz als auch eine subjektive
Rechtsverletzung ausgeschlossen werden konnen. Denn zur Priifung der Feststellung, dass bei der Vorbereitung
oder Durchfiihrung der Wahl Rechte einer einsprechenden Person verletzt wurden, fiihrt der Wahlpriifungsaus-
schuss gemil § 26 Absatz 2 des Europawahlgesetzes i. V. m. § 5 Absatz 3 Satz 2 WahlIPriifG Ermittlungen, die
iiber die Einholung von Auskiinften hinausgehen, in der Regel nur dann durch, wenn eine Auswirkung der Rechts-
verletzung auf die Verteilung der Sitze der Abgeordneten im Europdischen Parlament aus der Bundesrepublik
Deutschland nicht auszuschlieBen ist (vgl. dazu Winkelmann, Wahlpriifungsgesetz, 1. Auflage 2012, § 5 Wahl-
PriifG, Randnummer 3). Diese Voraussetzung ist hier nicht gegeben, denn eine verspitete oder unterbliebene
Wabhlbenachrichtigung hat regelmifig keine Folgen fiir die Rechtsgiiltigkeit der Wahl. Zwar handelt es sich um
einen Wahlfehler, allerdings fehlt diesem die Mandatsrelevanz, da die Benachrichtigung dem Wahlberechtigten
nur zur Information dient. Der Erhalt der Wahlbenachrichtigung ist keine Voraussetzung fiir die Ausiibung des
Wabhlrechts (vgl. Bundestagsdrucksache 19/1390, Anlage 4; Engelbrecht/Bditge, Europawahlrecht, § 18 EuWO
Randnummer 1). Eine Beeintriachtigung des Wahlrechts aus Artikel 38 Absatz 1 des Grundgesetzes (GQG) ist iiber-
dies schon nach dem Vortrag der Einspruchsfiihrer nicht ersichtlich, da sie trotz der nicht erhaltenen Wahlbenach-
richtigungen iiber die notwendigen Informationen verfiigten, um am Wahltag an der Wahl teilzunehmen.

2. Auch mit Blick darauf, dass den Einspruchsfiihrern auf Nachfrage zunéchst eine unzutreffende Adresse des
Wabhllokals mitgeteilt worden ist, ist kein Wahlfehler erkennbar. Die Einspruchsfiihrer haben rechtzeitig vor dem
Wahltag die korrekte Anschrift mitgeteilt bekommen und haben nicht vorgetragen, am Wahltag Probleme beim
Auffinden des Wahllokals gehabt zu haben. Eine Auswirkung auf die Ausiibung ihres Wahlrechts aus Artikel 38
Absatz 1 GG ist somit nicht ersichtlich. Gleichwohl ist aus Sicht des Wahlpriifungsausschusses die Verdrgerung
der Einspruchsfiihrer nachvollziehbar und er hélt es fiir unbefriedigend, dass den Einspruchsfiihrern zunéchst
wiederholt eine unzutreffende Adresse mitgeteilt worden ist.

3. SchlieBlich ist auch im Zusammenhang mit der Briefwahl kein Wahlfehler erkennbar. Die Einspruchsfiihrer
haben nach eigenem Vortrag von der Briefwahl abgesehen. Zur Begriindung fiihren sie an, dass sie ,,aufgrund der
vielen Pannen* von der Briefwahl hitten absehen miissen. Die Einspruchsfiihrer verweisen insoweit lediglich
pauschal auf Schonfeld-Weilig und Langebriick in Dresden und fiihren aus, es habe insgesamt drei Pannen gege-
ben, von denen medienwirksam berichtet worden sei. Solche Wahlbeanstandungen, die {iber nicht belegte Ver-
mutungen oder die bloBe Andeutung der Mdglichkeit von Wahlfehlern nicht hinausgehen und keinen konkreten,
der Uberpriifung zuginglichen Tatsachenvortrag enthalten, werden als unsubstantiiert zuriickgewiesen (vgl. zu-
letzt nur Bundestagsdrucksache 20/14300, Anlagen 3 und 6; siche auch BVerfGE 85, 148 [160]; Austermann, in:
Schreiber, BWahlG, 11. Auflage 2021, § 49 Randnummer 26).
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Anlage 8

Beschlussempfehlung

Zum Wahleinspruch mit dem Az.

— EuWP 21/24 -

hat der Wahlpriifungsausschuss in seiner Sitzung vom 10. Juli 2025 beschlossen,
dem Deutschen Bundestag folgenden Beschluss zu empfehlen:

Der Wahleinspruch wird zuriickgewiesen.

Tatbestand

Mit Telefax vom 27. Juni 2024 hat der Einspruchsfiihrer Einspruch gegen die Giiltigkeit der Wahl der Abgeord-
neten des Européischen Parlaments aus der Bundesrepublik Deutschland am 9. Juni 2024 eingelegt und seinen
Vortrag mit Schreiben vom 16. Juli 2024 ergénzt.

1. Vortrag des Einspruchsfiihrers

Zur Begriindung tragt der Einspruchsfiihrer vor, dass die Partei Biindnis Sahra Wagenknecht (BSW) gegen das in
§ 10 Absatz 3 des Parteiengesetzes (PartG) verankerte Verbot einer allgemeinen Mitglieder-Aufnahmesperre ver-
stolen habe. Dieses konkretisiere die Vorgabe in Artikel 21 Absatz 1 Satz 3 des Grundgesetzes (GG), wonach die
innere Ordnung der Parteien demokratischen Grundsitzen entsprechen miisse. Verboten sei nach Auffassung des
Einspruchsfiihrers auch eine zeitlich befristete Aufnahmesperre, insbesondere in Zeitraumen, in denen die zustin-
digen Parteigremien iiber Nominierungen fiir Wahlen zu Parlamenten entscheiden wiirden.

Der Einspruchsfiihrer selbst habe im Februar 2024 beim Vorstand des BSW online einen Aufnahmeantrag gestellt,
auf den bis zum Einspruchszeitpunkt keine Reaktion erfolgt sei. In verschiedenen Veroffentlichungen habe es von
Seiten der Fiihrung des BSW geheiflen, dass das BSW , langsam wachsen‘ wolle. Der Einspruchsfiihrer verweist
hierzu auf drei im Internet verdffentlichte Presseartikel. Weiter nimmt er Bezug auf ein Gesprich, das er am
4. Juni 2024 anldsslich einer Wahlkampfveranstaltung mit einem Bewerber des BSW gefiihrt habe. Dieser habe
erklért ,,die in Berlin werden in den nichsten zwei Monaten keine neuen Mitglieder in das BSW aufnehmen®.

2. Stellungnahme des Bundesministeriums des Innern und fiir Heimat

Das Bundesministerium des Innern und fiir Heimat (BMI) hat mit Schreiben vom 18. Juli 2024 zu den vom Ein-
spruchsfiihrer aufgeworfenen Rechtsfragen Stellung genommen, ohne den vorgetragenen Sachverhalt in tatséch-
licher Hinsicht zu beurteilen.

In seiner Stellungnahme fiihrt das BMI aus, dass die strikten Regelungen zur Vorbereitung und Durchfithrung der
Wahl in §§ 8 ff. des Europawahlgesetzes (EuWG) der Bedeutung der Wahl als Ausgangspunkt aller demokrati-
schen Legitimation wie auch der Gewahrleistung des aktiven und passiven Wahlrechts entsprichen. Thre Nicht-
einhaltung konne daher Auswirkungen auf die Giiltigkeit der Wahl haben. Ein Wahlfehler liege nach der Recht-
sprechung des Bundesverfassungsgerichts insbesondere dann vor, wenn die Parteien bei der Aufstellung der
Wabhlkandidaten diese wahlrechtlichen Regelungen nicht einhielten. Anhaltspunkte fiir die Nichteinhaltung wahl-
rechtlicher Grundsitze bei der Aufstellung des Wahlvorschlags des BSW nach § 10 EuWG fiir die Europawahl
2024 seien jedoch nicht erkennbar.

Zwar wirde eine generelle, auch befristete Aufnahmesperre gegen § 10 Absatz 1 Satz 3 PartG verstoBen. Ein
etwaiger Verstof} sei jedoch fiir die Aufstellung des Wahlvorschlags einer Partei unerheblich. Nach § 10 Absatz 1
EuWG konne in einem Wahlvorschlag als Bewerber oder als Ersatzbewerber nur benannt werden, wer nicht Mit-
glied einer anderen Partei sei. Eine Mitgliedschaft des Wahlbewerbers in der Partei oder sonstigen politischen
Vereinigung, die den Wahlvorschlag aufstelle, sei dagegen nicht erforderlich. Daher sei eine Aufstellung von
Wahlbewerbern fiir den Wahlvorschlag auch dann méglich, wenn diese unter Versto3 gegen § 10 Absatz 1 Satz 3
PartG einer Aufnahmesperre fiir die Partei unterldgen.
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Weiterhin bestiinden keine Anhaltspunkte fiir einen Wahlfehler bei der Zulassung des Wahlvorschlags nach § 14
EuWG. Nach § 14 Absatz 2 EuWG habe der Bundeswahlausschuss (nur) solche Wahlvorschliage zuriickzuweisen,
die verspitet eingereicht worden seien oder den Anforderungen des Europawahlgesetzes oder der Europawahl-
ordnung nicht entsprichen, es sei denn, dass in deren Vorschriften etwas anderes bestimmt sei. Ein etwaiger
Verstol3 gegen § 10 Absatz 1 Satz 3 PartG unterliege dabei nicht der Priifung des Bundeswahlausschusses.

3. GegenduBerung des Einspruchsfiihrers

Der Einspruchsfiihrer hat sich zu der Stellungnahme des BMI wie folgt geduBert: Er teile die Rechtsauffassung
zu § 10 Absatz 1 Satz 3 PartG und bittet insofern um Klarung ,.des Tatséchlichen”. Die Ausfithrungen zu der
Frage, ob sich ein Verstofl gegen die Vorschrift auf die Kandidatensaufstellung gemifl § 10 EuWG auswirke,
betreffe hingegen nicht ,,den zentralen Kern* seines Einspruches. Es gehe ihm ,,nicht (nur)* um die Kandidaten-
aufstellung, sondern um die Frage, ob die ,,derzeit vom BSW betriebene Bildung einer lupenreinen Kaderpartei*
gegen Artikel 21 Absatz 1 des Grundgesetzes (GG) verstoBe.

Fiir die Einzelheiten des Vortrags wird auf den Inhalt der Akten verwiesen.

Entscheidungsgriinde

Der Einspruch ist jedenfalls unbegriindet. Dem Vortrag des Einspruchsfiihrers lassen sich keine fiir die Sitzver-
teilung der Abgeordneten des Européischen Parlaments aus der Bundesrepublik Deutschland relevanten Verstof3e
gegen Wahlrechtsvorschriften und damit keine mandatsrelevanten Wahlfehler sowie keine Verletzung seines sub-
jektiven Wahlrechts entnehmen.

Statthafter Gegenstand des Wahlpriifungsverfahrens gemél § 26 EuWG i. V. m. den Vorschriften des Wahlprii-
fungsgesetzes ist die Giiltigkeit der Wahl und die Verletzung von Rechten bei der Vorbereitung oder Durchfiih-
rung der Wahl der Abgeordneten des Européischen Parlaments aus der Bundesrepublik Deutschland. Dies umfasst
das parteiinterne Verfahren zur Aufstellung der Wahlvorschliage als wesentlichen Teil der Wahlvorbereitung.
MalBgeblich ist insoweit die Einhaltung eines Kernbestandes an Verfahrensgrundsétzen, ohne den ein Kandida-
tenvorschlag schlechterdings nicht Grundlage eines demokratischen Wahlvorgangs sein kann (vgl. Bundestags-
drucksachen 18/5050, Anlage 5; 19/9450, Anlage 15; BVerfGE 89, 243 [252 f.]).

Konkrete Anforderungen an das parteiinterne Aufstellungsverfahren enthilt insbesondere § 10 Absatz 3 EuWG.
Danach werden etwa die Bewerber in geheimer Abstimmung gewéhlt und jeder stimmberechtigte Teilnehmer der
Versammlung ist vorschlagsberechtigt. Der Kreis der fiir eine Aufstellungsversammlung stimmberechtigten Teil-
nehmer ergibt sich dabei aus § 10 Absatz 2 EuWG, welcher u. a. an die Parteimitgliedschaft ankniipft. Der Ein-
spruchsfiihrer trigt keinen Versto3 gegen diese Vorgaben im Hinblick auf die Aufstellung des Wahlvorschlags
des BSW vor. Die vom Einspruchsfiihrer behauptete Aufnahmesperre betrifft insofern nicht das Aufstellungsver-
fahren als solches, sondern eine diesem vorgelagerte Frage. Denn § 10 Absatz 2 PartG setzt die Parteimitglied-
schaft voraus, ohne insoweit selbst Anforderungen aufzustellen. Es kann vor diesem Hintergrund offenbleiben,
ob die vom Einspruchsfiihrer behauptete Aufnahmesperre tatséchlich bestanden hat und ob es sich dabei um einen
VerstoB3 gegen das Parteiengesetz handelt.

Wie das BMI zutreffend ausgefiihrt hat, wire ein etwaiger VerstoB gegen § 10 Absatz 1 Satz 3 PartG fiir die
Aufstellung des Wahlvorschlags auch insoweit folgenlos, als die Parteimitgliedschaft keine Voraussetzung fiir
die Aufstellung eines Bewerbers auf einem Wahlvorschlag ist.

Im Ubrigen kommt auch eine Verletzung des Einspruchsfiihrers in seinen Rechten nicht in Betracht. Der Ein-
spruchsfiihrer hat vorgetragen, im Februar 2024 einen Aufnahmeantrag beim Vorstand des BSW gestellt zu haben.
Selbst bei einer umgehenden Aufnahme des Einspruchsfiihrers wére dieser zum Zeitpunkt der Aufstellungsver-
sammlung flir den Wahlvorschlag des BSW zur Wahl der Abgeordneten des Europédischen Parlaments aus der
Bundesrepublik Deutschland am 9. Juni 2025, welche bereits im Januar 2024 stattgefunden hat, kein stimmbe-
rechtigtes Parteimitglied gewesen.
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Anlage 9

Beschlussempfehlung

Zum Wahleinspruch mit dem Az.

— EuWP 22/24 —

hat der Wahlpriifungsausschuss in seiner Sitzung vom 10. Juli 2025 beschlossen,
dem Deutschen Bundestag folgenden Beschluss zu empfehlen:

Der Wahleinspruch wird zuriickgewiesen.

Tatbestand

Mit Schreiben vom 26. Juni 2024, das am 28. Juni 2024 beim Deutschen Bundestag eingegangen ist, haben die
Einspruchsfiihrer Einspruch gegen die Giiltigkeit der Wahl der Abgeordneten des Europdischen Parlaments aus
der Bundesrepublik Deutschland am 9. Juni 2024 eingelegt. Der im Jahr 2023 geborene Einspruchsfiihrer zu 1.)
werde durch seine Eltern, die Einspruchsfiihrer zu 2.) und 3.), vertreten.

Die Einspruchsfiihrer wenden sich gegen § 6 Absatz 1 Nummer 1 und Absatz 4 des Europawahlgesetzes (EuWG)
und fordern, dass die Vorschrift unangewendet bleiben solle. Den Wahlrechtsausschluss von Minderjahrigen unter
16 Jahren — und damit den Ausschluss des Einspruchsfiihrers zu 1.) von der Wahl der Abgeordneten des Europa-
ischen Parlaments aus der Bundesrepublik Deutschland am 9. Juni 2024 — halten sie fiir verfassungswidrig. Nach
Auffassung der Einspruchsfiihrer stehe das Grundgesetz einem Wahlrecht ab der Geburt nicht entgegen, sondern
fordere dieses sogar. Weiterhin riigen die Einspruchsfiihrer zu 2.) und 3.), dass sie durch ,,das Wahlverfahren der
Europawahl® in ihrem Recht auf elterliche Sorge und gesetzliche Vertretung ihrer minderjihrigen Kinder verletzt
worden seien.

Wegen der Einzelheiten der umfianglichen rechtlichen Ausfiihrungen wird auf den Inhalt der Akte Bezug genom-
men.

Entscheidungsgriinde

Der nach § 26 Absatz 2 EuWG i. V. m. § 2 Absatz 3 und 4 des Wabhlpriifungsgesetzes (WahlPriifG) form- und
fristgerecht eingelegte Einspruch ist zuléssig, aber unbegriindet. Auch der minderjihrige Einspruchsfiihrer zu 1.)
ist trotz seines Ausschlusses vom Wahlrecht einspruchsberechtigt. Zwar kann nach dem Wortlaut von § 2 Ab-
satz 2 WahlIPriifG Einspruch nur von Wahlberechtigten eingelegt werden. Dies steht der Einspruchsberechtigung
aber nicht entgegen, wenn die Frage der Wahlberechtigung gerade Gegenstand des Einspruchs ist, da andernfalls
eine materiell-rechtliche Uberpriifung der Wahlberechtigung iiberhaupt nicht mdglich wire. Folglich ist die Frage
der Wahlberechtigung im Rahmen der Zuléssigkeit eines solchen Einspruchs als gegeben zu unterstellen (vgl. nur
Bundestagsdrucksache 20/5800, Anlage 69; BVerfGE 132, 39 [44, 46]).

Der Einspruch ist unbegriindet, da sich dem Vortrag der Einspruchsfiihrer kein Versto3 gegen Wahlrechtsvor-
schriften und damit kein Wahlfehler entnehmen lasst.

Die Einspruchsfiihrer richten sich gegen Vorschriften des Europawahlgesetzes, welche sie fiir verfassungswidrig
halten. Der Wahlpriifungsausschuss und der Deutsche Bundestag tiberpriifen jedoch in stindiger Praxis im Rah-
men eines Wahlpriifungsverfahrens nicht die VerfassungsméaBigkeit der fiir die Wahl geltenden Rechtsvorschrif-
ten (vgl. nur Bundestagsdrucksachen 17/1000, Anlagen 5 und 11; 17/2200, Anlagen 1, 13 bis 15, 17 bis 20, 23
und 24; 20/13500 Anlagen 2, 13, 16 u. a.). Eine derartige Kontrolle ist dem Bundesverfassungsgericht vorbehal-
ten, bei dem im Rahmen einer Wahlpriifungsbeschwerde gegen den Beschluss des Deutschen Bundestages Ein-
spruch eingelegt werden kann (vgl. BVerfGE 156, 224 [237]). Dessen ungeachtet bestehen jedoch auch keine
verfassungsrechtlichen Bedenken gegen die Festsetzung eines Mindestalters fiir das aktive Wahlrecht. So geht die
stindige Praxis des Wahlpriifungsausschusses und des Deutschen Bundestages von der VerfassungsméBigkeit
einer solchen Beschrinkung der Allgemeinheit der Wahl aus (vgl. etwa Bundestagsdrucksachen 13/2800, An-
lage 20; 13/3531, Anlage 2; 14/1560, Anlage 83 und 87; 18/1160, Anlage 3 und 59; 18/5050, Anlage 7; 19/13950,
Anlage 5; 19/16350, Anlagen 17, 19 und 20; 20/2300, Anlage 115; 20/5800, Anlage 69). Auch nach der Recht-
sprechung des Bundesverfassungsgerichts ist es von jeher als mit dem Grundsatz der Allgemeinheit der Wahl
vertriglich angesehen worden, dass die Ausiibung des Wahlrechts an die Erreichung eines Mindestalters gekniipft
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wird (vgl. BVerfGE 42, 312 [340 f.]; 132, 49 [51]). Durch Gesetz vom 11. Januar 2023 (BGBI. 2023 I Nr. 11)
wurde das Wahlalter fiir die Wahlen zum Europdischen Parlament gemdB § 6 Absatz 1 Nummer 1 EuWG von 18
auf 16 Jahre abgesenkt (siche auch Bundestagsdrucksache 20/3499, Seite 5). Es bestand dabei keine Verpflichtung
zu einer Absenkung des Wabhlalters auf 16 Jahre. Eine solche ergibt sich weder aus dem Unionsrecht noch aus
grundgesetzlichen Regelungen (vgl. Engelbrecht/Bditge, Europawahlrecht, § 6 EuWG Randnummer 1.1.1).
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Anlage 10

Beschlussempfehlung

Zum Wahleinspruch mit dem Az.
— EuWP 24/24 —

hat der Wahlpriifungsausschuss in seiner Sitzung vom 10. Juli 2025 beschlossen,
dem Deutschen Bundestag folgenden Beschluss zu empfehlen:

Der Einspruchsfiihrer ist in seinem subjektiven Wahlrecht verletzt.

Tatbestand

Mit Schreiben vom 1. Juli 2024, das am 2. Juli 2024 per Telefax beim Deutschen Bundestag eingegangen ist, riigt
der Einspruchsfiihrer, dass ihm bei der Europawahl am 9. Juni 2024 sein Wahlrecht entzogen worden sei.

1. Vortrag des Einspruchsfiihrers

Der Einspruchsfiihrer trigt im Wesentlichen vor, dass er sich von der Stadt Oberursel einen Wahlschein habe
erteilen lassen, weil er seine Stimme in einem anderen Wahllokal habe abgeben wollen. Am Wahltag habe er sich
gegen 17 Uhr mit seinem Personalausweis und seinem Wabhlschein in das Wahllokal in Oberursel-Oberstedten
begeben. Dort sei ihm jedoch die Stimmabgabe verweigert worden. Sein Hinweis darauf, dass auf dem Wahl-
schein stehe, dass er in jedem Wahllokal in seinem Wahlkreis wihlen konne, habe die drei anwesenden Personen
nicht interessiert. Auch seine Aufforderung, die Wahlleitung anzurufen, sei abgelehnt worden. Ihm sei empfohlen
worden, direkt in das Rathaus zu fahren und dort zu wiéhlen. Dies sei aufgrund der Entfernung mangels eines
PKW nicht machbar gewesen; auch der nichste Stadtbus wire nach Angaben des Einspruchsfiihrers erst nach
18 Uhr angekommen. Ergénzend verweist der Einspruchsfiihrer auf seine Kommunikation mit dem Stadtwahllei-
ter der Stadt Oberursel im Nachgang des Wahltags.

2. Stellungnahme des Landeswahlleiters

Mit Schreiben vom 1. August 2024 hat der Landeswabhlleiter fiir Hessen nach Einholung einer Stellungnahme des
Kreiswahlleiters des Hochtaunuskreises unter Einbeziehung des Wahlleiters der Stadt Oberursel zum Vorbringen
des Einspruchsfiihrers wie folgt Stellung genommen:

Es sei nicht abschlieBend aufklarbar, ob sich der Sachverhalt in der vom Einspruchsfiihrer beschriebenen Weise
zugetragen habe. So habe die stellvertretende Wahlvorsteherin des betreffenden Wahllokals Taunushalle, Wahl-
bezirk 20 in Oberursel (Taunus) den Sachverhalt teilweise abweichend geschildert. Nach deren Aussage sei der
Einspruchsfithrer am Wahltag mit seinen verschlossenen Briefwahlunterlagen im Wahllokal erschienen und habe
nach der Wahrmehmung aller anwesenden Mitglieder des Wahlvorstandes darauf bestanden, den verschlossenen
Wahlbrief abzugeben. Als dem Einspruchsfiihrer darauthin mitgeteilt worden sei, dass er die Briefwahlunterlagen
nur im Rathaus abgeben konne, sei dieser sehr schnell aufgebracht gewesen und habe unmittelbar seine Brief-
wahlunterlagen zerrissen. Die vom Kreiswahlleiter eingeholte Stellungnahme der stellvertretenden Wahlvorste-
herin ist in der Anlage 1 zur Stellungnahme des Landeswabhlleiters abgedruckt. Darin fiihrt die stellvertretende
Wahlvorsteherin unter anderem aus: ,,Da [der Einspruchsfiihrer] so vehement darauf bestanden hat, den Brief
abgeben zu diirfen, sind wir gar nicht dazu gekommen, nachzusehen, ob er auch nur mit seinem Wahlschein
(obwohl er nicht in seinem Wahllokal war) hétte wéhlen diirfen. Das wussten wir tatséchlich nicht genau, dazu
hatte ich angerufen, aber der Mann war viel zu aufgebracht und mit ihm war nicht zu verhandeln.” An anderer
Stelle in ihrer Stellungnahme gibt sie an, dem Einspruchsfiihrer ,,spater* beziiglich einer nicht moglichen Abgabe
des Wahlbriefes im Wahllokal ,,das Bild aus der Prasentation® gezeigt zu haben.

Der Landeswahlleiter stellt dieser Darstellung den Vortrag des Einspruchsfiihrers in der E-Mail-Korrespondenz
mit dem Stadtwahlleiter im Nachgang der Wahl gegeniiber. Darin habe der Einspruchsfiihrer ausgefiihrt, dass er
zwar im Wahllokal den Wahlbrief habe abgeben wollen. Die Briefwahlunterlagen seien jedoch noch nicht ausge-
fiillt und der Wahlbriefumschlag unverschlossen gewesen; er habe dem Wahlvorstand noch einen auf dem Wabhl-
schein befindlichen Satz laut vorgelesen. Als Beweismittel habe der Einspruchsfiihrer zwei Fotos beigefiigt, die
auch der Stellungnahme des Landeswahlleiters als Anlagen beigefiigt sind. Darauf abgebildet sind, soweit nach-
vollziehbar, jeweils ein Teil des Wahlbriefumschlags und des Wahlscheins, wobei sich auf der Unterschriftenzeile
zur Versicherung an Eides statt keine Unterschrift befindet.
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Der Landeswabhlleiter ist der Auffassung, dass das Vorliegen eines Wahlfehlers auf Basis des ermittelbaren Sach-
verhalts ,,zumindest nicht ausgeschlossen® werden konne; ein etwaiger Wahlfehler wiirde aber ,,jedenfalls nicht
ergebnisrelevant™ sein. Lege man den Vortrag des Einspruchsfiihrers zugrunde, er habe seinen Wahlschein im
Wabhllokal vorgelegt und die Stimmabgabe sei ihm dennoch verweigert worden, liege ein Wahlfehler vor. Denn
nach § 6 Absatz 5 Buchstabe a des Europawahlgesetzes (EuWG) konne ein Wahlberechtigter mit einem Wahl-
schein in dem Kreis oder in der kreisfreien Stadt, in dem der Wahlschein ausgestellt ist, durch Stimmabgabe in
einem beliebigen Wahlbezirk an der Wahl teilnehmen. Gehe man hingegen von den Ausfithrungen der stellver-
tretenden Wahlvorsteherin aus, wonach der Einspruchsfiihrer am Wahltag seinen verschlossenen Wahlbrief im
Wahllokal habe abgeben wollen, was ihm verweigert worden sei, und wonach der Einspruchsfiihrer unmittelbar
darauf sdmtliche Briefwahlunterlagen zerrissen habe, liege kein Wahlfehler vor. Eine Abgabe des Wahlbriefes
am Wabhltag in einem beliebigen Wahllokal sei nach § 59 der Europawahlordnung (EuWO) nicht vorgesehen.
GemilB § 59 Absatz 2 Satz 1 EuWO miissten die Wahlbriefe bei dem Kreis- oder Stadtwahlleiter des Kreises oder
der kreisfreien Stadt, fiir den der Wahlschein giiltig ist, eingehen. Nur bei dieser Stelle konne nach § 59 Absatz 1
Satz 2 EuWO der Wahlbrief auch abgegeben werden. Ein Hinweis des Wahlvorstands an den Einspruchsfiihrer,
dass er den Wahlschein aus den Briefwahlunterlagen entnehmen und mit diesem im Wahllokal wéhlen konne, sei
bei Zugrundelegung dieses Vortrags nicht moglich gewesen. Der Sachverhalt konne seitens des Landeswahlleiters
nicht mit letzter Gewissheit aufgeklart werden, konne jedoch im Ergebnis insoweit dahinstehen, da selbst bei
unterstellter Richtigkeit der Ausfithrungen des Einspruchsfiihrers der dann anzunehmende Wahlfehler nicht er-
gebnisrelevant gewesen sei, da die einzelne Stimme des Einspruchsfiihrers die Sitzverteilung nicht hitte verdndern
konnen.

3. Erwiderung des Einspruchsfiihrers

Der Einspruchsfiihrer hat mit Schreiben vom 26. August 2024 die Gelegenheit zur Erwiderung auf die Stellung-
nahme des Landeswahlleiters wahrgenommen. Er wendet sich insbesondere gegen die Darstellung der Situation
im Wabhllokal durch die stellvertretende Wahlvorsteherin. Er betont erneut, dass er nicht mit seinen verschlossenen
Briefwahlunterlagen im Wahllokal erschienen sei. Die Unterlagen 14gen noch zum Zeitpunkt des Schreibens ,,un-
ausgefiillt und unverschlossen® in seiner Wohnung. Der Darstellung, dass er am Wahltag im Wahllokal nicht kurz
habe warten kdnnen, stehe selbst nach der Schilderung der stellvertretenden Wahlvorsteherin entgegen, dass er
dort noch auf seine Begleitperson gewartet habe, wahrend diese gewahlt habe. Seine Forderung, im Rathaus an-
zurufen, sei mit der Begriindung abgelehnt worden, dass man dort schon zu oft angerufen habe. Zudem habe er
keine Présentation zu Gesicht bekommen. In diesem Fall hitte er darauf bestanden, in der Priasentation unter dem
Stichwort ,,Wahlen mit Wahlschein* nachzusehen. Nach der Erkenntnis, dass er im betreffenden Wahllokal nicht
habe wihlen kdnnen (und damit aus Zeitgriinden auch nirgendwo anders), habe er die Unterlagen einmal in der
Mitte durchgerissen. Dies sei ,,keinesfalls umgehend* erfolgt.

Wegen der Einzelheiten wird auf den Inhalt der Akte Bezug genommen.

Entscheidungsgriinde

Der Einspruch ist zuldssig und begriindet. Die Zuriickweisung des Einspruchsfiihrers im Wahllokal verletzt die-
sen in seinem subjektiven Wahlrecht.

Gemal § 6 Absatz 5 Buchstabe a EuWG kann ein Wahlberechtigter mit Wahlschein durch Stimmabgabe in einem
beliebigen Wahlbezirk seines Wahlkreises an der Wahl teilnehmen. Den chronologischen Ablauf der Stimmab-
gabe im Wahlraum sowie mogliche Zuriickweisungsgriinde regelt § 49 EuWO. Die Besonderheiten bei der
Stimmabgabe eines Inhabers eines Wahlscheins werden ergénzend dazu in § 52 EuWO geregelt. Diese erfolgt
gemal § 52 Satz 1 EuWO, indem der Inhaber des Wahlscheins seinen Namen nennt, sich ausweist und dem Wabhl-
vorsteher seinen Wahlschein tibergibt. Wihler konnen nach § 52 Satz 3 EuWO zuriickgewiesen werden, wenn
Zweifel iiber die Giiltigkeit des Wahlscheins oder iiber den rechtméBigen Besitz entstehen. Fiir derartige Zweifel
ist im vorliegenden Fall nichts ersichtlich. Auch fiir weitere Zuriickweisungsgriinde, insbesondere geméal3 § 49
Absatz 6 Satz 1 Nummer 1 und 2 EuWO, bestehen keine Anhaltspunkte, da der Einspruchsfiithrer unbestritten im
Besitz eines Wahlscheins war.

Die Teilnahme an der Urnenwahl gemédB § 6 Absatz 5 Buchstabe a EuWG i. V. m. § 52 EuWO hitten die an der
Durchfiihrung der Wahl Beteiligten dem Einspruchsfiihrer ermdglichen miissen. Unschéidlich ist dabei, dass der
Einspruchsfiihrer nach iibereinstimmendem Vortrag seine vollstindigen Briefwahlunterlagen mit in das Wahllo-
kal gebracht hat. Zwar trifft es zu, dass ein Wahlbrief gemil § 59 Absatz 2 Satz 1 EuWO bei dem Kreis- oder
Stadtwahlleiter, fiir den der Wahlschein giiltig ist, eingehen muss. Wahlvorstinde sind nicht dazu verpflichtet,
solche Briefwahlunterlagen anzunehmen und etwa durch Gemeindekuriere zum néchsten Briefwahlvorstand zu
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transportieren; der Wéhler hat also keinen Anspruch darauf, Briefwahlunterlagen in einem Wahllokal abgeben zu
konnen. Der Wahlvorstand ist in einem solchen Fall aber verpflichtet, den Wéahler auf die Moglichkeit der erneu-
ten Stimmabgabe im Wahlraum aufmerksam zu machen (vgl. Seedorf, in: Schreiber, BWahlG, 11. Auflage 2021,
§ 34, Randnummer 19; siehe auch Bundestagsdrucksachen 19/3050, Anlagen 1 und 23; 19/16350, Anlage 16).
Soweit der Sachverhalt aufgrund der abweichenden Darstellungen des Einspruchsfiihrers und der stellvertreten-
den Wahlvorsteherin vorliegend nicht aufklérbar ist, kann er offenbleiben. Denn selbst wenn der Einspruchsfiih-
rer, wie von der stellvertretenden Wahlvorsteherin geschildert, mit bereits ausgefiillten Briefwahlunterlagen in
einem verschlossenen Wahlbrief im Wahllokal erschienen wire, hétte er nicht ohne Weiteres von der Stimmab-
gabe im Wahllokal zuriickgewiesen werden diirfen, sondern auf die Mdglichkeit der Stimmabgabe mit Wahl-
schein hingewiesen werden miissen. Wére dem Wahlvorstand die Mdglichkeit der Stimmabgabe mit Wahlschein
hinreichend prisent gewesen, diirfte auch nach dem Vortrag der stellvertretenden Wahlvorsteherin ausreichend
Zeit gewesen sein, dies mit dem Einspruchsfiihrer zu eruieren. Die stellvertretende Wahlvorsteherin hat jedoch in
ihrer Stellungnahme angegeben, nicht genau gewusst zu haben, ob der Einspruchsfiihrer ,,nur mit seinem Wahl-
schein (obwohl er nicht in seinem Wahllokal war) hétte wéhlen diirfen.” Dazu hitte sie nach ihrer Aussage anrufen
miissen. Eine solche telefonische Nachfrage wire vorliegend auch geboten gewesen, bevor dem Einspruchsfiihrer
die Auskunft gegeben wurde, dass er seinen Wahlbrief im Rathaus abgeben miisse. Soweit aus den Stellungnah-
men ersichtlich, ist eine entsprechende telefonische Nachfrage jedoch zu keinem Zeitpunkt am Wahltag erfolgt;
auch nicht, nachdem die Situation — nach dem Empfinden der stellvertretenden Wahlvorsteherin — eskaliert war.

Auch wenn die Giiltigkeit der Wahl der Abgeordneten des Europdischen Parlaments aus der Bundesrepublik
Deutschland durch diesen Wahlfehler mangels Einflusses auf die Sitzverteilung nicht in Frage gestellt wird (vgl.
Bundestagsdrucksachen 19/16350, Anlage 1; 20/7200, Anlagen 8, 17, 22, 24 u. a.; BVerfGE 89, 243 [254 {f.]),
wurde der Einspruchsfiihrer durch die unrechtméBige Zuriickweisung der Einspruchsfiihrer in seinem Wahlrecht
verletzt. Dies hat der Deutsche Bundestag geméll § 1 Absatz 2 Satz 2 des Wahlpriifungsgesetzes festzustellen.
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Anlage 11

Beschlussempfehlung

Zum Wahleinspruch mit dem Az.

— EuWP 28/24 —

hat der Wahlpriifungsausschuss in seiner Sitzung vom 10. Juli 2025 beschlossen,
dem Deutschen Bundestag folgenden Beschluss zu empfehlen:

Der Wahleinspruch wird zuriickgewiesen.

Tatbestand

Mit Schreiben vom 1. Juli 2024, das am 4. Juli 2024 beim Deutschen Bundestag eingegangen ist, hat der Ein-
spruchsfiithrer Einspruch gegen die Giiltigkeit der Wahl der Abgeordneten des Européischen Parlaments aus der
Bundesrepublik Deutschland am 9. Juni 2024 eingelegt. Mit Schreiben vom 29. Juli 2024, eingegangen am 6. Au-
gust 2024, hat die Einspruchsfiihrerin den Einspruchsfiihrer bevollmichtigt, eine Verletzung ihres ,,Rechts auf
Ausiibung des Stimmrechts bei der Europawahl 2024 geltend zu machen.

1.  Vortrag der Einspruchsfiihrer

Die Einspruchsfiihrer riigen die verspatete Zustellung von Briefwahlunterlagen an die Einspruchsfiihrerin in den
Niederlanden. Aufgrund des verspiteten Erhalts der Briefwahlunterlagen sei der Einspruchsfiihrerin eine Teil-
nahme an der Wahl nicht moglich gewesen.

Die Einspruchsfiihrerin habe die Briefwahlunterlagen am 27. Mai 2024 online bei der Stadt Ratingen beantragt.
Mit Schreiben vom 28. Mai 2024 an die Hauptwohnanschrift der Einspruchsfiihrerin in Ratingen habe die Stadt
den Versand der Briefwahlunterlagen an die abweichend angegebene Versandanschrift in den Niederlanden be-
stétigt. Dieses Schreiben sei durch die Deutsche Post iibersandt worden. Die Briefwahlunterlagen seien der Ein-
spruchsfiihrerin in den Niederlanden erst am 13. Juni 2024 zugestellt worden; ausweislich des Freistempels sei
dies iiber die Schweizer Post unter Einbindung des zusitzlichen Dienstleisters ,,asendia“ erfolgt. Der Briefum-
schlag habe dabei keinen Hinweis auf Briefwahlunterlagen enthalten.

Auf eine noch vor dem Wahlsonntag telefonisch erfolgte Anfrage bei der Stadt Ratingen sei der Einspruchsfiih-
rerin mitgeteilt worden, dass sich die Unterlagen auf dem Postweg befinden. Auf eine Nachfrage vom 26. Juni
2024 beim Wahlbiiro der Stadt Ratingen, warum die Ubersendung von Ratingen in die Niederlande iiber die
Schweiz erfolgt sei, habe die Einspruchsfiihrerin am 27. Juni 2024 die Antwort erhalten, dies bitte ,,die Post* zu
fragen. Die Einspruchsfiihrer bitten nun um Priifung, ob die seitens der Kommune erfolgte Ubermittlung durch
die Schweizer Post unter Einbindung eines zusitzlichen Dienstleisters, welche zu einer verspéteten Zustellung
gefiihrt habe, eine ordnungsgeméBe Durchfithrung der Europawahl seitens der Stadt Ratingen darstelle.

2. Stellungnahme der Landeswahlleiterin

Die Landeswabhlleiterin des Landes Nordrhein-Westfalen hat hierzu unter Einbindung der Stadt Ratingen mit
Schreiben vom 6. August 2024 wie folgt Stellung genommen:

Beantragte Briefwahlunterlagen seien in der hausinternen Poststelle in Ratingen ebenso wie die gesamte Aus-
gangspost gesammelt und dort tiglich von einem Dienstleister, namentlich der ,,freesort GmbH* aus Langenfeld,
abgeholt und bei der Deutschen Post eingeliefert worden. In der Regel seien diese Briefe bereits iiber die stidtische
Frankiermaschine freigemacht und mit einem entsprechenden Stempel versehen worden. Im Zeitraum vom 22. bis
24. Mai 2024 sei es jedoch zu einer Verzogerung bei der Lieferung einer Tonerkartusche fiir die Frankiermaschine
gekommen, so dass mit der Frankierung ebenfalls die ,,freesort GmbH* beauftragt worden sei. In diesen Zeitraum
falle offensichtlich die Versendung der Briefwahlunterlagen an die Einspruchsfiihrerin. Dies erkldre, warum auf
dem Brief kein stddtischer Poststempel aufgedruckt sei. Nach Einschitzung der Stadt Ratingen miisse dann ,,0f-
fensichtlich bei der Sortierung bei der freesort GmbH oder bei der Deutschen Post ein Fehler derart geschehen
sein, dass der Brief fiir die Empfingerin in den Niederlanden versehentlich bei der Auslandspost fiir die Schweiz
zugeordnet® worden sei. Eine Stellungnahme der ,,Freesort AG* (gemeint diirfte die ,,freesort GmbH* sein) ge-
geniiber der Stadt Ratingen, die der Stellungnahme als Anlage beigefiigt ist, bestdtige inzwischen einen entspre-
chenden Arbeitsfehler. Danach sei festgestellt worden, dass bei der Ableitung der internationalen Sendungen vom
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27. Mai 2024 ein Fehler unterlaufen sei. Durch eine ,,fehlerhafte Zuweisung am Wareneingang® seien die inter-
nationalen Sendungen der auslédndischen Postgesellschaft direkt zugefiihrt worden, wie es in Vereinbarungen mit
anderen Kunden vereinzelt vorgesehen sei. Um diesen Fehler in Zukunft zu vermeiden, habe die ,,freesort GmbH*
eine zuséitzliche Priifung im Prozess implementiert. So werde ,,unmittelbar nach der Frankierung [der] Sendungen
eine Plausibilitdtspriifung vorgenommen.* Damit werde sichergestellt, dass ,,alle (auch internationale) Sendungen
iiber die DP AG freigemacht und abgeleitet wurden.*

Seitens der Stadt Ratingen werde ein eigenes schuldhaftes Verhalten oder gar eine nicht ordnungsgeméfe Durch-
filhrung der Europawahl nicht gesehen. Dies sei auch nach Auffassung der Landeswahlleiterin nachvollziehbar
und plausibel. Dem Briefwahlverfahren liege eine sogenannte ,,Schickschuld“ der Wahlbehorde zugrunde. Die
Stadt Ratingen habe demnach das ihrerseits Erforderliche getan, wenn sie Unterlagen ordnungsgemaf und recht-
zeitig ausgestellt und auf ihre Kosten versandt habe. Die Stellungnahme verweist hierzu auf eine Wahlpriifungs-
entscheidung des Deutschen Bundestages (Bundestagsdrucksache 19/3050, Anlage 16). Mit der Ubergabe der
Briefwahlunterlagen an beauftragte Dritte sei die Stadt Ratingen diesen Verpflichtungen hinreichend nachgekom-
men. Die wahlrechtlichen Regelungen séhen in Féllen von nicht zugegangenen Briefwahlunterlagen ausdriicklich
die Moglichkeit vor, dass dem Wahlberechtigten bis zum Tage vor der Wahl, 12 Uhr, ein neuer Wahlschein erteilt
werden kdnne (§ 27 Absatz 10 Satz 2 der Europawahlordnung (EuWO)). Die verspitete Zustellung der Briefwah-
lunterlagen an die Einspruchsfiihrerin werde von der Stadt Ratingen und der Landeswahlleitung bedauert. Weitere
diesbeziigliche Beschwerden ldgen bei der Landeswahlleiterin nicht vor, so dass davon ausgegangen werde, dass
es sich um einen Einzelfall handele.

3. Erwiderung des Einspruchsfiihrers

Der Einspruchsfiihrer hat mit Schreiben vom 2. September 2024 im Wesentlichen wie folgt auf die Stellungnahme
der Landeswahlleiterin erwidert: Es bleibe unklar, wer den Brief mit einem Schweizer Freistempel versehen habe,
der mit den Zusétzen ,,asendia“ und ,,CGN* auf einen Absender in Ko6ln hindeute. Offensichtlich sei der Stadt
Ratingen nicht bekannt, wie viele und welche Dienstleister mit dem Versand befasst gewesen seien. Der Ein-
spruchsfithrer wiederholt seine Riige, dass die Briefwahlunterlagen nicht als solche gekennzeichnet gewesen
seien. Darauf gehe die Stellungnahme nicht ein. Nach Auffassung des Einspruchsfiihrers habe die Stadt Ratingen
nicht das ihrerseits Erforderliche getan. Eine Ubergabe an beauftragte Dritte wiirde im Rahmen der ,,Schick-
schuld* nach Ansicht des Einspruchsfiihrers voraussetzen, dass diese Dritten der zur Absendung verpflichteten
Stadt zumindest bekannt seien. Dies sei jedoch bei der Stadt Ratingen nicht der Fall.

Wegen der Einzelheiten wird auf den Inhalt der Akte Bezug genommen.

Entscheidungsgriinde

Der Einspruch ist zuldssig, aber unbegriindet. Dem Vortrag der Einspruchsfiihrer lésst sich kein mandatsrelevanter
Versto gegen Wahlrechtsvorschriften und damit kein Wahlfehler entnehmen.

Es liegt kein VerstoB3 gegen Wahlrechtsvorschriften darin, dass die Einspruchsfiihrerin ihre Briefwahlunterlagen
nicht rechtzeitig fiir eine Teilnahme an der Briefwahl erhalten hat.

Nach § 6 Absatz 5 Buchstabe b des Europawahlgesetzes (EuWG) ist eine Ausiibung des Wahlrechts durch Brief-
wahl moglich. Ein Wahlberechtigter, der in das Wahlerverzeichnis eingetragen ist, erhilt dafiir gemal § 24 Ab-
satz 1 EuWO auf Antrag einen Wahlschein. Gemil § 27 Absatz 4 Satz 1 EuWO werden der Wahlschein und die
Briefwahlunterlagen dem Wahlberechtigten an seine Wohnanschrift ibersandt oder amtlich iiberbracht, soweit
sich aus dem Antrag keine andere Anschrift oder die Abholung der Unterlagen ergibt. Hat der Wahlberechtigte
die Versendung an eine von seiner Wohnanschrift abweichende Versandanschrift beantragt, wird gleichzeitig eine
Mitteilung an die Wohnanschrift versandt (§ 27 Absatz 4 Satz 2 EuWO). Die fiir die Erteilung von Wahlschein
und Briefwahlunterlagen zustindige Stelle hat dabei gegeniiber dem Wahlberechtigten eine ,,Schickschuld®. Hat
sie die Unterlagen ordnungsgeméf und rechtzeitig ausgestellt und auf ihre Kosten an den Wahlberechtigten ver-
sandt, tragt der Wahlberechtigte das Risiko einer Verzdgerung oder eines Verlusts auf dem Transportweg (so die
stindige Entscheidungspraxis des Wahlpriifungsausschusses, vgl. nur Bundestagsdrucksachen 19/16350, An-
lage 12; 20/1100, Anlagen 9 und 63; 20/2300, Anlagen 6, 7 und 12; 20/4000, Anlagen 10 bis 12; 20/5800, Anla-
gen 21 bis 24, 25, 27, 32 bis 42; siehe auch Thum, in: Schreiber, BWahlG, 11. Auflage 2021, § 36 Randnummer
16).

Diesen Anforderungen an die Schickschuld hat die Stadt Ratingen geniigt. Die OrdnungsmaBigkeit der Versen-
dung wird dabei nicht durch die Beauftragung eines Postdienstleisters in Frage gestellt. Die Art und Weise des
Transports und damit auch die Auswahl des Beforderungsunternehmens obliegt dem pflichtgemadBen Ermessen
der Gemeindebehorde, die bei ihrer Auswahlentscheidung auch Kostengesichtspunkte beriicksichtigen darf. Eine
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Versendung der Briefwahlunterlagen hat somit nicht zwingend durch die Deutsche Post AG zu erfolgen und auch
die Einschaltung weiterer Dienstleister ist, insbesondere bei einem Versand ins Ausland, nicht grundsétzlich zu
beméngeln (vgl. Bundestagsdrucksache 16/3600, Anlage 26). Geméal § 27 Absatz 4 Satz 3 EuWO sind Postsen-
dungen von der Gemeinde freizumachen. Die Gemeinde hat demnach die Kosten des Versands der Briefwahlun-
terlagen zu tragen und fiir eine ausreichende Frankierung Sorge zu tragen. Ausweislich der Stellungnahme der
Landeswahlleiterin und den als Anlagen vorgelegten Unterlagen konnte die Stadt Ratingen aufgrund einer Ver-
zogerung der Lieferung einer Tonerkartusche fiir ihre Frankiermaschine die Briefwahlunterlagen im mafgebli-
chen Zeitraum nicht selbst frankieren, so dass sie den Postdienstleister ,,freesort GmbH* mit der Frankierung der
Sendung an die Einspruchsfiihrerin beauftragt hat. Mit der Abgabe der Briefwahlunterlagen an die ,,freesort
GmbH*, welche die Sendung auf Kosten der Stadt Ratingen frankiert hat, hat die Stadt das ihrerseits Erforderliche
zur Erfiillung der Schickschuld getan. Die versehentliche Zuordnung zur Auslandspost in die Schweiz, welche
offenbar ursichlich fiir die Verzégerung der Zustellung gewesen ist, fallt damit in die Risikosphére der Ein-
spruchsfiihrerin.

Auch wenn kein Wabhlfehler vorliegt, so erachtet der Wahlpriifungsausschuss des Deutschen Bundestages die
verspitete oder unterbleibende Zustellung von Briefwahlunterlagen — unabhingig davon, worauf sie beruht — fiir
hochst unbefriedigend. Dies gilt umso mehr, da die Méglichkeit, gemil3 § 27 Absatz 10 Satz 2 EuWO einen Er-
satzwahlschein zu erhalten, nicht in allen Fillen gleichermaBen Abhilfe schaffen kann; insbesondere in Féllen der
gewiinschten Briefwahlteilnahme aus dem Ausland.

Der Wahlpriifungsausschuss erwartet, dass alle Stellen, die mit der Briefwahl befasst sind, das Nétige leisten, um
Antrige ordnungsgemél zu bearbeiten und den Wahlberechtigten die Briefwahlunterlagen rechtzeitig zuzustellen.
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Anlage 12

Beschlussempfehlung

Zum Wahleinspruch mit dem Az.

— EuWP 30/24 —

hat der Wahlpriifungsausschuss in seiner Sitzung vom 10. Juli 2025 beschlossen,
dem Deutschen Bundestag folgenden Beschluss zu empfehlen:

Der Wahleinspruch wird zuriickgewiesen.

Tatbestand

Mit Schreiben vom 4. Juli 2024, das am 9. Juli 2024 beim Deutschen Bundestag eingegangen ist, hat der Ein-
spruchsfiithrer Einspruch gegen die Giiltigkeit der Wahl der Abgeordneten des Européischen Parlaments aus der
Bundesrepublik Deutschland am 9. Juni 2024 eingelegt.

1. Vortrag des Einspruchsfiihrers

Der Einspruchsfiihrer trigt zur Begriindung vor, dass er als Wahlbeobachter nach Beendigung der Wahlzeit, vor
Beginn der Stimmenauszdhlung und auf eine Aufforderung eines Wahlhelfers hin, den Wahlraum kurzzeitig habe
verlassen miissen. Anschliefend sei die Tiir zum Wahlraum verschlossen und nach wenigen Sekunden wieder
gedffnet worden. Nach seinem erneuten Einlass sei die Tiir einen Spalt weit mit einem Holzkeil geéffnet geblie-
ben. Dieser Vorgang liefe in Verbindung mit einer vom Einspruchsfiihrer angefiihrten AuBerung eines Gemein-
deratsmitglieds in einer Sitzung eines Gemeinderatsausschusses der Gemeinde Kerken vom 12. Juni 2024 darauf
schlieBen, dass es sich nicht um einen einmaligen Vorgang, sondern um eine seit Jahren etablierte Praxis im
gesamten Landkreis Kleve handele. Nach Ansicht dieses Gemeinderatsmitglieds sei man bisher félschlich davon
ausgegangen, dass die Wahl im Nachhinein anfechtbar sei, wenn die Tiiren nicht zumindest kurzzeitig geschlossen
werden wiirden.

Zudem habe der Einspruchsfiihrer festgestellt, dass die Wahlurne nicht versiegelt gewesen sei. Bei der Stimmen-
auszéhlung seien sodann keine Stapel gebildet worden. Weiter hitten zwei der Wahlhelfer sich in einen hinteren
Raum zuriickgezogen und die Stimmzettel dort, getrennt von den anderen Wahlhelfern, zur Auswertung auf dem
Boden ausgelegt. Unweit davon hétten sich auf einem Tisch noch Kartons mit Wahlunterlagen befunden.

Ebenfalls habe der Einspruchsfiihrer beobachten kdnnen, dass eine Person kurz vor Beendigung der Stimmenaus-
zahlung ihr Smartphone bedient habe, wihrend sie sich die Ergebnisse der Stimmenauszéhlung angesehen habe.
Nach Auffassung des Einspruchsfiihrers sei eine private Nachricht versendet worden, in der die Person ihr soziales
Umfeld noch vor der offiziellen Verkiindung des Auszdhlungsergebnisses iiber den Wahlausgang informiert habe.

2. Stellungnahme der Landeswahlleiterin

Die Landeswahlleiterin des Landes Nordrhein-Westfalen hat nach Einholung einer Stellungnahme der Kreiswahl-
leitung des Kreises Kleve sowie des Biirgermeisters der Gemeinde Kerken Stellung genommen. Beziiglich des
kurzzeitigen VerschlieBens der Tiiren nach Beendigung der Wahlhandlung verweist sie auf eine mittlerweile auf-
geklarte Fehlinterpretation des § 53 der Europawahlordnung (EuWO) durch den Wahlvorstand. Dieser sei falsch-
lich davon ausgegangen, dass die Beendigung der Wahlhandlung durch einen ,,symbolischen Akt* der SchlieBung
des Wahllokals vollzogen werden miisse. Nichtsdestotrotz habe die Auszdhlung der Stimmen erst nach Wieder-
er6ftnung des Wahllokals und in Anwesenheit des Einspruchsfiihrers begonnen.

Im Rahmen der Sachverhaltsaufkldrung seien die Wahlhelfer des betroffenen Wahlbezirks informiert worden,
dass das Schlieen des Wahllokals und das Herausbitten des Einspruchsfiihrers einen VerstoB gegen den Grund-
satz der Offentlichkeit der Wahl dargestellt habe. Auch seien fiir kiinftige Wahlen bereits die Handreichungen
und Schulungsunterlagen fiir Wahlhelfer entsprechend angepasst worden.

Die Landeswahlleiterin schlief3t sich der in der Stellungnahme wiedergegebenen Auffassung der Kreiswahlleitung
Kleve an, wonach dieser Wahlrechtsversto3 aufgrund der Schliefung fiir nur wenige Sekunden ,,in einem &uf3erst
geringen Umfang® aufgetreten sei und sich im Ubrigen nicht auf das konkrete Wahlergebnis auswirkt habe. Inso-
fern weise der Wahlfehler keine Mandatsrelevanz auf.
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3. GegenduBerung des Einspruchsfiihrers

Mit Schreiben vom 16. August 2024 hat der Einspruchsfiihrer von der Moglichkeit der Gegenduflerung Gebrauch
gemacht. Er beméngelt zum einen die Dokumentation der Sachverhaltsaufkldrung in den Niederschriften ver-
schiedener Gremiensitzungen im Nachgang der Wahl. Zum anderen wiederholt er im Wesentlichen seine Sach-
verhaltsdarstellung der Stimmenauszihlung. ,,Moglicherweise® konne es in zahlreichen Wahllokalen dhnliche
Abldufe gegeben haben, so dass dies seiner Ansicht nach Auswirkungen auf das Gesamtergebnis gehabt habe.
Auch konne nicht ausgeschlossen werden, dass in der Zeit, in der er den Wahlraum habe verlassen miissen, weitere
,,Wahlscheine* eingeworfen worden seien.

4.  Stellungnahme der Landeswahlleiterin

Die Landeswahlleiterin des Landes Nordrhein-Westfalen hat dazu erneut Stellung genommen. Danach handele es
sich bei den weiteren AuBerungen des Einspruchsfithrers um Spekulationen, weshalb weitere Sachverhaltsermitt-
lungen, wie eine Befragung der Mitglieder des Wahlvorstandes, fiir nicht zielfithrend erachtet wiirden und somit
nicht erfolgt seien. So bestiinden insbesondere keinerlei Anhaltspunkte dafiir, dass sich der Wahlvorstand bei-
spielsweise durch den Einwurf vorgefertigter Stimmzettel strafbar gemacht haben konnte.

Im Ubrigen sei die Tatsache, dass die Wahlurne zwar nicht versiegelt, sondern lediglich verschlossen worden sei,
nicht zu beanstanden und entspreche den bestehenden Vorschriften. Weiter sei festzustellen, dass ein Wegrdumen
oder gar Verschlieen von Wahlbenachrichtigungen oder Wahlscheinen entgegen der Ansicht des Einspruchsfiih-
rers weder notwendig noch angezeigt gewesen sei. Durch die vorhandene Aufbewahrung seien diese gegen die
Einsichtnahme oder gar den Zugriff durch Unbefugte gesichert gewesen. Nach Abschluss des Wahlgeschiftes
seien die Dokumente vom Wahlvorsteher an die Gemeindebehdrde tibergeben worden.

Dass das Wahlergebnis vorab unberechtigten Dritten zugénglich gemacht worden sein soll, werde als Unterstel-
lung zuriickgewiesen. Die Annahme, dass die Nutzung des Smartphones gegen Ende der Stimmenauszéhlung
zwingend mit einem Versto3 gegen wahlrechtliche Vorgaben einhergehe, sei nicht sachgerecht und entspreche
auch nicht der Lebensrealitit.

Der Stellungnahme wurde eine Kopie der Wahlniederschrift beigefiigt, in der unter Ziffer 2.9 angegeben wurde,
dass keine besonderen Vorfille wihrend der Wahlhandlung zu verzeichnen gewesen seien.

5. GegenduBerung des Einspruchsfiihrers

In einem weiteren Schreiben fiihrt der Einspruchsfiihrer aus, dass das kurzzeitige VerschlieBen der Tiir nach Be-
endigung des Wahlvorgangs eine seit iiber einem Jahrzehnt bestehende Praxis darstelle. Dies sei ihm gegeniiber
zwischenzeitlich von einem Gemeinderatsmitglied sogar ausdriicklich bestdtigt worden. Zudem ergénzt der Ein-
spruchsfiihrer seinen Einspruch dahingehend, dass auch die ihm mittlerweile vorliegende Wahlniederschrift ma-
nipuliert worden sein kdnnte. So sei das Wahlergebnis nach einer erstmaligen Niederschrift erkennbar durchge-
strichen und korrigiert worden. Dass gemaf} den Ausfiihrungen der Landeswahlleiterin keine gesetzliche Vorgabe
zur Versiegelung von Wahlurnen bestehe, konne er mit Hinweis auf die sich daraus ergebenden Manipulations-
moglichkeiten nicht nachvollziehen.

Wegen der Einzelheiten wird auf den Inhalt der Akte Bezug genommen.

Entscheidungsgriinde

Der Einspruch ist zuldssig, aber unbegriindet. Dem Vortrag des Einspruchsfiihrers lésst sich kein mandatsrelevan-
ter Verstoll gegen Wahlrechtsvorschriften und damit kein mandatsrelevanter Wahlfehler entnehmen.

1. Soweit sich der Einspruch gegen den zwischenzeitlichen Ausschluss des Einspruchsfiihrers und das kurzzei-
tige VerschlieBen der Tiir zum Wahlraum richtet, liegt zwar ein Wahlfehler vor. Allerdings kann diesbeziiglich
weder eine Mandatsrelevanz noch eine Verletzung des subjektiven Wahlrechts des Einspruchsfiihrers festgestellt
werden.

Auch das nur kurzzeitige VerschlieBen der Tiir zum Wahlraum stellt einen Versto gegen den Grundsatz der
Offentlichkeit der Wahl dar. Das aus dem Demokratieprinzip hergeleitete Gebot der Offentlichkeit der Wahl ist
primédrrechtlich in Artikel 14 Absatz 3 des Vertrages iiber die Européische Union (EUV), verfassungsrechtlich in
Artikel 20 Absatz 1 Grundgesetz (GG) sowie einfachgesetzlich in § 47 EuWO festgeschrieben (vgl. Engel-
brecht/Biitge, Europawahlrecht, § 47 EuWO Randnummer 1). Die Offentlichkeit der Wahl ist eine wesentliche
Voraussetzung flir eine demokratische politische Willensbildung. Sie sichert die OrdnungsgemaBheit und Nach-
vollziehbarkeit der Wahlvorginge und schafft eine wesentliche Voraussetzung fiir ein begriindetes Vertrauen der
Biirger in den korrekten Ablauf der Wahl (vgl. BVerfGE 123, 39 [68]). Dies setzt voraus, dass jedermann Zutritt
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zum Wahlraum hat, soweit dadurch das Wahlgeschéft nicht unzumutbar beeintrachtigt wird. Dies muss wahrend
der gesamten Wahlzeit sowie der darauffolgenden Ermittlung und Feststellung des Wahlergebnisses ununterbro-
chen gewihrleistet werden (vgl. Béth, in: Schreiber, BWahlG, 12. Auflage 2025, § 31 Randnummer 3). Zwar
besteht kein Recht der Wahlbeobachter darauf, jede Einzelheit des Wahlgeschéfts sehen und nachvollziehen zu
konnen. Allerdings darf die Offentlichkeit zu keinem Zeitpunkt, etwa durch ein VerschlieBen der Tiir zum Wahl-
raum, génzlich ausgeschlossen werden. (vgl. Engelbrecht/Bdtge, Europawahlrecht, § 47 EuWO Randnummer 2).
So begriindet auch eine nur zwischenzeitliche SchlieBung des Wahllokals einen Wahlfehler, weil sie die Wahlurne
mit den gesammelten Stimmzetteln in dieser Zeit der Kontrolle der Offentlichkeit entzieht (vgl. BVerfGE 167,
329 [393]). Vor diesem Hintergrund stellt bereits der kurze Ausschluss des Einspruchsfiihrers und das ,,symboli-
sche VerschlieBen der Tiir zum Wahllokal nach dem Abschluss der Wahlhandlung und vor der Ermittlung des
Wahlergebnisses einen Verstol gegen die Wahlrechtsvorschrift des § 47 EuWO dar.

Die Giiltigkeit der Wahl der Abgeordneten des Europdischen Parlaments aus der Bundesrepublik Deutschland ist
durch diesen Verstofl gegen Wahlrechtsvorschriften jedoch nicht in Frage gestellt. Eine notwendige Mandatsre-
levanz ist nicht erkennbar. Nach stdndiger Beschlusspraxis des Wahlpriifungsausschusses und der Rechtspre-
chung des Bundesverfassungsgerichts konnen nur solche Wahlfehler einen Wahleinspruch erfolgreich begriinden,
die auf die Mandatsverteilung von Einfluss sind oder sein kénnten (vgl. nur BVerfGE 89, 243 [254], Bundestags-
drucksache 20/14300, Anlage 4). Dies ist bei einer nur kurzzeitigen Verletzung der Offentlichkeit der Stimmen-
auszéhlung in einem einzelnen Wahlbezirk ersichtlich nicht der Fall.

2. Es stellt dagegen keinen Verstol gegen eine Wahlrechtsvorschrift dar, dass die Wahlurne nicht versiegelt
oder weggeschlossen worden ist. Vielmehr schreibt § 44 Absatz 2 EuWO, welcher Vorgaben fiir die Beschaffen-
heit der Wahlurne enthilt, lediglich vor, dass die Wahlurne mit einem Deckel versehen und insgesamt verschlief3-
bar sein muss (§ 44 Absatz 2 Satz 1 und 4 EuWO). Dagegen werden gemil § 66 Absatz 1 EuWO nach Abschluss
der Ermittlung des Wahlergebnisses die Pakete mit Stimmzetteln und Wahlscheinen einzeln versiegelt, bevor sie
dem Gemeindebiiro iibergeben werden. Fiir die Wahlurne ist eine Versiegelung jedoch ausdriicklich nicht vorge-
schrieben.

3. Auch hinsichtlich des Ablaufs und der Organisation der Stimmenauszihlung ist kein Wahlfehler ersichtlich.
Nach der Zahlung aller Stimmzettel (§ 61 Absatz 1 EuWO) sind gemél § 62 Absatz 1 EuWO Stimmzettelstapel,
sortiert nach Wahlvorschlidgen bzw. ungekennzeichneten Stimmzetteln, zu bilden. Soweit der Einspruchsfiihrer
moniert, dass bei der Auszdhlung keine Stapel gebildet worden seien, ist sein Sachvortrag schon nicht nachvoll-
ziehbar. So moniert er zwar mehrfach, dass aus den Stimmzetteln keine Stapel gebildet worden seien, gleichwohl
fithrt er aber aus, dass in einem ersten Arbeitsgang eine Zuordnung und Sortierung der Stimmzettel stattgefunden
habe, bevor diese in einem zweiten Arbeitsgang an einzelne Mitglieder des Wahlvorstandes verteilt worden seien.
Nach seinem Sinn und Zweck der Organisation einer ordnungsgemifBen Ermittlung des Wahlergebnisses verlangt
§ 62 Absatz 1 EuWO jedenfalls keine bestimmte Form eines Stapels, sondern lediglich die Sortierung der Stimm-
zettel anhand der vorgegebenen Kategorien in Vorbereitung der weiteren Schritte der Auszdhlung, welche auch
ein arbeitsteiliges Vorgehen der Mitglieder des Wahlvorstands ermdglicht. Diesbeziiglich fiihrt der Einspruchs-
fiihrer lediglich aus, dass er die Abstimmung der Mitglieder des Wahlvorstandes untereinander und deren arbeits-
teiliges Vorgehen nicht habe nachvollziehen kdnnen. Daraus folgt jedoch nicht, dass die Mitglieder des Wahlvor-
standes gegen die Vorgaben insbesondere des § 62 EuWO verstoen hitten. Der Wahlvorstand trifft die sachlich
erforderlichen Entscheidungen allein und in eigener Verantwortung. Wahlbeobachter haben demgegeniiber aus
§ 47 EuWO kein Recht darauf, die innere Organisation der Mitglieder des Wahlvorstandes vollends nachvollzie-
hen zu kénnen oder wihrend der laufenden Ermittlung des Wahlergebnisses erlautert zu bekommen.

Soweit sich, nach der Darstellung des Einspruchsfiihrers, zwei Mitglieder des Wahlvorstandes mit den ihnen zu-
geordneten Stimmzetteln in einen hinteren Raum zuriickgezogen und die Wahlzettel vor sich ausgebreitet haben,
begegnet auch dies keinen grundsétzlichen Bedenken. Zum einen ergibt sich aus der Schilderung des Einspruchs-
fithrers jedenfalls, dass auch der Nebenraum fiir ihn als Wahlbeobachter einsehbar gewesen ist. Zum anderen ist
kein Verstol3 gegen § 62 Absatz 4 Satz 1 EuWO erkennbar, wonach je zwei vom Wahlvorsteher bestimmte Bei-
sitzer die Stimmzettelstapel unter gegenseitiger Kontrolle durchzéhlen und die Zahl der fiir die einzelnen Wahl-
vorschlidge abgegebenen giiltigen Stimmen sowie die Zahl der ungiiltigen Stimmen ermitteln. Soweit der Ein-
spruchsfiihrer vortrégt, dass die Stimmzettel im Zuge der Durchzihlung auf dem Boden ausgelegt worden seien,
ist darin kein Versto3 gegen § 62 Absatz 4 Satz 1 EuWO zu erkennen.

4.  Auch hat der Einspruchsfiihrer keinerlei konkrete Tatsachen vorgetragen, aus denen sich eine unzuldssige
vorzeitige Bekanntgabe des Wahlergebnisses ergeben wiirde. Gemaf § 63 Satz 1 EuWO gibt der Wahlvorsteher
das Wahlergebnis im Wahlbezirk miindlich bekannt und nimmt gemaf3 § 64 Absatz 1 und 2 EuWO die Schnell-
meldung, in der Regel an den Kreis- oder Stadtwahlleiter, vor. Abgesehen von dieser Schnellmeldung darf das
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Wabhlergebnis vor der Unterzeichnung der Wahlniederschrift durch die Mitglieder des Wahlvorstandes dritten
Personen nicht mitgeteilt werden (§ 63 Satz 2 EuWO). Der Einspruchsfiihrer tragt lediglich vor, dass ein Mitglied
des Wahlvorstandes kurz vor Beendigung der Stimmenauszihlung sein Smartphone bedient habe, wihrend es
sich die Ergebnisse der Stimmenauszihlung angesehen habe. Der Einspruchsfiihrer nennt jedoch keine weiteren
Anbhaltspunkte dafiir, dass dabei iiberhaupt eine Nachricht verschickt, geschweige denn im Verstol gegen § 63
Satz 2 EuWO vorzeitig das Wahlergebnis im Wahlbezirk mitgeteilt worden wére. Solche Wahlbeanstandungen,
die iiber nicht belegte Vermutungen oder die bloBe Andeutung der Mdglichkeit von Wahlfehlern nicht hinausge-
hen und keinen konkreten, der Uberpriifung zugiinglichen Tatsachenvortrag enthalten, werden als unsubstantiiert
zuriickgewiesen (vgl. zuletzt nur Bundestagsdrucksache 20/14300, Anlagen 3 und 6; siehe auch BVerfGE 85, 148
[160]; Austermann, in: Schreiber, BWahlG, 11. Auflage 2021, § 49 Randnummer 26).

5. Aus der Wahlniederschrift ergeben sich zudem keine Hinweise auf eine Manipulation des Wahlergebnisses.
Dass das Wahlergebnis nach erstmaliger Niederschrift durchgestrichen und korrigiert worden zu sein scheint,
vermag keine ernsthaften Zweifel an der ordnungsgeméfen Ermittlung und Feststellung des Wahlergebnisses zu
begriinden. Weitere Anhaltspunkte fiir eine Manipulation werden vom Einspruchsfiihrer nicht substantiiert vor-
getragen und sind auch nicht ersichtlich.
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Anlage 13

Beschlussempfehlung

Zum Wahleinspruch mit dem Az.

— EuWP 31/24 -

hat der Wahlpriifungsausschuss in seiner Sitzung vom 10. Juli 2025 beschlossen,
dem Deutschen Bundestag folgenden Beschluss zu empfehlen:

Der Wahleinspruch wird zuriickgewiesen.

Tatbestand

Mit Schreiben vom 28. Juni 2024, das am 2. Juli 2024 beim Deutschen Bundestag eingegangen ist, hat der Ein-
spruchsfiithrer Einspruch gegen die Giiltigkeit der Wahl der Abgeordneten des Européischen Parlaments aus der
Bundesrepublik Deutschland am 9. Juni 2024 eingelegt.

1. Vortrag des Einspruchsfiihrers

In seinem als ,,Wahlpriifungsbeschwerde* bezeichneten Schreiben tragt der Einspruchsfiihrer vor, dass simtliche
in Berlin als Briefwahlstimmen abgegeben Stimmen mit Wahlfehlern behaftet sein diirften. Aufgrund des hohen
Briefwahlanteils in Berlin seien diese Fehler mandatsrelevant.

Zunéchst riigt der Einspruchsfiihrer eine Darstellung in den Schulungsunterlagen ,,Hinweise fiir die Briefwahl-
vorstdnde fiir die Vorbereitung und Durchfiihrung der Wahlen zum 10. Europdischen Parlament am 9. Juni 2024,
wonach es zu den Aufgaben des Briefwahlvorstandes gehore, die Weisungen des Bezirkswahlamtes umzusetzen.
Dadurch hitten, nach Auffassung des Einspruchsfiihrers, staatliche Stellen ,.freien Durchgriff** auf die Feststel-
lung des Wahlergebnisses. Es sei zudem denkbar, dass dies auch die Schulungsunterlagen fiir Wahlvorstinde in
Urnenwahllokalen betreffe.

Weiter moniert der Einspruchsfiihrer, dass nur unzureichende Sicherheitsvorkehrungen zur Vorbeugung von Ma-
nipulationen hinsichtlich des Briefwahlvorgangs, der Ubergabe der ,,Briefwahlurnen® an den Briefwahlvorstand,
der Versiegelung der Wahlunterlagen und der WahlIniederschrift getroffen worden seien. Im Einzelnen fiihrt der
Einspruchsfiihrer aus, dass die ,,Briefwahlurne* im offentlich zugénglichen Briefwahlzentrum fiir den Bezirk
Lichtenberg von Berlin unbewacht geblieben sei. Verwendet worden sei eine Miilltonne aus Plastik, deren Klapp-
deckel einen groBen ,,Einwurfschlitz“ aufgewiesen habe und leicht hitte angehoben und umgekippt werden kon-
nen. Die angebrachten Siegelbidnder seien zwar codiert gewesen, diese Nummern aber nicht protokolliert worden.
Auch sei keine Inventarliste gefiihrt worden. In der ,,Briefwahlurne seien zudem noch ungebrauchte Siegelbander
aufbewahrt worden. Somit hitte jedermann die vorhandenen Siegelbénder ohne Weiteres durchtrennen und die
Briefwahlurne nach unbefugter Offnung wieder versiegeln konnen. Die Moglichkeit zur Manipulation sei auch
dadurch erleichtert, dass die eingegangenen Briefwahlstimmen bei der Ermittlung des Briefwahlergebnisses nicht
mit einer Positivliste zugelassener Wéhler abgeglichen worden seien und die Briefwahlzettel auch keine sonsti-
gen, durch den Briefwahlvorstand priifbaren Sicherheitsmerkmale aufgewiesen hétten.

Zudem riigt der Einspruchsfiihrer, dass zur Verpackung und Versiegelung der Wahlunterlagen Briefumschldge
und einheitliche Aufkleber verwendet worden seien, die eine spétere Identifikation unmoglich gemacht hétten.
Auch habe keine anderweitige Sicherung, beispielsweise mit Unterschriften, Nummerierungen und Anlagever-
zeichnissen, stattgefunden.

Hinsichtlich der Wahlniederschrift fithrt der Einspruchsfiihrer aus, dass die einzelnen Seiten lediglich mit Heft-
klammern verbunden und nur auf der letzten Seite zu unterschreiben seien. Dadurch werde ein Austausch einzel-
ner Seiten und somit eine Manipulation des Wahlergebnisses ermdglicht.

Dartiber hinaus riigt der Einspruchsfiihrer die Wahrnehmung von Aufgaben durch das Bezirkswahlamt Berlin-
Lichtenberg im Rahmen der Organisation der Briefwahl. Das Bezirkswahlamt habe zum einen die Wahlbriefe
und sonstigen Briefwahlunterlagen an den Briefwahlvorstand iibergeben. Zum anderen seien auch die Wahlnie-
derschriften dem Bezirkswahlamt iibergeben worden und die Wahlbriefe an dieses adressiert gewesen. Der Ein-
spruchsfiihrer ist der Auffassung, dass hierfiir die Kreiswahlleitung zustéindig gewesen wire. Die Regelungen in
§ 85 der Europawahlordnung (EuWO) sowie § 91 der Bundeswahlordnung (BWO) eréffneten den Stadtstaaten
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lediglich die Moglichkeit, jene Aufgaben ,,Stellen der eigenen Wahl*“ zuzuweisen, die laut Gesetz oder Verord-
nung den Gemeindebehdrden libertragen seien. Nach Auffassung des Einspruchsfiihrers schliele dies nicht solche
Aufgaben ein, die nur in Folge des Gestaltungsrechts in § 5 Absatz 2 des Europawahlgesetzes (EuWG) den Ge-
meindebehorden iibertragen werden konnten. Auf diesem Wege hitte das Bezirkswahlamt deshalb unberechtig-
terweise Zugriff auf die ausgefiillten Stimmzettel erhalten.

Zudem hilt der Einspruchsfiihrer ,,die Entscheidung des Gesetzgebers, die Offentlichkeit der Wahl zwischen Ein-
lieferung des Wahlbriefes und der Ubergabe der Wahlbriefe an den Briefwahlvorstand nicht zu gewéhren® fiir
unvereinbar mit den Wahlgrundsitzen.

Der Einspruchsfiihrer ist weiterhin der Auffassung, dass die Briefwahl zu frith beginne, um eine angemessene
Waihlerwillensbildung zu ermoglichen. Insgesamt ginge durch die Moglichkeit, Wahlbriefe bereits kurz nach der
Listenaufstellung abgeben zu konnen, die Bedeutung des Wahltags verloren.

SchlieBlich sieht der Einspruchsfiihrer in der Weiterleitung einer von ihm an die Bundeswahlleiterin versandten
E-Mail an die Landeswabhlleitung Berlin sein Vertrauen untergraben. Dadurch werde eine effektive Wahlpriifung
beeintrachtigt. Zuletzt riigt der Einspruchsfiihrer die formalen und inhaltlichen Anforderungen fiir Einspriiche
gegen die Giiltigkeit der Wahl der Abgeordneten des Europdischen Parlaments aus der Bundesrepublik Deutsch-
land als zu hoch und insofern unverhéltnismafig.

2. Stellungnahme des Landeswabhlleiters

Der Landeswahlleiter fiir Berlin hat nach Einholung einer Stellungnahme des Kreiswahlleiters fiir Berlin-Lich-
tenberg mit Schreiben vom 13. August 2024 zum Vortrag des Einspruchsfiihrers Stellung genommen.

Die vom Einspruchsfiihrer geriigte Formulierung in den Schulungsunterlagen, wonach zu den Aufgaben des Brief-
wahlvorstandes die ,,Umsetzung von Weisungen des Bezirkswahlamtes* gehore, beziehe sich nicht auf die unab-
héngig zu erfiillenden Aufgaben des Wahlvorstandes. Die Formulierung beziehe sich ausschlieBlich auf die ,,ver-
waltungsméBigen* Aufgaben im Interesse einer reibungslosen Wahldurchfiihrung, nicht auf eine Einmischung in
die Wahlergebnisermittlung. Es seien in diesem Zusammenhang keine Beschwerden oder gar unzuléssige Ein-
griffe in die Weisungsfreiheit zur Kenntnis des Landeswahlleiters gelangt. Gleichwohl solle die Formulierung in
den Schulungsunterlagen iiberarbeitet werden, um etwaige Missverstdndnisse kiinftig zu vermeiden.

Mit Blick auf die Behandlung der Wahlbriefe seien die Regelungen des § 67 EuWO im Bezirkswahlamt jederzeit
eingehalten worden. Insbesondere seien die Wahlbriefe nach Eingang im Bezirkswahlamt sowie am Wahltag je-
derzeit unter Verschluss gehalten und Dritten gerade nicht zugénglich gemacht worden. Laut der Stellungnahme
des Kreiswahlleiters sei die verschlossene Wahlurne in einem alarmgesicherten und ausschlieBlich fiir Mitarbei-
tende des Bezirkswahlamtes zugénglichen Bereich aufbewahrt worden. Am Wahltag sei sie zum zentralen Ort der
Briefwahlvorstinde gebracht und dort ebenfalls unter Verschluss gehalten worden. Die Mitarbeiter seien seit circa
10:00 Uhr vor Ort gewesen und hétten die verplombten ,,Briefwahlurnen* in Empfang genommen. Ein Zugriff
durch fremde Personen sei in der gesamten Zeit bis zur Ubergabe an die Briefwahlvorstinde ausgeschlossen ge-
wesen. Nach Abschluss der Ermittlung des Wahlergebnisses seien die Wahlunterlagen an das Bezirkswahlamt
iibergeben worden. Die in versiegelten Umschldgen verpackten Stimmzettel seien nach dem Riicktransport in das
Bezirkswahlamt in verschlossenen und alarmgesicherten Rdumen untergebracht gewesen. Die fiir die Beschrif-
tung der Umschldge verwendeten Aufkleber hitten lediglich der Vereinfachung fiir die Wahlvorstinde gedient.
Deren Benutzung sei nicht vorgeschrieben gewesen. Anhaltspunkte fiir das vom Einspruchsfiihrer skizzierte Sze-
nario, wonach die Wahlbriefe gegen vorbereitete Wahlbriefe hétten ausgetauscht werden kdnnen, seien weder
dem Kreis- noch dem Landeswahlleiter bekannt geworden. Der Verdacht des Einspruchsfiihrers sei unbegriindet.

Auch fiir eine Manipulation der Wahlniederschrift bestiinden keine Anhaltspunkte. Zum einen garantiere ein
mehrstufiges Verfahren bis zur Entscheidung durch den Kreiswahlausschuss, dass eine unbefugte nachtrégliche
Verdnderung des Wahlergebnisses bemerkt werden wiirde. Zudem werde die Wahlniederschrift als Broschiire
doppelseitig bedruckt, so dass ein Austausch einzelner Seiten auffallen wiirde.

Hinsichtlich der vom Einspruchsfiihrer geriigten fehlenden Zustindigkeit des Bezirkswahlamtes zur Ubergabe
und Entgegennahme der Wahlbriefe, der Wahlniederschrift und sonstiger Wahlunterlagen verweist der Landes-
wahlleiter auf die Zustindigkeitsanordnung des Berliner Senats gemdf3 § 85 EuWO vom 2. November 2018
(Amtsblatt Nummer 44 vom 2. November 2018, Seite 5965 f.). Geméal Ziffer Il Nummer 3 der Zusténdigkeitsan-
ordnung wiirden die den Gemeindebehorden iibertragenen Aufgaben in Berlin durch die Bezirksdmter wahrge-
nommen. Im Ubrigen nihmen die Bezirkswahldmter Aufgaben als Geschiiftsstelle des Kreiswahlleiters wahr. Die
Ubergabe der Wahlbriefe, der Wahlniederschriften und der weiteren Wahlunterlagen an das Bezirkswahlamt
Lichtenberg von Berlin habe den Vorgaben der §§ 67, 68 Absétze 4, 7 und 8 EuWO entsprochen.
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3. GegenduBerung des Einspruchsfiihrers

Der Einspruchsfiihrer hat mit Schreiben vom 28. August 2024 von der Gelegenheit zur Gegenduflerung Gebrauch
gemacht und sich im Wesentlichen wie folgt geduBert:

Hinsichtlich der Formulierung in den Schulungsunterlagen sei maf3geblich, wie der Wahlvorstand diese verstehe.
Wiirde dieser zu dem Verstdndnis gelangen, Weisungen des Bezirkswahlamtes umsetzen zu miissen, liege ein
Wabhlfehler vor. Zudem schlieit der Einspruchsfiihrer aus der Stellungnahme des Kreiswahlleiters, dass dieser der
Auffassung sei, den Mitgliedern des Wahlvorstandes gegeniiber Weisungen erteilen zu diirfen, was jedoch einer
Rechtsgrundlage entbehre. Ergénzend fiihrt der Einspruchsfiihrer zum Versténdnis des Begriffs der ,,Weisung™
aus. Zudem moniert der Einspruchsfiihrer, dass die Schulungen der Mitglieder des Wahlvorstandes von Mitarbei-
tern ,,aus dem Weisungsbereich der politischen Fiihrung® durchgefiihrt worden seien, weshalb eine mittelbare
Einflussnahme auf die spétere Ermittlung und Feststellung des Wahlergebnisses zu befiirchten sei.

Eine durchgehende Uberwachung der ,,Briefwahlurnen‘ widerspreche den Beobachtungen des Einspruchsfiihrers.
Dies ergebe sich schon daraus, dass sich die ,,Briefwahlurnen® in unterschiedlichen Raumen befunden hétten und
man nicht alle Riume von einem Punkt aus habe im Blick behalten kénnen. Davon abgesehen habe der Ein-
spruchsfiihrer nur selten Personen auf den Fluren gesehen, die fiir ihn als Mitarbeitende erkennbar gewesen seien.
Zusitzlich regt er an, dass die Kreiswahlleitung bei der Uberwachung der ,,Briefwahlurnen durch das Bezirks-
wahlamt unterstiitzt werden konnte. Bei den vom Kreiswahlleiter beschriebenen Aufklebern habe es sich entgegen
den Ausfiihrungen des Landeswahlleiters nicht um Hilfsmittel zur Beschriftung, sondern um ,,Siegelaufkleber*
gehandelt.

Hinsichtlich einer moglichen Manipulation der WahlIniederschrift tragt der Einspruchsfiihrer vor, dass es dafiir
lediglich exakter Nachbildungen oder weiterer Exemplare der Wahlniederschrift bedurft hitte.

Weiter fiihrt der Einspruchsfiihrer aus, dass fiir die Aufgabenwahrnehmung der Bezirkswahlédmter als Geschéfts-
stelle des Kreiswahlleiters keine Rechtsgrundlage ersichtlich sei. Zudem werde dadurch die Trennung einer un-
parteiischen und unabhingigen Wahlleitung von einem gegeniiber einer ,,politischen Fithrung™ weisungsgebun-
denem Bezirkswahlamt unterlaufen.

Im Ubrigen wiederholt der Einspruchsfiihrer seine vorherigen Schilderungen und Argumente und weist die in der
Stellungnahme des Landeswahlleiters vorgebrachten Gegendarstellungen grofitenteils als unsubstantiiert zuriick.
Da die von ihm behaupteten Wahlfehler die Organisation der Wahl betréfen, sei eine Mandatsrelevanz fiir ganz
Berlin gegeben.

Wegen der Einzelheiten wird auf den Inhalt der Akte Bezug genommen.

Entscheidungsgriinde

Der Einspruch ist nur teilweise zuldssig. Soweit er zuldssig ist, ist er unbegriindet.

1.  Ein Einspruch ist gemif3 § 26 EuWG i. V. m. den Vorschriften des Wahlpriifungsgesetzes nur statthaft, wenn
und soweit er die Giiltigkeit der Wahl und die Verletzung von Rechten bei der Vorbereitung oder Durchfiihrung
der Wahl der Abgeordneten des Europdischen Parlaments aus der Bundesrepublik Deutschland zum Gegenstand
hat. Soweit der Einspruchsfiihrer die Weiterleitung einer E-Mail durch die Bundeswahlleiterin riigt sowie die
formalen und inhaltlichen Anforderungen fiir Wahleinspriiche kritisiert, betrifft dies bereits das Wahlpriifungs-
verfahren, welches jedoch nicht selbst Gegenstand der Wahlpriifung sein kann. Der Einspruch ist insoweit unzu-
lassig.

Der Einspruch ist iiberdies unzuléssig, soweit er sich auf potenzielle Wahlfehler bezieht, die erstmals in dem
Schreiben des Einspruchsfiihrers vom 28. August 2024 geltend gemacht worden sind. Geméal3 § 26 Absatz 2
EuWG i. V. m. § 2 Absatz 4 Satz 1 des Wahlpriifungsgesetzes (WahlPriifG) miissen Wahleinspriiche schriftlich
binnen einer Frist von zwei Monaten nach dem Wahltag beim Deutschen Bundestag eingehen. Im Hinblick auf
die Wahl der Abgeordneten des Europdischen Parlaments am 9. Juni 2024 endete diese Frist mit Ablauf des
9. August 2024. Nach Fristablauf kann der Einspruchsgegenstand nicht nachtréglich erweitert werden (vgl. Bun-
destagsdrucksachen 17/4600, Anlage 29; 18/1710, Anlage 42; 20/13500, Anlage 24). Der erstmals im Schreiben
vom 28. August 2024 erhobene Vorwurf, dass die Schulungen der Mitglieder des Wahlvorstandes von Mitarbei-
tenden ,,aus dem Weisungsbereich der politischen Fiihrung* durchgefiihrt worden seien und dadurch eine mittel-
bare Beeinflussung des Wahlergebnisses zu befiirchten sei, stellt keine Ergdnzung zum bisherigen, sondern neuen
Sachvortrag dar. Dasselbe gilt fiir die Anregung, dass die Kreiswahlleitung bei der Uberwachung der ,,Briefwahl-
urnen” von Mitgliedern des Bezirkswahlamtes zu unterstiitzen sei.
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2. Im Ubrigen ist der Einspruch unbegriindet. Aus dem Vortrag des Einspruchsfiihrers ergibt sich kein VerstoB
gegen Wahlrechtsvorschriften und mithin kein Wahlfehler.

Die vom Einspruchsfiihrer geriigte Formulierung in den Schulungsunterlagen, wonach zu den Aufgaben des Brief-
wahlvorstandes die ,,Umsetzung von Weisungen des Bezirkswahlamtes* gehore, begriindet keinen Wahlfehler.
Grundsétzlich handelt der Wahlvorstand als Wahlorgan gemiB § 5 Absatz 1 Satz 1 EuWG bei der Wahrnehmung
seiner gesetzlichen Aufgaben weisungsfrei (vgl. Bdtge/Engelbrecht, Europawahlrecht, § 5 EuWG Randnum-
mer 2). Zutreffend hat der Landeswabhlleiter in seiner Stellungnahme darauf hingewiesen, dass insofern zwischen
den gesetzlichen Aufgaben des Wahlvorstandes, insbesondere der Ermittlung und Feststellung des Wahlergeb-
nisses, und organisatorischen Aufgaben, welche einheitlich nach den Vorgaben des Bezirkswahlamtes zu erledi-
gen seien, zu unterscheiden sind. Vorliegend fehlt es bereits an einem konkreten Vortrag des Einspruchsfiihrers
dahingehend, dass Mitglieder des Wahlvorstandes aufgrund der geriigten Formulierung in den Schulungsunterla-
gen tatsdchlich angenommen hétten, im Hinblick auf die ihnen von Gesetzes wegen iibertragenen Aufgaben der
Ermittlung und Feststellung des Wahlergebnisses den Weisungen des Bezirkswahlamtes entsprechen zu miissen.
Es fehlen weiterhin jegliche Anhaltspunkte dafiir, dass Mitglieder des Wahlvorstandes eine auf die Manipulation
des Wahlergebnisses bezogene Weisung des Bezirkswahlamtes umgesetzt oder erhalten hitten. Wahlbeanstan-
dungen, die liber nicht belegte Vermutungen oder die bloBe Andeutung der Moglichkeit von Wahlfehlern nicht
hinausgehen und einen konkreten, der Uberpriifung zuginglichen Tatsachenvortrag nicht enthalten, werden als
unsubstantiiert zuriickgewiesen (vgl. zuletzt nur Bundestagsdrucksachen 20/11300, Anlagen 4, 6, 7 und 8;
20/13500, Anlage 19, siche auch BVerfGE 85, 148 [160] und Austermann, in: Schreiber, BWahlG, 12. Auflage
2025, § 49 Randnummer 26).

Soweit der Einspruchsfiihrer behauptet, dass die Malnahmen zum Schutz der ,,Briefwahlurnen vor Manipulati-
onen unzureichend gewesen seien, ist ebenfalls kein Wahlfehler festzustellen. Zunéchst ist darauf hinzuweisen,
dass weder das Europawahlgesetz noch die Europawahlordnung konkrete Anforderungen an die Ausgestaltung
einer ,,.Briefwahlurne* stellt. Weil dieser nicht die Funktion einer bei der Urnenwahl genutzten Wahlurne zu-
kommt, ist insbesondere § 44 Absatz 2 EuWO nicht anzuwenden. Eine versiegelte Wahlurne wird in der Praxis
zwar vielfach genutzt, ist aber nicht zwingend (vgl. nur Bundestagsdrucksache 20/14300, Anlage 3; Schreiber,
BWahlG, 12. Auflage 2025, § 36 Randnummer 10). Kommt eine solche Wahlurne zum Einsatz, hat sie lediglich
eine Aufbewahrungsfunktion fiir die eingegangenen Wahlbriefe. Nach § 67 Absatz 1 Satz 1 EuWO muss aller-
dings die fiir den Eingang der Wahlbriefe zustindige Stelle gewéhrleisten, dass alle Wahlbriefe gesammelt und
bis zum Abschluss des Wahlvorgangs unter Verschluss gehalten werden. Die konkrete Umsetzung dieser Vorgabe
ist abhingig von den jeweiligen Umsténden des Einzelfalls und wird daher von den Wahlorgangen vor Ort ent-
sprechend gewiirdigt und festgelegt (vgl. Bundestagsdrucksachen 17/6300, Anlage 31; 20/14300, Anlage 3). Ent-
scheidend ist dabei, dass die Wahlbriefe so aufbewahrt werden, dass ihre Vollstdndigkeit gesichert, der Zugriff
von unbefugten Dritten auszuschlieBen und das Wahlgeheimnis wéhrend der Aufbewahrung gewéhrleistet wird
(vgl. Engelbrecht/Bdtge, Europawahlrecht, § 67 EuWO Randnummer 2). Ein Versto3 gegen diese Vorgabe aus
§ 67 Absatz 1 Satz 1 EuWO ist hier nicht ersichtlich. Der Einspruchsfiihrer tragt keine Tatsachen vor, die auf eine
unzureichende Sicherung der Wahlbriefe oder tatséchlich erfolgte Manipulationen schlieen lassen. Der Behaup-
tung des Einspruchsfiihrers, wonach die vorliegend verwendete ,,Briefwahlurne nicht vor unbefugtem Zugriff
durch fremde Personen gesichert und nur unzureichend tiberwacht worden sei, steht die Stellungnahme des Lan-
deswahlleiters entgegen. Danach seien die Wahlbriefe in einem verschlossenen und alarmgesicherten Bereich
aufbewahrt worden, der ausschlieBlich fiir Mitarbeitende des Bezirkswahlamtes zugénglich gewesen sei. Der Ein-
spruchsfiihrer hat in seiner GegenduBBerung keine dem entgegenstehenden Tatsachen vorgetragen. Seine zentralen
Einwénde gegen die Stellungnahme des Landeswahlleiters, wonach sich die ,,Briefwahlurnen® in unterschiedli-
chen Rdumen befunden hitten und er nur selten Personen auf den Fluren gesehen habe, die fiir ihn als Mitarbei-
tende erkennbar gewesen seien, vermogen die Schilderung des Landeswabhlleiters nicht zu widerlegen.

Gemal § 68 Absatz 7 Satz 1 i. V. m. § 66 Absatz 1 Satz 1 EuWO sind nach der Ermittlung und Feststellung des
Briefwahlergebnisses die Wahlunterlagen in einzelnen Paketen zu verpacken und zu versiegeln. Soweit der Ein-
spruchsfiihrer diesbeziiglich die Verwendung von Briefumschldgen geriigt hat, begegnet dies keinen Bedenken.
Dass dariiber hinaus diese Briefumschldge vom Wahlvorstand nicht ordnungsgemél versiegelt worden seien,
wurde vom Einspruchsfiihrer nicht substantiiert vorgetragen. Der Landeswahlleiter hat unter Bezugnahme auf die
Stellungnahme des Bezirkswahlamts Lichtenberg von Berlin erldutert, dass die Briefumschladge versiegelt worden
seien. Der Einspruchsfiihrer ist dem nicht mit substantiiertem Vortrag entgegengetreten, sondern hat lediglich
darauf verwiesen, dass durch die Aufbewahrung zusétzlicher Siegelaufkleber in der ,,Briefwahlurne™ die Mog-
lichkeit zur Manipulation geschaffen werde, weil die an den Briefumschldgen angebrachten Siegel entfernt und
anschlieBend durch neue ersetzt werden konnten. Solche Wahlbeanstandungen, die iiber nicht belegte Vermutun-
gen oder die blofe Andeutung der Mdoglichkeit von Wahlfehlern nicht hinausgehen und einen konkreten, der
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Uberpriifung zuginglichen Tatsachenvortrag nicht enthalten, sind als unsubstantiiert zuriickzuweisen (s. 0.).

MalBgeblich fiir die Anforderungen an den Schutz der Wahlniederschrift vor Manipulationen ist § 65 Absatz 4
EuWO. Danach haben Wahlvorsteher, Gemeindebehdrden sowie Kreis- und Stadtwahlleiter sicherzustellen, dass
die Wahlniederschriften mit den Anlagen Unbefugten nicht zugénglich sind. Eine bestimmte Heftung, ein Um-
schlag o. 4. sind dagegen nicht vorgesehen. Vorliegend ist weder vom Einspruchsfiihrer vorgetragen worden noch
anderweitig ersichtlich, dass Unbefugte Zugang zur Wahlniederschrift erlangt hitten. Auch fiir einen nachtragli-
chen Austausch einzelner Seiten triagt der Einspruchsfiihrer keinerlei konkrete Anhaltspunkte vor.

Die Wahrnehmung von Aufgaben im Rahmen der Organisation der Briefwahl durch das Bezirksamt Berlin-Lich-
tenberg begegnet keinerlei Bedenken. Die zustéindige Stelle fiir den Eingang der Wahlbriefe richtet sich nach § 59
Absatz 2 EuWO. Dieselbe Stelle ist gemél § 67 Absatz 1 EuWO auch fiir die weitere Behandlung der Wahlbriefe,
einschlieBlich der Ubergabe an die Briefwahlvorstinde, zustindig. GemiB § 59 Absatz 2 Satz 1 EuWO miissen
die Wahlbriefe zwar grundsitzlich bei dem Kreis- oder Stadtwahlleiter eingehen. Im Falle einer landesrechtlichen
Entscheidung im Sinne des § 5 Absatz 2 EuWG miissen die Wahlbriefe jedoch bei der zustindigen Gemeindebe-
horde eingehen. Uberdies sieht die Stadtstaatklausel in § 85 EuWO vor, dass im Land Berlin der Senat bestimmt,
welche Stellen die Aufgaben wahrnehmen, die den Gemeindebehdrden {ibertragen sind. Der Landeswahlleiter fiir
Berlin hat insofern darauf hingewiesen, dass einerseits geméf Ziffer Il Nummer 2 Buchstabe a) der Zusténdig-
keitsanordnung des Berliner Senats vom 2. November 2018 (Amtsblatt Nummer 44, Seite 5965) Briefwahlvor-
stinde flir jeden Bezirk eingesetzt werden und andererseits gemaf Ziffer Il Nummer 3 der Zusténdigkeitsanord-
nung die Bezirksdmter die im Europawahlgesetz und in der Europawahlordnung den Gemeinden iibertragenen
Aufgaben wahrnehmen.

Es liegt auch kein Wahlfehler in Gestalt eines VerstoBes gegen den Grundsatz der Offentlichkeit der Wahl vor.
Die Offentlichkeit des Wahlvorgangs bezieht sich auf die ordnungsgemiBe Durchfiihrung und Nachvollziehbar-
keit der einzelnen Abschnitte von der Beratung der Wahlausschiisse iiber die Wahlhandlung bis hin zur Ermittlung
und Feststellung des Ergebnisses (Bieber/Haag, Europawahlordnung, 2. Auflage 2016, § 47 Randnummer 1). Mit
der Briefwahl geht jedoch grundsitzlich eine gewisse Einschriinkung des Offentlichkeitsgrundsatzes einher (vgl.
Thum, in: Schreiber, BWahlG, 12. Auflage 2025, § 36 Randnummer 10). Gemil3 § 68 Absatz 8 EuWO gelten fiir
die Tatigkeit des Briefwahlvorstandes die fiir den Wahlvorstand geltenden Bestimmungen entsprechend, was die
Offentlichkeit der gesamten Titigkeit des Briefwahlvorstandes erfordert (vgl. Engelbrecht/Bitge, Europawahl-
recht, § 68 EuWO Randnummer 9). Die Behandlung der Wahlbriefe durch die zustéindige Stelle — vorliegend das
Bezirkswahlamt — im Vorfeld und im Nachgang der Tatigkeit des Briefwahlvorstandes unterliegt dagegen nicht
in gleicher Weise dem Offentlichkeitsgrundsatz. Soweit der Einspruchsfiihrer insofern ,,die Entscheidung des
Gesetzgebers, die Offentlichkeit der Wahl zwischen Einlieferung des Wahlbriefes und der Ubergabe der Wahl-
briefe an den Briefwahlvorstand nicht zu gewéhren® fiir unvereinbar mit den Wahlgrundsétzen hélt, ist darauf
hinzuweisen, dass der Wahlpriifungsausschuss und der Deutsche Bundestag in stdndiger Praxis im Rahmen eines
Wahlpriifungsverfahrens die VerfassungsmaBigkeit der fiir die Wahl geltenden Rechtsvorschriften nicht tiberprii-
fen. Eine derartige Kontrolle ist stets dem Bundesverfassungsgericht vorbehalten, bei dem gegen den Beschluss
des Deutschen Bundestages Wahlpriifungsbeschwerde erhoben werden kann (vgl. zuletzt Bundestagsdrucksache
20/13500, Anlage 29; sieche auch BVerfGE 156, 224 [237]).

Soweit der Einspruchsfiihrer schlieBlich anmerkt, dass die Briefwahl zu friih beginne, um eine angemessene Wih-
lerwillensbildung zu ermoglichen und dadurch die Bedeutung des Wahltags verloren ginge, ist ebenfalls kein
Wabhlfehler feststellbar. Auch insofern gilt, dass der Wahlpriifungsausschuss und der Deutsche Bundestag in stén-
diger Praxis im Rahmen eines Wahlpriifungsverfahrens die VerfassungsmiBigkeit der fiir die Wahl geltenden
Rechtsvorschriften nicht iiberpriifen (s. 0.). Dessen ungeachtet hat der Deutsche Bundestag keine Zweifel an der
VerfassungsmaBigkeit der wahlrechtlichen Vorschriften zur Briefwahl und der damit einhergehenden Moglich-
keit der Stimmabgabe vor dem Wabhltag. Dass die Briefwahl mit dem ,,verfassungsrechtlichen Leitbild der Urnen-
wahl (...) in Konflikt geraten konnte“, hat das Bundesverfassungsgericht bereits beriicksichtigt (vgl. BVerfGE
134, 25 [32]). Dies ist jedoch dadurch gerechtfertigt, dass die Zulassung der Briefwahl einer umfassenden Wéh-
lerbeteiligung und damit nicht weniger als dem Grundsatz der Allgemeinheit der Wahl dient (vgl. nur BVerfGE
134, 25 [30 £.]).
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Anlage 14

Beschlussempfehlung

Zum Wahleinspruch mit dem Az.

— EuWP 32/24 —

hat der Wahlpriifungsausschuss in seiner Sitzung vom 10. Juli 2025 beschlossen,
dem Deutschen Bundestag folgenden Beschluss zu empfehlen:

Der Einspruchsfiihrer ist in seinem subjektiven Wahlrecht verletzt.
Im Ubrigen wird der Wahleinspruch zuriickgewiesen.

Tatbestand

Mit Schreiben, das am 11. Juli 2024 beim Deutschen Bundestag eingegangen ist, hat der Einspruchsfiihrer Ein-
spruch gegen die Giiltigkeit der Wahl der Abgeordneten des Europdischen Parlaments aus der Bundesrepublik
Deutschland am 9. Juni 2024 eingelegt.

1. Vortrag des Einspruchsfiihrers

Der Einspruchsfiihrer riigt den fehlerhaften Versand und nicht rechtzeitigen Erhalt von Briefwahlunterlagen. Er
lebe mit seiner Ehefrau seit 16 Monaten in Bolivien. Beide seien deutsche Staatsangehorige, hitten jedoch derzeit
keinen Wohnsitz in Deutschland. Zuletzt seien sie vor ihrer Ausreise in Hamburg (Bezirk Hamburg-Nord) gemel-
det gewesen. Er trigt vor, frist- und formgerecht beim Rechts- und Konsularreferat der Deutschen Botschaft La
Paz die Eintragung in das ,,Wahlregister” beim Bezirksamt Hamburg-Nord beantragt zu haben. Da hierauf keine
Riickmeldung erfolgt sei, habe er regelmifBig mit der Leiterin des Rechts- und Konsularreferats der Deutschen
Botschaft Kontakt gehalten, jedoch keine Informationen oder Unterlagen erhalten. Am 5. Juni 2024 habe er sich
per E-Mail an das Bezirksamt Hamburg-Nord sowie an die E-Mail-Adresse ,,wahlen-abstimmungen@hamburg-
nord.hamburg.de” gewandt. Am 7. Juni 2024 habe er von der stellvertretenden Kreiswahlleiterin die (im Ein-
spruchsschreiben abgedruckte) Antwort erhalten, dass trotz ordnungsgemifBer Antragstellung aufgrund eines Bii-
roversehens die Unterlagen am 7. Mai 2024 an die private Anschrift in Bolivien statt antragsgemaf iiber das
Auswirtige Amt an die Deutsche Botschaft versendet worden seien. Dieses Versehen konne leider nicht geheilt
werden und eine Wahlteilnahme sei nicht moglich.

Der Einspruchsfiihrer tragt weiter vor, dass das beschriebene ,,Biiroversehen laut Aussage der Leiterin des
Rechts- und Konsularreferats der Deutschen Botschaft La Paz kein Einzelfall sei. Er habe zudem von mehreren
anderen Personen in Bolivien und angrenzenden lateinamerikanischen Landern gehdrt, denen es genauso ergan-
gen sei. Er merkt auBBerdem an, dass die E-Mail der stellvertretenden Kreiswahlleiterin keinen Hinweis auf Rechts-
mittel oder Beschwerdemechanismen enthalten habe.

2. Stellungnahme der Bundeswahlleiterin

Mit Schreiben vom 2. August 2024 hat die Bundeswahlleiterin mitgeteilt, dass ihr keine weiteren Fille bekannt
geworden seien, in denen durch das Bezirksamt Hamburg-Nord Briefwahlunterlagen félschlicherweise an die
privaten Adressen der Antragstellenden in Bolivien statt an die Deutschen Botschaft La Paz versendet worden
seien. Thr ldgen dariiber hinaus keine Informationen dazu vor, ob fiir das Bezirksamt Hamburg-Nord aus der An-
tragstellung des Einspruchsfiihrers hinreichend ersichtlich gewesen sei, dass eine Versendung der Briefwahlun-
terlagen an die Botschaft gewiinscht gewesen sei und das Vorgehen mit der Botschaft vorab abgestimmt worden
sei. Daneben seien der Bundeswahlleiterin auch keine &hnlich gelagerten Fille einer Fehlversendung an private
Adressen von antragstellenden Auslandsdeutschen statt an die Adresse der Deutschen Botschaft in Bolivien durch
andere Gemeindebehorden bzw. Bezirksdmter bekannt.

3. Stellungnahme des Landeswabhlleiters

Der Landeswahlleiter Hamburg bestétigt in seiner Stellungnahme vom 10. September 2024, dass dem Einspruchs-
fithrer die beantragten Briefwahlunterlagen, trotz entsprechender Angabe in dem Antrag, nicht an das Auswartige
Amt zur Weiterleitung an die Botschaft in La Paz, sondern an dessen Privatanschrift in Bolivien gesandt worden
seien. Bei der Uberpriifung anlisslich des Einspruchs habe das Bezirksamt einen weiteren Fall feststellen miissen.
Dies sei sehr bedauerlich und die offenkundige Verédrgerung des Einspruchsfiihrers sehr verstiandlich. Dies ent-
spreche nicht dem Anspruch des Bezirksamts und der gesamten Wahlorganisation, eine rasche und fehlerfreie
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Bearbeitung zu gewéhrleisten und damit jeder wahlberechtigten Person die Stimmabgabe zu ermdglichen. Das
Bezirksamt habe — wie auch vom Einspruchsfiihrer angegeben — in der Antwort auf die Frage nach dem Verbleib
der Briefwahlunterlagen vom 5. Juni 2024 den Fehler klar eingerdumt und sich beim Einspruchsfiihrer entschul-
digt.

Die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, die fiir die Bearbeitung von Antrdgen zum Verzeichnis der Wahlberechtig-
ten und die Briefwahl in den tempordr zu Wahlen eingerichteten und extern verstérkten bezirklichen Wahldienst-
stellen eingesetzt wiirden, wiirden geschult und es werde zu jeder Wahl auch unter Einbeziechung der jeweils
erfolgenden Nachbetrachtung der vorangehenden Wabhl ein detaillierter Leitfaden zu der Fithrung der Verzeich-
nisse der Wahlberechtigten sowie der Ausstellung von Wahlscheinen und dem Versand von Briefwahlunterlagen
erstellt. Vorliegend sei der am 6. Mai 2024 eingegangene Antrag am selben Tag bearbeitet worden. Hierbei sei
dem Bearbeiter offenkundig ein Adressierungsfehler unterlaufen. Ein solches menschliches Versehen sei im zeit-
kritischen Massengeschéft der Briefwahl — am 6. Mai 2024 seien mehr als 7.000 Antrdge bearbeitet worden —
leider nicht vollstdndig ausschliefbar.

Um zukiinftig das versehentliche Ubersehen der Versandangabe in dem Antrag einer im Ausland lebenden wahl-
berechtigten Person zu vermeiden, werde das Vorgehen gepriift, unmittelbar bei Antragseingang mittels Markier-
stift die Versandangabe farblich hervorzuheben oder ggf. auch eine Vorsortierung durchzufiihren. Einen weiteren
geeigneten Ansatzpunkt kénne der Bearbeitungsvermerk im Antragsvordruck (Anlage 2 zur Europawahlordnung
(EuWO) bzw. zur Bundeswahlordnung (BWO)) darstellen. In der geltenden Fassung sehe der Bearbeitungsver-
merk ausschlieBlich das Feld: ,,Absendung des Wahlscheines und der Briefwahlunterlagen per Luftpost® vor. Es
fehle fiir die bearbeitenden Personen der Hinweis und die Vermerkmoglichkeit fiir einen anderen Versand. Ein
zusitzliches Feld konnte eine Signalwirkung entfalten und ein Instrument zur Selbstkontrolle fiir die Bearbeite-
rinnen und Bearbeiter darstellen. Eine entsprechende Anregung zur Ergidnzung des Bearbeitungsvermerks in dem
Vordruck der Anlage 2 zur EuWO bzw. BWO sei erfolgt.

Wegen der Einzelheiten wird auf den Inhalt der Akte Bezug genommen.

Entscheidungsgriinde

Der Einspruch ist zuldssig und teilweise begriindet. Der fehlerhafte Versand der Briefwahlunterlagen an den Ein-
spruchsfiihrer verletzt diesen in seinen Rechten. Dieser Wahlfehler beriihrt jedoch nicht die Giiltigkeit der Wahl
der Abgeordneten des Europdischen Parlaments aus der Bundesrepublik Deutschland.

1. Es liegt ein Verstol3 gegen Wahlrechtsvorschriften darin, dass das Bezirksamt Hamburg-Nord die Briefwahl-
unterlagen des Einspruchsfiihrers und seiner Ehefrau nicht an die von ihm angegebene Adresse der Deutschen
Botschaft La Paz versandt hat und der Einspruchsfiihrer und seine Ehefrau die Briefwahlunterlagen nicht recht-
zeitig flir eine Teilnahme an der Briefwahl erhalten haben.

Nach § 6 Absatz 5 Buchstabe b des Europawahlgesetzes (EuWGQ) ist eine Ausiibung des Wahlrechts durch Brief-
wahl moglich. Ein Wahlberechtigter, der in das Wahlerverzeichnis eingetragen ist, erhilt dafiir gemal § 24 Ab-
satz 1 EuWO auf Antrag einen Wahlschein. Bei wahlberechtigten Deutschen, die nach § 15 Absatz 2 EuWO nur
auf Antrag in das Wihlerverzeichnis eingetragen werden, gilt dieser Antrag gemil § 26 Absatz 5 EuWG im Re-
gelfall zugleich als Antrag auf Erteilung eines Wahlscheins. GemiR § 27 Absatz 4 Satz 1 EuWO werden der
Wahlschein und die Briefwahlunterlagen dem Wahlberechtigten an seine Wohnanschrift iibersandt oder amtlich
iiberbracht, soweit sich aus dem Antrag keine andere Anschrift oder die Abholung der Unterlagen ergibt. Die fiir
die Erteilung von Wahlschein und Briefwahlunterlagen zustindige Stelle hat gegeniiber dem Wahlberechtigten
eine ,,Schickschuld“. Hat sie die Unterlagen ordnungsgemaB und rechtzeitig ausgestellt und auf ihre Kosten an
den Wahlberechtigten versandt, trigt der Wahlberechtigte das Risiko einer Verzogerung oder eines Verlusts auf
dem Transportweg (so die stindige Entscheidungspraxis des Wahlpriifungsausschusses, vgl. nur Bundestags-
drucksachen 19/16350, Anlage 12; 20/1100, Anlagen 9 und 63; 20/2300, Anlagen 6, 7 und 12; 20/4000, Anlagen
10 bis 12; 20/5800, Anlagen 21 bis 24, 25, 27, 32 bis 42; siche auch Thum, in: Schreiber, BWahlG, 11. Auflage
2021, § 36 Randnummer 16). Diese Anforderungen hat das Bezirksamt Hamburg-Nord vorliegend nicht erfiillt,
indem es die vom Einspruchsfiihrer beantragten Unterlagen an dessen Privatanschrift in Bolivien und nicht, wie
im Antrag angegeben, an das Auswértige Amt zur Weiterleitung an die Deutsche Botschaft La Paz versandt hat.
Der Einspruchsfiihrer hat weiterhin glaubhaft vorgetragen, dass auch die von seiner Ehefrau beantragten Brief-
wahlunterlagen nicht rechtzeitig eingetroffen sind. Ausweislich der Stellungnahme des Landeswahlleiters Ham-
burg hat das Bezirksamt Hamburg-Nord einen weiteren entsprechenden Fall festgestellt.
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Der vorliegende Wabhlfehler, der dazu gefiihrt hat, dass der Einspruchsfiihrer und seine Ehefrau nicht an der Wahl
teilnehmen konnten, ist aus Sicht des Wahlpriifungsausschusses hochst unbefriedigend. Er erwartet, dass alle
Stellen, die mit der Briefwahl befasst sind, das Notige leisten, um Antrige ordnungsgeméil zu bearbeiten und den
Wabhlberechtigten die Briefwahlunterlagen zuzustellen. Zu begriilen ist jedoch, dass das Bezirksamt Hamburg-
Nord den Fall bereits zum Anlass genommen hat, die Verfahrensabléufe zu priifen, um entsprechende Fehler in
der Zukunft zu vermeiden.

2. Die Giiltigkeit der Wahl der Abgeordneten des Europdischen Parlaments aus der Bundesrepublik Deutschland
ist durch diesen Versto3 gegen Wahlrechtsvorschriften jedoch nicht in Frage gestellt. Eine notwendige Mandats-
relevanz ist nicht erkennbar. Nach stindiger Beschlusspraxis des Wahlpriifungsausschusses und der Rechtspre-
chung des Bundesverfassungsgerichts konnen nur solche Wahlfehler einen Wahleinspruch erfolgreich begriinden,
die auf die Mandatsverteilung von Einfluss sind oder sein kdnnten (vgl. nur BVerfGE 89, 243 [254], Bundestags-
drucksache 19/16350, Anlage 3). Ein solcher Wahlrechtsversto3, der Auswirkungen auf die Mandatsverteilung
des Européischen Parlaments hat, ist jedoch im vorliegenden Fall, bei dem es um die Stimmabgabe von nur zwei
Wabhlberechtigten geht, nicht anzunehmen. Fiir weitere entsprechende Fille liegen keine Anhaltspunkte vor.

Der Deutsche Bundestag hat aber gemal3 § 1 Absatz 2 Satz 2 des Wahlpriifungsgesetzes die Verletzung des Ein-
spruchsfiihrers in seinen eigenen Rechten festzustellen.
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Anlage 15

Beschlussempfehlung

Zum Wahleinspruch mit dem Az.

— EuWP 33/24 —

hat der Wahlpriifungsausschuss in seiner Sitzung vom 10. Juli 2025 beschlossen,
dem Deutschen Bundestag folgenden Beschluss zu empfehlen:

Der Wahleinspruch wird zuriickgewiesen.

Tatbestand

Mit Schreiben vom 26. Juni 2024, das am 12. Juli 2024 beim Deutschen Bundestag eingegangen ist, hat der Ein-
spruchsfiithrer Einspruch gegen die Giiltigkeit der Wahl der Abgeordneten des Européischen Parlaments aus der
Bundesrepublik Deutschland am 9. Juni 2024 eingelegt.

1. Vortrag des Einspruchsfiihrers

Der in Norwegen lebende Einspruchsfiihrer riigt den verspateten Erhalt von Briefwahlunterlagen. Als im Ausland
lebender deutscher Staatsangehdriger habe er am 19. April 2024 den Antrag auf Eintragung in das Wéahlerver-
zeichnis versandt und sei somit davon ausgegangen, per Briefwahl an der Europawahl am 9. Juni 2024 teilnehmen
zu konnen. Die Wahlunterlagen seien jedoch vor der Wahl nicht bei ihm eingetroffen, so dass er um seine Stimme
zur Europawahl gebracht worden sei. Die Wahlunterlagen habe er erst am 12. Juni 2024 erhalten. Diese seien erst
am 23. Mai 2024 per ,turbopost und mit dem Hinweis ,,Eilige Wahlsache* aus Osterreich versandt worden.

Der Einspruchsfiihrer fiihrt aus, dass es leichtfallen moge, die Schuld bei der Post zu sehen. Diese sei jedoch nur
Dienstleister, wihrend die Verantwortung bei der Politik liege. Er fragt, warum es nicht moglich sei, digital zu
wihlen oder ,,wenigstens den Antrag stellen” zu konnen. Norwegen sei bei der Digitalisierung 6ffentlicher Dienste
viel weiter und man miisse sich dort auch nicht zum Wihlen eintragen. Weiter fragt er, warum man nicht in der
Botschaft wihlen konne, wie dies fiir tschechische Staatsangehdrige moglich sei. Vor allem mochte er wissen,
warum seine Briefwahlunterlagen nicht vor Ende Mai versandt worden seien. Selbst innerhalb Deutschlands habe
dies knapp werden kdnnen. Seiner Ansicht nach solle das Wéhlen erleichtert werden.

2. Stellungnahme des Landeswabhlleiters

Der Landeswabhlleiter des Landes Brandenburg hat nach Einbeziehung des Kreiswahlleiters des Landkreises Ober-
havel mit Schreiben vom 20. August 2024 zum Vorbringen des Einspruchsfiihrers wie folgt Stellung genommen:

Der am 19. April 2024 vom Einspruchsfiihrer gestellte Antrag auf Eintragung in das Wéhlerverzeichnis sowie die
damit verbundene Wahlscheinbeantragung fiir im Ausland lebende Deutsche (Anlage 2 zu § 17 Absatz 5 der Eu-
ropawahlordnung (EuWO)) sei am Donnerstag, dem 25. April 2024, in der Gemeindebehdrde Hohen Neuendorf
eingegangen. Die Eintragung in das Wihlerverzeichnis sei am Montag, dem 29. April 2024, erfolgt. Zum Zeit-
punkt des Eingangs des Wahlscheinantrags des Einspruchsfiihrers hétten bereits 4.472 Antrage auf Briefwahlun-
terlagen in der Gemeinde vorgelegen.

Zur frithzeitigen Bearbeitung der Antréige sei seitens der Landeswahlleitung die Auslieferung der Stimmzettel an
die Kreiswahlleitungen zur Weiterleitung an die Gemeindebehorden in zwei Teillieferungen geplant gewesen.
Zehn Prozent der Stimmzettel sollten bis zum 29. April 2024, die iibrigen Stimmzettel bis zum 8. Mai 2024 ge-
liefert werden. Aufgrund von durch die Speditionsfirma verursachten Verzogerungen bei der Zustellung der
Stimmzettel an die Kreiswahlleitung des Landkreises Oberhavel habe die Gemeindebehorde die Stimmzettel erst
am spéten Nachmittag des 7. Mai 2024 erhalten. Mit dem Druck der Wahlscheine sowie der Zusammenstellung
und Versendung der Briefwahlunterlagen sei in Hohen Neuendorf am 8. Mai 2024 begonnen worden. Wenngleich
die Gemeindebehorde um eine ziigige Bearbeitung bemiiht gewesen sei, seien — bedingt durch die Feiertage Him-
melfahrt und Pfingstmontag und die hohe Anzahl an vorliegenden Wahlscheinantriagen — die Briefwahlunterlagen
des Einspruchsfiihrers erst am 22. Mai 2024 ,,der Post* {ibergeben worden. ,,Bedauerlicherweise® sei seitens der
Gemeindebehorde keine Priorisierung der Wahlscheinantrdge von Auslandsdeutschen, sondern die Abarbeitung
der Antrdge nach Eingang erfolgt.
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Ausgehend davon, dass die Gemeindebehdrde lediglich eine ,,Schickschuld treffe, habe die Gemeindebehorde
die Briefwahlunterlagen nach Auffassung des Landeswahlleiters noch rechtzeitig versandt. In Anbetracht der kur-
zen Postlaufzeit von sechs Kalendertagen bei der Antragstellung auf Eintragung in das Wihlerverzeichnis habe
die Gemeindebehdrde davon ausgehen diirfen, dass eine rechtzeitige Riicksendung der Briefwahlunterlagen durch
den Einspruchsfiihrer moglich gewesen sei. Aus welchem Grund der Brief den Umweg iiber Osterreich genom-
men habe, sei der Gemeindebehdrde nicht bekannt und liege auBlerhalb der Zustindigkeit der Gemeindebehdrde.

Dennoch sei der verspitete Eingang der Briefwahlunterlagen beim Einspruchsfiihrer sehr unbefriedigend. Der
Vorgang werde seitens der Landeswahlleitung zum Anlass genommen, die Kreiswahlleitungen und Gemeindebe-
horden erneut dahingehend zu sensibilisieren, die Bearbeitung von Antrdgen Auslandsdeutscher zukiinftig bevor-
zugt zu behandeln.

3. Erwiderung des Einspruchsfiihrers

Mit Schreiben vom 18. September 2024 hat der Einspruchsfiihrer auf die Stellungnahme des Landeswahlleiters
erwidert. Es dringe sich ihm der Eindruck auf, dass es keinen politischen oder organisatorischen Willen gebe, die
Situation maBgeblich zu verbessern. Er nimmt unter anderem Bezug auf fehlende Anmerkungen zum Stand der
Digitalisierung und darauf, dass er auf seinen Einwand, Biirger anderer EU-Mitgliedstaaten kdnnten in ihren Bot-
schaften wihlen, keine Antwort erhalte.

Wegen der Einzelheiten wird auf den Inhalt der Akte Bezug genommen.

Entscheidungsgriinde

Der Einspruch ist nur teilweise zuldssig. Soweit er zuldssig ist, ist er unbegriindet.
L.

Der Einspruch ist zuléssig, soweit er die verspitete Zustellung der Briefwahlunterlagen an den Einspruchsfiihrer
zum Gegenstand hat. Er ist unzuléssig, soweit der Einspruchsfiihrer zukiinftige Rechtsdnderungen anregt. Geméaf
§ 26 Absatz 1 EuWG wird im Wabhlpriifungsverfahren iiber die Giiltigkeit der Wahl und die Verletzung von
Rechten bei der Vorbereitung oder Durchfithrung der Wahl der Abgeordneten des Européischen Parlaments aus
der Bundesrepublik Deutschland entschieden. Bei den im Rahmen des Wahlpriifungsverfahrens anfechtbaren Ent-
scheidungen und MaBnahmen muss es sich grundsétzlich um auf gesetzlicher Grundlage beruhende Akte von
Wahlorganen oder Wahlbehdrden handeln, die im Rahmen eines konkreten Wahlverfahrens entweder vor, bei
oder nach der Wahlhandlung ergangen sind und das Wahlverfahren unmittelbar betreffen (vgl. nur Bundestags-
drucksache 20/13500, Anlage 19). Soweit der Einspruchsfiihrer nach Moglichkeiten einer digitalen Wahl oder der
Stimmabgabe in deutschen Auslandsvertretungen fragt und diesbeziiglich anregt, das Wéhlen zu erleichtern, weist
dies keinen Bezug zur Giiltigkeit der in der Vergangenheit liegenden Europawahl 2024 oder zu einer moglichen
Rechtsverletzung bei der Vorbereitung und Durchfiihrung dieser Wahl auf (vgl. zuletzt Bundestagsdrucksache
20/5800, Anlage 31).

II.

Im Ubrigen ist der Einspruch unbegriindet. Dem Vortrag des Einspruchsfiihrers l4sst sich kein mandatsrelevan-
ter VerstoB3 gegen Wahlrechtsvorschriften und damit kein Wahlfehler entnehmen.

In der verspiteten Zustellung der Briefwahlunterlagen beim Einspruchsfiihrer ist kein Wahlfehler zu erkennen.
Einem Wahlberechtigten, der von der Briefwahl Gebrauch machen mochte und seine Wahlunterlagen nicht per-
sonlich bei der zustindigen Stelle abholt, werden gemal} § 27 Absatz 4 Satz 1 bis 3 EuWO der Wahlschein und
die Briefwahlunterlagen von der Gemeindebehdrde auf ihre Kosten an seine Wohnanschrift bzw. an eine gegebe-
nenfalls abweichend angegebene Anschrift libersandt. Dabei tragt der Wahlberechtigte das Risiko, dass die Un-
terlagen ihn aufgrund des Transports nicht oder nicht rechtzeitig erreichen. Die fiir die Erteilung von Wahlschein
und Briefwahlunterlagen zustdndige Stelle hat gegeniiber dem Wahlberechtigten keine ,,Bringschuld®, sondern
lediglich eine ,,Schickschuld®. Sie hat das ihrerseits Erforderliche getan, wenn sie die Unterlagen ordnungsgemaf
und rechtzeitig ausgestellt und auf ihre Kosten an den Wahlberechtigten versandt hat (so die stindige Entschei-
dungspraxis des Wahlpriifungsausschusses, vgl. nur Bundestagsdrucksachen 19/16350, Anlage 12; 20/1100, An-
lagen 9 und 63; 20/2300, Anlagen 6, 7 und 12; 20/4000, Anlagen 10 bis 12; 20/5800, Anlagen 21 bis 24, 25, 27,
32 bis 42; 20/14300, Anlagen 1, 2, 4 und 5; siehe auch Thum, in: Schreiber, BWahlG, 11. Auflage 2021, § 36
Randnummer 16). Diesen Anforderungen an die Schickschuld hat die Gemeindebehdrde Hohen Neuendorf ge-
nugt.
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Die Bearbeitung der Antrége in der Reihenfolge ihres Eingangs begegnet dabei keinen grundsitzlichen Bedenken.
Eine grundsitzlich priorisierte Bearbeitung der Antrige auf Erteilung von Wahlscheinen, die in das Ausland ver-
sendet werden sollen, schreiben die Vorschriften der Europawahlordnung nicht vor. Ausweislich des Vortrages
des Landeswabhlleiters hat die Gemeindebehorde die angeforderten Unterlagen vorliegend am 22. Mai 2024 —und
damit neun Werktage nach Erhalt der Stimmzettel — an den Postdienstleister ,,turbopost* iibergeben.

Die OrdnungsmaéBigkeit der Versendung wird dabei nicht durch die Beauftragung eines Postdienstleisters in Frage
gestellt. Die Art und Weise des Transports und damit auch die Auswahl des Beforderungsunternehmens obliegt
dem pflichtgemiBen Ermessen der Gemeindebehorde, die bei ihrer Auswahlentscheidung auch Kostengesichts-
punkte beriicksichtigen darf. Sie muss nicht die schnellste und sicherste am Markt verfligbare Beforderung wéhlen
und auch die Einschaltung weiterer Dienstleister ist, insbesondere bei einem Versand ins Ausland, nicht grund-
sétzlich zu bemingeln. Ermessensfehlerhaft wird die Auswahl erst dann, wenn der Zweck der Versendung — dem
Wabhlberechtigten die Ausiibung seines Wahlrechts zu ermoglichen — bei ihrer Entscheidung gar keine oder eine
untergeordnete Rolle spielt (vgl. Bundestagsdrucksache 16/3600, Anlage 26). Dafiir ist hier nichts ersichtlich. Die
Gemeindebehorde musste zum Versandzeitpunkt insbesondere nicht davon ausgehen, dass die Unterlagen den
Einspruchsfiihrer nicht mehr rechtzeitig erreichen wiirden. Zum Zeitpunkt des Versandes blieben fiir den Trans-
port nach Norwegen, das Ausfiillen durch den Wahlberechtigten und den Riickversand der Unterlagen noch ins-
gesamt 18 Tage bis zum Wahltag. Aufgrund der Postlaufzeit von sechs Tagen bei der Antragstellung konnte auch
fiir den Riickversand des Wahlbriefes durch den Einspruchsfiihrer von einer Postlaufzeit von sechs Tagen ausge-
gangen werden. Fiir den Versand der Briefwahlunterlagen nach Norwegen und das Ausfiillen der Unterlagen war
somit zum Versandzeitpunkt ein Zeitraum von 12 Tagen gegeben. Die trotz rechtzeitiger und ordnungsgemaller
Versendung eingetretene Verzdgerung auf dem Versandweg der ,,turbopost unter Einbeziehung der Osterreichi-
schen Post AG fillt somit in den Risikobereich des Einspruchsfiihrers.

Auch wenn kein Wahlfehler vorliegt, so erachtet der Wahlpriifungsausschuss des Deutschen Bundestages die
verspitete oder unterbleibende Zustellung von Briefwahlunterlagen — unabhéngig davon, worauf sie beruht — fiir
hochst unbefriedigend. Dies gilt umso mehr, da die Moglichkeit, gemél § 27 Absatz 10 Satz 2 EuWO einen Er-
satzwahlschein zu erhalten, nicht in allen Féllen gleichermallen Abhilfe schaffen kann; insbesondere in Fillen der
gewlinschten Briefwahlteilnahme aus dem Ausland.
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Anlage 16

Beschlussempfehlung

Zum Wahleinspruch mit dem Az.

— EuWP 36/24 —

hat der Wahlpriifungsausschuss in seiner Sitzung vom 10. Juli 2025 beschlossen,
dem Deutschen Bundestag folgenden Beschluss zu empfehlen:

Der Wahleinspruch wird zuriickgewiesen.

Tatbestand

Mit Schreiben vom 13. Juli 2024, das am 15. Juli 2024 erstmals per Telefax beim Deutschen Bundestag einge-
gangen ist, hat der Einspruchsfiihrer Einspruch gegen die Giiltigkeit der Wahl der Abgeordneten des Europdischen
Parlaments aus der Bundesrepublik Deutschland am 9. Juni 2024 eingelegt.

Der Einspruchsfiihrer riigt die Bearbeitungsdauer seines Antrags auf Erteilung eines Wahlscheins durch die Stadt
Leverkusen. Er habe am 7. Mai 2024 die Wahlbenachrichtigung erhalten und am selben Tag per E-Mail bei der
Stadt Leverkusen die Erteilung eines Wahlscheins beantragt. Der Wahlschein sei am 8. Mai 2024 erzeugt, jedoch
erst am 15. Mai 2024 versandt worden. Dies ergebe sich aus dem Aufdruck der Frankiermaschine auf dem Brief-
umschlag, welcher dem Einspruch beigefiigt ist. Zwischen dem 8. und 15. Mai 2024 habe der Einspruchsfiihrer
mehrfach das Fehlen des Wahlscheins geriigt. Am 17. Mai 2024 seien der Wahlschein bzw. die Briefwahlunter-
lagen beim Einspruchsfiihrer eingegangen. Somit habe er noch rechtzeitig an der Europawahl per Briefwahl teil-
nehmen konnen. Es sei jedoch nicht zumutbar, dass die Stadt Leverkusen zehn Kalendertage fiir die Bearbeitung
und Versendung der Briefwahlunterlagen gebraucht habe.

Wegen der Einzelheiten wird auf den Inhalt der Akte Bezug genommen.

Entscheidungsgriinde

Der Einspruch ist zuldssig, aber unbegriindet. Dem Vortrag des Einspruchsfiihrers lésst sich kein mandatsrelevan-
ter Verstoll gegen Wahlrechtsvorschriften und damit kein Wahlfehler entnehmen.

Ein gemil § 26 der Europawahlordnung (EuWO) beantragter Wahlschein wird dem Wahlberechtigten gemaf
§ 27 Absatz 1 bis 3 EuWO von der zustdndigen Gemeindebehdrde erteilt und mit den weiteren Briefwahlunterla-
gen zusammengestellt. Sofern sich aus dem Antrag nicht die Abholung der Unterlagen ergibt, werden der Wahl-
schein und die Briefwahlunterlagen von der Gemeindebehorde auf ihre Kosten an die Wohnanschrift bzw. an eine
gegebenenfalls abweichend angegebene Anschrift iibersandt (§ 27 Absatz 4 EuWO). Die Gemeindebehorde hat
gegeniiber dem Wahlberechtigten keine ,,Bringschuld, sondern lediglich eine ,,Schickschuld. Sie hat das ihrer-
seits Erforderliche getan, wenn sie die Unterlagen ordnungsgemaif und rechtzeitig ausgestellt und auf ihre Kosten
an den Wahlberechtigten versandt hat (so die stindige Entscheidungspraxis des Wahlpriifungsausschusses, vgl.
nur Bundestagsdrucksachen 19/16350, Anlage 12; 20/1100, Anlagen 9 und 63; 20/2300, Anlagen 6, 7 und 12;
20/4000, Anlagen 10 bis 12; 20/5800, Anlagen 21 bis 24, 25, 27, 32 bis 42; 20/14300, Anlagen 1, 2, 4 und 5;
siche auch Thum, in: Schreiber, BWahlG, 11. Auflage 2021, § 36 Randnummer 16). Eine Frist fiir die Bearbeitung
und Versendung der Unterlagen sehen weder das Europawahlgesetz noch die Europawahlordnung vor. Antrage
miissen jedoch unverziiglich bearbeitet werden, damit die Wahlberechtigten die Wahlbriefe ihrerseits fristgerecht,
das heif3t bis 18 Uhr am Wahltag (vgl. § 4 des Europawahlgesetzes i. V. m. § 36 Absatz 2 Satz 1 Buchstabe b des
Bundeswahlgesetzes) der zustindigen Stelle zuleiten konnen (vgl. Thum, a. a. O.).

Eine nicht ordnungsgemélfe oder nicht rechtzeitige Bearbeitung und Versendung des Wahlscheinantrags durch
die Stadt Leverkusen ist nicht im Ansatz erkennbar. Nach dem eigenen Vortrag des Einspruchsfiihrers wurde der
Wabhlschein am auf die Antragstellung folgenden Tag erstellt und vier Werktage spiter, am 15. Mai 2024, ver-
sandt. Der Einspruchsfiihrer hat den Wahlschein und die Briefwahlunterlagen am 17. Mai 2024 — und damit mehr
als drei Wochen vor dem Wahltag am 9. Juni 2024 — erhalten und konnte somit nach eigenem Vortrag an der
Briefwahl teilnehmen.
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Anlage 17

Beschlussempfehlung

Zum Wahleinspruch mit dem Az.

— EuWP 45/24 —

hat der Wahlpriifungsausschuss in seiner Sitzung vom 10. Juli 2025 beschlossen,
dem Deutschen Bundestag folgenden Beschluss zu empfehlen:

Der Wahleinspruch wird zuriickgewiesen.

Tatbestand

Mit Schreiben vom 21. Juli 2024, das am 24. Juli 2024 beim Deutschen Bundestag eingegangen ist, hat die Ein-
spruchsfiihrerin Einspruch gegen die Giiltigkeit der Wahl der Abgeordneten des Europdischen Parlaments aus der
Bundesrepublik Deutschland am 9. Juni 2024 eingelegt.

1.  Vortrag der Einspruchsfiihrerin

Die Einspruchsfiihrerin riigt eine Behinderung ihres Grundrechts auf Ausiibung des Wahlrechts. Sie habe sich am
4. Juni 2024 um ca. 14:30 Uhr in das Briefwahlbiiro des Neuen Rathauses Leipzig begeben, um vor Ort die Brief-
wabhl zu erledigen. Dort habe sie von den Wahlhelferinnen und Wahlhelfern erfahren, dass die Wartezeit mindes-
tens 30 Minuten betragen wiirde. Aufgrund einer Schwerbehinderung sei es ihr jedoch nicht mdglich gewesen,
diese Zeit in der Warteschlange zu verbringen, so dass sie unter Vorlage ihres Schwerbehindertenausweises um
eine andere Losung gebeten habe. Eine der Einspruchsfiihrerin namentlich nicht bekannte Mitarbeiterin habe vor-
geschlagen, den ,,Briefwahlbogen‘ entgegenzunehmen und eine Zusendung der Briefwahlunterlagen zu veranlas-
sen. Die Einspruchsfiihrerin habe diese Losung akzeptiert und sich verabschiedet, da die Mitarbeiterin von ihr
nichts Weiteres bendtigt habe. Die Einspruchsfiihrerin habe dann jeden Tag mit dem Zugang der Briefwahlunter-
lagen per Post gerechnet, der jedoch bis einschlieBlich 8. Juni 2024 nicht erfolgte.

Aus diesem Grund sei sie am 9. Juni 2024 gegen 11:30 Uhr in ihrem ,,Wahlbiiro 0539 erschienen. Dort habe sie
erfahren, dass sie aufgrund der Zusendung von Briefwahlunterlagen einen Sperrvermerk habe und nicht zur Wahl
vor Ort zugelassen sei. Dies sei auch durch telefonische Riicksprache der Wahlhelferin mit dem Wahlbiiro im
Neuen Rathaus Leipzig bestitigt worden. Gleichzeitig habe die Einspruchsfiihrerin von einer weiteren Person
erfahren, die ,,von dem gleichen Vorgang betroffen gewesen sei und ebenfalls ihr Wahlrecht nicht habe ausiiben
konnen. Der Wahlkoordinator der Stadt Leipzig habe der Einspruchsfiihrerin sodann gegen 11:45 Uhr telefonisch
mitgeteilt, dass die LVZ-Post mit der Zustellung der Briefwahlunterlagen beauftragt worden war, welche das hohe
Aufkommen an Briefwahlunterlagen nicht habe bewiltigen konnen. Das sei auch bereits vor dem Wahltag fest-
gestellt worden und bekannt gewesen. Der Wahlkoordinator habe die Einspruchsfiihrerin darauf hingewiesen,
dass sie ,,auf keinen Fall* ihr Wahlrecht ausiiben kénne, da ihr Briefwahlunterlagen zugeschickt worden seien,
sie somit ,,als Vorgang* an der Briefwahl teilgenommen habe und mit einer Wahl vor Ort somit doppelt wihlen
wiirde. Nach Aussage des Wahlkoordinators sei somit keine andere Losung fiir eine Wahlteilnahme am 9. Juni
2024 moglich gewesen.

2. Stellungnahme des Landeswahlleiters

Der Landeswahlleiter Sachsen hat mit Schreiben vom 22. August 2024 zum Einspruch Stellung genommen und
sich der von ihm mit vorgelegten Stellungnahme des Stadtwahlleiters Leipzig vom 1. August 2024 angeschlossen.

Danach seien die von der Einspruchsfiihrerin beantragten Briefwahlunterlagen noch am 4. Juni 2024 um
15:12 Uhr ausgestellt worden. GemaB § 27 Absatz 4 Satz 1 der Europawahlordnung (EuWO) habe jedoch kein
Versand dieser Unterlagen erfolgen miissen. Anders als von der Einspruchsfiihrerin geschildert, hétten die Brief-
wahlunterlagen vielmehr aufgrund der knappen verbleibenden Zeit bis zum Wabhltag personlich abgeholt werden
sollen. Dies sei von der Einspruchsfiihrerin persoénlich auf dem Antrag auf Erteilung des Wahlscheins vermerkt
worden. Der Wahlschein sei jedoch bis zum Wahltag nicht von der Einspruchsfiihrerin abgeholt worden. Entspre-
chend der gesetzlichen Regelungen zur Briefwahl, die unter anderem im elektronischen Amtsblatt der Stadt
Leipzig vom 11. Mai 2024 bekanntgemacht worden seien, habe fiir die Einspruchsfiihrerin noch bis zum Samstag,
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den 8. Juni 2024, 12 Uhr, die Moglichkeit bestanden, die Erteilung eines neuen Wahlscheins zu beantragen. Es
sei jedoch bis zum Wahltag keine Nachfrage bei der Briefwahlstelle erfolgt.

Insofern sei die Verweigerung der Stimmabgabe im Wahllokal am Wahltag aufgrund des Sperrvermerks ,,W*
richtig gewesen und vom amtierenden Wahlkoordinator der Stadt Leipzig telefonisch in korrekter Weise bestétigt
worden. Weiterhin habe dieser der Einspruchsfiihrerin — entgegen ihrer Darstellung — nicht mitgeteilt, dass die
LVZ-Post die ,,Zustellung der Briefwahlunterlagen nicht bewiltigt* hitte. Stattdessen habe der amtierende Wahl-
koordinator auf der Grundlage der Schilderung der Einspruchsfiihrerin die Vermutung gedufBert, dass bei der Zu-
stellung der Briefwahlunterlagen ein Einzelfallfehler vorliege.

Die Stadt Leipzig lege besonderen Wert auf die barrierefreie Zugénglichkeit der stidtischen Briefwahlstelle. Ins-
besondere in der Woche vor dem Wahltag sei es dort aufgrund hoher Nachfrage teilweise zu verldngerten Warte-
zeiten gekommen. Eine Wartezeit von ,,mindestens 30 Minuten® erscheine dabei jedoch ,,eher hochgegriffen®.
Fiir dltere Menschen, Menschen mit besonderen Bediirfnissen oder mit Behinderung hétten dabei immer Unter-
stiitzungsmoglichkeiten ,,wie beispielsweise Stiihle oder gesonderte Wartebereiche™ zur Verfiigung gestanden.
Zudem seien fiir die Information der wartenden Biirgerinnen und Biirger sowie fiir Riickfragen oder besonderen
Unterstiitzungsbedarf geschulte Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter eingesetzt worden. Die von der Einspruchsfiih-
rerin erwahnte Mitarbeiterin der Briefwahlstelle habe zuvorkommend, 16sungsorientiert und korrekt gehandelt.

Es werde bedauert, dass es der Einspruchsfiihrerin nicht moglich gewesen sei, ihre Stimme zur Europawahl 2024
abzugeben. Es sei insofern von einem kommunikativen Missverstidndnis auszugehen. Der Einspruch werde gleich-
wohl zum Anlass genommen, die Schulungen aller Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter im Hinblick auf eine noch
stringentere Kommunikation nachzuschérfen.

3. Erwiderung der Einspruchsfiihrerin

In ihrer Erwiderung vom 7. September 2024 hat die Einspruchsfiihrerin ihre Sachverhaltsschilderung aus dem
Einspruchsschreiben wiederholt und im Wesentlichen wie folgt ergénzt: Wahrend sie am 4. Juni 2024 in der
Briefwabhlstelle in der Schlange gestanden habe, seien Wahlhelfer an der Schlange entlang gegangen und hétten
die Wartenden dazu aufgefordert, den ,,Wahlbogen* auszufiillen und zu unterschreiben. Dem sei die Einspruchs-
fiihrerin nachgekommen. Schreibunterlagen, Tische oder dhnliches hétten nicht zur Verfligung gestanden. Eine
Mitarbeiterin habe zugesagt, den ,,Wahlbogen* entgegenzunehmen und eine Zusendung der Briefwahlunterlagen
zu veranlassen. Die Einspruchsfiihrerin tragt vor, sich zu erinnern, dass die Mitarbeiterin sich den ,,Wahlbogen*
auch angesehen habe und zufrieden gewesen sei, dass dieser bereits unterschrieben gewesen sei. Mit der Formu-
lierung ,,iiberhaupt kein Problem™ habe sie der Einspruchsfiihrerin die Zusendung der Briefwahlunterlagen auf
dem Postweg zugesichert. Dabei habe die Einspruchsfiihrerin auch explizit gefragt, ob die verbleibende Zeit bis
zum Wochenende fiir die Zusendung der Briefwahlunterlagen ausreiche, was die Mitarbeiterin als unproblema-
tisch beantwortet habe. Es sei zu keiner Zeit davon gesprochen worden, dass die Briefwahlunterlagen personlich
abzuholen gewesen wiéren und die Einspruchsfiihrerin dazu nochmals personlich in das Briefwahlbiiro hitte kom-
men sollen. Auflerdem seien fiir alle in der Schlange stehenden, wartenden Personen am Eingang zum Wahlbiiro
im Foyer des Rathauses lediglich zwei Stiihle direkt neben der Schlange aufgestellt gewesen, die bereits beide
besetzt gewesen seien. Einen ,,gesonderten Wartebereich* habe die Einspruchsfiihrerin nicht feststellen konnen
und sei ihr nicht angeboten worden. Den Umgang mit Menschen mit besonderen Bediirfnissen empfinde sie als
verbesserungswiirdig.

4.  Weitere Stellungnahme des Landeswahlleiters

Mit Schreiben vom 27. November 2024 hat der Landeswahlleiter Sachsen eine erginzende Stellungnahme abge-
geben und den von der Einspruchsfiihrerin unterschriebenen ,,Antrag auf Erteilung von Wahlscheinen mit Brief-
wahlunterlagen® iibermittelt. Auf dem Formular ist hinter dem Text ,,Die Wahlscheine mit den Briefwahlunterla-
gen (...)“ das folgende Feld angekreuzt: ,,werden abgeholt (Briefwahlstelle, Neues Rathaus (Haupteingang, Un-
tere Wandelhalle), Martin-Luther-Ring 4). Die alternativ zur Verfligung stehenden Felder ,,sollen an meine obige
Anschrift geschickt werden.” und ,,sollen an mich an folgende Anschrift geschickt werden: (...)* sind dagegen
nicht angekreuzt.

Ergénzend habe die Stadtwahlleitung Leipzig betreffs des beméangelten Umgangs mit Menschen mit besonderen
Bediirfnissen angemerkt, dass mit der Briefwahl iiber den Postweg grundsétzlich fiir jede Leipziger Biirgerin und
jeden Leipziger Biirger ein barrierefreier Weg zur Stimmabgabe sichergestellt werde. Fiir Sonderfille werde dar-
iiber hinaus eine qualitativ hochwertige und barrierefreie Briefwahlstelle in zentraler Lage zur Verfiigung gestellt,
in der im Regelfall ab ca. fiinf Wochen vor dem Wahltermin vor Ort gewéhlt werden konne. Die Briefwahlstelle
habe zur Europa- und Kommunalwahl mit zehn Bearbeitungsschaltern ,,aullerordentlich effektiv gearbeitet. So



Deutscher Bundestag — 21. Wahlperiode - 55— Drucksache 21/900

seien teilweise tiber 1.600 Briefwahlantrége pro Tag ausgegeben worden. Mit dieser Briefwahlstellenkonzeption
gehe die Stadt Leipzig zum Zweck eines umfassenden Biirgerservices weit liber das wahlrechtlich normierte Min-
destmal hinaus. Ein zusétzlicher groer Wartebereich konne zur Gewihrleistung des Brandschutzes und Freihal-
tung von Fluchtwegen nicht eingerichtet werden. Fiir Menschen, die nicht in der Lage gewesen seien, einige
Minuten zu warten, hitten jedoch einige Stiihle in einem gesonderten Bereich bereitgestanden.

Mit Schreiben des Sekretariats des Wahlpriifungsausschusses vom 28. November 2024 hat die Einspruchsfiihrerin
erneut Gelegenheit zur Gegenduflerung erhalten, davon jedoch keinen Gebrauch gemacht.

Wegen der Einzelheiten wird auf den Inhalt der Akte Bezug genommen.

Entscheidungsgriinde

Der Einspruch zuléssig, aber unbegriindet. Dem Vortrag der Einspruchsfiihrerin lasst sich kein mandatsrelevanter
Versto3 gegen Wahlrechtsvorschriften und damit kein Wahlfehler entnehmen.

1. Es kann nicht festgestellt werden, dass die Zusendung von Briefwahlunterlagen an die Einspruchsfiihrerin
im Versto3 gegen wahlrechtliche Vorschriften unterblieben ist. Geméal § 27 Absatz 4 Satz EuWO werden Wahl-
schein und Briefwahlunterlagen dem Wahlberechtigten an seine Wohnanschrift {ibersandt oder amtlich iiber-
bracht, soweit sich aus dem Antrag keine andere Anschrift oder die Abholung der Unterlagen ergibt. Aus dem
von der Einspruchsfiithrerin unterzeichneten Antrag auf Erteilung des Wahlscheins und der Briefwahlunterlagen
ergibt sich eindeutig, dass die Unterlagen in der Briefwahlstelle der Stadt abgeholt werden sollten. Das entspre-
chende Feld wurde auf dem Antrag angekreuzt, wihrend die Felder hinsichtlich einer postalischen Ubersendung
nicht angekreuzt worden sind. Bei der Bearbeitung des Antrags musste somit davon ausgegangen werden, dass
der Wahlschein und die Briefwahlunterlagen abgeholt wiirden; eine postalische Versendung war nach dem Inhalt
des Antrags nicht zu veranlassen.

2. Der Vortrag der Einspruchsfiihrerin rechtfertigt insofern keine andere Bewertung. Anhand des Vortrags der
Einspruchsfiihrerin und der vorliegenden Stellungnahmen des Landeswahlleiters und des Stadtwahlleiters kann
eine Verletzung subjektiver Rechte der Einspruchsfiihrerin nicht unzweifelhaft festgestellt werden. So hat die
Einspruchsfiihrerin zwar wiederholt vorgetragen, dass ihr im Rahmen des von ihr geschilderten Austauschs mit
einer Mitarbeiterin der Briefwahlstelle am 4. Juni 2024 zugesichert worden sei, dass ihr der Wahlschein und die
Briefwahlunterlagen postalisch iibersandt werden wiirden. Dies steht jedoch im Widerspruch zum eindeutigen
Inhalt des Antrags. Die Stellungnahme des Stadtwahlleiters Leipzig, der sich der Landeswahlleiter Sachsen ange-
schlossen hat, geht insofern von einem ,.kommunikativen Missverstdndnis* aus, welches sich nachtriglich nicht
mehr aufkliren lasse. Eine Kopie des Antrags ist der Einspruchsfiihrerin mit dem Schreiben des Sekretariats des
Wahlpriifungsausschusses vom 28. November 2024 zur Kenntnis gegeben worden. Von der Moglichkeit der er-
neuten Stellungnahme hat die Einspruchsfiihrerin insofern keinen Gebrauch gemacht. Die Frage einer moglichen
Verletzung subjektiver Rechte kann im Ergebnis offenbleiben. Zur Priifung der Feststellung, dass bei der Vorbe-
reitung oder Durchfithrung der Wahl Rechte einer einsprechenden Person verletzt wurden, fiihrt der Wahlprii-
fungsausschuss geméal § 26 Absatz 2 des Europawahlgesetzes i. V. m. § 5 Absatz 3 Satz 2 des Wahlpriifungsge-
setzes Ermittlungen, die {iber die Einholung von Auskiinften hinausgehen, in der Regel nur dann durch, wenn eine
Auswirkung der Rechtsverletzung auf die Verteilung der Sitze der Abgeordneten im Européischen Parlament aus
der Bundesrepublik Deutschland nicht auszuschliefen ist (vgl. dazu Winkelmann, Wahlpriifungsgesetz, 1. Auf-
lage 2012, § 5 WahlIPriifG, Randnummer 3). Da es vorliegend nur um die Moglichkeit der Teilnahme an der
Briefwahl einer einzelnen Wahlberechtigten geht, kann eine Mandatsrelevanz ausgeschlossen werden.

3. Auch die Zuriickweisung der Einspruchsfiihrerin von der Stimmabgabe bei der Urnenwahl stellt keinen
Wahlfehler dar. Denn der Wahlvorstand hat gemif § 49 Absatz 6 Satz 1 Nummer 2 EuWO einen Wéhler zuriick-
zuweisen, der keinen Wahlschein vorlegt, obwohl sich im Wéhlerverzeichnis ein Wahlscheinvermerk (§ 29
EuWO) befindet, es sei denn, es wird festgestellt, dass er nicht im Wahlscheinverzeichnis eingetragen ist. Der
Wahlscheinvermerk verhindert damit die verbotene mehrfache Teilnahme an der Wahl. Die Voraussetzungen fiir
die Zuriickweisung gemil § 49 Absatz 6 Satz 1 Nummer 2 EuWO lagen hier vor, denn die Einspruchsfiihrerin
konnte am Wahltag keinen Wahlschein vorlegen, obwohl sich im Wéhlerverzeichnis ein Wahlscheinvermerk be-
fand. Da der Wahlschein der Einspruchsfiihrerin durch die Stadt aufgrund ihres Antrags am 4. Juni 2024 erteilt
worden war, war auch die Feststellung ausgeschlossen, dass die Einspruchsfiihrerin nicht im Wahlscheinverzeich-
nis eingetragen war. Aufgrund des Sperrvermerks musste der Wahlvorstand sie von der Stimmabgabe zuriickwei-
sen.
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Anlage 18

Beschlussempfehlung

Zum Wahleinspruch mit dem Az.

— EuWP 46/24 —

hat der Wahlpriifungsausschuss in seiner Sitzung vom 10. Juli 2025 beschlossen,
dem Deutschen Bundestag folgenden Beschluss zu empfehlen:

Der Wahleinspruch wird zuriickgewiesen.

Tatbestand

Der Einspruchsfiihrer hat zunéchst am 24. Juli 2024 per Telefax ein einseitiges Schreiben ohne Anlagen tibermit-
telt. Dabei handelt es sich um ein Schreiben der Kreiswahlleiterin fiir den Landkreis Potsdam-Mittelmark vom
3. Juni 2024 mit handschriftlichen Ergénzungen, jedoch ohne Unterschrift. Mit Schreiben des Sekretariats des
Wahlpriifungsausschusses vom 25. Juli 2024 ist der Einspruchsfiihrer auf das Schriftform- und das Begriindungs-
erfordernis fiir Wahleinspriiche hingewiesen worden. Am 7. August 2024 hat der Einspruchsfiihrer per Telefax
eine Kopie des vorgenannten Schreibens des Sekretariats des Wahlpriifungsausschusses mit handschriftlichen
Erginzungen sowie seiner Unterschrift iibermittelt. Aus den handschriftlichen Ergdnzungen ergibt sich, dass der
Einspruchsfiihrer die Kommunalwahl und Europawahl vom 9. Juni 2024 ,,wegen Taduschung im Rechtsverkehr
und Betrug® nicht anerkenne. Hierzu benennt er verschiedene Personen als ,,Zeugen® und fordert ein ,,personli-
ches Klarungsgesprach®. Dariiber hinaus hat der Einspruchsfiihrer umfangreiche Anlagen iibersandt, bei denen es
sich — soweit nachvollziehbar — iiberwiegend um Schreiben nebst Anlagen handelt, die der Einspruchsfiihrer in
der Vergangenheit an verschiedene staatliche Stellen adressiert hat.

Mit per Telefax tibermitteltem Schreiben vom 8. August 2024 hat der Einspruchsfiihrer ausdriicklich ,,Einspruch
beziiglich der am 09.06.2024 durchgefiihrten EU- und Kommunalwahl mit sofortiger auerordentlicher Be-
schwerde iiber die Verwaltungen, welche fiir die Wahlen im Bundesland Brandenburg und in der Bundesrepublik
Deutschland zusténdig sind* eingelegt. Dariiber hinaus beinhaltet das Schreiben eine ,,Auskunfts- und Klarungs-
forderung gemaif Artikel 20 (2) Satz 1 Grundgesetz fiir die Bundesrepublik Deutschland in der genehmigten Fas-
sung (GG i. d. g. F.)*. Der Einspruchsfiihrer nimmt zudem Bezug auf seine Korrespondenz mit der Bundeswahl-
leiterin und stellt insofern die Frage, ob eine Verfahrensverschleppung vorliege.

Zur Begriindung seines Einspruchs riigt der Einspruchsfiihrer im Wesentlichen verschiedene wahlrechtliche und
andere gesetzliche Vorschriften. So seien laut § 12 des Bundeswahlgesetzes (BWG) alle Deutschen im Sinne des
Artikel 116 Absatz 1 des Grundgesetzes (GG) wahlberechtigt. Darin, dass Personen gemil3 § 116 Absatz 2 GG
nicht wahlberechtigt seien, sieht der Einspruchsfiihrer einen Verstol gegen Artikel 3 Absatz 1 GG. Weiterhin riigt
der Einspruchsfiihrer das Fehlen einer ,,Geltungszeitregel* im Bundeswahlgesetz, in der Bundeswahlordnung, im
Europawahlgesetz und in der Europawahlordnung.

Der Einspruchsfiihrer trigt weiter vor, dass der Eintrag ,,deutsch* im Personalausweis oder Reisepass der Bun-
desrepublik Deutschland nur eine Vermutung der Staatsangehdrigkeit sei und somit auch bei der Wahl durch
Vorlage dieser Dokumente nur die Vermutung der Wahlberechtigung bestehe. Dies sei Betrug. Zudem seien alle
Personalausweise und Reisepésse der Bundesrepublik Deutschland falsch ausgestellt worden. Diese wiirden nach
Ansicht des Einspruchsfiihrers nur fiir juristische Personen und nicht fiir natiirliche Personen ausgestellt; juristi-
sche Personen konnten jedoch nicht wéhlen. Aulerdem seien die Angaben beim Einwohnermeldeamt und die in
den Wihlerlisten enthaltenen Daten falsch, da dort der Eintrag ,,Name*, was auf eine juristische Person hinweise,
und nicht ,,Familienname* stehe. Dagegen stehe auf dem Wahlschein ,,Familienname®. Aufgrund dieser gegen-
sétzlichen Angaben bestehe eine ,,vorsitzliche Tduschung im Rechtsverkehr®.

Mit Telefax vom 10. November 2024 sowie vom 22. Januar 2025 hat der Einspruchsfiihrer weitere Schreiben
iibermittelt, welche den ,,Zwei-plus-Vier-Vertrag® sowie den ,,Einigungsvertrag™ zum Gegenstand haben.

Wegen der Einzelheiten des Vortrags des Einspruchsfiihrers wird auf den Inhalt der Akte Bezug genommen.
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Entscheidungsgriinde

Der Einspruch ist nur teilweise zuldssig. Soweit er zuldssig ist, ist er unbegriindet.
L.

Der Einspruch ist nur zuldssig, soweit er unmittelbar die Vorbereitung und Durchfithrung der Europawahl am
9. Juni 2024 betrifft. Er ist dagegen unzuléssig, soweit er die Kommunalwahl vom 9. Juni 2024 zum Gegenstand
hat. Denn ein Einspruch ist gemiB § 26 des Europawahlgesetzes (EuWG) i. V. m. § 1 Absatz 1 des Wahlprii-
fungsgesetzes (WahlPriifG) nur statthaft, soweit er die Giiltigkeit der Wahl und die Verletzung von Rechten bei
der Vorbereitung oder Durchfiihrung der Wahl der Abgeordneten des Europdischen Parlaments aus der Bundes-
republik Deutschland zum Gegenstand hat. Die vom Einspruchsfiihrer erginzend formulierte ,,sofortige auB3eror-
dentliche Beschwerde* sowie ,,Auskunfts- und Klarungsforderung® sind ebenfalls unzulidssig. Denn geméaB § 26
Absatz 4 EuWG konnen Entscheidungen und Maflnahmen, die sich unmittelbar auf das Wahlverfahren beziehen,
nur mit den im Wahlpriifungsgesetz sowie in der Wahlordnung vorgesehenen Rechtsbehelfen angefochten wer-
den.

Der Vortrag des Einspruchsfiihrers aus den Schreiben vom 10. November 2024 und 22. Januar 2025 ist jedenfalls
verfristet, da er erst nach Ablauf der Frist von zwei Monaten nach dem Wahltag (des § 2 Absatz 4 Satz 1 Wahl-
PriifG) beim Bundestag eingegangen ist.

II.

Soweit der Einspruch zuléssig ist, ist er unbegriindet. Dem Vortrag des Einspruchsfiihrers ldsst sich kein Verstof3
gegen Wabhlrechtsvorschriften und damit kein Wahlfehler entnehmen.

1. DerKreis der materiell Wahlberechtigten ergibt sich fiir die Europawahl aus § 6 EuUWG. Gemal § 6 Absatz 1
EuWG sind unter den dort aufgefiihrten Voraussetzungen alle Deutschen im Sinne des Artikels 116 Absatz 1 GG
wahlberechtigt. GemiB § 6 Absatz 2 EuWG sind auch die nach § 12 Absatz 2 BWG zum Deutschen Bundestag
wahlberechtigten Deutschen wahlberechtigt sowie nach § 6 Absatz 3 EuWG unter den dort genannten Vorausset-
zungen alle Staatsangehorigen der tibrigen Mitgliedstaaten der Européischen Union. Soweit der Einspruchsfiihrer
einen Verstof3 gegen Artikel 3 Absatz 1 GG darin sieht, dass die Vorschriften iiber die materielle Wahlberechti-
gung nicht auch auf Artikel 116 Absatz 2 GG verweisen, greift er die VerfassungsméaBigkeit des § 6 EuWG und
des § 12 BWG an. Dabei ist zunichst darauf hinzuweisen, dass der Wahlpriifungsausschuss und der Deutsche
Bundestag in stindiger Beschlusspraxis im Rahmen eines Wahlpriifungsverfahrens die VerfassungsmaBigkeit der
fiir die Wahl geltenden Rechtsvorschriften nicht liberpriifen. Eine derartige Kontrolle ist stets dem Bundesverfas-
sungsgericht vorbehalten worden, bei dem im Rahmen einer Wahlpriifungsbeschwerde gegen den Beschluss des
Deutschen Bundestages Einspruch eingelegt werden kann (vgl. zuletzt Bundestagsdrucksache 20/13500, Anla-
gen 2, 13, 16, 17, 19, 20, 21, 29). Ungeachtet dessen hat der Deutsche Bundestag keine Zweifel daran, dass die
Ankniipfung an Artikel 116 Absatz 1 GG in § 12 BWG zur Bestimmung des Staatsvolks der Bundesrepublik
Deutschland als ein Teil des bei einer Europawahl wahlberechtigten Personenkreises verfassungsgemal ist (vgl.

nur Thum, in: Schreiber, BWahlG, 12. Auflage 2025, Einfiihrung Randnummer 19; BVerfGE 83, 37 [51 {f.]).

2. Die Ausfiihrungen des Einspruchsfiihrers zum Fehlen einer ,,Geltungszeitregel” der wahlrechtlichen Vor-
schriften sind nicht nachvollziehbar. Inkrafttretensméngel des Bundeswahlgesetzes und der Bundeswahlordnung
sowie des Europawahlgesetzes und der Europawahlordnung sind nicht ersichtlich. Im Ubrigen bleibt die Kontrolle
der VerfassungsméiBigkeit der Vorschriften dem Bundesverfassungsgericht vorbehalten (s. o.).

3. SchlieBlich tragt der Einspruchsfiihrer keinerlei konkrete Tatsachen vor, aus denen sich eine Wahlteilnahme
von nichtwahlberechtigten Personen ergeben wiirde. Die Substantiierungspflicht verlangt eine verstindliche Dar-
legung eines Sachverhalts, aus dem erkennbar ist, worin ein Wahlfehler liegen soll, der Einfluss auf die Mandats-
verteilung haben kann. Der Einspruchsfiihrer verweist jedoch lediglich darauf, dass bei Inhabern eines Personal-
ausweises oder Reisepasses der Bundesrepublik Deutschland nur eine Vermutung der Staatsangehorigkeit bestehe
bzw. diese Dokumente — nach seiner Rechtsauffassung — nur juristischen Personen ausgestellt wiirden. Er tragt
jedoch keinen konkreten Fall vor, in dem eine nichtwahlberechtigte Person unter Vorlage eines Personalausweises
oder Reisepasses an der Europawahl teilgenommen haben oder fehlerhaft in ein Wahlerverzeichnis eingetragen
gewesen sein soll. Solche Wahlbeanstandungen, die iiber nicht belegte Vermutungen und bloe Andeutungen der
Maéglichkeit von Wahlfehlern nicht hinausgehen und keinen konkreten, der Uberpriifung zuginglichen Tatsachen-
vortrag enthalten, werden als unsubstantiiert zuriickgewiesen (vgl. zuletzt Bundestagsdrucksache 20/14300, An-
lagen 3 und 6; siche auch BVerfGE 48, 271 [276]; 66, 369 [379]; 85, 148 [159]; 122, 304 [309]; Austermann, in:
Schreiber, BWahlG, 11. Auflage 2021, § 49 Randnummer 26). Der irrigen Rechtsauffassung des Einspruchsfiih-
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rers steht {iberdies die eindeutige Regelung in § 9 Absatz 1 Satz 1 des Personalausweisgesetzes entgegen: Perso-
nalausweise und vorldufige Personalausweise werden auf Antrag fiir Deutsche im Sinne des Artikels 116 Absatz 1
GG ausgestellt (vgl. zudem § 1 Absatz 4 des Passgesetzes). Es gibt damit klare gesetzliche Regelungen, nach
denen sich bestimmen ldsst, wer Deutscher im Sinne des Artikels 116 Absatz 1 GG ist und damit eine der Vo-
raussetzungen filir die Wahlberechtigung im Sinne des § 6 Absatz 1 und 2 EuWG erfiillt (vgl. nur Bundestags-
drucksachen 19/1990, Anlage 7; 20/2300, Anlagen 108 und 111; 20/7200, Anlagen 18, 26, 30, 38).

1.

Dem Wunsch des Einspruchsfiihrers nach einem ,,miindlichen Kldrungsgesprach* war nicht nachzukommen, da
gemal § 6 Absatz 1 WahlIPriifG ein Termin zur miindlichen Verhandlung nur dann anberaumt wird, wenn die
Vorpriifung ergibt, dass davon eine weitere Forderung des Verfahrens zu erwarten ist. Das war vorliegend nicht
der Fall, da der Einspruchsfiihrer sich nur auf Rechtsgriinde gestiitzt hat, die keiner miindlichen Erdrterung be-
durften (vgl. bereits Bundestagsdrucksachen 18/5050, Anlage 7; 20/13500, Anlage 19).
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Anlage 19

Beschlussempfehlung

Zum Wahleinspruch mit dem Az.

— EuWP 47/24 —

hat der Wahlpriifungsausschuss in seiner Sitzung vom 10. Juli 2025 beschlossen,
dem Deutschen Bundestag folgenden Beschluss zu empfehlen:

Der Wahleinspruch wird zuriickgewiesen.

Tatbestand

Mit Schreiben vom 29. Juli 2024, das am 1. August 2024 beim Deutschen Bundestag eingegangen ist, hat der
Einspruchsfiihrer Einspruch gegen die Giiltigkeit der Wahl der Abgeordneten des Europdischen Parlaments aus
der Bundesrepublik Deutschland am 9. Juni 2024 eingelegt.

1. Vortrag des Einspruchsfiihrers

Der in der Schweiz lebende Einspruchsfiihrer riigt den verspateten Erhalt von Briefwahlunterlagen. Er habe am
13. Mai 2024 online bei der Stadt Laatzen einen Antrag auf Erteilung des Wahlscheins gestellt. Dies sei der erste
Tag gewesen, an dem die Beantragung moglich gewesen sei. Aufgrund langer Bearbeitungszeiten in der Ge-
meinde und einer noch ldngeren Brieflaufzeit durch den von der Gemeinde beauftragten Versanddienstleister habe
er jedoch nicht an der Wahl teilnehmen konnen. Am 21. Mai 2024 sei er informiert worden, dass sein Antrag
bearbeitet worden sei. Am 30. Mai 2024 sei bei seiner Meldeadresse in Laatzen die Benachrichtigung {iber den
Versand des Wahlscheins an die Schweizer Adresse eingegangen. Dieses Schreiben habe einen Poststempel vom
24. Mai 2024 getragen. Erst am 12. Juni 2024 habe er unter seiner Schweizer Adresse seinen Wahlschein erhalten;
das Schreiben habe einen Poststempel vom 27. Mai 2024 getragen und sei in Salzburg, Osterreich, gestempelt
worden. Er verweist darauf, dass seine Lebensgeféhrtin, die in einer anderen Gemeinde in Niedersachsen gemel-
det sei, ebenfalls am 13. Mai 2024 einen Wahlschein an die gleiche Adresse beantragt und nach dreieinhalb Tagen
erhalten habe.

Die Gemeinde Laatzen habe ihm in Reaktion auf seine Beschwerde im Nachgang der Wahl mitgeteilt, dass sie
alle Poststiicke durch den Postdienstleister ,,CitiPost* (im Folgenden: Citipost) versende. Aufgrund des mit die-
sem Postdienstleister abgeschlossenen Vertrages sei der Versand mit einem anderen Postdienstleistungsunterneh-
men ausgeschlossen.

Der Einspruchsfiihrer bittet um Feststellung, dass er durch die Stadt Laatzen in seinen Rechten verletzt worden
sei. Er bittet weiterhin um Priifung, wie viele Laatzener Biirger wegen langer Postlaufzeiten nicht an der Wahl
hétten teilnehmen konnen, und darum, der Wiederholung eines entsprechenden Fehlers bei kiinftigen Wahlen
entgegenzuwirken.

2. Stellungnahme der Landeswahlleiterin

Die Niedersdchsische Landeswahlleiterin hat nach Einbeziehung der Stadt Laatzen mit Schreiben vom 29. August
2024 zum Vorbringen des Einspruchsfiihrers wie folgt Stellung genommen:

Soweit der Einspruchsfiihrer um Aufklarung ersuche, wie viele Personen aus Laatzen beantragte Briefwahlunter-
lagen nicht oder nicht rechtzeitig erhalten haben, konne dies nicht Gegenstand eines Wahlpriifungsverfahrens
sein, da es sich bei der Aufforderung zur Uberpriifung nicht um einen konkreten, unmissverstindlichen und hin-
reichend substantiierten Tatsachenvortrag handle. Im Ubrigen ligen weder der Stadt Laatzen noch der Landes-
wabhlleitung Erkenntnisse vor, dass es liber wenige Einzelfille hinaus Probleme mit der rechtzeitigen Zustellung
der bei der Stadt Laatzen beantragten Briefwahlunterlagen zur Europawahl 2024 gegeben habe.

Ein Verstofl gegen wahlrechtliche Vorschriften sei auch im konkreten Fall des Einspruchsfiihrers nicht zu erken-
nen. Nach der Stellungnahme der Stadt Laatzen beziehe sich das vom Einspruchsfiihrer genannte friihestmogliche
Datum zur Beantragung von Wahlscheinen auf die Freischaltung des Online-Wahlschein-Antrags-Systems
(OLIWA). Eine Beantragung durch den Einspruchsfiihrer sei jedoch unabhéngig von dem zur Verfiigung gestell-
ten Online-Verfahren schriftlich, miindlich oder per E-Mail oder Fax schon ab dem 29. April 2024 — dem ersten
Tag nach Aufstellung Wiahlerverzeichnisse — und damit zwei Wochen frither moglich gewesen.
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Die Stadt Laatzen habe dem Einspruchsfithrer auf dessen Nachfrage am 30. Mai 2024 bestitigt, dass sie den
Wahlscheinantrag des Einspruchsfiihrers am 21. Mai 2024 bearbeitet habe. Da die Kontrollmitteilung geméf § 27
Absatz 4 Satz 2 der Europawahlordnung (EuWO) an die Meldeadresse des Einspruchsfiihrers in Laatzen nach
dessen Auskunft einen Poststempel mit Datum vom 24. Mai 2024 getragen habe und die Stadt grundsétzlich den
Wahlschein und die Kontrollmitteilung zeitgleich beim Postdienstleister aufgegeben habe, sei davon auszugehen,
dass auch die Briefwahlunterlagen spétestens am 24. Mai 2024 durch das Postdienstleistungsunternehmen Citi-
post zum Weiterversand in das Ausland verarbeitet worden seien. Diesbeziiglich habe die Citipost mitgeteilt, dass
Sendungen in das Ausland am Tag der Aufgabe, bzw. in Einzelfdllen am nichsten Tag, zum Weiterversand an
die Deutsche Post AG iibergeben wiirden.

Weiter habe die Stadt Laatzen ausgefiihrt, dass sie zwischen dem 13. Mai 2024 und dem 24. Mai 2024 sédmtliche
Antrége zur Briefwahl in der ihr zur Verfiigung stehenden Kapazitit unverziiglich bearbeitet habe, so dass knapp
3.000 Wabhlscheine an die Citipost zum Versand hétten iibergeben werden konnen. Um die Menge an Briefwahl-
antridgen bearbeiten zu konnen, habe die Stadt Laatzen zeitweise zusétzliche personelle Kapazititen geschaffen.

Ab dem Zeitpunkt der Aufgabe des Wahlscheins beim Postdienstleister habe die Stadt Laatzen weder eine Pflicht
noch die Moglichkeit zur Einflussnahme auf die Zustellung gehabt. Der weitere Ablauf der Zustellung und die
Entscheidung des Postdienstleisters, die Zustellung an die Anschrift in der Schweiz iiber das Gebiet der Bundes-
republik Osterreich vorzunehmen, entzdgen sich der Kenntnis der Stadt Laatzen.

Die alternativ mogliche Zustellung des Wahlscheins per Luftpost gemél § 27 Absatz 4 Satz 5 EuWO sei von der
Stadt gepriift, jedoch nicht geboten gewesen, da die Schweiz nicht im auBlereuropdischen Gebiet liege und auch
sonst keine Erkenntnisse zu Einschriankungen der Auslandsversendung, insbesondere in die Schweiz, vorgelegen
hétten.

Aus Sicht der Niedersdchsischen Landeswahlleiterin konne ein Fehlverhalten der Stadt Laatzen nicht festgestellt
werden. Diese habe ihre Schickschuld erfiillt. Die Briefwahlunterlagen seien an die richtige Adresse versandt
worden und die nach der Aufgabe beim Postdienstleister verbleibenden 16 Tage bis zur Wahl hétten bei ordnungs-
gemafer Beforderung flir den Versand der Briefwahlunterlagen in die Schweiz und den Riickversand des Wahl-
briefes ausreichen miissen.

3. Erwiderung des Einspruchsfiihrers

Mit Schreiben vom 23. und 28. September 2024 hat der Einspruchsfiihrer auf die Stellungnahme des Landeswahl-
leiters im Wesentlichen wie folgt erwidert:

Im Rahmen eines Exklusivvertrages mit einem Postdienstleister werde typischerweise auch die Laufzeit von Sen-
dungen geregelt. Somit bestehe nach Auffassung des Einspruchsfiihrers zum einen die Moglichkeit, dass die Ci-
tipost die vereinbarten Laufzeiten iiberschritten habe. Der Einspruchsfiihrer vermutet jedoch, dass eine entspre-
chende Vertragsverletzung von der Stadt Laatzen in ihrer Stellungnahme erwdhnt worden wire. Die andere Mog-
lichkeit sei, dass sich die Citipost an die vereinbarten Laufzeiten gehalten habe. In diesem Fall hétte nach Auffas-
sung des Einspruchsfiihrers die Stadt Laatzen die Briefwahlunterlagen zu spét verschickt und dies zu verantwor-
ten.

Die Stadt habe auBlerdem aufgrund der Erkundigung des Einspruchsfiihrers am 30. Mai 2024 Kenntnis gehabt,
dass die Sendung bis zu diesem Zeitpunkt nicht beim Einspruchsfiihrer angekommen gewesen sei. Da die Stadt
selbst davon ausgegangen sei, dass die Deutsche Post die Sendung am 24. Mai 2024 {ibernommen habe, und die
Brieflaufzeiten mit der Deutschen Post in die Schweiz {iblicherweise zwei bis drei Tage in Anspruch ndhmen,
habe die Stadt nach Auffassung des Einspruchsfiihrers erkennen miissen, dass die iiblicherweise erwartete Lauf-
zeit iiberschritten worden sei und eine Neuzustellung veranlassen miissen.

Er weist auBerdem darauf hin, dass bereits im Vorfeld der Bundestagswahl 2021 die Bearbeitung seines Wahl-
scheinantrages durch die Stadt Laatzen und die Versendung seiner Briefwahlunterlagen in die Schweiz {iber die
Citipost eine Gesamtlaufzeit von 28 Tagen beansprucht habe. Die Stadt Laatzen nehme also durch ihre langen
Bearbeitungszeiten und die Beauftragung der Citipost billigend in Kauf, dass Wahlunterlagen nicht rechtzeitig
beim Wahler ankdmen.

Wegen der Einzelheiten wird auf den Inhalt der Akte Bezug genommen.
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Entscheidungsgriinde

Der Einspruch ist zuldssig, aber unbegriindet. Dem Vortrag der Einspruchsfiihrer lsst sich kein mandatsrelevanter
VerstoB3 gegen Wahlrechtsvorschriften und damit kein Wahlfehler entnehmen.

1. In der verspdteten Zustellung der Briefwahlunterlagen beim Einspruchsfiihrer ist kein Wahlfehler zu erken-
nen. Nach § 6 Absatz 5 Buchstabe b des Europawahlgesetzes (EuWG) ist eine Ausiibung des Wahlrechts durch
Briefwahl moglich. Ein Wahlberechtigter, der in das Wihlerverzeichnis eingetragen ist, erhélt dafiir gemal3 § 24
Absatz 1 EuWO auf Antrag einen Wahlschein. Gemél § 27 Absatz 4 Satz 1 EuWO werden der Wahlschein und
die Briefwahlunterlagen dem Wahlberechtigten an seine Wohnanschrift tibersandt oder amtlich tiberbracht, soweit
sich aus dem Antrag keine andere Anschrift oder die Abholung der Unterlagen ergibt. Hat der Wahlberechtigte
die Versendung an eine von seiner Wohnanschrift abweichende Versandanschrift beantragt, wird gleichzeitig eine
Mitteilung an die Wohnanschrift versandt (§ 27 Absatz 4 Satz 2 EuWO). Die fiir die Erteilung von Wahlschein
und Briefwahlunterlagen zustédndige Stelle hat dabei gegeniiber dem Wahlberechtigten eine ,,Schickschuld®. Hat
sie die Unterlagen ordnungsgeméf und rechtzeitig ausgestellt und auf ihre Kosten an den Wahlberechtigten ver-
sandt, tragt der Wahlberechtigte das Risiko einer Verzdgerung oder eines Verlusts auf dem Transportweg (so die
stindige Entscheidungspraxis des Wahlpriifungsausschusses, vgl. nur Bundestagsdrucksachen 19/16350, Anlage
12;20/1100, Anlagen 9 und 63; 20/2300, Anlagen 6, 7 und 12; 20/4000, Anlagen 10 bis 12; 20/5800, Anlagen 21
bis 24, 25, 27, 32 bis 42; siche auch Thum, in: Schreiber, BWahlG, 11. Auflage 2021, § 36 Randnummer 16).

Diesen Anforderungen an die Schickschuld hat die Stadt Laatzen geniigt. Unerheblich ist dabei, ab wann der
Einspruchsfiihrer frithestens einen Antrag auf Erteilung eines Wahlscheins hétte stellen konnen. Die Stadt Laatzen
hat den am 13. Mai 2024 gestellten Antrag jedenfalls rechtzeitig bearbeitet. Dies ist am 21. Mai 2024 und damit
fiinf Werktage nach Antragstellung geschehen. Als die Briefwahlunterlagen weitere drei Tage spiter, am 24. Mai
2024, zum Versand aufgegeben wurden, verblieben bis zum Wahltag 16 Tage fiir den Transport in die Schweiz,
das Ausfiillen der Unterlagen und den Riickversand des Wahlbriefes durch den Einspruchsfiihrer. Da die Stadt
Laatzen zu diesem Zeitpunkt keine Erkenntnisse iiber Einschrankungen der Auslandsversendung allgemein oder
speziell in die Schweiz hatte, musste sie auch nicht geméf § 27 Absatz 4 Satz 5 EuWO ausnahmsweise einen
Versand per Luftpost veranlassen. Die OrdnungsméBigkeit der Versendung wird auch nicht durch die Beauftra-
gung des Postdienstleisters Citipost in Frage gestellt. Die Art und Weise des Transports und damit auch die Aus-
wahl des Beforderungsunternehmens obliegt dem pflichtgemédBen Ermessen der Gemeindebehorde, die bei ihrer
Auswahlentscheidung auch Kostengesichtspunkte beriicksichtigen darf. Sie muss nicht die schnellste und si-
cherste am Markt verfligbare Beforderung wihlen und auch die Einschaltung weiterer Dienstleister ist, insbeson-
dere bei einem Versand ins Ausland, nicht grundsétzlich zu beméngeln. Ermessensfehlerhaft wird die Auswahl
erst dann, wenn der Zweck der Versendung — dem Wahlberechtigten die Ausiibung seines Wahlrechts zu ermog-
lichen — bei ihrer Entscheidung gar keine oder eine untergeordnete Rolle spielt (vgl. Bundestagsdrucksache
16/3600, Anlage 26). Dafiir ist hier nichts ersichtlich. Der Einspruchsfiihrer trigt insoweit zwar vor, dass bereits
die Bearbeitung und Zustellung seiner Briefwahlunterlagen fiir die Bundestagswahl 2021 insgesamt 28 Tage ge-
braucht habe. Daraus folgt jedoch nicht, dass der Postdienstleister Citipost generell ungeeignet fiir eine ziigige
Zustellung von Briefwahlunterlagen in die Schweiz wire. Die trotz rechtzeitiger und ordnungsgemifBer Versen-
dung eingetretene Verzogerung auf dem Versandweg der Citipost {iber die Deutsche Post AG fillt somit in den
Risikobereich des Einspruchsfiihrers.

2. Der Wahlpriifungsausschuss vermag auch nicht mit der erforderlichen Sicherheit festzustellen, dass die Stadt
Laatzen dadurch einen Wahlfehler begangen hat, dass sie dem Einspruchsfiihrer nicht gemal3 § 27 Absatz 10
Satz 2 EuWO einen Ersatzwahlschein ausgestellt hat. Hierzu hétte der Einspruchsfiihrer einen entsprechenden
Antrag stellen und glaubhaft versichern miissen, dass ihm der beantragte Wahlschein nicht zugegangen ist. Nach
dem iibereinstimmenden Vortrag des Einspruchsfiihrers und der Stadt Laatzen hat sich der Einspruchsfiihrer zwar
am 30. Mai 2024 nach dem Verbleib seiner Briefwahlunterlagen erkundigt. Die Stadt Laatzen hat dies als reine
Nachfrage, nicht als erneute Antragstellung ausgelegt und dem Einspruchsfiihrer mitgeteilt, dass die Briefwahl-
unterlagen nach Bearbeitung am 21. Mai 2024 in derselben Woche versandt worden seien. Es liegen keine An-
haltspunkte dafiir vor, dass die Stadt Laatzen zu diesem Zeitpunkt nicht mehr von einer noch rechtzeitigen Zu-
stellung ausgehen konnte oder die Nachfrage als erneuten Antrag hétte verstehen miissen (vgl. Bundestagsdruck-
sache 19/16350, Anlage 12).

3. Auch wenn kein Wabhlfehler vorliegt, so erachtet der Wahlpriifungsausschuss des Deutschen Bundestages
die verspitete oder unterbleibende Zustellung von Briefwahlunterlagen — unabhéngig davon, worauf sie beruht —
fiir hochst unbefriedigend. Der Wahlpriifungsausschuss erwartet, dass alle Stellen, die mit der Briefwahl befasst
sind, das Notige leisten, um Antrige ordnungsgeméal zu bearbeiten und den Wahlberechtigten die Briefwahlun-
terlagen rechtzeitig zuzustellen.
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Anlage 20

Beschlussempfehlung

Zum Wahleinspruch mit dem Az.

— EuWP 48/24 —

hat der Wahlpriifungsausschuss in seiner Sitzung vom 10. Juli 2025 beschlossen,
dem Deutschen Bundestag folgenden Beschluss zu empfehlen:

Der Einspruchsfiihrer ist in seinem subjektiven Wahlrecht verletzt.
Im Ubrigen wird der Wahleinspruch zuriickgewiesen.

Tatbestand

Mit Schreiben vom 29. Juli 2024, das am 1. August 2024 beim Deutschen Bundestag eingegangen ist, hat der
Einspruchsfiihrer Einspruch gegen die Giiltigkeit der Wahl der Abgeordneten des Europdischen Parlaments aus
der Bundesrepublik Deutschland am 9. Juni 2024 eingelegt.

1. Vortrag des Einspruchsfiihrers

Der Einspruchsfiihrer tragt vor, dass er die Briefwahl beantragt habe, um den umfangreichen Stimmzettel fiir die
Europawahl genau durchlesen zu konnen und damit den Zeitbedarf im Wahllokal bei der persdnlichen Stimmab-
gabe zu reduzieren. Die Briefwahlunterlagen seien ihm auch rechtzeitig zugestellt worden. Neben einer Anleitung,
dem Stimmzettel und verschiedenen Briefumschligen sei auch ein ,,formelles Schreiben mit Stempel und Unter-
schrift eines Bediensteten der Stadtverwaltung Bad Salzungen* enthalten gewesen. Aus diesem Schreiben gehe
eindeutig hervor, dass er — der Einspruchsfiihrer — seine Stimme per Briefwahl, aber auch in einem beliebigen
Stimmbezirk des betreffenden Landkreises, hier des Wartburgkreises, personlich abgeben koénne. Darauf habe er
vertraut.

Am Wahltag habe der Einspruchsfiihrer gegen 17:15 Uhr den Stimmbezirk ,,Am Sportplatz® in Bad Salzungen
(Wahlbezirk 07) aufgesucht, um dort seine Stimme fiir die Europawahl personlich abzugeben, was ihm jedoch
nicht ermdglicht worden sei. Die Wahlvorsteherin habe zunéchst seinen Personalausweis in Augenschein genom-
men und seinen Namen mit ,,irgendeiner Statistik abgeglichen, in der er jedoch offenbar nicht gelistet gewesen
sei. Die Wahlvorsteherin habe den Einspruchsfiihrer sodann informiert, dass er an einem anderen Ort wéhlen
miisse. Der Einspruchsfiihrer habe darauthin gesagt, dass er eine schriftliche Bestitigung der Stadt habe, dass er
auch in diesem Wahllokal wéhlen kdnne. Noch bevor er dazu gekommen sei, das Schriftstiick aus seinem Ruck-
sack zu holen, habe er die Auskunft erhalten ,,Das ist falsch. Sie diirfen hier auf keinen Fall wéhlen!*. Er habe
erwidert, dass die Europawahl dann ohne ihn stattfinden miisse, da er weder Zeit noch Lust habe, einen anderen
Stimmbezirk aufzusuchen. Ergénzend habe er mitgeteilt, dass er zu Ful} in der Stadt unterwegs sei und deshalb
wahrscheinlich schon aus zeitlichen Griinden eine Wahl in einem anderen Stimmbezirk nicht mehr moglich ge-
wesen wire. Besonders drgerlich sei fiir den Einspruchsfiihrer, dass er seinen Tagesablauf am Wahltag auf die
Offnungszeiten der Stimmbezirke abgestimmt habe und von einer mit dem Zug unternommenen Fahrt bewusst
zwei Stunden frither zuriickgekehrt sei.

2. Stellungnahme des Landeswahlleiters

Der Landeswahlleiter Thiiringen hat nach Einholung einer Stellungnahme der Kreiswahlleitung Wartburgkreis
unter Einbeziehung der betreffenden Wahlvorsteherin zum Vorbringen des Einspruchsfiihrers wie folgt Stellung
genommen:

Die Sachverhaltsschilderung sei dem Grunde nach zutreffend, mit Ausnahme der zeitlichen Komponente, die
jedoch fiir die Beurteilung des Sachverhalts der Stimmabgabe im Wahlbezirk 07 in Bad Salzungen von unterge-
ordneter Bedeutung sei.

Nach § 6 Absatz 5 des Europawahlgesetzes (EuWG) konne jeder Wahlberechtigte mit dem Wahlschein an der
Europawahl in dem Kreis oder in der kreisfreien Stadt, in dem der Wahlschein ausgestellt worden ist, durch die
Stimmabgabe in einem beliebigen Wahlbezirk oder durch Briefwahl teilnehmen. Nach dem geschilderten Sach-
verhalt habe der Einspruchsfiihrer unbestritten eine Wahlbenachrichtigung nach dem Muster der Anlage 3 zu § 18
Absatz 1 der Europawahlordnung (EuWO) erhalten, die bereits den Hinweis erhalte, dass ein Wahlschein fiir die
Briefwahl oder die Wahl in einem anderen Wahlraum unabdingbar sei. Dariiber hinaus habe der Einspruchsfiihrer
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nach eigenen Angaben den Wahlschein mitsamt den dazugehorigen Unterlagen einschlieSlich eines Merkblatts
zur Briefwahl (Anlage 11 zu § 27 Absatz 3 EuWO) erhalten. Dort werde unter anderem explizit darauf aufmerk-
sam gemacht, dass bei der Stimmabgabe im Wahlraum kumulativ die Abgabe des Wahlscheins und die Vorlage
eines giiltigen Ausweisdokuments bzw. Identitdtsausweises notwendig sei. Nach § 52 Satz 1 EuWO habe der
Inhaber des Wahlscheins diesen eigenstdndig zu libergeben. Diese kumulative Vorlage der Dokumente habe nach
dem Vortrag des Einspruchsfiihrers nicht stattgefunden. Ob der Einspruchsfiihrer den Wahlschein bei sich getra-
gen habe, konne im Nachgang nicht mehr festgestellt werden und sei mangels Vorlage gegeniiber dem Wahlvor-
stand irrelevant. Ferner habe der Einspruchsfiihrer auch nach dem Gesprach mit dem Wahlvorstand nicht die
Initiative ergriffen, um ,,unbiirokratisch* durch Vorzeigen des Wahlscheins seine Stimmabgabe herbeizufiihren.
Mit der bewussten Entscheidung, dies nicht zu tun, sondern unverrichteter Dinge das Wahllokal zu verlassen
sowie keine weiteren MaBBnahmen einzuleiten, beispielsweise durch die Kontaktaufnahme mit dem Kreis- oder
Landeswahlleiter, deren Kontaktdaten offentlich bekannt seien, habe eine Sachverhaltsaufklirung zu seinen
Gunsten und die Stimmabgabe am Wahltag nicht stattfinden konnen.

Der Landeswabhlleiter fiihrt in seiner Stellungnahme aus, dass nach § 49 Absatz 6 Nummer 2 EuWO der Wahl-
vorstand den Wihler bei der Nichtvorlage des Wahlscheins zuriickzuweisen habe, was vorliegend geschehen sei.

Die Stellungnahmen der Kreiswahlleitung und der Wahlvorsteherin sowie eine Kopie der Wahlniederschrift des
Wahlbezirks 07 in Bad Salzungen sind mit der Stellungnahme des Landeswahlleiters vorgelegt worden. In der
Stellungnahme der Kreiswahlleitung heiflt es abweichend von der Stellungnahme des Landeswahlleiters, dass die
Zuriickweisung des Einspruchsfiihrers entsprechend den Vorgaben in § 49 Absatz 6 Nummer 1 EuWO erfolgt sei.
Zudem wird darin ausgefiihrt, dass die Wahlvorsteherin davon ausgegangen sei, dass der Einspruchsfiihrer fiir
beide Wahlen — die Europawahl und die gleichzeitig stattfindende Stichwahl zur Landratswahl — seine Stimme
im Urnenwahllokal habe abgeben wollen, ohne einen Wahlschein zu besitzen. Im Rahmen der Stichwahl der
Landratswahl sei der Einspruchsfiihrer nach den Vorschriften der Thiiringer Kommunalwahlordnung ordnungs-
gemdl zuriickgewiesen worden. In der WahIniederschrift ist unter Ziffer 2.9 angekreuzt worden, dass keine be-
sonderen Vorfille — als Beispiel fiihrt das Formular die Zuriickweisung von Wiahlern in den Féllen des § 49 Ab-
satz 6 und 7 und des § 52 EuWO auf — zu verzeichnen waren.

3. Erwiderung des Einspruchsfiihrers

Der Einspruchsfiihrer hat die Gelegenheit zur Erwiderung auf die Stellungnahme des Landeswahlleiters wahrge-
nommen und sich dabei auch mit den Stellungnahmen der Kreiswahlleitung und der Wahlvorsteherin auseinan-
dergesetzt. Im Wesentlichen wendet er sich dagegen, dass die Initiative zur Vorlage des Wahlscheins von ihm
hitte ausgehen miissen. So sei er zur Vorlage seines Ausweises aufgefordert worden, nicht jedoch zur Vorlage
des Wahlscheins, obwohl er ausdriicklich darauf hingewiesen habe, im Besitz eines Dokuments zu sein, woraus
hervorgehe, dass er im betreffenden Wahlbezirk abstimmen kénne. Die Wahlvorsteherin habe ihn abgewiesen,
ohne das Dokument iiberhaupt in Augenschein zu nehmen. Der Einspruchsfiihrer tragt vor, dass ihm die Vorlage
des Wahlscheins médglich gewesen wire und er dies auch getan hétte, wenn er nicht zuvor abgelehnt worden wiére.
Nach Auffassung des Einspruchsfiihrers habe der Wahlvorstand nicht mit der erforderlichen Sorgfalt gehandelt.
Auch konne nicht von ihm als Wéhler verlangt werden, den Landeswahlleiter anzurufen, zumal er kein Mobilte-
lefon bei sich gefiihrt habe. Dariiber hinaus beméngelt der Einspruchsfiihrer den fehlenden Vermerk iiber seine
Abweisung als besonderes Vorkommnis in der Wahlniederschrift des Wahlbezirks 07.

Wegen der Einzelheiten wird auf den Inhalt der Akte Bezug genommen.

Entscheidungsgriinde

Der Einspruch ist zuldssig und teilweise begriindet. Die Zuriickweisung des Einspruchsfiihrers im Wahllokal des
Wabhlbezirks 07 in Bad Salzungen verletzt den Einspruchsfiihrer in seinen Rechten. Die Giiltigkeit der Wahl der
Abgeordneten des Europidischen Parlaments aus der Bundesrepublik Deutschland ist jedoch nicht beriihrt.

1.  Der Einspruchsfiihrer wurde am Wahltag zu Unrecht von der Teilnahme an der Urnenwahl zuriickgewiesen.
Gemal § 6 Absatz 5 Buchstabe a EuWG kann ein Wahlberechtigter mit Wahlschein durch Stimmabgabe in einem
beliebigen Wahlbezirk seines Wahlkreises an der Wahl teilnehmen. Den chronologischen Ablauf der Stimmab-
gabe im Wahlraum sowie mogliche Zuriickweisungsgriinde regelt § 49 EuWO. Die Besonderheiten bei der
Stimmabgabe eines Inhabers eines Wahlscheins werden ergénzend dazu in § 52 EuWO geregelt. Diese erfolgt
gemal § 52 Satz 1 EuWO, indem der Inhaber des Wahlscheins seinen Namen nennt, sich ausweist und dem Wahl-
vorsteher seinen Wahlschein iibergibt.
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Zur Ubergabe des Wahlscheins ist es nach iibereinstimmendem Vortrag zwar nicht ggkommen. Gleichwohl lagen
die Voraussetzungen der angefiihrten Zuriickweisungsgriinde nicht vor. Gemal § 49 Absatz 6 Satz 1 Nummer 1
EuWO hat der Wahlvorstand einen Wihler zuriickzuweisen, der nicht in das Wihlerverzeichnis eingetragen ist
und keinen Wahlschein besitzt. Dies ist vom Wahlvorstand vor einer Zuriickweisung des Wihlers zu priifen. Der
Einspruchsfiihrer wollte in einem anderen als dem ihm zugewiesenen Wahlbezirk wiahlen. Im Wihlerverzeichnis
des Wahlbezirks 07 war er somit nicht eingetragen. Der Einspruchsfiihrer hat jedoch nachvollziehbar und glaub-
haft vorgetragen, im Besitz eines Wahlscheins gewesen zu sein. Die Voraussetzung fiir die Zuriickweisung, dass
der Wihler keinen Wahlschein besitzt, wurde von der Wahlvorsteherin nicht hinreichend gepriift. Laut der Stel-
lungnahme der Kreiswahlleitung ging die Wahlvorsteherin vielmehr davon aus, dass der Einspruchsfiihrer auch
an der Landratswahl habe teilnehmen wollen, was in diesem Wahllokal — anders als im Falle der Europawahl —
nicht moglich gewesen sei. Diese Annahme war jedoch, soweit ersichtlich, nicht Gegenstand des Austauschs mit
dem Einspruchsfiihrer. Der Zuriickweisungsgrund des § 49 Absatz 6 Satz 1 Nummer 1 EuWO ist nach der Auf-
fassung des Wabhlpriifungsausschusses nicht bereits deshalb einschlédgig, weil der Einspruchsfiihrer nicht unmit-
telbar nach Betreten des Wahlraums auf eigene Initiative den Wahlschein vorgelegt hat. Der Wortlaut des § 49
Absatz 6 Satz 1 Nummer 1 EuWO kniipft insofern an den fehlenden Besitz eines Wahlscheins und nicht etwa an
eine nicht erfolgte unaufgeforderte Vorlage des Wahlscheins an. Die Wahlvorsteherin hatte vorliegend hinrei-
chende Anhaltspunkte dafiir, dass der Einspruchsfiihrer im Besitz eines Wahlscheins war, nachdem dieser darauf
hingewiesen hatte, dass er eine schriftliche Bestitigung der Stadt habe, dass er auch in diesem Wahllokal wéhlen
konne. Vom Wihler ist insofern nicht zu erwarten, dass er die korrekte Bezeichnung ,,Wahlschein“ verwendet.
Der Wahlvorsteherin hétten jedoch die Regelungen in § 6 Absatz 5 Buchstabe a EuWG und § 52 EuWO bekannt
sein miissen. Insofern hétte sie auch erkennen konnen, dass der Einspruchsfiihrer einen Wahlschein beschreibt,
anstatt den Einspruchsfiihrer, ohne sich das beschriebene Dokument vorlegen zu lassen, lediglich aufgrund der
fehlenden Eintragung im Wéhlerverzeichnis zuriickzuweisen. Entgegen den Stellungnahmen der Kreiswahllei-
tung und des Landeswabhlleiters ist auch vom Einspruchsfiihrer nicht zu erwarten gewesen, nach der Aussage ,,Sie
konnen hier auf keinen Fall wihlen!* mit der Wahlvorsteherin in eine Diskussion einzutreten.

Weitere Zuriickweisungsgriinde sind ebenfalls nicht einschligig. Insbesondere liegen die Voraussetzungen des
vom Landeswahlleiter angefiihrten Zuriickweisungsgrundes in § 49 Absatz 6 Satz 1 Nummer 2 EuWO nicht vor,
da der Einspruchsfiihrer im Wahlbezirk 07 nicht im Wéhlerverzeichnis eingetragen war.

Durch die unrechtmifige Zuriickweisung wurde der Einspruchsfiihrer in seinem Wahlrecht verletzt. Dies hat der
Deutsche Bundestag gemdl § 1 Absatz 2 Satz 2 des Wahlpriifungsgesetzes festzustellen.

2. Die nicht erfolgte Dokumentation der Zuriickweisung des Einspruchsfiihrers stellt ebenfalls einen Wahlfeh-
ler dar. Geméal § 65 Absatz 1 Satz 1 EuWO ist iiber die Wahlhandlung sowie die Ermittlung und Feststellung des
Wabhlergebnisses eine Niederschrift nach dem Muster der Anlage 25 zur EuWO zu fertigen. Die WahlIniederschrift
dient der Dokumentation und Nachvollziehbarkeit des Ablaufs der Wahl, weshalb darin besondere Vorfille wih-
rend des Wahlablaufs zu vermerken sind (vgl. Engelbrecht/Bdtge, Europawahlrecht, § 65 EuWO, Randnum-
mer 1). Das Muster in Anlage 25 nennt unter Ziffer 2.9 als Beispiel fiir besondere Vorfille wiahrend der Wahl-
handlung unter anderem ausdriicklich die Zuriickweisung von Wéhlern in den Fillen des § 49 Absatz 6 EuWO.
Die aus Sicht der Wahlvorsteherin gemal § 49 Absatz 6 Satz 1 Nummer 1 EuWO erfolgte Zuriickweisung des
Einspruchsfiihrers hitte dementsprechend in der Wahlniederschrift dokumentiert werden miissen.

3. Die Giiltigkeit der Wahl der Abgeordneten des Europdischen Parlaments aus der Bundesrepublik Deutsch-
land ist durch diese Verstofe gegen Wahlrechtsvorschriften jedoch nicht in Frage gestellt. Die erforderliche Man-
datsrelevanz der Wahlfehler ist nicht erkennbar. Nach stdndiger Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts,
der sich der Wahlpriifungsausschuss und der Deutsche Bundestag stets angeschlossen haben (vgl. zuletzt Bun-
destagsdrucksachen 19/16350, Anlage 1; 20/7200, Anlagen 8, 17, 22, 24 u. a.; BVerfGE 89, 243 [254 {f.]), kon-
nen nur solche Wahlfehler einen Wahleinspruch erfolgreich begriinden, die auf die Sitzverteilung von Einfluss
sind oder sein kdnnen. Gemessen daran kann im vorliegenden Fall, bei dem es um die Stimmabgabe eines einzel-
nen Wahlberechtigten geht, die Mandatsrelevanz ausgeschlossen werden.
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Anlage 21

Beschlussempfehlung

Zum Wahleinspruch mit dem Az.

— EuWP 49/24 —

hat der Wahlpriifungsausschuss in seiner Sitzung vom 10. Juli 2025 beschlossen,
dem Deutschen Bundestag folgenden Beschluss zu empfehlen:

Der Wahleinspruch wird zuriickgewiesen.

Tatbestand

Mit Schreiben vom 29. Juli 2024, das am 31. Juli 2024 beim Deutschen Bundestag eingegangen ist, hat der Ein-
spruchsfiithrer Einspruch gegen die Giiltigkeit der Wahl der Abgeordneten des Européischen Parlaments aus der
Bundesrepublik Deutschland am 9. Juni 2024 eingelegt.

1. Vortrag des Einspruchsfiihrers

Zur Begriindung trigt der Einspruchsfiihrer vor, dass er als Wahlbeobachter bei der Stimmenauszidhlung der
Wahlbriefe des Amtes Hohe Elbgeest einen VerstoB gegen § 52 der Bundeswahlordnung (BWO) festgestellt habe.
Im Auszéhlungsraum sei der Bereich filir die Wahlbeobachtung durch eine dafiir aufgestellte Stuhlreihe abgegrenzt
worden. Thm sei erklart worden, dass er auf einem der Stiithle Platz zu nehmen habe, sonst wiirde er des Wahlrau-
mes verwiesen. Der Abstand der fiir Wahlbeobachter vorgesehenen Plitze zum Wahltisch sei jedoch so grof3
gewesen, dass der Einspruchsfiihrer den Auszdhlvorgang nicht angemessen habe beobachten kénnen. Lediglich
habe er von dort nachvollziehen konnen, dass die Auswertung im Wesentlichen systematisch und sorgfiltig ab-
gelaufen sei; nicht einsehbar sei ihm gewesen, ob die angekreuzten Stimmen den Auswertungsvermerken ent-
sprochen hitten. Der Einspruchsfiihrer ist der Ansicht, dass damit gegen den Offentlichkeitsgrundsatz verstoBen
worden sei und auch mit einer Wiederholung bei kommenden Wahlen zu rechnen sei. Dies liele sich schon daraus
herleiten, dass der Amtsdirektor des Amtes Hohe Elbgeest voriibergehend im Wahlraum gewesen sei und auch
auf schriftliche Nachfrage des Einspruchsfiihrers hin keinen Anlass gesehen habe, ein rechtlich relevantes Fehl-
verhalten des Wahlvorstandes festzustellen.

Weiter fiihrt der Einspruchsfiihrer aus, dass er beim Zutritt zum Auszdhlungsraum nach seinem Namen gefragt
worden sei.

Zudem hitten Hinweisschilder im Auszéhlungsraum auf ein Film- und Fotoverbot hingewiesen. Die Anfertigung
eines Ubersichtsfotos sei dem Einspruchsfiihrer nicht erlaubt worden. Gleichwohl sind dem Einspruchsschreiben
zwei Fotos aus dem Auszahlungsraum beigefiigt.

2. Stellungnahme des Landeswabhlleiters

Der Landeswabhlleiter des Landes Schleswig-Holstein hat zu den Vorwiirfen des Einspruchsfiihrers mit einem
Schreiben, das am 30. August 2024 beim Deutschen Bundestag eingegangen ist, Stellung genommen. Die Offent-
lichkeit der Stimmenauszdhlung sei zu keinem Zeitpunkt verletzt worden. Samtliche Stadien der Auszéhlung
durch den Wahlvorstand hétten durch den Einspruchsfiihrer beobachtet werden konnen. Dariiber hinaus gebe es
keinen Anspruch fiir Wahlbeobachter auf Sichtbarkeit jeder Einzelheit.

Zudem miisse gewihrleistet werden, dass sich wihrend der Stimmenauszihlung Personen, die nicht zum Wabhl-
vorstand gehoren, weder in unmittelbarer Nahe zu den Stimmzetteln noch zwischen den Mitgliedern des Wahl-
vorstands aufhalten wiirden. Dies gelte umso mehr, weil konkrete Anhaltspunkte fiir ein storendes Verhalten des
Einspruchsfiihrers bestanden hitten. Dieser habe nach Auskunft des Gemeindebiiros Fotos aufgenommen, obwohl
die Hinweisschilder auf dessen Unzuldssigkeit hingewiesen hétten.

3. GegenduBerung des Einspruchsfiihrers

Der Einspruchsfiihrer schlie3t aus der Stellungnahme des Landeswahlleiters, dass dieser der Auffassung sei, dass
die Tatigkeit ,,der Wahlausschiisse* bZV\./.. des Wahlvorstandes die Offentlichkeit ersetzen wiirden. Der Ein-
spruchsfiihrer erldutert insofern, dass die Offentlichkeit nicht durch den Wahlvorstand ersetzt werden konne.
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Auch sei von ihm als Wahlbeobachter zu keinem Zeitpunkt eine Storung des ordnungsgemifien Ablaufs verur-
sacht oder auch nur zu erwarten gewesen; insbesondere habe er die Stuhlreihe nicht tibertreten. Die Fotos habe er
lediglich zur Beweissicherungszwecken angefertigt. Solche seien in Wahlbiiros allgemein iiblich und auch gedul-
det. Fiir ein Verbot sei die rechtliche Grundlage fraglich.

Wegen der Einzelheiten wird auf den Inhalt der Akte Bezug genommen.

Entscheidungsgriinde

Der nach § 26 Absatz 2 des Europawahlgesetzes (EuWGQG) in Verbindung mit § 2 Absatz 3 und 4 des Wahlprii-
fungsgesetzes (WahlPrifG) form- und fristgerecht eingelegte Einspruch ist unbegriindet. Dem Vortrag des Ein-
spruchsfiihrers ldsst sich kein Versto3 gegen Wahlrechtsvorschriften und damit kein Wahlfehler entnehmen.

1. Inder rdumlichen Abtrennung eines Bereiches fiir die Wahlbeobachtung durch eine eigens dafiir aufgestellte
Stuhlreihe ist kein Wahlfehler zu erkennen.

a) Zum einen liegt darin kein VerstoB3 gegen § 45 der Europawahlordnung (EuWO). Die Vorschrift ist im Wort-
laut identisch mit dem vom Einspruchsfiihrer geriigten, jedoch lediglich auf Wahlen zum Deutschen Bundestag
anwendbaren § 52 BWO. Nach beiden Vorschriften muss der Tisch, an dem der Wahlvorstand Platz nimmt und
auf den die Wahlurne gestellt wird, von allen Seiten zugénglich sein. Sinn und Zweck der Vorschrift ist es, dass
eine Kontrolle des Vorgangs der Stimmabgabe und eine dadurch gewéhrleistete Sicherung gegen Manipulationen
moglich ist (vgl. Bieber/Haag, Europawahlordnung, 2. Auflage 2016, § 45 Randnummer 1). Schon aus der Sys-
tematik der Europawahlordnung und der direkten Nihe zu Vorschriften iiber die Wahlkabinen, die Wahlurnen
und die Er6ffnung der Wahlhandlung ergibt sich aulerdem, dass sich die Regelung in § 45 EuWO vor allem auf
die Wahlhandlung, insbesondere die Stimmabgabe bei der Urnenwahl, bezieht. Vor diesem Hintergrund wird die
Vorschrift durch eine mit einigem Abstand vor dem Wabhltisch aufgestellte Stuhlreihe, die den Zugang fiir Wahl-
beobachter wihrend der Stimmenauszdhlung begrenzt, nicht verletzt.

b) Auch ein Versto3 gegen § 47 EuWO, wonach wihrend der Wahlhandlung sowie der Ermittlung und Fest-
stellung des Wahlergebnisses grundsétzlich jedermann Zutritt zum Wahlraum hat, kann nicht festgestellt werden.
Das aus dem Demokratieprinzip hergeleitete Gebot der Offentlichkeit der Wahl ist primérrechtlich in Artikel 14
Absatz 3 des Vertrages iiber die Europdische Union (EUV) und einfachgesetzlich in § 1 Satz 2 EuWG verankert
(vgl. Engelbrecht/Biitge, Europawahlrecht, § 47 EuWO Randnummer 1). In der Sache soll der Offentlichkeits-
grundsatz gewahrleisten, dass jedermann das Recht zur Wahlbeobachtung hat, soweit die Ausiibung das Wahlge-
schift nicht unzumutbar beeintrichtigt. Die Offentlichkeit der Wahl ist dabei eine elementare Grundvorausset-
zung der demokratischen Willensbildung, weil sie die OrdnungsgemaBheit und Nachvollziehbarkeit der Wahl-
vorginge sichert und eine wesentliche Voraussetzung filir begriindetes Vertrauen der Biirger in den korrekten
Ablauf der Wahl schafft (vgl. BVerfGE 123, 39 [68 f.]). Im Gegensatz zu § 45 EuWO bezieht sich § 47 EuWO
seinem Wortlaut nach ausdriicklich auch auf die Ermittlung und Feststellung des Wahlergebnisses.

Vorliegend kann nicht festgestellt werden, dass der durch die Stuhlreihe geschaffene Abstand zwischen dem fiir
die Wahlbeobachtung vorgesehenen Bereich und dem Tisch, an dem die Stimmen ausgezahlt wurden, so grof3
war, dass die Mdoglichkeit des Einspruchsfiihrers zur Wahlbeobachtung in einer unzulédssigen Art und Weise be-
eintriichtigt worden ist. Der Offentlichkeitsgrundsatz nach § 47 EuWO garantiert nimlich gerade keine bestimmte
rdumliche Ndhe — im Sinne einer gewissen Meterzahl — zu dem Tisch, an dem die Stimmen ausgezdhlt werden.
Dementsprechend resultiert daraus auch kein Recht auf eine ununterbrochen freie Sicht des Wahlbeobachters
dergestalt, dass die einzelnen Kreuze auf den jeweiligen Stimmzetteln sowie die ihnen korrespondierende Vor-
nahme der Vermerke in der Wahlniederschrift nachvollzogen werden konnen (vgl. Bundestagsdrucksache
20/7200, Anlage 23). Die sachliche Reichweite des Offentlichkeitsgrundsatzes findet ihre Grenze vielmehr in den
Anforderungen der ordnungsgemifBen Abwicklung des Wahlgeschéftes. Unter Beriicksichtigung der konkreten
Umsténde des Einzelfalls muss deshalb die Nachvollziehbarkeit der Wahl durch eine jederzeitige Mdglichkeit zur
offentlichen Kontrolle mit der funktionalen Notwendigkeit eines moglichst ungestorten Ablaufs der einzelnen
Vorginge des Wahlvorgangs sowie der Ermittlung und Feststellung des Ergebnisses in ein angemessenes Ver-
héltnis gebracht werden. GemaB § 48 EuWO sorgt der Wahlvorstand fiir Ruhe und Ordnung im Wahlraum. Diese
Ordnungsbefugnis hat er in verhiltnisméBiger Art und Weise auszuiiben (vgl. Engelbrecht/Bdtge, Europwahl-
recht, § 48 Randnummer 2). Eine ungehinderte rdumliche Anndherung von Wahlbeobachtern gegeniiber Mitglie-
dern des Wahlvorstandes kann hinderlich oder sogar stérend auf den Auszdhlungsvorgang auswirken. Der vorlie-
gend durch die Stuhlreihe geschaffene Abstand diente der Verhinderung solcher Stérungen. Wie der Einspruchs-
fithrer selbst vorgetragen hat, liel die rdumliche Situation es gleichzeitig zu, dass alle wesentlichen Vorgénge der
Stimmenauszidhlung vom Einspruchsfiihrer beobachtet werden konnten. Es ist auch nicht zu beanstanden, dass
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vorliegend gegen den Einspruchsfiihrer keine auf die Einhaltung des Abstands gerichtete Anordnung durch die
Mitglieder des Wahlvorstandes ergangen ist, sondern durch die aufgestellte Stuhlreihe tatséchliche Verhéltnisse
geschaffen worden sind, welche die Einhaltung eines solchen Abstands unabhingig vom Anlass einer konkreten
Storung garantieren sollten.

2. Weiterhin ist kein VerstoB gegen den Offentlichkeitsgrundsatz darin zu erkennen, dass der Name des Ein-
spruchsfiihrers beim Betreten des Wahlraumes abgefragt wurde. Zwar ist eine solche Abfrage in den wahlrecht-
lichen Vorschriften nicht vorgesehen. Eine vorherige Registrierung oder Anmeldung ist nicht erforderlich, um
eine Wahlbeobachtung vornehmen zu diirfen (vgl. Thum, in: Schreiber, BWahlG, 12. Auflage 2025, § 10 Rand-
nummer 2). Allerdings hat der Einspruchsfiihrer keinerlei Umstdnde vorgetragen, wonach der Wahlvorstand eine
im Wahlpriifungsverfahren zu beachtende Folge an die Beantwortung oder Nichtbeantwortung der Frage gekniipft
hitte. So sind nach dem Vortrag des Einspruchsfiihrers keine Anhaltspunkte dafiir ersichtlich, dass dem Ein-
spruchsfiihrer infolge seiner Antwort oder einer Verweigerung der Antwort der Zutritt verwehrt oder nur unter
bestimmten Bedingungen gewdhrt worden wére. Wahlbeanstandungen, die iiber nicht belegte Vermutungen oder
die bloBe Andeutung der Méglichkeit von Wahlfehlern nicht hinausgehen und keinen konkreten, der Uberpriifung
zuganglichen Tatsachenvortrag enthalten, werden als unsubstantiiert zuriickgewiesen (vgl. zuletzt nur Bundes-
tagsdrucksache 20/14300, Anlagen 3 und 6; siche auch BVerfGE 85, 148 [160]; Austermann, in: Schreiber,
BWahlG, 12. Auflage 2025, § 49 Randnummer 26).

3. Zuletzt ist auch kein Wahlfehler darin zu erkennen, dass einerseits durch mehrere Schilder im Wahlraum
darauf hingewiesen wurde, dass Foto- und Filmaufnahmen grundsétzlich nicht gestattet sind und andererseits dem
Einspruchsfiihrer auch auf Nachfrage hin keine Erlaubnis zur Anfertigung solcher Foto- und Filmaufnahmen ge-
geben wurde. Aus dem Grundsatz der Offentlichkeit der Wahl nach § 47 EuWO resultiert kein Anspruch fiir
Wabhlbeobachter, eigene Foto- oder Videoaufnahmen im Wahlraum anfertigen zu diirfen. Hierzu bedarf es viel-
mehr einer besonderen Genehmigung durch den Wahlvorstand, und im Zweifelsfall auch der Zustimmung der
anwesenden Personen (vgl. Béth, in: Schreiber, BWahlG, 12. Auflage 2025, § 31 Randnummer 3; Engel-
brecht/Bdtge, Europawahlrecht, § 48 EuWO Randnummer 2).
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Anlage 22

Beschlussempfehlung

Zum Wahleinspruch mit dem Az.

— EuWP 51/24 -

hat der Wahlpriifungsausschuss in seiner Sitzung vom 10. Juli 2025 beschlossen,
dem Deutschen Bundestag folgenden Beschluss zu empfehlen:

Der Wahleinspruch wird zuriickgewiesen.

Tatbestand

Mit Schreiben vom 3. August 2024, das per Telefax beim Deutschen Bundestag eingegangen ist, hat der Ein-
spruchsfithrer Wahleinspruch gegen die Europawahl am 9. Juni 2024 eingelegt.

1. Vortrag des Einspruchsfiihrers

Der Einspruchsfiihrer riigt, dass er nach Zuzug aus dem Ausland von der Teilnahme an der Europawahl ausge-
schlossen worden sei. Der im Einzelnen nur schwer nachvollziehbare Vortrag bezieht sich auf eine einwohner-
melderechtliche Anmeldung ,,im 14-tdgigen Thema fiir den 21.04.2024 am 02.05.2024.“ Eine ,,0rtliche Frist“ fiir
die Einsichtnahme in das Wahlerverzeichnis, ,,angeblich 28.04.2024%, sei aus Sicht des Einspruchsfiihrers auto-
matisch zu beachten gewesen. Trotzdem sei der Einspruchsfiihrer am Wahltag im Wahllokal abgewiesen worden.
Noch am Wabhltag habe er sich diesbeziiglich an die Gemeinde Hiinxe gewandt. Der Einspruchsfiihrer trigt vor,
dass im Rahmen der einwohnermelderechtlichen Anmeldung eine ,,Vertauschung mit anderem Biirger im Biir-
gerbiiro auf die Aussage von Aushéndigung eines entsprechenden Hinweisblattes zur Europawahl 2024 erfolgt
sei ,,und ansonsten die Mitarbeiterinnen das Hinweisblatt ,Hinweispflichten zum Meldeschein® mit dem zuvor
genannten Hinweisblatt bei Aussagen innerhalb der Gemeindeverwaltung Hiinxe vertauscht hitten.

Dariiber hinaus teilt der Einspruchsfiihrer mit, ,,fristgerecht verspétet* die Bundestagswahl 2021, von der er eben-
falls ausgeschlossen worden sei, anzufechten und Einspruch gegen die Wahl des Bundeskanzlers einzulegen.
Weiterhin werde einer Dateniibermittlung ,,im Personlichkeitsrecht des Schreibenden an die Vereinigten Staaten
von Amerika“ seit 2011 widersprochen. Dariiber hinaus enthilt das Einspruchsschreiben kaum nachvollziehbare
Ausfiihrungen, unter anderem zur Stationierung von Waffen aus den USA im Gebiet der Bundesrepublik Deutsch-
land ab 2026 sowie zum Einigungsvertrag zwischen der Bundesrepublik Deutschland und der Deutschen Demo-
kratischen Republik, insbesondere zur Abwicklung der Forderungen und Verbindlichkeiten gegeniiber dem Aus-
land und der Bundesrepublik Deutschland.

2. Stellungnahme der Landeswahlleiterin

Mit Schreiben vom 2. September 2024 hat die Landeswahlleiterin des Landes Nordrhein-Westfalen zum Ein-
spruch Stellung genommen. Sie bezieht sich auf eine hierzu eingeholte Stellungnahme des Kreiswahlleiters des
Kreises Wesel. Danach werde der Vortrag des Einspruchsfiihrers so eingeordnet, dass dieser offenbar bestreite,
bei seiner Anmeldung in der Gemeinde Hiinxe am 2. Mai 2024 das Merkblatt der Gemeinde zu Umziigen im
Vorfeld von Wahlen erhalten zu haben und iiber die Moglichkeit, sich auf Antrag bis zum 19. Mai 2024 in das
Waihlerverzeichnis eintragen zu lassen, informiert worden zu sein. Weiterhin scheine der Einspruchsfiihrer zu
bezweifeln, dass es sich bei dem Stichtag am 28. April 2024, dem 42. Tag vor der Wahl, um eine in § 15 der
Europawahlordnung (EuWO) verankerte Frist handle, welche die Eintragung aller Wahlberechtigten in das Wéh-
lerverzeichnis von Amts wegen regle. Ahnliche Beschwerden habe der Einspruchsfiihrer bereits mit Schreiben
vom 9. Juni 2024 an die Bundeswahlleiterin sowie an die Gemeinde Hiinxe vorgebracht.

Nach Mitteilung der Gemeinde Hiinxe habe sich der Einspruchsfiihrer am 2. Mai 2024 (riickwirkend zum 21. Ap-
ril 2024) im Biirgerbiiro der Gemeinde Hiinxe angemeldet. Somit habe er nicht zu dem Personenkreis der Wahl-
berechtigten gehort, welcher zum Stichtag am 28. April 2024 von Amts wegen in das Wihlerverzeichnis aufge-
nommen worden sei. Zudem habe der Einspruchsfiihrer angegeben, aus Peru zugezogen zu sein. Sein letzter
Wohnsitz in Deutschland habe auf Sylt bestanden (Auszugsdatum: 4. Januar 2024). Demnach habe er in den letz-
ten drei Monaten vor der Wahl seinen gewohnlichen Aufenthalt nicht in der Europdischen Union gehabt. Als
Riickkehrer aus dem Ausland habe der Einspruchsfiihrer zwischen dem 29. April und dem 19. Mai 2024 gemil3
§ 6 Absatz 2 des Europawahlgesetzes (EuWG) i. V. m. § 17 Absatz 6 EuWO einen Antrag auf Aufnahme in das
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Waihlerverzeichnis nach Anlage 1 zur EuWO stellen konnen. Hieriiber sei der Einspruchsfiihrer bei seiner An-
meldung im Biirgerbiiro informiert worden. Auch sei ihm das entsprechende Merkblatt der Gemeinde Hiinxe
(vorgelegt als Anlage zur Stellungnahme der Landeswahlleiterin) ausgehéndigt worden. Von diesem Antragsrecht
habe der Einspruchsfiihrer jedoch keinen Gebrauch gemacht. Dariiber hinaus habe die Gemeinde Hiinxe im Rah-
men einer 6ffentlichen Bekanntmachung am 15. Mai 2024 darauf hingewiesen, dass das Wéhlerverzeichnis wih-
rend der Einsichtsfrist vom 20. bis 24. Mai 2024 hinsichtlich der Daten zur eigenen Person zur Einsichtnahme
bereitgehalten werde. Auch von der Moglichkeit der Einsichtnahme in das Wahlerverzeichnis habe der Ein-
spruchsfiihrer keinen Gebrauch gemacht und auch keinen Einspruch gegen die Richtigkeit des Wéhlerverzeich-
nisses erhoben. SchlieBlich habe die Gemeinde Hiinxe gepriift, ob dem Einspruchsfiihrer ein selbststdndiger
Wabhlschein gemiB § 24 Absatz 2 EuWO hitte ausgestellt werden konnen. Hierfiir hitte der Wahlberechtigte
nachweisen miissen, dass er ohne sein Verschulden die Antrags- oder Einspruchsfrist versdumt habe, dass sein
Recht auf Teilnahme an der Wahl erst nach Ablauf der Antrags- oder Einspruchsfrist entstanden sei oder dass sein
Wabhlrecht im Einspruchsverfahren festgestellt worden und die Feststellung erst nach Abschluss des Wéhlerver-
zeichnisses zur Kenntnis der Gemeinde gelangt sei. Ein unverschuldetes Versdumen der Antrags- und Einspruchs-
frist habe die Gemeinde im Hinblick darauf, dass der Einspruchsfiihrer bei der Anmeldung im Biirgerbiiro auf die
mafgeblichen Fristen und die Moglichkeit der Antragstellung hingewiesen worden sei und dariiber hinaus das
entsprechende Merkblatt erhalten habe, nicht bejahen konnen. Auch die anderen Konstellationen des § 24 Ab-
satz 2 EuWO ldgen nicht vor.

Die Gemeinde Hiinxe habe in ihrer Stellungnahme zum Wahleinspruch vom 16. August 2024 nochmals bestétigt,
dass die Mitarbeiter/innen des Biirgerbiiros den Einspruchsfiihrer bei seiner Anmeldung entsprechend beraten und
ihm das Merkblatt {iberreicht hétten. Es handle sich dabei nach der Einschéitzung des Kreiswahlleiters um ein
bewihrtes und eingeiibtes Verfahren, das in den Biirgerbiiros der kreisangehdrigen Stddte und Gemeinden regel-
méBig im Vorfeld von Wahlen praktiziert werde. Es gebe aus seiner Sicht daher keinen Grund, an den Angaben
der Bediensteten der Gemeinde Hiinxe zu zweifeln. Im Ergebnis habe der Einspruchsfiithrer nach der Auffassung
des Kreiswahlleiters und auch der Landeswahlleiterin nicht zur Europawahl am 9. Juni 2024 zugelassen werden
konnen und sei daher zu Recht am Wahltag im Wahlraum abgewiesen worden.

3. Erwiderung des Einspruchsfiihrers

Der Einspruchsfiihrer hat dazu mit Schreiben vom 4. Oktober 2024 im Wesentlichen wie folgt Stellung genom-
men: Das Informationsblatt sei ihm ,,definitiv** nicht ausgehdndigt worden. Anscheinend habe ,,das Personal sich
vertan und vertauscht.“ Ansonsten hétte er entweder nochmals nachgefragt oder bis zum 17. Mai 2024 einen
Antrag auf Aufnahme in das Wahlerverzeichnis gestellt. Er wendet sich aullerdem dagegen, dass er selbststéindig
das Wihlerverzeichnis hitte priifen miissen und dass insofern — mangels Aushéndigung des Informationsblatts —
auf die 6ffentliche Bekanntmachung abgestellt werde. Aus der Servicefunktion der Gemeindeverwaltung folge
die Notwendigkeit einer automatischen Priifung in Fillen der riickwirkenden einwohnermelderechtlichen Anmel-
dung. Seiner Auffassung nach hétte ihm auf miindlichen Antrag vor 15 Uhr im Wahllokal ein unabhingiger Wahl-
schein ausgestellt werden miissen.

Wegen der Einzelheiten des Vortrags wird auf den Inhalt der Akte Bezug genommen.

Entscheidungsgriinde

Der Einspruch ist nur teilweise zuldssig. Soweit er zuldssig ist, ist er unbegriindet.
L

Der Einspruch ist zuldssig, soweit er den geriigten Ausschluss des Einspruchsfiihrers von der Teilnahme an der Euro-
pawahl 2024 betrifft. Im Ubrigen ist der Einspruch unzulissig. Ein Einspruch ist gemdB § 26 EuWG i. V. m. § 1
Absatz 1 des Wahlpriifungsgesetzes (WahlPriifG) statthaft, soweit er die Giiltigkeit der Wahl und die Verletzung von
Rechten bei der Vorbereitung oder Durchfiihrung der Wahl der Abgeordneten des Européischen Parlaments aus der
Bundesrepublik Deutschland zum Gegenstand hat. Der Vortrag des Einspruchsfiihrers zur Bundestagswahl 2021, von
der er ebenfalls ausgeschlossen worden sei, zur Wahl des Bundeskanzlers, zu einer Dateniibermittlung an die Verei-
nigten Staaten von Amerika seit 2011, zur Stationierung von Waffen aus den USA im Gebiet der Bundesrepublik
Deutschland ab 2026 sowie zum Einigungsvertrag zwischen der Bundesrepublik Deutschland und der Deutschen
Demokratischen Republik weist keinerlei Bezug zur Europawahl am 9. Juni 2024 auf. Ein Einspruch gegen die Bun-
destagswahl 2021 ist iiberdies gemal § 2 Absatz 4 Satz 1 WahlPrifG verfristet. Danach miissen Wahleinspriiche bin-
nen einer Frist von zwei Monaten nach dem Wahltag beim Deutschen Bundestag eingehen. Bei der Wahl zum 20.
Deutschen Bundestag am 26. September 2021 lief diese Frist am 26. November 2021 ab. Der vorliegende Einspruch
ist jedoch erst am 3. August 2024 beim Deutschen Bundestag eingegangen.
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II.

Im Ubrigen ist der Einspruch unbegriindet. Dem Vortrag des Einspruchsfiihrers lisst sich kein mandatsrelevanter
VerstoB gegen Wahlrechtsvorschriften und damit kein Wahlfehler entnehmen.

1. Es begriindet keinen Wahlfehler, dass der Einspruchsfiihrer am Wahltag im Wahllokal zuriickgewiesen
wurde. Nach § 6 und § 4 EuWG i. V. m. § 14 Absatz 1 des Bundeswahlgesetzes (BWG) darf wéhlen, wer Deut-
scher ist und in ein Wihlerverzeichnis eingetragen ist oder einen Wahlschein hat. Gemal3 § 49 Absatz 6 Satz 1
Nummer 1 EuWO hat der Wahlvorstand im Wahlraum einen Wahler zuriickzuweisen, der nicht in das Wéhler-
verzeichnis eingetragen ist und keinen Wahlschein besitzt. Der Einspruchsfiihrer war nach insoweit iibereinstim-
mendem Vortrag nicht in das Wiahlerverzeichnis eingetragen und auch nicht im Besitz eines Wahlscheins.

2. Ein Wahlfehler liegt auch nicht darin, dass der Einspruchsfiihrer nicht in das Wihlerverzeichnis der Ge-
meinde Hiinxe eingetragen wurde. Geméal § 15 Absatz 1 EuWO sind vom Amts wegen alle Wahlberechtigten in
das Wahlerverzeichnis einzutragen, die am 42. Tag vor der Wahl bei der Meldebehérde gemeldet sind. Der
42. Tag vor der Wahl der Abgeordneten des Européischen Parlaments aus der Bundesrepublik Deutschland am
9. Juni 2024 war der 28. April 2024. An diesem Tag war der Einspruchsfiihrer nicht bei der Gemeinde Hiinxe
gemeldet. Er hat sich erst am 2. Mai 2024 riickwirkend zum 21. April 2024 bei der Gemeinde angemeldet. Da es
fiir die Eintragung in das Wéhlerverzeichnis auf einen konkreten Stichtag ankommt, werden spétere, auch riick-
wirkende Anmeldungen nicht mehr bei der von Amts wegen vorzunehmenden Eintragung in das Wiahlerverzeich-
nis beriicksichtigt (vgl. Bundestagsdrucksache 19/13950, Anlage 4). Zutreffend hat der Kreiswahlleiter in seiner
Stellungnahme auf die Regelung in § 17 Absatz 6 Satz 1 EuWO hingewiesen. Danach wird ein gemaB § 6 Ab-
satz2 EuWG i. V. m. § 12 Absatz 2 Satz 1 BWG Wahlberechtigter, der in das Wahlgebiet zuriickkehrt und sich
dort nach dem Stichtag nach § 15 Absatz 1 EuWO, aber vor Beginn der Einsichtsfrist fiir das Wahlerverzeichnis
fiir eine Wohnung anmeldet, nur auf Antrag nach Anlage 1 zur EuWO in das Wihlerverzeichnis der Gemeinde
des Zuzugsortes eingetragen. Einen solchen Antrag hat der Einspruchsfiihrer, der seinen gewdhnlichen Aufenthalt
in den letzten drei Monaten vor der Wahl nicht in der Europdischen Union hatte und dessen Wahlberechtigung
sich somit aus § 6 Absatz2 EuWG i. V. m. § 12 Absatz 2 Satz 1 BWG ergibt, nicht gestellt.

3. Auch ein Verstol gegen die insofern bestehende Belehrungspflicht kann nicht festgestellt werden. Gemél
§ 17 Absatz 6 Satz 2 EuWO ist der Wahlberechtigte, der nach § 17 Absatz 6 Satz 1 EuWO nur auf Antrag in das
Waihlerverzeichnis des Zuzugsortes einzutragen ist, dariiber bei der Anmeldung zu belehren. Nach der Stellung-
nahme des Kreiswahlleiters sei der Einspruchsfiihrer bei seiner Anmeldung im Biirgerbiiro der Gemeinde Hiinxe
entsprechend belehrt worden und ihm sei das mit der Stellungnahme vorgelegte Merkblatt ausgehidndigt worden.
Der Kreiswahlleiter beschreibt ein ,,bewdhrtes und eingeiibtes Verfahren®, das in den Biirgerbiiros der kreisange-
horigen Stidte und Gemeinde regelméBig im Vorfeld von Wahlen praktiziert werde. Der Einspruchsfiihrer be-
streitet dagegen, das Merkblatt ausgehéndigt bekommen zu haben. Sein Vortrag zur angeblichen Vertauschung
der Hinweisblétter ist dabei allerdings nicht nachvollziehbar. Der in der Stellungnahme des Kreiswahlleiters nach-
vollziehbar dargestellte, vom Einspruchsfiihrer jedoch bestrittene, Sachverhalt ldsst sich anhand des vorliegenden
Vortrags nicht abschlieBend aufkléren.

Damit ldsst sich ein Versto3 gegen § 17 Absatz 6 Satz 2 EuWO und eine daraus folgende Rechtsverletzung des
Einspruchsfiihrers nicht mit hinreichender Sicherheit feststellen. Zur Priifung der Feststellung, dass bei der Vor-
bereitung oder Durchfiihrung der Wahl Rechte einer einsprechenden Person verletzt wurden, fiihrt der Wahlprii-
fungsausschuss gemal § 26 Absatz 2 EuWG i. V. m. § 5 Absatz 3 Satz 2 WahlPriifG Ermittlungen, die {liber die
Einholung von Auskiinften hinausgehen, in der Regel nur dann durch, wenn eine Auswirkung der Rechtsverlet-
zung auf die Verteilung der Sitze der Abgeordneten im Européischen Parlament aus der Bundesrepublik Deutsch-
land nicht auszuschlieBen ist (vgl. dazu Winkelmann, Wahlprifungsgesetz, 1. Auflage 2012, § 5 WahlPrifG,
Randnummer 3). Da es vorliegend nur um die Moglichkeit der Wahlteilnahme eines einzelnen Wahlberechtigten
geht, kann eine Mandatsrelevanz ausgeschlossen werden.

4.  Auch darin, dass dem Einspruchsfiihrer am Wahltag kein sogenannter selbststindiger Wahlschein geméf
§ 24 Absatz 2 EuWO ausgestellt wurde, ist kein Wahlfehler zu erkennen. GeméaB § 24 Absatz 2 Nummer 1 EuWO
erhélt ein Wahlberechtigter, der nicht in das Wihlerverzeichnis eingetragen ist, auf Antrag einen Wahlschein,
wenn er nachweist, dass er ohne sein Verschulden die Antragsfrist zur Eintragung in das Wahlerverzeichnis (§ 17
Absatz 1 EuWO oder § 17a Absatz 2 EuWO) oder die Einspruchsfrist (nach § 21 Absatz 1 EuWO) fiir einen
Einspruch gegen das Wihlerverzeichnis wegen Unrichtigkeit oder Unvollstindigkeit versdumt hat. Ohne Ver-
schulden haben Wahlberechtigte die Einspruchsfrist etwa versdumt, wenn sie keine Einsicht in das Wihlerver-
zeichnis genommen haben und eine Wahlbenachrichtigung erhalten haben, obwohl sie nicht in das Wéhlerver-
zeichnis eingetragen sind. Wer aber keine — iiblicherweise zu erwartende — Wahlbenachrichtigung erhalten hat
und dennoch keine Einsicht in das Wahlerverzeichnis genommen hat, kann sich in der Regel nicht auf fehlendes
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Verschulden berufen (vgl. Engelbrecht/Bdtge, Europawahlrecht, § 24 EuWO, Randnummer 3). Ein Versto3 ge-
gen die mafBgeblichen Belehrungspflichten hinsichtlich der erforderlichen Eintragung in das Wéhlerverzeichnis
kann nicht festgestellt werden (s. 0.), so dass insofern auch nicht von einem unverschuldeten Versdaumen der An-
tragsfrist durch den Einspruchsfiihrer ausgegangen werden kann. Es ist auch nicht ersichtlich, dass der Ein-
spruchsfiihrer eine Wahlbenachrichtigung erhalten hétte und im Vertrauen darauf von der Mdglichkeit der Ein-
sichtnahme in das Wéhlerverzeichnis keinen Gebrauch gemacht hitte. Da die Wahlberechtigung des Einspruchs-
filhrers auch nicht erst nach Ablauf der Antrags- und Einspruchsfrist entstanden oder im Einspruchsverfahren
festgestellt worden ist, liegen auch die Voraussetzungen fiir die Erteilung eines selbststdndigen Wahlscheins ge-
maf § 24 Absatz 2 Nummer 2 und 3 EuWO nicht vor.
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Anlage 23

Beschlussempfehlung

Zum Wahleinspruch mit dem Az.

— EuWP 52/24 —

hat der Wahlpriifungsausschuss in seiner Sitzung vom 10. Juli 2025 beschlossen,
dem Deutschen Bundestag folgenden Beschluss zu empfehlen:

Der Wahleinspruch wird zuriickgewiesen.

Tatbestand

Mit Schreiben vom 1. August 2024, welches am 5. August 2024 beim Deutschen Bundestag eingegangen ist, hat
der Einspruchsfiihrer Einspruch gegen die Europawahl vom 9. Juni 2024 eingelegt und beantragt, die Streichung
seines Namens von der gemeinsamen Liste fiir alle Lander von Volt Deutschland aufzuheben und seinen Namen
der gemeinsamen Liste an Listenposition Nummer 5 wieder hinzuzufiigen.

1. Vortrag des Einspruchsfiihrers

a) Der Einspruchsfiihrer tragt folgenden Sachverhalt vor: Am 17. September 2023 habe die Aufstellungsver-
sammlung der Partei Volt Deutschland (im Folgenden: Volt) eine gemeinsame Liste fiir alle Lander fiir die Teil-
nahme an der Wahl zum 10. Européischen Parlament in der Bundesrepublik Deutschland gewéhlt und dabei den
Einspruchsfiihrer auf Listenplatz Nummer 5 gewahlt.

Am 7. Mérz 2024 habe Volt den Wahlvorschlag einschlieBlich der Zustimmungserklarungen und Wihlbarkeits-
bescheinigungen personlich bei der Bundeswahlleiterin eingereicht. Am Nachmittag des 8. Mérz 2024 — einem
Freitag — habe Volt ein Schreiben der Bundeswabhlleiterin erhalten (,,Erstes Méngelschreiben®), in dem diese da-
rauf hingewiesen habe, dass auf der Zustimmungserklarung des Einspruchsfiihrers die Unterschrift fehle. Da der
8. Mirz in Berlin ein gesetzlicher Feiertag sei, habe sich der Einspruchsfiihrer zu diesem Zeitpunkt nicht an sei-
nem Wohnort in Berlin befunden. Unverziiglich nach der Riickkehr nach Berlin am Sonntagabend, den 10. Mérz
2024, habe der Einspruchsfiihrer eine erneute Zustimmungserklarung (samt Unterschrift) ausgefertigt und im On-
lineshop der Deutschen Post AG die Briefmarke fiir ein Einschreiben mit Riickschein erworben. Am Montagmor-
gen gegen 8:45 Uhr habe er die Sendung mit der Zustimmungserkldrung auf dem Weg zur Arbeit in Berlin zur
Post aufgegeben. Die Postadresse der Bundeswabhlleiterin laute: Die Bundeswahlleiterin, Statistisches Bundesamt,
65180 Wiesbaden. Die Bundeswahlleiterin unterhalte ein Postfach in einem Postverteilzentrum. Dieses leere sie
in der Regel jedoch nicht selbst, sondern nutze den ,,HintWeg-Service* der Deutsche Post AG. Nach Darstellung
der Bundeswabhlleiterin finde am spiten Abend eine Postverteilung durch die Deutsche Post AG in die Postfacher
statt. Erfolge am frithen Morgen keine eigenstindige Abholung durch die Bundeswahlleiterin, wiirden die einge-
legten Sendungen durch den ,,HintWeg-Service* der Deutsche Post AG an die Dienststelle der Bundeswahllei-
terin gebracht und dort von dieser entgegengenommen. Dasselbe gelte fiir Sendungen, die nicht in das Postfach
eingelegt, sondern am Ausgabeschalter im Postverteilzentrum zur Abholung bereitgelegt wiirden; dazu wiirden
auch Einschreiben mit Riickschein gehdren.

Am Vormittag des 18. Mirz 2024 sei die Sendung des Einspruchsfiihrers am Ausgabeschalter im Postverteilzent-
rum zur Abholung durch die Bundeswabhlleiterin bereitgelegt worden. Hieriiber habe Volt durch die Sendungs-
verfolgung der Deutsche Post AG mit dem folgenden Eintrag Kenntnis erhalten: ,,Mo, 18.03.2024 Der Empfanger
besitzt ein Postfach. Die Sendung wurde am 18.03.2024 zur Abholung bereitgelegt.” Volt sei bis dahin nicht
bekannt gewesen, dass die Bundeswahlleiterin ein Postfach nutze. Aus der Adresse der Bundeswahlleiterin sei
dies auch nicht ersichtlich. Die Vertrauensperson von Volt habe daraufhin umgehend versucht, die Bundeswahl-
leiterin telefonisch hieriiber zu informieren. Sie habe nach einem erfolglosen Versuch gegen 13:25 Uhr telefo-
nisch den zustindigen Sachbearbeiter erreicht. Dieser habe sich die Sendungsnummer geben lassen und habe im
telefonischen Beisein der Vertrauensperson von Volt mithilfe der Sendungsnummer die Sendungsverfolgung kon-
sultiert, die insbesondere den vorgenannten Eintrag enthalten habe. Der zustindige Sachbearbeiter habe verspro-
chen, der Sendung nachzugehen und zugesagt, dass das Schreiben Beriicksichtigung finden wiirde, wenn es vor-
liege.
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Anlasslich der Frist des § 11 Absatz 1 des Europawahlgesetzes (EuWG) hitten am 18. Mérz 2024 um 18 Uhr
zwei Mitarbeitende der Bundeswahlleiterin das Postfach geleert. Die in unmittelbarer Ndhe am Ausgabeschalter
hinterlegte Sendung des Einspruchsfiihrers habe die Bundeswabhlleiterin hingegen nicht abgeholt. Stattdessen sei
diese am Morgen des 19. Mérz 2024 durch den ,,Hin+Weg-Service* der Deutsche Post AG zur Dienststelle der
Bundeswahlleiterin gebracht und dort {ibergeben worden. Am 19. Mérz 2024 habe Volt ein weiteres Schreiben
der Bundeswahlleiterin erhalten (,,Zweites Méngelschreiben®, welches auszugsweise wie folgt gelautet habe:
,Eine Anlage 15 (Zustimmungserklarung) von Bewerber Nr. 5 erreichte mich am heutigen Tag, den 19. Mirz
2024. Damit erfolgte der Eingang bei mir nach Ablauf der Einreichungsfrist am 83. Tag vor der Wahl, dem
18. Mérz 2024, 18:00 Uhr und damit verfristet. Die Zustimmungserkldrung des Bewerbers Nr. 5 kann im weiteren
Wabhlverfahren damit keine Beriicksichtigung finden.*

In der Sitzung des Bundeswahlausschusses am 29. Mirz 2024 habe die Vertrauensperson von Volt den vorste-
henden Sachverhalt und den nach Ansicht von Volt rechtzeitigen Zugang vorgetragen. Hilfsweise habe Volt die
Wiedereinsetzung in den vorigen Stand beantragt. Entgegen dem Vortrag der Partei habe der Bundeswahlaus-
schuss beschlossen, den Einspruchsfiihrer von der gemeinsamen Liste fiir alle Lander von Volt zu streichen. Der
Antrag auf Wiedereinsetzung in den vorigen Stand sei unbeachtet geblieben. Hiergegen habe Volt am 2. April
2024 Beschwerde eingereicht. Die Beschwerde habe der Bundeswahlausschuss in seiner Sitzung am 18. April
2024 zuriickgewiesen.

b) Der Einspruchsfiihrer sieht durch die Streichung seines Namens von der gemeinsamen Liste und die Zuriick-
weisung der Beschwerde durch den Bundeswahlausschuss sein passives Wahlrecht aus Artikel 39 der Charta der
Grundrechte der Europdischen Union (GRCh) verletzt.

Er ist der Ansicht, dass seine Zustimmungserkldrung der Bundeswahlleiterin fristgerecht zugegangen sei. Er fiihrt
unter Verweis auf § 130 Absatz 1 Satz 1 des Biirgerlichen Gesetzesbuches (BGB) aus, dass ein Einschreiben in
dem Zeitpunkt zugehe, in dem der Adressat das Einschreiben abholen und dies unter normalen Umstinden von
ihm erwartet werden konne. Die Sendung mit der Zustimmungserklarung sei ausweislich der Sendungsverfolgung
am Vormittag des 18. Mérz 2024 zur Abholung bereitgelegt worden. Ab diesem Zeitpunkt sei es der Bundeswahl-
leiterin moglich gewesen, sich in den Besitz der Sendung zu bringen. Aufgrund des Telefonats mit dem Sachbe-
arbeiter im Biiro der Bundeswahlleiterin habe Volt darauf vertrauen diirfen, dass die Bundeswabhlleiterin die Sen-
dung tatsdchlich entgegennehmen werde. Der Einspruchsfiihrer trigt vor, dass Volt eine Ersatzzustellung veran-
lasst hétte, wenn bei Volt der Verdacht aufgekommen wire, dass die Sendung durch die Bundeswahlleiterin wo-
moglich nicht abgeholt werde.

Weiter ist der Einspruchsfiihrer der Ansicht, dass die Zustimmungserklarung auch deshalb fristgerecht zugegan-
gen sei, da sich die Verzogerungen aus dem Organisations- und Verantwortungsbereich der Bundeswahlleiterin
ergeben hitten. Die Tatsache, dass die Bundeswahlleiterin den oben dargestellten ,,Hin+Weg-Service* der Deut-
sche Post AG nutze, anstatt ihr Postfach selbst zu leeren, habe vorliegend eine entscheidende Verzégerung im
Postlauf von einem zusétzlichen Tag verursacht. Wiirde die Bundeswahlleiterin kein Postfach unterhalten, so wére
nach Auffassung des Einspruchsfiihrers das Einschreiben mit Riickschein am Vormittag des 18. Mérz 2024 zur
Dienststelle der Bundeswahlleiterin gebracht und dort entgegengenommen worden. Diese Art und Weise der Or-
ganisation des Posteingangs durch die Bundeswahlleiterin sei Volt nicht bekannt gewesen und aus der Adresse
oder der Website der Bundeswahlleiterin auch nicht erkennbar.

Uberdies ist der Einspruchsfiihrer der Ansicht, dass gemiB § 32 Absatz 2 Satz 4 des Verwaltungsverfahrensge-
setzes (BVwVIG) die Wiedereinsetzung in den vorigen Stand habe gewidhrt werden miissen; mit dem Ergebnis,
dass das vermeintliche Fristversdumnis mit Zugang der Zustimmungserklarung spétestens am 19. Mérz 2024 ge-
heilt worden wire. Hochstvorsorglich habe die Partei Volt Deutschland am 28. Mérz 2024 einen ausdriicklichen
Antrag auf Wiedereinsetzung gemal § 32 Absatz 1 Satz 1 BVwV{G gestellt. Die Voraussetzung eines unver-
schuldeten Fristversdumnisses liege aufgrund eines Postversagens vor. Die Zustimmungserkldrung sei rechtzeitig
unterzeichnet und mit liber einer Woche Vorlauf in den Postlauf der Deutsche Post AG gegeben worden. Gemal3
Rechtsprechung des Bundesgerichtshofs diirfe ein Kunde der Post darauf vertrauen, dass im Bundesgebiet werk-
tags aufgegebene Postsendungen am folgenden Werktag ausgeliefert wiirden. Dies entspreche auch den Angaben
auf der Website der Deutsche Post AG. Volt habe somit darauf vertrauen konnen, dass die Sendung nach Aufgabe
zur Post am 11. Mirz 2024 am 12. Mirz 2024, jedenfalls deutlich vor Fristablauf, zugehen wiirde.

Der Ausschluss der Wiedereinsetzung in den vorigen Stand gemil § 4 EuWG i. V. m. § 54 Absatz 1 Satz 2 des
Bundeswahlgesetzes (BWG) sei — nach Ansicht des Einspruchsfiihrers — vorliegend nicht anwendbar, da er mit
Unionsrecht unvereinbar sei und somit aufgrund des Anwendungsvorrangs des Unionsrechts unangewendet blei-
ben miisse. Fiir die betroffenen Bewerber bedeute die Streichung ihres Namens aus einem Wahlvorschlag durch
den Bundeswahlausschuss gemédl3 § 14 Absatz 2 Satz 2 EuWG effektiv den Ausschluss von der Teilnahme an der
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Wahl. Hierin liege ein Eingriff in das passive Wahlrecht des betroffenen Bewerbers und der Partei aus Artikel 39
GRCh, der nur durch ein mindestens gleichwertiges Schutzinteresse gerechtfertigt werden koénne und den Ver-
hiltnismaBigkeitsgrundsatz wahren miisse. Dies sei vorliegend nicht der Fall. Der Ausschluss der Wiedereinset-
zung in den vorigen Stand gemal § 4 EuWG i. V. m. § 54 Absatz 1 Satz 2 BWG verfolge das Ziel, den ordnungs-
gemiBen Ablauf des Wahlverfahrens sicherzustellen. Dieses Ziel konne mit dem Ausschluss des Einspruchsfiih-
rers von der Wahl jedoch nicht erreicht werden, da eine Beriicksichtigung der Zustimmungserkldrung des Ein-
spruchsfiihrers, die jedenfalls am 19. Mérz 2024 —und damit zehn Tage vor der Sitzung des Bundeswahlausschus-
ses — vorgelegen habe, nicht den ordnungsgeméfBen Ablauf des Wahlverfahrens gefédhrdet habe. Fiir das Wahlver-
fahren seien dariiber hinaus sogar mildere Mittel als der Ausschluss der Wiedereinsetzung denkbar, um die ord-
nungsgemélBe Durchfithrung des Wahlverfahrens sicherzustellen, etwa eine auf die Anforderungen des Wahlver-
fahrens gekiirzte Wiedereinsetzungsfrist oder das Abstellen auf die rechtzeitige Absendung einer verfristet einge-
gangenen Unterlage.

c) Mit Blick auf die Rechtsfolge der von ihm angenommenen Verletzung des Rechts aus Artikel 39 GRCh
vertritt der Einspruchsfiihrer die Auffassung, dass die Wirkung der Entscheidung des Bundeswahlausschusses
tatsdchlich beseitigt und der Name des Einspruchsfiihrers dem zugelassenen Wahlvorschlag an Listenplatz Num-
mer 5 wieder hinzugefiigt werden miisse. Die bloBe Feststellung eines Rechtsverstoes geniige dagegen nicht den
Anforderungen des in Artikel 4 Absatz 3 des Vertrages iiber die Europdische Union (EUV) verankerten Grund-
satzes der praktischen Wirksamkeit des Unionsrechts.

2. Stellungnahme der Bundeswahlleiterin

Mit Schreiben vom 23. August 2024 hat die Bundeswabhlleiterin zum Vorbringen des Einspruchsfiihrers Stellung
genommen. Danach sei das Antragsbegehren bereits unzuléssig. Gegen die Entscheidung des Bundeswahlaus-
schusses vom 29. Mérz 2024, den Wahlvorschlag von Volt teilweise zurlickzuweisen, habe die Vertrauensperson
von Volt gemiB § 14 Absatz 4 Satz 1 EuWG Beschwerde eingelegt. Diese Beschwerde sei durch den Bundes-
wahlausschuss in der Sitzung am 18. April 2024 zuriickgewiesen worden. Eine Anderung der Bewerber oder
deren Reihenfolge sei ab diesem Zeitpunkt nicht mehr zuléssig.

Des Weiteren sei der Einspruch unbegriindet. GemiB § 11 Absatz 2 Nummer 1 EuWG seien der Bundeswahllei-
terin mit dem Wahlvorschlag die Zustimmungserkldrungen der in den Wahlvorschlag aufgenommenen Bewerber
und Ersatzbewerber vorzulegen; ansonsten handele es sich gemil3 § 13 Absatz 2 Satz 2 Nummer 4 EuWG nicht
um einen giiltigen Wahlvorschlag. Seien die Anforderungen nur hinsichtlich einzelner Bewerber nicht erfiillt, so
wiirden deren Namen gemél § 14 Absatz 2 Satz 2 EuWG aus dem Wahlvorschlag gestrichen.

a)  Zum Sachverhalt fiihrt die Bundeswahlleiterin wie folgt aus: Die Postsendung mit der vom Einspruchsfiihrer
unterzeichneten Zustimmungserkldarung (Anlage 15 EuWO) sei bei der Bundeswahlleiterin am Morgen des
19. Mérz 2024 und damit erst nach Ablauf der Einreichungsfrist am 83. Tag vor der Wahl, dem 18. Mérz 2024,
18 Uhr, erfolgt. Die Bundeswabhlleiterin bestreitet den Vortrag des Einspruchsfiihrers, wonach es ihr moglich ge-
wesen sei, die Sendung bereits vor Fristende in ihren Besitz zu bringen und sich die Verzogerung aus ihrem
Organisations- und Verantwortungsbereich ergeben habe.

Mit per E-Mail iibersandtem Schreiben vom 8. Mirz 2024 habe die Bundeswahlleiterin der Vertrauensperson des
Wahlvorschlags von Volt u. a. mitgeteilt, dass mit den am 7. Mérz 2024 eingereichten Unterlagen keine giiltige
Anlage 15 fiir den Einspruchsfiihrer, seinerzeit Bewerber Nummer 5, vorgelegt worden sei. Ungeachtet der Priif-
pflicht des Wahlleiters liege es in der Verantwortung des Wahlvorschlagstriagers, fiir die Vollstindigkeit der Un-
terlagen und die Ubereinstimmung des Wahlvorschlages mit den wahlrechtlichen Vorschriften Sorge zu tragen.
Es sei insoweit zwar von Volt vorgetragen worden, dass die unterschriebene Zustimmungserkldrung des Ein-
spruchsfiihrers ,,unverziiglich“ am Montagmorgen, den 11. Mérz 2024 um 8:45 Uhr per Einschreiben mit Riick-
schein zur Post aufgegeben worden sei. Die Bundeswahlleiterin weist darauf hin, dass eine Bearbeitung der Sen-
dung durch die Deutsche Post AG im Sendungsverlauf allerdings erstmals fiir Sonntag, den 17. Mérz 2024, somit
sechs Tage nach vermeintlicher Aufgabe zur Post, angezeigt werde. Es sei nicht vorgetragen worden, dass es in
diesem Zeitraum Nachforschungen von Seiten des Einspruchsfiihrers oder von Volt gegeben hitte, warum die
Versendung des Einschreibens derart viel Zeit in Anspruch genommen habe.

Am 18. Mirz 2024 habe sich die Sendung noch im internen Zustellprozess der Deutschen Post AG befunden und
die Bundeswahlleiterin habe keine Zugriffsmoglichkeit gehabt. Die Bundeswahlleiterin habe am 18. Mérz 2024
bis 18 Uhr keine (Abhol-)Benachrichtigung der Deutschen Post AG erhalten, dass eine Sendung in ihrem Postfach
oder anderweitig (beispielsweise am Schalter) hinterlegt worden sei. Wenn ein Einschreiben mit Riickschein an
eine Postfachadresse gesandt werde, werde ein Auslieferungsbeleg fiir die Abholung ins Postfach eingelegt. Die-



Deutscher Bundestag — 21. Wahlperiode -75- Drucksache 21/900

ser Beleg ermdgliche, dass das Einschreiben dann vom Empfanger oder einer beauftragten Person am Ausgabe-
schalter abgeholt werden konne. Zwei Beschiftigte des Statistischen Bundesamtes hitten am Tag des Ablaufs der
Einreichungsfrist um 18 Uhr das Postfach iiberpriift und durch Versicherung an Eides statt bestitigt, dass sich am
Montag, den 18. Mérz 2024, um 18 Uhr im Postfach des Statistischen Bundesamtes bzw. der Bundeswahlleiterin
(Statistisches Bundesamt, 65180 Wiesbaden) keine Postsendung und kein Abholschein befunden hitten. Die Aus-
kunft aus der Sendungsverfolgung ,,Die Sendung wurde am 18.03.2024 zur Abholung bereitgelegt.” beinhalte
keinen Zeitstempel und konne mithin nicht eine Hinterlegung im Postfach oder am Schalter der Filiale vor 18 Uhr
am 18. Mérz 2024 belegen. Auf der Sendungsverfolgung sei zudem vermerkt, dass sich der Brief als Einschreiben
mit Riickschein am 19. Mérz 2024 noch in der Zustellung und damit nicht in der Zugriffs- bzw. Zugangssphére
der Bundeswahlleiterin befunden habe. Sowohl auf der Sendungsverfolgung als auch auf dem Auslieferungsbeleg
sei festgehalten, dass die Sendung erst am 19. Mérz 2024 ausgeliefert worden sei.

Die Sendung des Einspruchsfiihrers (Einschreiben mit Riickschein) sei am Morgen des 19. Mérz 2024 durch die
Deutsche Post AG an das Statistische Bundesamt zugestellt und in Empfang genommen worden. Die Empfangs-
bestdtigung des Einschreibens sei am Morgen des 19. Mirz von einer Mitarbeiterin der Bundeswabhlleiterin un-
terzeichnet worden, was diese auch an Eides statt versichert habe.

Per E-Mail vom 17. April 2024 habe die Vertrauensperson des Wahlvorschlages von Volt zudem mitgeteilt, dass
er aufgrund einer Nachfrage zur Sendungsverfolgung eine neue Information der Deutschen Post AG erhalten
habe. Hierin sei bestitigt worden: ,,Wie wir feststellen konnten, ist uns bei unseren Ausfiihrungen ein Fehler
unterlaufen. Tatsdchlich ist das Einschreiben Riickschein A0020A534F0000000183 erst am 19.03.2024 an die
Dienststelle der Bundeswahlleiterin ausgeliefert worden.*

b) Die Bundeswahlleiterin fiihrt in rechtlicher Hinsicht aus, dass der Wahlvorschlag eine empfangsbediirftige
Willenserkldrung sei. Sie werde mit Zugang bei der Wahlleitung personlich, einem Stellvertreter oder einem emp-
fangsberechtigten Beauftragten der Dienststelle wirksam. Es miisse der Wahlleitung bzw. den von ihr beauftrag-
ten Personen mdglich sein, von den eingereichten Dokumenten tatséchlich Kenntnis zu nehmen. Hiermit werde
dem Erfordernis Rechnung getragen, dass die zustéindige Wahlleitung, im vorliegenden Fall die Bundeswahllei-
terin, zum Ende der Einreichungsfrist in der Lage sein miisse, festzustellen, welche Unterlagen frist- und formge-
recht eingegangen seien. Nur durch die tatsdchliche Mdoglichkeit, von den Unterlagen in ,,physischer Form
Kenntnis zu nehmen und Form und Inhalt priifen zu konnen, kdnne eine zeitnahe Bereitstellung der erforderlichen
Unterlagen an den Bundeswahlausschuss erfolgen und die Sitzung des Bundeswahlausschusses den gesetzlichen
Fristen entsprechend vorbereitet werden. Eine Verzogerung des gesamten Wahlverfahrens aufgrund des Erfor-
dernisses der Priifung des Verbleibs einzelner Sendungen oder nachgereichter Unterlagen solle mittels der stren-
gen gesetzlichen Vorgaben verhindert werden. Befinde sich eine Sendung noch im internen Zustellprozess der
Deutschen Post AG, kénne von deren Inhalt gerade nicht entsprechend Kenntnis genommen werden. Der Sen-
dungsstatus sei von der am 19. Mérz 2024 abgegebenen Empfangsbestitigung zu unterscheiden. Der Sendungs-
status biete dem Absender nur die Mdglichkeit, den jeweiligen Status der Sendung bestitigt zu bekommen. Im
Widerspruch zu der Information der Sendungsverfolgung habe die Bundeswahlleiterin gerade keine Benachrich-
tigung erhalten, dass eine Postsendung hinterlegt sei.

Ein schutzwiirdiges Vertrauen in die fristgerechte Zustellung am 18. Mirz 2024 bis 18 Uhr sei auch nicht auf-
grund der vom Einspruchsfiihrer angefiihrten telefonischen Auskunft des Sachbearbeiters geschaffen worden.
Uber die Uberpriifung des Postfachs hinaus seien keine Nachforschungen zur Ermittlung oder zum Verbleib der
Sendung versprochen worden. Vielmehr sei bestétigt worden, dass die Sendung dem Biiro zum Zeitpunkt der
Nachfrage noch nicht vorgelegen habe. Das Biiro der Bundeswahlleiterin erhalte gegen Ende der Einreichungsfrist
zahlreiche Anfragen dazu, ob bestimmte Postsendungen bereits bei ihr angekommen seien. Nachforschungen zum
Verbleib der zahlreichen Sendungen und zur Kontrolle der Angaben auf der Sendungsverfolgung bei der Deut-
schen Post AG oder anderen Postdienstleistern wiirden durch die Bundeswahlleiterin nicht vorgenommen und
lagen auch nicht in ihrer Verantwortungssphére.

Eine Wiedereinsetzung in den vorigen Stand habe der Gesetzgeber gemidl § 54 Absatz 1 Satz2 BWG1i. V. m. § 4
EuWG ausgeschlossen. Ein Verstofl gegen Unionsrecht oder eine Unvereinbarkeit der durch den Gesetz- und
Verordnungsgeber festgelegten Fristen mit Unionsrecht sei vorliegend nicht ersichtlich. Wahlrecht sei strenges
Formalrecht. Die ordnungsgemifBle Vorbereitung und Durchfiihrung der Europawahl erfordere eine strikte Ein-
haltung der gesetzlichen Fristen und Termine. Eine Ausnahme konne nur bei ausdriicklicher gesetzlicher Rege-
lung eines Ausnahmetatbestandes in Betracht kommen. Anders als in § 13 Absatz 2 Satz 2 Nummer 2 EuWG sei
eine entsprechende Ausnahme in den Féllen des § 13 Absatz 2 Satz 2 Nummer 1, 3 und 4 EuWG gerade nicht
vorgesehen.
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3. Erwiderung des Einspruchsfiihrers

Der Einspruchsfiihrer hat mit Schreiben vom 6. September 2024 die Gelegenheit zur Erwiderung auf die Stel-
lungnahme der Bundeswahlleiterin wahrgenommen. Er betont, dass er seinen Einspruch wesentlich auf Vorschrif-
ten und Grundsitze des Unionsrechts, insbesondere auf Artikel 39 und 47 GRCh, Artikel 19 Absatz 1 Unterab-
satz 2 EUV, den Grundsatz der praktischen Wirksamkeit des Unionsrechts und die Grundsitze der Aquivalenz
und Effektivitit stiitze. Insofern moniert er, dass die Bundeswahlleiterin keine unionsrechtliche Vorschrift und
keine Unionsrechtsgrundsitze zur Anwendung gebracht oder zitiert habe. Dies hinterlasse den Eindruck, dass die
Bundeswahlleiterin sich ihrer Pflicht, im Anwendungsbereich des Unionsrechts direkt geltendes Unionsrecht an-
zuwenden, nicht bewusst sei. Der Einspruchsfiihrer tragt insoweit vor, dass sich der Rechtsrahmen der Bundes-
tagswahl und der Europawahl grundsétzlich unterscheiden wiirden: Wéhrend die Normen des Bundeswahlgeset-
zes anhand des Grundgesetzes gepriift und ausgelegt wiirden, erfolge die Anwendung und Auslegung des Euro-
pawahlgesetzes im Lichte des Unionsrechts. Diese Auslegung erfolge letztverbindlich durch den Européischen
Gerichtshof und nicht durch die am Grundgesetz orientierte Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts oder
die Kommentarliteratur zum Bundeswahlgesetz, da diese den unionsrechtlichen Rahmen des Europawahlgesetzes
nicht beriicksichtigen wiirden.

Das Antragsbegehren auf Authebung der Streichung des Namens des Einspruchsfiihrers von der gemeinsamen
Liste fiir alle Lander von Volt Deutschland und Wiederhinzufiigung des Namens an Listenposition Nummer 5
entspreche dem Grundsatz der praktischen Wirksamkeit des Unionsrechts, der europdischen Rechtsweggarantie
und dem Grundsatz der Effektivitdt und sei daher zulédssig. Eine diesem Begehren entgegenstehende Beschrén-
kung des Rechtsschutzziels durch den § 26 EuWG i. V. m. § 1 Absatz 2 des Wahlpriifungsgesetzes (WahlPrifG)
sei mit den vorgenannten unionsrechtlichen Grundsétzen und Verpflichtungen unvereinbar und miisse aufgrund
VerstoBes gegen Unionsrecht unangewendet bleiben.

Der Einspruchsfiihrer tritt zudem dem Vortrag der Bundewabhlleiterin entgegen, wonach sich die Sendung des
Einspruchsfiihrers am 18. Marz 2024 um 18 Uhr noch im internen Zustellprozess der Deutschen Post AG befun-
den habe und die Bundeswahlleiterin somit keine Zugriftsmoglichkeit gehabt habe. Dem Empfénger einer Sen-
dung, auch eines Einschreibens mit Riickschein, sei es moglich, diese Sendung abzuholen, selbst wenn der Emp-
fanger keine Benachrichtigungskarte erhalten habe. Der Einspruchsfiihrer nimmt in diesem Zusammenhang Be-
zug auf die Website ,,Haufige Fragen zum Einschreiben* der Deutschen Post AG. Zu der Frage ,,Kann ich ein
Einschreiben auch an eine Postfachadresse senden? heifle es dort zwar: ,,Wenn ein Einschreiben (inkl. Zusatz-
optionen Eigenhindig oder Riickschein) an eine Postfachadresse gesandt wird, wird ein Auslieferungsbeleg ins
Postfach eingelegt. Mit diesem Beleg kann das Einschreiben dann vom Empfénger oder einer beauftragten Person
am Schalter abgeholt werden.” Die Formulierung bedeute jedoch nach Auffassung des Einspruchsfiihrers nicht,
dass die Abholung des Einschreibens nur mit dem Auslieferungsbeleg moglich sei. Tatsdchlich koénne ein Ein-
schreiben Riickschein auch ohne Benachrichtigungskarte abgeholt werden. So laute die Antwort auf die — nicht
auf den Sonderfall des Postfachs bezogene — Frage ,,Wie und an wen wird das Einschreiben zugestellt? wie folgt:
,Ist eine Zustellung gegen Unterschrift nicht moglich, wird eine Benachrichtigungskarte hinterlassen. Der be-
nachrichtige Empfanger oder eine bevollméchtigte Person kann die Sendung dann in einer Postfiliale abholen.
Der Einspruchsfiihrer meint, wenn eine Abholung nur mit Vorlage der Benachrichtigungskarte moglich wire,
wiirde die Deutsche Post AG an dieser Stelle dariiber informieren, was jedoch nicht der Fall sei. Weiter begriindet
der Einspruchsfiihrer seine Auffassung damit, dass der Empfanger eines Einschreibens dieses nicht selbst abholen
miisse, sondern auch eine andere Person bevollméchtigen kdnne, welche nur eine unterschriebene Vollmacht und
einen Lichtbildausweis, nicht jedoch die Benachrichtigungskarte, vorlegen miisse. Ferner verweist der Ein-
spruchsfiihrer auf die Voraussetzungen fiir die Abholung einer Paketsendung.

Der von der Bundeswahlleiterin in Bezug genommene Eintrag in der Sendungsverfolgung vom 19. Mirz 2024 —
,Die Sendung befindet sich in der Zustellung.“ — widerspreche nicht dem Vortrag des Einspruchsfiihrers, dass die
Sendung am 18. Mérz 2024 abholbereit gewesen sei, wie dies in der Sendungsverfolgung fiir den betreffenden
Tag auch vermerkt sei. Der Grund fiir diese beiden Eintrdge sei die Inanspruchnahme des ,,Hin+Weg-Service*.
Die Sendung sei am 18. Mérz 2024 zur Abholung bereitgelegt worden, jedoch erst am folgenden Morgen mit dem
,,HintWeg-Service zur Dienststelle der Bundeswahlleiterin gebracht worden. Dieser erneute Transport durch die
Deutsche Post AG sei auf der Sendungsverfolgung mit dem Eintrag vom Dienstag, den 19. Mirz 2024 vermerkt
und ergebe sich aus der Organisation ihres Posteingangs durch die Bundeswahlleiterin. Dem Vortrag der Bundes-
wahlleiterin, dass die Sendungsverfolgung keinen Zeitstempel beinhalte und mithin eine Hinterlegung zur Abho-
lung am 18. Mérz 2024 vor 18 Uhr nicht belegen konne, hélt der Einspruchsfiihrer das am Vormittag des 18. Mérz
2024 mit dem Biiro der Bundeswahlleiterin gefiihrte Telefonat entgegen. Anders als es die Bundeswahlleiterin in
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ihrer Stellungnahme dargestellt habe, habe der Sachbearbeiter im Biiro der Bundeswabhlleiterin in diesem Telefo-
nat nicht die beabsichtigte Leerung des Postfachs um 18 Uhr durch zwei Mitarbeitende des Statistischen Bundes-
amts geschildert. Er habe vielmehr versprochen, der Sendung nachzugehen und dass das Schreiben im Falle des
Vorliegens Beriicksichtigung finden werde. Fiir die Vertrauensperson von Volt sei nach dem Gesprich eindeutig
gewesen, dass mit ,,Vorliegen der Sendung™ die Abholbereitschaft der Sendung gemif der Sendungsverfolgung
gemeint gewesen sei, ,,also die Bereitlegung des Schreibens zur Abholung am zum Postfach der Bundeswahllei-
terin dazugehdrigen Ausgabeschalter.*

Soweit die Bundeswahlleiterin eine Wiedereinsetzung in den vorigen Stand unter Verweis auf die Formstrenge
des Wahlrechts abgelehnt habe, verkenne sie nach Ansicht des Einspruchsfiihrers die Anwendbarkeit von Arti-
kel 39 GRCh. Der Verweis auf die Formstrenge des deutschen Wahlrechts sei nicht geeignet, ,,den Eingriff in das
Unionsgrundrecht zu rechtfertigen; dafiir miissten vielmehr die Umstéinde des Einzelfalls beriicksichtigt werden.
Der Einspruchsfithrer moniert, dass die Bundeswabhlleiterin nicht vorgetragen habe, inwieweit die Beriicksichti-
gung der Zustimmung des Einspruchsfiithrers im Wahlverfahren sie an der ordnungsgemifBen Vorbereitung und
Durchfiihrung der Europawahl gehindert hitte. Vielmehr habe die Bundeswahlleiterin auch nach Ablauf der Frist
am 18. Mérz 2024 um 18 Uhr das sogenannte zweite Miangelschreiben formuliert, mehrere Telefonate mit der
Vertrauensperson von Volt gefiihrt sowie mehrere E-Mails in dieser Sache an die Vertrauensperson von Volt
geschrieben, was nach Auffassung des Einspruchsfiihrers fiir sich genommen einen groBeren Aufwand als eine
Beriicksichtigung der Zustimmung des Einspruchsfiihrers verursacht hétte.

Wegen der Einzelheiten des Vortrags des Einspruchsfiihrers und der Bundeswahlleiterin sowie der jeweils vorge-
legten Anlagen wird auf den Inhalt der Akte Bezug genommen.

Entscheidungsgriinde

Der Einspruch ist zuldssig, aber unbegriindet. Dem Vortrag des Einspruchsfiihrers lisst sich kein Verstol gegen
Wabhlrechtsvorschriften und damit kein Wahlfehler entnehmen.

L.

Ein Wahleinspruch ist gemifB3 § 26 EuWG i. V. m. § 1 Absatz 1 WahlPrifG zuldssig, soweit er die Giiltigkeit der
Wabhl und die Verletzung von Rechten bei der Vorbereitung oder Durchfithrung der Wahl der Abgeordneten des
Européischen Parlaments aus der Bundesrepublik Deutschland zum Gegenstand hat. Anhand eines substantiierten
Tatsachenvortrags wird im Wahlpriifungsverfahren gepriift, ob MaBBnahmen oder Entscheidungen, die im Rahmen
eines konkreten Wahlverfahrens entweder vor, bei oder nach der Wahlhandlung ergangen sind und das Wahlver-
fahren unmittelbar betreffen, gegen Wahlrechtsvorschriften verstolen und gegebenenfalls, ob sie den Einspruchs-
fiihrer in seinem subjektiven Wahlrecht verletzen (vgl. nur Bundestagsdrucksache 20/13500, Anlage 19).

Der Einspruchsfiihrer riigt die Anwendung der Fristenregelung in § 11 Absatz 1 EuWG und die Versagung einer
Wiedereinsetzung in den vorigen Stand nach § 4 EuWG i. V. m. § 54 Absatz 1 Satz2 BWG durch die Bundes-
wabhlleiterin sowie die Entscheidungen des Bundeswahlausschusses, den Einspruchsfiihrer auf Grundlage von
§ 14 Absatz 2 Satz 2 EuWG vom Wahlvorschlag von Volt zu streichen sowie die diesbeziiglich eingelegte Be-
schwerde zuriickzuweisen. Der Einspruchsfiihrer ist der Auffassung, dadurch in seinem Wahlrecht verletzt wor-
den zu sein. Sein Antragsbegehren ist damit jedenfalls auch auf die Feststellung eines Verstoes gegen Wahl-
rechtsvorschriften und auf die Feststellung seiner Rechtsverletzung gerichtet. Die Feststellung des vom Ein-
spruchsfiihrer angenommenen Wahlfehlers wire dabei notwendige Voraussetzung dafiir, dass der Wahlpriifungs-
ausschuss bzw. der Deutsche Bundestag die vom Einspruchsfiihrer begehrte Rechtsfolge ausspricht. Insofern ist
der Einspruch jedenfalls zuldssig.

Ob tatsdchlich gegen die hier maBgeblichen wahlrechtlichen Vorschriften verstoen wurde, ein etwaiger Wahl-
fehler Mandatsrelevanz besitzt und welche Rechtsfolge im konkreten Fall verhdltnismaBig wire, sind dabei keine
Fragen der Zuléssigkeit des Wahleinspruchs, sondern seiner Begriindetheit.

IL

Dem Vortrag des Einspruchsfiihrers lésst sich kein Wahlfehler entnehmen. Der Name des Einspruchsfiihrers ist
vom Bundeswahlausschuss in Ubereinstimmung mit den wahlrechtlichen Vorschriften von der gemeinsamen
Liste der Partei Volt Deutschland fiir alle Lénder gestrichen worden. Es ist nicht ersichtlich, dass der Einspruchs-
filhrer dadurch in seinem passiven Wahlrecht verletzt wurde.
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1. Ausgangspunkt der Wahlpriifung ist ein hinreichend substantiierter und aus sich heraus verstandlich vorge-
tragener Sachverhalt, der einen Wahlfehler erkennbar werden ldsst. Der Begriff des Wahlfehlers wird im Wahl-
priifungsgesetz nicht definiert. Nach stindiger Gesetzesanwendung kann es sich um einen Verstol3 gegen formel-
les oder materielles Wahlrecht in einem weit zu verstehenden Sinne handeln. Betroffen sein kdnnen neben objek-
tivrechtlichen Bestimmungen auch subjektive Rechte des Einspruchsfiihrers, insbesondere als Wahler oder Wahl-
bewerber (vgl. Winkelmann, Wahlpriifungsgesetz, 1. Auflage 2012, § 2 Randnummer 4 f.).

Bis zur Schaffung eines einheitlichen européischen Wahlverfahrens (vgl. Artikel 223 Absatz 1 des Vertrages iiber
die Arbeitsweise der Europdischen Union (AEUV)) gilt bei den Wahlen zum Européischen Parlament das jewei-
lige Wahlrecht der Mitgliedstaaten (vgl. Artikel 8 Absatz 1 des Direktwahlakts (DWA)). Die Unionsvertrige ent-
halten in Artikel 223 Absatz 1 AEUV bislang nur Vorgaben fiir kiinftige unionsrechtliche Regelungen iiber das
Wabhlverfahren bei Europawahlen. Erste Ansétze eines einheitlichen Wahlverfahrens enthilt der Direktwahlakt
etwa in Artikel 1 Absatz 1 DWA, wonach die Mitglieder des Europdischen Parlaments in jedem Mitgliedstaat
nach dem Verhéltniswahlsystem auf der Grundlage von Listen oder von iibertragbaren Einzelstimmen zu wéhlen
sind. Die Mitgliedstaaten sind im Ubrigen frei, das Wahlverfahren nach eigenen Regeln zu gestalten. Das Ver-
fahren der Wahl der Abgeordneten des Europdischen Parlaments aus der Bundesrepublik Deutschland bestimmt
sich insbesondere nach dem Europawahlgesetz. Die weiteren Einzelheiten des Wahlverfahrens bestimmen sich
nach der Europawahlordnung (vgl. Haratsch, in: Heselhaus/Nowak, Handbuch der Europdischen Grundrechte,
2. Auflage 2020, § 51 Randnummer 12 f.). Uber die Verweisung in § 4 EuWG sind fiir die Europawahl in weiten
Teilen die Vorschriften des Bundeswahlgesetzes (BWG) entsprechend anwendbar. Zudem entsprechen die Vor-
schriften der Europawahlordnung in Teilen den Parallelvorschriften der Bundeswahlordnung. Die nationalen
Wabhlrechtsvorschriften unterliegen dabei auch den Vorgaben des Verfassungsrechts und in Deutschland der Kon-
trolle durch das Bundesverfassungsgericht (Streinz, in: Streinz, EUV/AEUYV, 3. Auflage 2018, Artikel 39 GRCh
Randnummer 4). Vor diesem Hintergrund begegnet es grundsétzlich keinen Bedenken, wenn bei der Auslegung
und Anwendung der fiir die Europawahl mafigeblichen Vorschriften auf die Entscheidungspraxis und die Kom-
mentarliteratur zu den entsprechend anwendbaren oder parallel formulierten Vorschriften des Bundeswahlgeset-
zes oder der Bundeswahlordnung Bezug genommen wird.

2. Ein VerstoB gegen die maBigeblichen Vorschriften, insbesondere des Europawahlgesetzes, ist nicht erkenn-
bar. Der Bundeswahlausschuss hat gemif § 14 Absatz 2 Satz 1 Nummer 2 EuWG einen Wahlvorschlag zuriick-
zuweisen, wenn er den Anforderungen nicht entspricht, die durch das Europawahlgesetz und die Europawahlord-
nung aufgestellt sind. Sind die Anforderungen nur hinsichtlich einzelner Bewerber nicht erfiillt, so werden gemaf3
§ 14 Absatz 2 Satz 2 EuWG ihre Namen aus dem Wahlvorschlag gestrichen. Der Bundeswahlausschuss hat inso-
weit kein Ermessen. Die Anforderungen an die Einreichung eines giiltigen Wahlvorschlags stellt § 11 EuWG auf.
Gemal § 11 Absatz 1 und 2 Satz 1 Nummer 1 EuWG sind dem Bundeswabhlleiter bzw. der Bundeswahlleiterin
mit dem Wahlvorschlag die Zustimmungserkldrungen der in dem Wahlvorschlag aufgenommenen Bewerber und
Ersatzbewerber spétestens am 83. Tag vor der Wahl bis 18 Uhr schriftlich einzureichen. Der Wahlvorschlag ist
eine empfangsbediirftige Willenserkldrung, die mit Zugang bei der Bundeswahlleiterin wirksam wird (vgl. Wolf,
in: Schreiber, BWahlG, 11. Auflage 2021, § 19 Randnummer 3, zur Parallelvorschrift in § 19 BWGQG).

a) Der 83. Tag vor der Wahl war vorliegend der 18. Mirz 2024. Die Zustimmungserklarung des Einspruchs-
fiihrers als Bewerber auf der gemeinsamen Liste fiir alle Lander der Partei Volt Deutschland ist der Bundeswahl-
leiterin nicht an diesem Tag bis 18 Uhr und damit nicht rechtzeitig zugegangen.

Der Einspruchsfiihrer verweist zwar zu Recht darauf, dass eine Willenserklarung unter Abwesenden dann zugeht,
wenn sie so in den Machtbereich des Empféngers gelangt ist, dass dieser unter normalen Umstdnden die Mog-
lichkeit der Kenntnisnahme hat (Einsele, in: MiiKoBGB, 10. Auflage 2025, § 130 Randnummer 16). Ungenau ist
dagegen die Darstellung des Einspruchsfiihrers, wonach ein Einschreiben nach herrschender Meinung in dem
Zeitpunkt zugehe, in der der Adressat es abholen kann und dies unter normalen Umsténden auch von ihm erwartet
werden kann. Die auch vom Einspruchsfiihrer in Bezug genommene Kommentierung verweist vielmehr zutref-
fend darauf, dass nach der Rechtsprechung ein Einschreiben grundsétzlich erst mit Abholung als zugegangen gilt
und nach ganz herrschender Meinung der Einwurf des Benachrichtigungsscheins in den Briefkasten des Adressa-
ten noch keinen Zugang bewirkt, da der Benachrichtigungsschein die empfangsbediirftige Willenserkldrung nicht
enthilt (a. a. O.). Bei dem vom Einspruchsfiihrer gewihlten Ubermittlungsweg des Einschreibens mit Riickschein
dokumentiert gerade der vom Empfinger oder seines Empfangsbevollmichtigten bei Ubergabe oder Abholung
auszufiillende Riickschein den genauen Zeitpunkt des Zugangs. Im vorliegenden Fall ergibt sich daraus der
19. Mérz 2024 als Auslieferungsdatum.
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Doch selbst bei Zugrundelegung der ,,wohl herrschenden Auffassung in der Literatur* (a. a. O.), auf die sich der
Einspruchsfiihrer beruft, vermag der Vortrag des Einspruchsfiihrers keinen Zugang bis 18 Uhr am 18. Mérz 2024
zu belegen. Denn auch nach dieser Auffassung diirfte zunichst ein Zustellversuch und eine Benachrichtigung des
Empfingers durch den zustellenden Postdienstleister erforderlich sein — im Falle eines Einschreibens mit Riick-
schein an eine herkdmmliche Postadresse also der erfolglose Versuch einer Ubergabe an der Haustiir und die
Benachrichtigung des Empféangers durch Einwurf eines Benachrichtigungsscheins in den Briefkasten (a. a. O.,
mit weiteren Nachweisen). Wenn ein Einschreiben mit Riickschein an eine Postfachadresse gesandt wird, erfolgt
die Zustellung dadurch, dass ein Auslieferungsbeleg ins Postfach eingelegt wird. Im Postfach der Bundeswahllei-
terin befand sich jedoch nach dem glaubhaften Vortrag der Bundeswahlleiterin, der vom Einspruchsfiihrer auch
nicht bestritten wird, am 18. Mérz 2024 um 18 Uhr kein Auslieferungsbeleg fiir die Sendung des Einspruchsfiih-
rers. Auch aus der vom Einspruchsfiihrer in Bezug genommenen Sendungsverfolgung der Deutschen Post AG
ergibt sich keine frilhere Abholungs- und Kenntnisnahmemdoglichkeit. Denn bei der Sendungsnachverfolgung
handelt es sich lediglich um eine Kontrollnachverfolgung zwischen dem Absender und dem von ihm beauftragten
Postunternehmen. Zumindest bei einmaligem Zustellversuch per Einschreiben mit Riickschein kann dadurch kein
Nachweis fiir den Erhalt einer Sendung erbracht werden (vgl. mit weiteren Nachweisen Bundessozialgericht, Be-
schluss vom 16. Februar 2022 — B 8 SO 45/21 B —, juris Randnummer 11). Der Vortrag des Einspruchsfiihrers
zur behaupteten Abholbereitschaft der Sendung bereits am 18. Mérz 2024 erschopft sich in dem Verweis auf die
Sendungsverfolgung. Die Bundeswahlleiterin hat dagegen vorgetragen, dass sich die Sendung noch im internen
Zustellprozess der Post befunden habe. Abgesehen von dem Verweis auf die Sendungsverfolgung ergeben sich
aus dem Vortrag des Einspruchsfiihrer auch keine konkreten Anhaltspunkte dafiir, dass die Sendung des Ein-
spruchsfiihrers am 18. Mérz 2024 bereits vor 18 Uhr an einem Ausgabeschalter der Post zur Abholung bereit
gelegen hitte. In seinem Schreiben vom 6. September 2024 hat der Einspruchsfiihrer insoweit zwar ausgefiihrt,
dass ein Einschreiben mit Riickschein auch ohne Vorlage des Auslieferungsbelegs abgeholt werden kdnne. Dies
andert jedoch nichts daran, dass die Sendung in jedem Fall zunéchst tatsdchlich abholbereit sein muss und sich
nicht etwa noch in der internen Sortierung des jeweiligen Postfiliale befindet.

b) Die Sendung ist auch nicht ausnahmsweise als fristgerecht zugegangen zu behandeln. Die Verantwortlichkeit
fiir die Rechtzeitigkeit der Einreichung liegt in der Sphire der Wahlvorschlagstriager (Engelbrecht/Bdtge, Euro-
pawahlrecht, § 11 EuWG, Randnummer 1.2). Sofern sich der Wahlvorschlagstriager fiir die Beforderung der ein-
zureichenden Unterlagen eines Dritten, zum Beispiel eines Postdienstleisters, bedient, verbleibt die Verantwor-
tung fiir den fristgerechten Zugang dennoch grundsitzlich beim Wahlvorschlagstriger (vgl. Wolf, in: Schreiber,
BWahlG, 11. Auflage 2021, § 19 Randnummer 3). Selbst bei einer auf Verschulden des Wabhlleiters oder eines
Stellvertreters beruhenden oder diesen zuzurechnenden Fristversdumung, etwa bei objektiv falscher Auskunft
oder Zusage, soll eine ,,Nachsichtgewahrung* im Hinblick auf das Fristversdumnis nicht in Betracht kommen
(a. a. O.). Ein Verschulden der Bundeswahlleiterin fiir die Verzogerung ist vorliegend jedoch — entgegen der Dar-
stellung des Einspruchsfiihrers — ohnehin nicht festzustellen.

Zunichst begegnet es keinerlei Bedenken, dass die Bundeswahlleiterin, die im Vorfeld der Wahl eine grof3e Zahl
an Posteingéngen zu erwarten hat, ein Postfach nutzt. Einen erkennbaren Hinweis darauf liefert die Tatsache, dass
die Postadresse weder die Angabe einer Strale noch einer Hausnummer enthilt. Zudem ist bereits nach dem
Vortrag des Einspruchsfiihrers nicht erkennbar, inwieweit die Nutzung des ,,Hin+Weg-Services* vorliegend zu
einer Verzogerung des Zugangs gefiihrt haben sollte. Nach dem Vortrag des Einspruchsfiihrers bestehe dieser
Service darin, dass die Bundeswabhlleiterin regelmiBig ihr Postfach nicht selbst leere, sondern die Sendungen des
Vortags am ndchsten Morgen gesammelt bei der Bundeswabhlleiterin ausgeliefert wiirden. Am 18. Mérz 2024 hat
sich die Bundeswahlleiterin jedoch gerade nicht auf diesen Service verlassen, sondern zum Fristablaufum 18 Uhr
das Postfach durch zwei Beschiftigte leeren lassen. Die Tatsache, dass die Sendung am Morgen des 19. Mirz
2024 an die Dienststelle der Bundeswahlleiterin ausgeliefert und dort entgegengenommen wurde, spricht vielmehr
dafiir, dass die Sortierung und Verteilung auf die Postfacher erst nach 18 Uhr erfolgt ist. Die Verzogerung ist
damit innerhalb des Zustellungsprozesses der Deutschen Post AG aufgetreten, welcher in die Risikosphére des
Wabhlvorschlagstriagers fillt.

Zudem wurde durch das Telefonat am Vormittag des 18. Méarz 2024 kein Vertrauenstatbestand geschaffen, der
vorliegend eine andere Bewertung rechtfertigen wiirde. Die Bundeswahlleiterin hat grundsatzlich lediglich sicher-
zustellen, dass die rechtzeitige Einreichung der Wahlvorschldge und der ergéinzend einzureichenden Unterlagen
moglich ist (a. a. O.). Weitere Nachforschungen oder ein Hinwirken auf die Beschleunigung des Zustellungspro-
zesses hat sie nicht zu veranlassen. Nach dem vorgetragenen Inhalt des Telefonats ist auch nicht ersichtlich, dass
eine weitergehende Priifung zugesagt worden wire. Der Mitarbeiter im Biiro der Bundeswahlleiterin hat danach
lediglich zugesagt, dass das Schreiben beriicksichtigt werde, wenn es vorliege. Dies wurde von zwei Beschiftigten
durch die Kontrolle des Postfachs zum Zeitpunkt des Fristablaufs tiberpriift.
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¢) Eine Wiedereinsetzung in den vorigen Stand kam vorliegend nicht in Betracht, da sie gemifl § 4 EuWG
i. V.m. § 54 Absatz 1 Satz 2 BWG ausdriicklich ausgeschlossen ist. § 32 BVwVTG findet damit auf die Frist des
§ 11 Absatz 1 EuWG keine Anwendung.

3. Eine Verletzung des Einspruchsfiihrers in seinem passiven Wahlrecht aus Artikel 39 GRCh ist nicht ersicht-
lich. Indem der Einspruchsfiihrer vortragt, dass der Ausschluss der Wiedereinsetzung in den vorigen Stand geméf
§ 4 EuWG i. V. m. § 54 Absatz 1 Satz 2 BWG unangewendet bleiben miisse, da er mit Artikel 39 GRCh unver-
einbar sei, riigt der er die Vereinbarkeit der einfachrechtlichen Vorschriften mit hoherrangigem Recht. Insofern
ist darauf hinzuweisen, dass der Wahlpriifungsausschuss und der Deutsche Bundestag in stdndiger Praxis im Rah-
men eines Wahlpriifungsverfahrens die Vereinbarkeit der fiir die Wahl geltenden Rechtsvorschriften mit hoher-
rangigem Recht nicht {iberpriifen. Eine derartige Kontrolle ist stets dem Bundesverfassungsgericht vorbehalten,
bei dem gegen den Beschluss des Deutschen Bundestages Wahlpriifungsbeschwerde erhoben werden kann (vgl.
zuletzt Bundestagsdrucksache 20/13500, Anlagen 2, 13,16, 17, 19, 20, 21 und 29; siehe auch BVerfGE 156, 224
[237]). Dessen ungeachtet haben der Wahlpriifungsausschuss und der Deutsche Bundestag auch keine Zweifel an
der Vereinbarkeit des Ausschlusses der Wiedereinsetzung in den vorigen Stand gemil3 § 4 EuWG i. V. m. § 54
Absatz 1 Satz 2 BWG im Hinblick auf die Versdumung der Frist in § 11 Absatz 1 EuWG mit den unionsrechtli-
chen Wahlrechtsvorschriften und insbesondere Artikel 39 GRCh.

a) Eine Verletzung des Artikel 39 Absatz 1 GRCh kommt nicht in Betracht. Die Vorschrift gewéhrleistet in
Ubereinstimmung mit Artikel 22 Absatz 2 AEUV ein Gebot der Gleichbehandlung und der Nichtdiskriminierung
(Heselhaus, in: Pechstein/Nowak/Héde, Frankfurter Kommentar EUV/GRC/AEUV, 2. Auflage 2023, GRC Art.
39 Randnummer 17). Unionsbiirger besitzen danach in dem Mitgliedstaat, in dem sie ihren Wohnsitz haben, das
aktive und passive Wahlrecht bei den Wahlen zum Européischen Parlament unter denselben Bedingungen wie die
Angehorigen des betreffenden Mitgliedstaats. Der Ausschluss der Wiedereinsetzung in den vorigen Stand geméf
§ 4 EuWG i. V. m. § 54 Absatz 1 Satz 2 BWG gilt fiir simtliche aktiv und passiv Wahlberechtigten sowie Wahl-
vorschlagstrager und an der Vorbereitung der Wahl Beteiligten gleichermaf3en. Eine Diskriminierung von Uni-
onsbiirgern ist nicht im Ansatz erkennbar.

b) GemibB Artikel 39 Absatz 2 GRCh werden die Mitglieder des Europiischen Parlaments in Ubereinstimmung
mit Artikel 14 Absatz 3 EUV in allgemeiner, unmittelbarer, freier und geheimer Wahl gewahlt.

Vorschriften, die einzelne Wahlbewerber von der (passiven) Wahlteilnahme ausschlieBen, konnen die Allgemein-
heit der Wahl einschrénken. Der Grundsatz der allgemeinen Wahl gewdhrleistet allen Unionsbiirgerinnen und
Unionsbiirgern den gleichen Zugang zur Wahl des Europiischen Parlaments. Allgemein bedeutet in diesem Zu-
sammenhang, dass grundsétzlich jede Person ihr (aktives und passives) Wahlrecht in gleicher Weise ausiiben kann
und niemand unberechtigt von der Wabhlteilnahme ausgeschlossen wird (vgl. Voet van Vormizeele, in:
Schwarze/Becker/Hatje/Schoo, EU-Kommentar, GRC Art. 39 Randnummer 7; Hobe, in: Stern/Sachs, 1. Auflage
2016, GRCh Art. 39 Randnummer 30). Der Grundsatz der Allgemeinheit der Wahl wird etwa durch den Aus-
schluss bestimmter Personen oder Personengruppen von der Wahl, beispielsweise im Falle einer Aberkennung
des Wahlrechts, beriihrt (vgl. Jarass, GRCh, 4. Auflage 2021, Art. 39 Randnummer 19, siehe auch EuGH, Urteil
vom 6. Oktober 2015, C-650/13 — Delvigne). Demgegeniiber zielen die in Rede stehenden Vorschriften nicht auf
den Ausschluss bestimmter Personen oder Personengruppen von der Wahl ab. Die Zulassungsvorschriften ein-
schlieBlich der darauf bezogenen Fristen betreffen alle Wahlvorschlagstrager und Bewerber gleichermalien, so
dass der Grundsatz der Allgemeinheit der Wahl hierdurch nicht beriihrt ist.

Das Erfordernis der Zulassung von Wahlvorschldgen kann jedoch in die Wahlfreiheit eingreifen (vgl. zur Paral-
lelvorschrift des § 28 BWG BVerfGE 161, 136 [151 f.]). Die Freiheit der Wahl bedeutet, dass der Akt der Stimm-
abgabe und die Wahlkandidatur frei von Zwang und unzuldssigem Druck bleiben. Diese Freiheit ist auch vor und
nach der Wahl zu gewéhrleisten. Sie schiitzt vor allen Maflnahmen, die geeignet sind, die Entscheidungsfreiheit
ernstlich zu beeintrichtigen. Zur Wahlfreiheit gehoren ein freies Wahlvorschlagsrecht fiir alle Wahlberechtigten
und eine freie Kandidatenaufstellung (Haratsch, in: Heselhaus/Nowak, Handbuch der Européischen Grundrechte,
2. Auflage 2020, § 51 Randnummer 35). Der aus § 14 Absatz2 Satz 1 und 2 i. V. m. § 11 Absatz 1 und 2 Satz 1
Nummer 1 EuWG folgende, zwingende Ausschluss von Bewerbern, deren Zustimmungserklarungen nicht recht-
zeitig vorliegen, stellt eine Einschrinkung des passiven Wahlrechts der betroffenen Bewerber dar.

Diese Einschriankung ist jedoch gerechtfertigt. Bei der Umsetzung der Wahlrechtsgrundsétze ist den Mitglied-
staaten grundsdtzlich ein Gestaltungsspielraum iiberlassen (vgl. Hobe, in: Stern/Sachs, GRCh, 1. Auflage 2016,
Artikel 39 Randnummer 12 f.). Artikel 52 Absatz 1 GRCh lésst Einschrankungen der Ausiibung von Rechten aus
Artikel 39 Absatz 2 GRCh zu, sofern diese Einschrankungen gesetzlich vorgesehen sind, den Wesensgehalt dieser
Rechte und Freiheiten achten und unter Wahrung des Grundsatzes der VerhdltnisméaBigkeit erforderlich sind und
den von der Union anerkannten dem Gemeinwohl dienenden Zielsetzungen oder den Erfordernissen des Schutzes
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der Rechte und Freiheiten anderer tatséchlich entsprechen (vgl. EuGH, Urteil vom 6. Oktober 2015, C-650/13 —
Delvigne, Randnummer 46). Der Ausschluss von Bewerbern, deren Zustimmungserkldrungen nicht rechtzeitig
vorliegen, ergibt sich aus § 14 Absatz 2 Satz 1 und 2 i. V. m. § 11 Absatz 1 und 2 Satz 1 Nummer 1 EuWG, so
dass davon auszugehen ist, dass er gesetzlich vorgesehen ist. Auch die insofern fehlende Mdoglichkeit einer Wie-
dereinsetzung in den vorigen Stand ist in § 4 EuWG 1. V. m. § 54 Absatz 1 Satz 2 BWG gesetzlich verankert.
Auflerdem achtet die Einschrinkung den Wesensgehalt des passiven Wahlrechts gemal Artikel 39 Absatz 2
GRCh. Die Regelungen zur Zulassung von Wahlvorschldgen und zur Streichung von Bewerbern in einem klar
umgrenzten zeitlichen Rahmen vor dem Wabhltag stellen das passive Wahlrecht als solches ndmlich nicht in Frage.
Sie fithren lediglich dazu, dass bestimmte Personen unter ganz bestimmten Voraussetzungen wegen eines Frist-
versdumnisses als Wahlbewerber ausgeschlossen werden (vgl. zum Mafistab EuGH, Urteil vom 6. Oktober 2015,
C-650/13 — Delvigne, Randnummer 48).

SchlieBlich ist die Einschriankung auch verhéltnisméBig. Das Erfordernis der Zulassung eines Wahlvorschlags zur
Wahl geméil § 14 EuWG soll die ordnungsgemaéfBe Durchfiihrung der Wahl gewéhrleisten. Es zielt darauf ab, den
Wabhlakt auf Wahlvorschliage zu beschrinken, die in einem formellen und materiellen Anforderungen geniigenden
Verfahren beschlossen wurden und dadurch den Riickschluss auf die Ernsthaftigkeit der Wahlteilnahme rechtfer-
tigen (vgl. BVerfGE 161, 136 [152]). Dies gilt im Besonderen fiir die Anforderung des § 11 Absatz 2 Satz 1 Num-
mer 1 EuWG, womit sichergestellt werden soll, dass die in einem Wahlvorschlag vom Wahlvorschlagstriager be-
nannten Bewerber auch tatsdchlich von ihrem passiven Wahlrecht Gebrauch machen wollen. Die Frist des § 11
Absatz 1 EuWG gewihrleistet insofern eine Priifung der eingereichten Wahlvorschlage und Unterlagen durch die
Bundeswahlleiterin, bevor der Bundeswahlausschuss am 72. Tag vor der Wahl iiber die Zulassung der Wahlvor-
schldge zu entscheiden hat (§ 14 Absatz 1 EuWG). Die im Hinblick auf die Einreichung der Wahlvorschlige und
deren Zulassung bestehenden Fristen dienen auch dazu, Zeit fiir die durch § 14 Absatz 4a EuWG eingefiihrte
Beschwerde zum Bundesverfassungsgericht bei Zuriickweisung eines Wahlvorschlags durch den Bundeswahl-
ausschuss mangels Wahlvorschlagsrechts zu schaffen. Zum anderen ermdglichen sie den Informationsaustausch
zwischen den Mitgliedstaaten bei der Uberpriifung der Erklirung eines sich bewerbenden Unionsbiirgers, dass in
seinem Herkunfts-Mitgliedstaat kein Wahlrechtsausschluss fiir ihn besteht (vgl. Engelbrecht/Bdtge, Europawahl-
recht, § 11 EuWG, Randnummer 1.2).

Eine Verliangerung der Fristen oder eine Wiedereinsetzung in den vorigen Stand ist im Hinblick auf die fiir die
Wabhlvorbereitung geltenden Fristen einschlie8lich derjenigen in § 11 Absatz 1 EuWG ausgeschlossen, um eine
ordnungsgeméle und termingerechte Vorbereitung und Durchfiihrung der Wahl zu ermdglichen (vgl. Bundes-
tagsdrucksache 8/2682, Seite 44). Diese Formstrenge des Wahlrechts dient insbesondere auch der Wahrung der
Wettbewerbs- und Chancengleichheit der Wahlvorschlagstrager und damit der Gewihrleistung des Grundsatzes
der Gleichheit der Wahl (vgl. Schreiber, BWahlG, 12. Auflage 2025, Einfithrung Randnummer 2; vgl. Bdtge,
Zeitschrift fiir Wahlorganisation und Mediadaten Wahlrecht 2015, Seite 81 zu VG Aachen, Urteil vom 6. Mai
2015 — Az. 4 K 2085/14).
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Anlage 24

Beschlussempfehlung

Zum Wahleinspruch mit dem Az.

— EuWP 53/24 —

hat der Wahlpriifungsausschuss in seiner Sitzung vom 10. Juli 2025 beschlossen,
dem Deutschen Bundestag folgenden Beschluss zu empfehlen:

Der Wahleinspruch wird zuriickgewiesen.

Tatbestand

Der Einspruchsfiihrer hat mit Schreiben vom 5. August 2024, welches am 7. August 2024 beim Deutschen Bun-
destag eingegangen ist, ,hilfsweise” Einspruch gegen die Wahl zum Europdischen Parlament vom 9. Juni 2024
eingelegt.

1. Vortrag des Einspruchsfiihrers

Der Einspruchsfiihrer behauptet, bereits ,,liber etliche Wahlperioden hinweg* und auch bei der Europawahl am
9. Juni 2024 durch den Kreis Altenkirchen und die Verbandsgemeinde Altenkirchen-Flammersfeld in seinen
Grund-, Wahl- und Menschenrechten verletzt worden zu sein. Der ,,wahlwillige Souverdn® solle kiinftig nicht
langer ,,durch Wéhlertduschung, unzuldssige Notigungen™ von demokratischen Wahlen ,,rechtswidrig und vor-
sitzlich® abgehalten werden. Der Einspruchsfiihrer beklagt zudem, dass bisherige, langjdhrige Abhilfeersuchen
bei verschiedenen staatlichen Stellen vergeblich gewesen seien. Der Einspruchsfiihrer fordert in diesem Zusam-
menhang bessere Rechtsschutzmoglichkeiten und schligt ein ,,Verwaltungskettensorgfaltspflichtengesetz* vor.

Konkret tragt der Einspruchsfiihrer im Wesentlichen vor, von der Verbandsgemeinde Altenkirchen-Flammersfeld,
in der er seit 1996 gemeldet sei, wiederholt keine Wahlbenachrichtigungen erhalten zu haben, auf Antrag Wahl-
scheine und Briefwahlunterlagen versagt bekommen zu haben sowie keine Einsicht in ein Wahlverzeichnis und
keine Korrekturmdglichkeiten erhalten zu haben.

Wabhlbegehrende Biirger wiirden von der Verbandsgemeinde Altenkirchen-Flammersfeld herabsetzend diskrimi-
niert, diskreditiert und verleumdet. So wiirden ,,bewuflt ganz Abteilungsfremde, Mitarbeiter frech grinsend eilig
zur Belustigung herbeigerufen, Tiiren selbst zum Laufpublikum bewuflt extra gedffnet” statt dem Wahlgeheimnis
Geniige zu tun. Der Einspruchsfiihrer fiihle sich hierdurch schwer getduscht sowie gendtigt, wiederholt gegen
seinen Willen nicht frei und gleich wéhlen zu diirfen. Dabei sei es in der Vergangenheit schon zu offenen Dro-
hungen mit dem Hausrecht und mit der Polizei sowie zu ,,hdchst tibergrifflichen Tétlichkeiten* gekommen.

2. Stellungnahme des Landeswahlleiters

Der Landeswahlleiter Rheinland-Pfalz hat mit Schreiben vom 10. September 2024 eine Stellungnahme abgege-
ben, wonach der Einspruch unzuléssig sei.

Der Einspruchsfiihrer sei ,,auch zur Zeit der Europawahl 2024 in der Verbandsgemeinde Flammersfeld nicht im
Melderegister mit einer Hauptwohnung eingetragen gewesen; ob zu Unrecht oder zu Recht sei auch in der Ver-
gangenheit zwischen der Meldebehorde und dem Einspruchsfiihrer strittig gewesen. Vor diesem Hintergrund habe
der Einspruchsfiihrer aufgrund von § 6 Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 Buchstabe b des Europawahlgesetzes (EuWG)
i. V.m. § 15 Absatz 2 Nummer 1 Buchstabe b, § 17 Absatz 1 Satz 1 der Europawahlordnung (EuWO) als in der
Verbandsgemeinde Flammersfeld sich gewohnlich aufhaltend einen Antrag auf Eintragung in das Wihlerver-
zeichnis stellen miissen. Diesem Antrag sei von der Verbandsgemeinde stattgegeben worden, so dass der Ein-
spruchsfiihrer an der Europawahl 2024 habe teilnehmen kénnen.

Mit seinem ,,hilfsweise* eingelegten Einspruch bezwecke der Einspruchsfiihrer fiir zukiinftige Wahlen die Ein-
tragung in das Melderegister, so dass die Eintragung in das Wahlerverzeichnis gemil § 15 Absatz 1 EuWO von
Amts wegen erfolgen konne und der Einspruchsfiihrer zukiinftig auch eine Wahlbenachrichtigung erhalte. Die
Wahlanfechtung sei dafiir der falsche Rechtsbehelf. Gegenstand des Wahlpriifungsverfahrens sei die Giiltigkeit
der Wahl sowie die Verletzung von subjektiven Rechten im Wahlverfahren. Ankniipfungspunkte seien dabei Ent-
scheidungen und Mallnahmen, die das Wahlverfahren unmittelbar betreffen. Da die Verbandsgemeinde dem An-
trag auf Eintragung in das Wéhlerverzeichnis stattgegeben habe, finde sich kein Hinweis auf einen Wahlfehler,
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den der Einspruchsfiihrer auch nicht geltend mache. Gegenstand der Auseinandersetzung sei vielmehr die aus
Sicht des Einspruchsfiihrers zu Unrecht unterlassene Eintragung in das Melderegister. Streitigkeiten iiber die Fiih-
rung des Melderegisters stiinden jedoch nicht in einem unmittelbaren Zusammenhang mit Entscheidungen und
MaBnahmen des Wahlverfahrens. Diesbeziiglich miisse der Einspruchsfiihrer verwaltungsgerichtlichen Rechts-
schutz in Anspruch nehmen, um seine vorgetragene Behauptung, seit 1996 in der Verbandsgemeinde Flammers-
feld gemeldet zu sein, durchzusetzen.

Dem Einspruchsfiihrer ist mit Schreiben des Sekretariats des Wahlpriifungsausschusses vom 11. September 2024
die Moglichkeit der GegenduBerung auf die Stellungnahme des Landeswabhlleiters gegeben worden; der Ein-
spruchsfiihrer hat davon keinen Gebrauch gemacht.

Fiir die Einzelheiten des Vortrags des Einspruchsfiihrers wird auf den Inhalt der Akte Bezug genommen.

Entscheidungsgriinde

Der Einspruch ist nur teilweise zuldssig. Soweit er zuldssig ist, ist er unbegriindet.
L

Der Einspruch ist zuldssig, soweit er die Moglichkeit der Teilnahme an der Europawahl 2024 sowie etwaige
VerstoBe gegen Wahlrechtsgrundsidtze im Rahmen der Vorbereitung und Durchfiihrung der Europawahl 2024
betrifft. Gegenstand des Wahlpriifungsverfahrens ist, wie der Landeswahlleiter zutreffend ausgefiihrt hat, die Giil-
tigkeit der Wahl sowie die Verletzung von subjektiven Rechten im Wahlverfahren. Bei den im Rahmen des Wahl-
priifungsverfahrens anfechtbaren Entscheidungen und MaBinahmen muss es sich in der Regel um Akte von Wahl-
organen oder Wahlbehorden handeln, die im Rahmen eines konkreten Wahlverfahrens entweder vor, bei oder
nach der Wahlhandlung ergangen sind und das Wahlverfahren unmittelbar betreffen (vgl. Austermann, in: Schrei-
ber, BWahlG, 11. Auflage 2021, § 49 Randnummer 6). Soweit der Einspruchsfiihrer beklagt, dass bisherige Ab-
hilfeersuchen bei verschiedenen staatlichen Stellen vergeblich gewesen seien, und er bessere Rechtsschutzmdg-
lichkeiten sowie ein ,,Verwaltungskettensorgfaltspflichtengesetz fordert, ist kein hinreichend konkreter Bezug
zur Europawahl erkennbar. Sofern der Einspruchsfiihrer, wie vom Landeswahlleiter angenommen, mit seinem
Einspruch die Eintragung in das Melderegister der Verbandsgemeinde Altenkirchen-Flammersfeld fiir die Zu-
kunft begehrt, ist auch insoweit kein unmittelbarer Bezug zur Vorbereitung oder Durchfithrung der Europawahl
2024 gegeben. Soweit der Einspruchsfiihrer Vorkommnisse im Zusammenhang mit fritheren Wahlen riigt, ist der
Einspruch iiberdies auch verfristet, denn gemil § 2 Absatz 4 Satz 1 des Wahlpriifungsgesetzes (WahlPrifG), im
Falle von Europawahlen i. V. m. § 26 Absatz 2 EuWG, miissen Wahleinspriiche binnen einer Frist von zwei Mo-
naten nach dem Wahltag beim Deutschen Bundestag eingehen.

II.

Im Ubrigen ist der Einspruch unbegriindet. Aus dem Vortrag des Einspruchsfiihrers ergibt sich kein Versto gegen
Wahlrechtsvorschriften, mithin kein Wahlfehler.

Wie sich aus der Stellungnahme des Landeswahlleiters ergibt, ist der Einspruchsfiihrer fiir die Europawahl 2024
gemal § 15 Absatz 2 Nummer 1 Buchstabe b EuWO auf Antrag in das Wihlerverzeichnis der Verbandsgemeinde
Altenkirchen-Flammersfeld eingetragen worden. Dieser Darstellung ist der Einspruchsfiihrer nicht entgegenge-
treten. Es ist somit davon auszugehen, dass der Einspruchsfiihrer in der Verbandsgemeinde Altenkirchen-Flam-
mersfeld flir die Europawahl 2024 formell wahlberechtigt gewesen ist.

Dariiber hinaus fehlt es an einer konkreten Sachverhaltsdarstellung des Einspruchsfiihrers, inwieweit sein Wahl-
recht bei der Europawahl 2024 verletzt worden sei. Die Ausfithrungen des Einspruchsfiihrers, wonach ihm ,,wie-
derholt* Wahlbenachrichtigungen nicht zugegangen und Antrdge auf Wahlscheine versagt worden seien, sind
insofern zu pauschal gehalten. Auch ergeben sich aus dem Vortrag keine konkreten Anhaltspunkte fiir die geriigte
,,Wihlertduschung und ,,unzulissige Notigungen®. Auch fiir eine Verletzung des Wahlgeheimnisses fehlen An-
haltspunkte, da der Einspruchsfiihrer die geschilderte Situation, in der etwa Mitarbeiter ,,eilig zur Belustigung
herbeigerufen oder ,, Tiiren selbst zum Laufpublikum ge6ffnet worden sein sollen, nicht konkret benennt. Solche
Wabhlbeanstandungen, die iiber nicht belegte Vermutungen oder die bloBe Andeutung der Moglichkeit von Wahl-
fehlern nicht hinausgehen und keinen konkreten, der Uberpriifung zugénglichen Tatsachenvortrag enthalten, wer-
den als unsubstantiiert zuriickgewiesen (vgl. zuletzt nur Bundestagsdrucksache 20/14300, Anlagen 3 und 6; siche
auch BVerfGE 85, 148 [160]; Austermann, in: Schreiber, BWahlG, 11. Auflage 2021, § 49 Randnummer 26).
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Anlage 25

Beschlussempfehlung

Zum Wahleinspruch mit dem Az.

— EuWP 55/24 —

hat der Wahlpriifungsausschuss in seiner Sitzung vom 10. Juli 2025 beschlossen,
dem Deutschen Bundestag folgenden Beschluss zu empfehlen:

Der Wahleinspruch wird zuriickgewiesen.

Tatbestand

Mit Schreiben, das am 7. August 2024 beim Deutschen Bundestag eingegangen ist, hat der Einspruchsfiihrer Ein-
spruch gegen die Giiltigkeit der Wahl der Abgeordneten des Europdischen Parlaments aus der Bundesrepublik
Deutschland am 9. Juni 2024 eingelegt.

1. Vortrag des Einspruchsfiihrers

Zur Begriindung triagt der Einspruchsfiihrer vor, dass er als Person mit einer schweren Behinderung in der Ausiibung
seines Wahlrechts beeintrdchtigt worden sei. Weil das fiir ihn vorgesehene Wahllokal, eine Grundschule, eine Viel-
zahl von Stufen aufweise und insofern nicht barrierefrei sei, sei er zur Briefwahl gezwungen gewesen. Dies sei aber,
wie auch der Verweis auf barrierefreie Wahllokale in der Umgebung, keine gleichwertige und in diesem Sinne dis-
kriminierungsfreie Losung. Der Briefkasten sei vom Wohnort des Einspruchsfiihrer weiter als das Wahllokal ent-
fernt. Zudem miisse der Weg sogleich mehrfach, ndmlich sowohl fiir die Beantragung als auch die Durchfiihrung
der Briefwahl angetreten werden. Eine Hilfestellung durch andere Personen, etwa durch eine Assistenz oder auch
Bekannte, sei mitunter schwer zu realisieren und kdnne deshalb aus staatlicher Sicht nicht vorausgesetzt werden. Er
regt aulerdem an, dass in jedem Wahllokal Stimmzettelschablonen vorgehalten werden sollten.

Der Einspruchsfiihrer macht geltend, aufgrund einer fehlenden Barrierefreiheit des nachstgelegenen Wahllokals
und mangels einer gleichwertigen Alternative in seiner Menschenwiirde gemaf3 Artikel 1 Absatz 1 des Grundge-
setzes (GG) und seinem Recht auf kdrperliche Unversehrtheit (Artikel 2 Absatz 2 Satz 1 GG) verletzt zu sein.
Weiter macht er eine Verletzung seines Personlichkeitsrechts (Artikel 2 Absatz 1 GG) und des Grundsatzes der
Freiheit der Wahl (Artikel 38 Absatz 1 GG) aufgrund einer nicht vorhandenen Wabhlfreiheit iiber die Art und
Weise der Ausiibung des Wahlrechts geltend. Aufgrund einer Benachteiligung gegeniiber Menschen ohne Behin-
derung sei zudem gegen das Diskriminierungsverbot (Artikel 3 Absatz 1 GG) verstolen worden. In der Briefwahl
liege zudem ein Verstol3 gegen den Grundsatz der geheimen Wahl (Artikel 38 Absatz 1 GG) sowie in einer fli-
chendeckend noch immer nicht vorhandenen Barrierefreiheit von Wahllokalen ein Versto3 gegen die Inklusions-
pflicht gemdB Artikel 3 der UN-Behindertenrechtskonvention (UN-BRK). Aus diesen Griinden beantragt der Ein-
spruchsfiihrer die Wiederholung der Wahl der Abgeordneten des Europédischen Parlaments aus der Bundesrepub-
lik Deutschland im Hinblick auf alle Wahllokale, die nicht barrierefrei gewesen seien.

2. Stellungnahme der Bundeswahlleiterin

Die Bundeswahlleiterin hat mit Schreiben, das am 8. August 2024 beim Deutschen Bundestag eingegangen ist,
Stellung genommen. Danach ldgen zum Anteil barrierefreier Wahlrdume keine Informationen vor. Nach § 39
Absatz 1 Satz 1 und 3 der Europawahlordnung (EuWO) obliege es den Gemeindebehdrden, die Wahlrdume nach
den oOrtlichen Verhiltnissen so auszuwéhlen und einzurichten, dass insbesondere auch Menschen mit Behinderun-
gen oder Mobilitatsbeeintriachtigungen die Teilnahme an der Wahl erleichtert werde. Der Anteil barrierefreier
Wahlrdume solle daher stets erhoht werden, wobei die Gemeinden jedoch durch die ortlichen Verhéltnisse und
den vorhandenen Gebédudebestand limitiert seien. Sollte ein Wahlraum nicht barrierefrei sein, konne durch einen
zu beantragenden Wahlschein die Stimme in einem Wahllokal des Kreises oder der kreisfreien Stadt mit barrie-
refreiem Zugang abgegeben werden.

3. Stellungnahme der Landeswahlleiterin

Die Landeswabhlleiterin des Landes Nordrhein-Westfalen hat mit Schreiben, das am 4. September 2024 beim
Deutschen Bundestag eingegangen ist, Stellung genommen. Darin verweist sie auf eine weitere Stellungnahme
der Stadt Leverkusen, wonach dort 76 von 108 Wahllokale und damit iiber 70 Prozent der Urnenlokale barrierefrei
seien. An einer Erhohung der Anzahl der barrierefreien Wahllokale arbeite das Wahlamt kontinuierlich. In den
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Wabhlbenachrichtigungen sei iiber den jeweiligen Ort des Wahlraumes und dariiber, ob dieser barrierefrei sei,
informiert worden. Uber die Homepage der Stadt, die Pressearbeit sowie den im Amtsblatt verffentlichten Be-
kanntmachungen sei zudem iiber die Mdglichkeiten der Briefwahl oder der Beantragung eines Wahlscheins, mit
dem in einem barrierefreien Wahlraum des Wahlkreises hitte gewahlt werden konnen, informiert worden. Die
Briefwahl und die Ausstellung eines Wahlscheins hétten auch durch einen Online-Antrag per QR-Code beantragt
werden kénnen, sodass zumindest ein Weg zum Briefkasten hitte vermieden werden kénnen. Im Ubrigen habe
die auf der stadtischen Website wie auch in der lokalen Presse ausgewiesene Moglichkeit bestanden, die Stimme
im Zeitraum vom 8. Mai bis zum 7. Juni 2024 im barrierefreien Briefwahlbiiro vor Ort abzugeben.

4. GegenduBerung des Einspruchsfiihrers

In einem weiteren Schreiben vom 15. Oktober 2024, das am 18. Oktober 2024 beim Deutschen Bundestags ein-
gegangen ist, ergénzt der Einspruchsfiihrer seinen Sachvortrag dahingehend, dass die Diskriminierung seiner Per-
son im Zusammenhang mit der Wahl der Abgeordneten des Europdischen Parlaments aus der Bundesrepublik
Deutschland zu chronischen Depressionen und grolem Leid gefiihrt habe. Die Barrierefreiheit des ihm zugewie-
senen Wahllokals sei nicht nur aufgrund vorhandener Stufen, sondern auch deshalb nicht gewahrleistet gewesen,
weil keine Wahlunterlagen in Brailleschrift vorhanden gewesen seien. Dadurch sei iiber die bereits genannten
Vorschriften hinaus noch das Diskriminierungsverbot gemif Artikel 5 UN-BRK, die Verpflichtung zur Schaffung
eines gleichberechtigten Zugangs zu 6ffentlichen Einrichtungen gemél Artikel 9 UN-BRK, die Freiheit vor er-
niedrigender Behandlung gemif Artikel 15 UN-BRK sowie der Schutz der Unversehrtheit der Person gemaf3
Artikel 17 UN-BRK verletzt worden. Zudem moniert der Einspruchsfiihrer, dass sich der Bundestag verweigere,
eine diesen Anspriichen geniigende Barrierefreiheit rechtlich festzuschreiben.

Seinem Schreiben hat der Einspruchsfiihrer weitere Schilderungen von Personen beigefiigt, die von dhnlich leid-
vollen Erfahrungen im Zusammenhang mit nichtbarrierefreien Wahllokalen berichten. So fiihrt eine Person aus,
dass der Wahlraum mit dem Rollstuhl nur iiber einen anstrengenden Umweg zu erreichen gewesen sei. Deshalb
habe sie vor Ort beschlossen, die Treppen herunterzukriechen. Bei diesem Versuch sei sie von den Wahlhelfern
ausgelacht worden. Die Briefwahl sei hingegen keine Alternative gewesen, weil der ndchstgelegene Briefkasten
mitten auf einer Wiese stehe und zumal von ihrem Wohnort weiter entfernt liege als das Wahllokal. Eine andere
Person berichtet davon, dass sie aufgrund ihrer vorherigen Erfahrungen in ihrem Wahllokal diesmal darauf ver-
zichtet habe, vor Ort im Wahllokal zu wéhlen und stattdessen Briefwahl beantragt habe. Damals sei der fiir Roll-
stithle vorgesehene Eingang zum Wahllokal verschlossen gewesen, woraufhin die Wahlhelfer auf entsprechende
Bitte hin den Rollstuhl getragen hétten, wihrend die betroffene Person die Treppe nur unter starken Schmerzen
habe hoch- und herunterlaufen kdnnen.

Wegen der Einzelheiten wird auf den Inhalt der Akte Bezug genommen.

Entscheidungsgriinde

Soweit der Einspruch nicht bereits unzuldssig ist, ist er unbegriindet.

1. Der Einspruch ist unzuldssig, soweit er sich auf die Anregung zur Vorhaltung von Stimmzettelschablonen in
jedem Wahllokal sowie solche Wahlfehler bezieht, die erst mit dem Schreiben des vom 15. Oktober 2024 geltend
gemacht worden sind.

Der Bundestag entscheidet geméal3 § 26 Absatz 2 des Europawahlgesetzes (EuWG) in Verbindung mit § 1 Absatz 1
und § 2 Absatz 1 des Wahlpriifungsgesetzes (WahlIPrifG) auf Einspruch iiber die Giiltigkeit der Wahlen und die
Verletzung von Rechten bei der Vorbereitung oder Durchfiihrung der Wahl. Ein Antrag darauf, dass Stimmzet-
telschablonen gemif § 50 Absatz 4 EuWO nicht mehr durch die Blindenvereine, sondern die Wahlorgane bereit-
gestellt werden (Bieber/Haag, Europawahlordnung, 2. Auflage 2016, § 50 Randnummer 3), sieht das Wahlprii-
fungsverfahren nicht vor.

Der nachgereichte Sachvortrag des Einspruchsfiihrers ist verfristet, sofern er iiber den Einspruchsgegenstand des
erstmaligen Schreibens hinausgeht und sich auf die verschiedenen Berichte weiterer Personen bezieht, die eben-
falls iiber mangelhafte bis ginzlich fehlende Barrierefreiheit verschiedener Wahlrdume berichten. Gemél § 26
Absatz 2 EuWG in Verbindung mit § 2 Absatz 4 Satz 1 WahlPriifG miissen Wahleinspriiche binnen einer Frist
von zwei Monaten nach dem Wahltag beim Deutschen Bundestag eingehen. Im Hinblick auf die Wahl der Abge-
ordneten des Europdischen Parlaments am 9. Juni 2024 endete diese Frist gemal §§ 188 Absatz 2, 187 Absatz 1
des Biirgerlichen Gesetzbuches (BGB) mit Ablauf des 9. August 2024 (vgl. Winkelmann, WahIPrifG, 1. Aufl.
2012, § 2 Randnummer 9). Diese Frist gilt nicht nur fiir den Einspruchsschriftsatz, sondern auch fiir den gesamten
folgenden Sachvortrag. Nach Fristablauf kann der Einspruchsgegenstand nicht nachtraglich erweitert werden (vgl.
Bundestagsdrucksachen 20/13500, Anlage 24; 18/1710, Anlage 42; 17/4600, Anlage 29; 14/1560, Anlage 30).
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Das gilt auch fiir den Fall, dass die nachtrigliche Erweiterung das urspriingliche Vorbringen insofern belegt, als
dass es den mit einer fehlenden Barrierefreiheit verbundenen Leidensdruck der Betroffenen eindrucksvoll veran-
schaulicht.

2. Im Ubrigen ist der Einspruch unbegriindet. Aus dem Vortrag des Einspruchsfiihrers ergibt sich kein man-
datsrelevanter Versto3 gegen Wahlrechtsvorschriften und mithin auch kein mandatsrelevanter Wahlfehler.

a) Soweit der Einspruchsfiihrer die Verletzung von Vorschriften der UN-Behindertenrechtskonvention riigt,
fehlt es bereits an der hinreichend konkreten Darlegung eines moglichen Wahlfehlers. Nach § 26 Absatz 4 EuWG
koénnen ndmlich nur solche Mallnahmen und Entscheidungen im Wahlpriifungsverfahren angefochten werden, die
sich unmittelbar auf die Verletzung von Wahlrechtsvorschriften beziehen. Nicht Gegenstand des Wahlpriifungs-
verfahrens kann hingegen die Frage sein, in welcher Weise die Bundesrepublik Deutschland die Einhaltung der
ihr aus volkerrechtlichen Vertridgen obliegenden Verpflichtungen im konkreten Einzelfall gewahrleistet (vgl. Bun-
destagsdrucksache 17/1000, Anlage 14).

b) Soweit der Einspruchsfiihrer riigt, dass nicht alle Wahlrdume zum Zeitpunkt der Wahl barrierefrei zuginglich
gewesen seien, liegt kein Wahlfehler vor, wenngleich die Bedeutung der Barrierefreiheit von Wahlrdumen ange-
sichts des Verfassungsgrundsatzes der Allgemeinheit der Wahl nicht genug betont werden kann. Der Wahlprii-
fungsausschuss hat bereits in der Vergangenheit einen verfassungsrechtlichen Anspruch auf einen barrierefreien
Zugang zum Wahlraum verneint (vgl. Bundestagsdrucksachen 18/1710, Anlage 31; 17/3100, Anlage 9; 14/1560,
Anlage 59).

Grundsitzlich sollen gemaB § 39 Absatz 1 Satz 3 EuWO die Wahlrdume nach den ortlichen Verhéltnissen so aus-
gewihlt und eingerichtet werden, dass insbesondere auch Menschen mit Behinderungen oder anderen Mobilitdtsbe-
eintrachtigungen die Teilnahme an der Wahl erleichtert wird (vgl. Schreiber, Bundeswahlgesetz, 12. Auflage 2025,
§ 31 Randnummer 4). Dies gebietet im Ubrigen auch der Grundsatz der Offentlichkeit der Wahl gemiB § 47 EuWO,
wonach jedermann Zutritt zum Wahlraum haben muss, um neben der Ausiibung des Wahlrechts die Ordnungsge-
méBheit der Wahlhandlung sowie der Ermittlung und Feststellung des Wahlergebnisses iiberpriifen zu kénnen. Die
Gemeindeverwaltungen haben nach § 39 Absatz 1 Satz 4 EuWO friihzeitig und in geeigneter Weise mitzuteilen,
insbesondere in der Wahlbenachrichtigung geméaB § 18 Absatz 1 Nummer 7 EuWO, welche Wahlrdume barrierefrei
sind und an welchen Stellen entsprechende Hilfsmittel zur Wahl zur Verfligung stehen. Die Barrierefreiheit auf
Lianderebene beurteilt sich nach den Behindertengleichstellungsgesetzen der Lander. Nach § 4 Absatz 1 des Behin-
dertengleichstellungsgesetzes NRW (BGG NRW) definiert sich die Barrierefreiheit als ein Zustand der Auffindbar-
keit, Zugénglichkeit und Nutzbarkeit der gestalteten Lebensbereiche fiir alle Menschen. Danach miissen der Zugang
und die Nutzung insbesondere fiir Menschen mit Behinderung in der allgemein iiblichen Weise, das heiflit ohne
besondere Erschwernis und grundsitzlich auch ohne fremde Hilfe moglich sein.

Vor diesem Hintergrund ist ein Wahlraum, der lediglich iiber eine Treppe zuginglich ist, flir Menschen mit einer
Gehbehinderung offensichtlich nicht ohne weitere Unterstiitzung zugénglich und entspricht somit nicht den Anfor-
derungen des § 39 Absatz 1 Satz 3 EuWO (vgl. Bieber/Haag, Europawahlordnung, 2. Auflage 2016, § 39 Rand-
nummer 1). Die Auswahl und Einrichtung von nicht barrierefreien Wahlrdumen stellt jedoch nicht von vornherein
einen mandatsrelevanten Wahlfehler dar (vgl. Bundestagsdrucksachen 18/1710, Anlage 31; 17/3100, Anlage 9;
14/1560, Anlage 59). Vielmehr handelt es sich bei § 39 Absatz 1 EuWO um keine zwingende Vorgabe fiir die
Gemeindebehdrde, sondern um eine Soll-Vorschrift, die eine Abweichung etwa in solchen Fillen zulésst, wenn
wegen atypischer Umsténde eine Bereitstellung barrierefreier Wahlraume praktisch nicht moglich ist (vgl. Bdtge/En-
gelbrecht, Europawahlrecht, § 39 EuWO, Randnummer 2 und § 16 EuWG, Randnummer 4; vgl. auch BVerwG,
Urteil vom 10. September 1992 — 5 C 80/88 — juris, Randnummer 16). Danach werden die Gemeinden lediglich dazu
angehalten, moglichst barrierefreie Wahlrdume auszuwahlen und einzurichten. Es kann deshalb keine grundsétzliche
Verpflichtung angenommen werden, einen barrierefreien Zugang zu jedem Wahlraum und damit ,,die eine* verfas-
sungsmifige Ausgestaltung der gesetzlichen Zielvorgabe zu gewéhrleisten.

Bei der Auswahl der Wahlrdume handelt es sich um eine Ermessensentscheidung der Gemeindebehorde, in die diese
alle in Betracht kommenden Aspekte einzubeziehen und gegeneinander abzuwégen hat, damit allen Wahlberechtig-
ten die Teilnahme an der Wahl nach Mdglichkeit erleichtert wird. Hierbei sind die Interessen von Menschen mit
Behinderung in besonderem Maf3e zu beriicksichtigen. Daneben sind aber auch die ortlichen Verhiltnisse und mog-
liche Kosten zu beriicksichtigen (vgl. Bundestagsdrucksachen 18/1710, Anlage 31; 17/3100, Anlage 9; 14/1560,
Anlage 59). Vorliegend wurden keine Anhaltspunkte vorgetragen und sind auch nicht anderweitig ersichtlich, die
einen Ermessensfehler bei der Auswahl der Wahlrdume nahelegen. Vielmehr hat die Landeswahlleiterin dargelegt,
dass bereits iiber 70 Prozent der Urnenlokale in der Stadt Leverkusen barrierefrei sind und das Wahlamt an einem
kontinuierlichen Ausbau eines entsprechenden Angebots arbeitet. Insofern wurden die Interessen von Menschen mit
Behinderungen bei der Auswahl und Einrichtung der Wahlrdume besonders beriicksichtigt.
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Weiter hat die Gemeinde dem Einspruchsfiihrer gemél3 § 18 Absatz 1 Nummer 2 EuWO und § 39 Absatz 1 Satz 4
EuWO friihzeitig und in geeigneter Weise mitgeteilt, dass der ihm zugeteilte Wahlraum nicht barrierefrei ist.
Dadurch wurde es ihm ermoglicht, die Briefwahlunterlagen oder einen Wahlschein zur Ausiibung des Wahlrechts
in einem anderen — dann barrierefreien — Wahlraum zu beantragen. Die Briefwahl bzw. die Ausstellung eines
Wahlscheins hitte dabei auch mittels eines Online-Antrages per QR-Code beantragt werden konnen, sodass zu-
mindest ein Weg zum Briefkasten hétte vermieden werden kénnen. Zudem bestand die Moglichkeit der Stimm-
abgabe im barrierefreien Briefwahlbiiro.

c¢) Die Moglichkeit zur Briefwahl ist auch nicht im Hinblick auf den Wahlrechtsgrundsatz der geheimen Wahl
im Sinne des Artikel 38 Absatz 1 GG zu beanstanden. Zunéchst ist darauf hinzuweisen, dass der Wahlpriifungs-
ausschuss in stdndiger Praxis des Wahlpriifungsverfahrens die VerfassungsméaBigkeit der fiir die Wahl geltenden
Rechtsvorschriften nicht iiberpriift (vgl. Bundestagsdrucksachen 20/5800, Anlage 19; 20/5800, Anlage 19;
20/4000, Anlage 16). Eine derartige Kontrolle ist dem Bundesverfassungsgericht vorbehalten, bei dem im Rah-
men einer Wahlpriifungsbeschwerde gegen den Beschluss des Deutschen Bundestages Einspruch eingelegt wer-
den kann (vgl. BVerfGE 156, 224 [237]). Dessen ungeachtet sehen der Wahlpriifungsausschuss und der Deutsche
Bundestag keinen Anlass, an der VerfassungsméiBigkeit der fiir die Briefwahl maB3geblichen Vorschriften der § 6
Absatz 5 Buchstabe b) EuWG in Verbindung mit den §§ 7, 24 ff., 38 Absatz 4, 59 und 67 f. EuWO zu zweifeln.
Die Zulassung der Briefwahl dient dem Ziel, eine mdglichst umfassende Wahlbeteiligung zu erreichen und damit
dem Grundsatz der Allgemeinheit der Wahl Rechnung zu tragen (BVerfGE 134, 25 [30]). Dieser Grundsatz stellt
jedenfalls im Zusammenhang mit der Briefwahl damit eine zum Grundsatz der Geheimheit der Wahl gegenldufige
verfassungsrechtliche Grundentscheidung dar, welche nach der stindigen Rechtsprechung des Bundesverfas-
sungsgerichts auch im Hinblick auf die Wahl der Abgeordneten des Europdischen Parlaments aus der Bundesre-
publik Deutschland geeignet ist, Einschrankungen anderer Grundentscheidungen der Verfassung zu rechtfertigten
(vgl. BVerfGE 134, 25 [30 f.]; 123, 39 [75]; 59, 119 [125 ff.]). Vor diesem Hintergrund ist dem Grundsatz der
Geheimheit hinreichend Rechnung getragen, wenn jeder Wahlberechtigte sein Wahlrecht so ausiiben kann, dass
keine andere Personen Kenntnis von der individuellen Wahlentscheidung erhalten kénnen. Den Wahlberechtigten
ist es bei der Briefwahl weitgehend selbst liberlassen, fiir die Gewéhrleistung des Wahlgeheimnisses entsprechend
Sorge zu tragen (vgl. BVerfGE 134, 25 [30]; 21, 200 [205]). Insofern oblag es dem Einspruchsfiihrer, in eigener
Verantwortung die Bedingungen dafiir zu schaffen, den Stimmzettel unbeobachtet kennzeichnen, in den Wahl-
umschlag legen und die personliche Kennzeichnung des Stimmzettels eidesstattlich versichern zu konnen. Dass
dies im Einzelfall mit nur schwer iiberwindbaren Hiirden verbunden gewesen ist, vermag dabei noch zu keinem
anderen Ergebnis fiihren.

d) Auch wenn der Wahleinspruch letztlich unbegriindet ist, unterstreicht der Wahlpriifungsausschuss gleich-
wohl die besondere Bedeutung der Auswahl und Einrichtung barrierefreier Wahlrdume, um die Teilnahme an der
Wabhl auch fiir Menschen mit Behinderung so einfach wie moglich zu gestalten.
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Anlage 26

Beschlussempfehlung

Zum Wahleinspruch mit dem Az.

— EuWP 57/24 —

hat der Wahlpriifungsausschuss in seiner Sitzung vom 10. Juli 2025 beschlossen,
dem Deutschen Bundestag folgenden Beschluss zu empfehlen:

Der Wahleinspruch wird zuriickgewiesen.

Tatbestand

Mit Schreiben an die Bundeswahlleiterin vom 7. August 2024, welches am 8. August 2024 an den Deutschen
Bundestag weitergeleitet worden ist, hat der Einspruchsfiihrer Wahleinspruch gegen die Europawahl am 9. Juni
2024 eingelegt.

1. Vortrag des Einspruchsfiihrers

Der Einspruchsfiihrer riigt, dass ihm das Wahlrecht entzogen worden sei. Er habe, wie {iblich, am Wahlsonntag
seine Stimme fiir die Europawahl und die Kommunalwahl im Wahllokal in der Georgenstraf3e in Naumburg ab-
geben wollen. Dabei habe sich herausgestellt, dass er nicht in das Wahlerverzeichnis eingetragen gewesen sei.
Nach Riicksprache der Wahlvorsteherin mit der Stadtverwaltung sei ihm mitgeteilt worden, dass er nicht wahlbe-
rechtigt sei, da er ,,wohnsitzlos®, also obdachlos, sei. Der Einspruchsfiihrer gehe insofern von einem behordlichen
und/oder gesetzgeberischen Versagen aus, da er nicht obdachlos sei und bis zum Zeitpunkt seines Schreibens dazu
seitens des Meldeamts oder irgendeiner anderen Behorde auch keinerlei Nachfrage ihm gegeniiber erfolgt sei. Der
Einspruchsfiihrer trigt vor, somit gleichgestellt zu sein mit ,,verurteilten Gewaltverbrechern, denen als einzige
laut Grundgesetz das Wahlrecht per Gerichtsbeschluss entzogen werden kdnne. Er werde ohne sein Wissen als
Obdachloser geflihrt, sei dariiber nicht informiert worden und habe somit von der Wahlmoglichkeit durch Eintra-
gung in das Wihlerverzeichnis, die fiir den Fall der Obdachlosigkeit vorgesehen sei, keinen Gebrauch machen
konnen. Sowohl das Wahlgesetz als auch das Meldegesetz seien einzeln oder in Kombination wahlrechtsentzie-
hend und somit verfassungswidrig.

2. Stellungnahme der Landeswahlleiterin

Mit Schreiben vom 12. September 2024 hat die Landeswahlleiterin des Landes Sachsen-Anhalt zum Einspruch
Stellung genommen. Sie bezieht sich auf hierzu eingeholte Stellungnahmen des Kreiswahlleiters Burgenlandkreis
und der Stadt Naumburg (Saale). Nach Angaben der Stadt sei der Einspruchsfiihrer aufgrund der Abmeldung
durch die Wohnungsgeberin und Ehefrau zum 31. Dezember 2023 melderechtlich unbekannt verzogen, so dass
er zum mafigeblichen Stichtag, dem 28. April 2024, nicht im Wihlerverzeichnis einzutragen gewesen sei. Antrige
zur Aufnahme in das Wihlerverzeichnis oder auf Berichtigung des Wihlerverzeichnisses seien vom Einspruchs-
fithrer nicht gestellt worden, so dass er am Wahltag nicht zur Wahl zugelassen worden sei.

Die Zuriickweisung des Einspruchsfiihrers von der Wahl in der Stadt Naumburg (Saale) mangels Eintragung in
das Wihlerverzeichnis lasse nach Auffassung der Landeswahlleiterin keinen Wahlfehler erkennen. GeméalB § 15
Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 der Europawahlordnung (EuWO) seien von Amts wegen alle Wahlberechtigten in das
Waihlerverzeichnis einzutragen, die am 42. Tage vor der Wahl (Stichtag) bei der Meldebehorde gemeldet seien.
Diese Voraussetzungen hétten zum Stichtag nicht vorgelegen, da der Einspruchsfiihrer nach der erfolgten Abmel-
dung durch die Wohnungsgeberin und Ehefrau zum 31. Dezember 2023 zum mafBgeblichen Stichtag fiir die Ein-
tragung in das Wihlerverzeichnis, dem 28. April 2024, keine Wohnung im melderechtlichen Sinne in der Stadt
Naumburg (Saale) innegehabt habe. Soweit der Einspruchsfiihrer an einer anderen Meldeadresse in der Stadt
Naumburg (Saale) wohnhaft gewesen sei, habe er es versdumt, sich melderechtlich umzumelden. Soweit der Ein-
spruchsfiihrer ohne festen Wohnsitz gewesen sei, hitte er die Eintragung in das Wahlerverzeichnis nach § 15
Absatz 2 Nummer 1 Buchstabe b EuWO bis zum 21. Tag vor der Wahl (19. Mai 2024) beantragen konnen, was
jedoch ebenfalls nicht erfolgt sei. Auch habe der Einspruchsfiihrer weder von der Mdglichkeit der Einsicht in das
Waihlerverzeichnis Gebrauch gemacht noch innerhalb der Einspruchsfrist Einspruch gegen die Unrichtigkeit oder
Unvollstindigkeit des Wahlerverzeichnisses erhoben (§ 20 EuWO, § 21 Absatz 1 EuWO). Die Stadt Naumburg
(Saale) habe die hierfiir relevante Bekanntmachung iiber das Recht auf Einsicht in das Wéhlerverzeichnis, den
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Zugang der Wahlbenachrichtigungen und die Erteilung von Wahlscheinen fiir die Wahl zum Européischen Par-
lament auf Grundlage des § 19 Absatz 1 EuWO form- und fristgerecht am 9. April 2024 vorgenommen, so dass
dem Einspruchsfiihrer ein rechtzeitiges Handeln noch moglich gewesen wire, um eine Eintragung in das Wihler-
verzeichnis zu beantragen und sein Wahlrecht ausiiben zu kdnnen. Letztlich sei der Einspruchsfiihrer auch nicht
titig geworden, als ihm keine Wahlbenachrichtigung zugegangen sei. Die Erteilung eines Wahlscheines am Wahl-
tag auf Grundlage des § 24 Absatz 2 EuWO i. V. m. § 26 Absatz 4 Satz 2 EuWO sei aufgrund des selbst verschul-
deten Versdumens der Einspruchsfrist nach § 21 Absatz 1 EuWO nicht in Betracht gekommen. Im Ergebnis sei
der Einspruchsfiihrer am Wahltag auf Grundlage des § 49 Absatz 6 Satz 1 Nummer 1 EuWO rechtsfehlerfrei
zuriickgewiesen worden.

Dem Einspruchsfiihrer ist mit Schreiben des Sekretariats des Wahlpriifungsausschusses vom 17. September 2024
die Stellungnahme der Landeswahlleiterin zur Kenntnis gegeben und die Mdglichkeit zur Erwiderung gegeben
worden. Von dieser Moglichkeit hat der Einspruchsfiihrer jedoch keinen Gebrauch gemacht.

Wegen der Einzelheiten des Vortrags wird auf den Inhalt der Akte Bezug genommen.

Entscheidungsgriinde

Der Einspruch ist zuldssig, aber unbegriindet. Dem Vortrag des Einspruchsfiihrers lisst sich kein mandatsrele-
vanter Versto3 gegen Wahlrechtsvorschriften und damit kein Wahlfehler entnehmen.

1. Die Zuriickweisung des Einspruchsfiihrers im Wahllokal begriindet keinen Wahlfehler. Nach § 6 des Euro-
pawahlgesetzes (EuWG) und § 4 EuWG i. V. m. § 14 Absatz 1 des Bundeswahlgesetzes (BWG) diirfen nur Wahl-
berechtigte wihlen, die in ein Wéhlerverzeichnis eingetragen sind oder einen Wahlschein besitzen. Geméal § 49
Absatz 6 Satz 1 Nummer 1 EuWO hat der Wahlvorstand im Wahlraum einen Wéhler zuriickzuweisen, der nicht
in das Wihlerverzeichnis eingetragen ist und keinen Wahlschein besitzt. Der Einspruchsfiihrer war nicht in das
Waihlerverzeichnis eingetragen und auch nicht im Besitz eines Wahlscheins.

2. Ein Wahlfehler liegt auch nicht darin, dass der Einspruchsflihrer nicht im Wihlerverzeichnis der Stadt Naum-
burg (Saale) eingetragen war. Wie von der Landeswahlleiterin in ihrer Stellungnahme zutreffend ausgefiihrt, sind
gemadl § 15 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 EuWO alle Wahlberechtigten, die am 42. Tage vor der Wahl (Stichtag)
bei der Meldebehorde gemeldet sind, von Amts wegen in das Wéhlerverzeichnis einzutragen. Da der Einspruchs-
fithrer nach der Abmeldung zum 31. Dezember 2023 am maf3igeblichen Stichtag, dem 28. April 2024, nicht in der
Stadt Naumburg (Saale) gemeldet war, war er nicht von Amts wegen in das Wihlerverzeichnis einzutragen. Im
Ubrigen wire eine Eintragung in das Wihlerverzeichnis nur auf Antrag mdglich gewesen. Soweit der Einspruchs-
fithrer infolge der Abmeldung ohne festen Wohnsitz war, hétte er die Eintragung in das Wéhlerverzeichnis gemaf
§ 15 Absatz 2 Nummer 1 Buchstabe b EuWO bis zum 21. Tag vor der Wahl, das heilit bis zum 19. Mai 2024,
beantragen kénnen. Einen solchen Antrag hat der Einspruchsfiihrer jedoch nicht gestellt. Uberdies besteht die
Moglichkeit der Einsichtnahme in das Wéhlerverzeichnis gemif3 § 20 EuWO und des Einspruchs wegen Unrich-
tigkeit oder Unvollstindigkeit des Wahlerverzeichnisses geméB § 21 EuWO. Die Stadt Naumburg (Saale) hat die
offentliche Bekanntmachung {iber das Recht auf Einsicht in das Wéhlerverzeichnis, den Zugang der Wahlbenach-
richtigungen und die Erteilung von Wahlscheinen fiir die Wahl zum Europiischen Parlament auf Grundlage des
§ 19 Absatz 1 EuWO form- und fristgerecht am 9. April 2024 vorgenommen. Der Einspruchsfiihrer hat von der
Moglichkeit der Einsichtnahme und des Einspruchs gegen das Wéhlerverzeichnis jedoch keinen Gebrauch ge-
macht.

Soweit der Einspruchsfiihrer die VerfassungsmiBigkeit der vorgenannten Vorschriften angreift, ist zunéchst da-
rauf hinzuweisen, dass der Wahlpriifungsausschuss und der Deutsche Bundestag in stdndiger Beschlusspraxis im
Rahmen eines Wahlpriifungsverfahrens die VerfassungsmaBigkeit der fiir die Wahl geltenden Rechtsvorschriften
nicht iiberpriifen. Eine derartige Kontrolle ist stets dem Bundesverfassungsgericht vorbehalten worden, bei dem
im Rahmen einer Wahlpriifungsbeschwerde gegen den Beschluss des Deutschen Bundestages Einspruch eingelegt
werden kann (vgl. zuletzt Bundestagsdrucksache 20/13500, Anlagen 2, 13, 16 und 29). Ungeachtet dessen hat der
Deutsche Bundestag jedoch keine Zweifel an der VerfassungsméBigkeit der Vorschriften {iber die Eintragung in
das Wihlerverzeichnis, welche als formelle Wahlrechtsvoraussetzung die Einhaltung des Verbots einer ,,Doppel-
wahl“ gewiahrleistet (vgl. Thum, in: Schreiber, BWahlG, 11. Auflage 2021, § 14, Randnummer 3). In den Féllen,
in denen trotz materieller Wahlberechtigung keine Eintragung in das Wahlerverzeichnis von Amts wegen erfolgt,
ist dies auf Antrag moglich, so dass die Ausiibung des Wahlrechts gewéhrleistet wird (vgl. Bundestagsdrucksa-
che 19/1990, Anlage 33). Die Moglichkeiten der Einsichtnahme und des Einspruchs gegen das Wéhlerverzeichnis
wegen Unrichtigkeit oder Unvollstdndigkeit bieten insofern auch hinreichende Korrekturmoglichkeiten, falls eine
Eintragung in das Wéhlerverzeichnis falschlicherweise nicht erfolgt ist oder der Wahlberechtigte irrtiimlich von
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einer Eintragung von Amts wegen ausgegangen ist. SchlieBlich besteht, unter anderem fiir den Fall des unver-
schuldeten Versdumens der Antrags- oder Einspruchsfrist, die Moglichkeit der Wahlteilnahme mit einem selbst-
standigen Wahlschein gemil § 24 Absatz 2 EuWO (siehe dazu den nachfolgenden Abschnitt 3.).

3. Auch darin, dass dem Einspruchsfiihrer am Wahltag kein sogenannter selbststindiger Wahlschein gemaf
§ 24 Absatz 2 EuWO ausgestellt wurde, ist kein Wahlfehler zu erkennen. Gemaf § 24 Absatz 2 Nummer 1 EuWO
erhélt ein Wahlberechtigter, der nicht in das Wihlerverzeichnis eingetragen ist, auf Antrag einen Wahlschein,
wenn er nachweist, dass er ohne sein Verschulden die Antragsfrist zur Eintragung in das Wahlerverzeichnis oder
die Einspruchsfrist fiir einen Einspruch gegen das Wihlerverzeichnis wegen Unrichtigkeit oder Unvollstindigkeit
versdumt hat. Von einem fehlenden Verschulden wird etwa ausgegangen, wenn ein Wahlberechtigter, ohne in das
Waihlerverzeichnis eingetragen zu sein, eine Wahlbenachrichtigung erhalten hat und im Vertrauen darauf keine
Einsicht in das Wéhlerverzeichnis genommen hat. Wer aber keine — iiblicherweise zu erwartende — Wahlbenach-
richtigung erhalten hat und dennoch keine Einsicht in das Wahlerverzeichnis genommen hat, kann sich in der
Regel nicht auf fehlendes Verschulden berufen (vgl. Engelbrecht/Bdtge, Europawahlrecht, § 24 EuWO, Rand-
nummer 3). Der Einspruchsfiihrer hat, obwohl er keine Wahlbenachrichtigung erhalten hat, von der Moglichkeit
der Einsichtnahme in das Wihlerverzeichnis keinen Gebrauch gemacht. Da die Wahlberechtigung des Ein-
spruchsfiihrers auch nicht erst nach Ablauf der Antrags- und Einspruchsfrist entstanden oder im Einspruchsver-
fahren festgestellt worden ist, lagen auch die Voraussetzungen fiir die Erteilung eines selbststdndigen Wahlscheins
gemal § 24 Absatz 2 Nummer 2 und 3 EuWO nicht vor.
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Anlage 27

Beschlussempfehlung

Zum Wahleinspruch mit dem Az.

— EuWP 58/24 —

hat der Wahlpriifungsausschuss in seiner Sitzung vom 10. Juli 2025 beschlossen,
dem Deutschen Bundestag folgenden Beschluss zu empfehlen:

Der Wahleinspruch wird zuriickgewiesen.

Tatbestand

Mit Schreiben vom 5. August 2024, welches am 9. August 2024 beim Deutschen Bundestag eingegangen ist, hat
der Einspruchsfithrer Wahleinspruch gegen die Europawahl am 9. Juni 2024 eingelegt.

1. Vortrag des Einspruchsfiihrers

Der Einspruchsfiihrer riigt im Wesentlichen, dass es ihm im Klinikum Region Hannover (KRH) in Wunstorf nicht
ermoglicht worden sei, in Form der Urnenwahl an der Wahl teilzunehmen. Es gehe ihm jedoch nicht nur um seine
personliche Wahl an der Urne, sondern auch darum, fiir seine Mitpatienten die Wahl an der Urne zu ermoglichen.
Der Einspruchsfiihrer trigt vor, dass in der Forensik ,,jeder Demokratiegegner eine giiltige Briefwahl verhindern
konne.

Er nimmt Bezug auf einen Schriftwechsel mit der Bundeswahlleiterin und der Stadt Wunstorf sowie auf Vorginge
beim Europaparlament, bei der Europdischen Kommission und bei einem Landgericht; die Schilderung ist im
Einzelnen jedoch nicht nachvollziehbar. Er erkldrt, dass er seinen Vortrag nicht mit Kopien belegen konne, da
ihm eine Kopiermoglichkeit verweigert werde. Der Einspruchsfiihrer verweist zudem auf einen Vorgang im Zu-
sammenhang mit einer ,,Wahl am 9. Okt. 2022 (??)“, bei dem sein Wahlbrief zunéchst von einer anderen Klinik
und sodann vom KRH weggeschlossen worden sei. Auch in diesem Fall sei keine Urnenwahl ermdglicht worden.
Weiter fiihrt der Einspruchsfiihrer aus, dass er ausreichend Belege dafiir habe, dass die Bundesrepublik Deutsch-
land nicht giiltig wéhlen lassen wolle. Er habe sich iiber einen langen Zeitraum fiir das Wahlrecht eingesetzt und
spéter erfahren, dass er nicht wahlberechtigt gewesen sei.

2. Stellungnahme der Landeswahlleiterin

Mit Schreiben vom 11. September 2024 hat die Niedersdchsische Landeswahlleiterin zum Vortrag des Ein-
spruchsfiihrers Stellung genommen. Sie bezieht sich auf eine hierzu eingeholte Stellungnahme der Stadt Wunst-
orf. Nach Angaben der Stadt sei der Einspruchsfiihrer nicht in Wunstorf, sondern mit alleinigem Wohnsitz in der
Stadt Osnabriick gemeldet, so dass er nicht gemdB § 15 Absatz 1 Nummer 4 der Europawahlordnung (EuWO)
i. V. m. § 4 des Europawahlgesetzes (EuWG) und § 12 Absatz 4 Nummer 3 des Bundeswahlgesetzes (BWG) von
Amts wegen in das Wéhlerverzeichnis der Stadt Wunstorf eingetragen worden sei. Vielmehr sei der Einspruchs-
filhrer aufgrund seines Wohnsitzes gemél § 15 Absatz 1 Nummer 1 EuWO in das Wéhlerverzeichnis der Stadt
Osnabriick eingetragen gewesen. Eine Meldepflicht nach § 32 Absatz 1 des Bundesmeldegesetzes (BMQ) fiir die
Zeit des Aufenthaltes im KRH Wunstorf, die zu einer Eintragung in das Wéhlerverzeichnis der Stadt Wunstorf
von Amts wegen gefiihrt hétte, habe fiir den Einspruchsfiihrer nicht bestanden. Der Einspruchsfiihrer habe am
21. Mai 2024 einen Antrag auf Eintragung in das Wihlerverzeichnis der Stadt Wunstorf gestellt. Dies sei somit
zwei Tage nach der in § 17 Absatz 1 EuWO festgelegten Ausschlussfrist (19. Mai 2024) erfolgt, so dass der Ein-
spruchsfiihrer nicht mehr in das Wahlerverzeichnis der Stadt Wunstorf habe aufgenommen werden kénnen. Dies
habe die Stadt dem Einspruchsfiihrer mit Schreiben vom 29. Mai 2024 mitgeteilt und auf die Mdglichkeit der
Beantragung von Briefwahlunterlagen bei der Stadt Osnabriick hingewiesen.

Weiter habe die Stadt Wunstorf mitgeteilt, dass Personen, die unter der Anschrift des Klinikums gemeldet und in
das Wihlerverzeichnis der Stadt Wunstorf eingetragen gewesen seien, von dieser eine Wahlbenachrichtigungs-
karte erhalten hatten, mit der sie entweder Briefwahlunterlagen hétten beantragen oder in dem fiir das Klinikum
zustindigen Wahlbezirk durch Urnenwahl ihre Stimme hétten abgeben konnen. Das Klinikum sei ein psychiatri-
sches Krankenhaus, in dem psychische Erkrankungen stationir behandelt wiirden und auBlerdem der Mafregel-
vollzug durchgefiihrt werde. Die meisten der dort aufhiiltigen Patienten diirften sich in der Offentlichkeit bewegen
und hétten somit die Moglichkeit, an der Urnenwahl teilzunehmen oder per Briefwahl ihre Stimme abzugeben.
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Ob der Einspruchsfiihrer das Klinikum habe verlassen diirfen, sei der Stadt Wunstorf jedoch nicht bekannt. Zwar
solle die Gemeindebehorde gemil § 13 Absatz 1 EuWO fiir Krankenhéuser und gleichartige Einrichtungen mit
einer groBeren Anzahl an Wahlberechtigten, die keinen Wahlraum auf3erhalb der Einrichtung aufsuchen konnen,
bei entsprechendem Bediirfnis Sonderwahlbezirke oder in kleineren Einrichtungen bei entsprechendem Bediirfnis
gemdB § 8 EuWO zumindest bewegliche Wahlvorstinde bilden. Ein Bediirfnis fiir die Einrichtung eines Sonder-
wahlbezirks oder eines beweglichen Wahlvorstandes sei nach Auskunft der Stadt Wunstorf aber weder in der
Vergangenheit noch bei der Europawahl 2024 vom KRH Wunstorf an die Gemeinde herangetragen worden. Un-
abhdngig davon setze die Wahlteilnahme in einem eingerichteten Sonderwahlbezirk oder vor einem beweglichen
Wahlvorstand stets die Eintragung im 6rtlichen Wéhlerverzeichnis, was im Fall des Einspruchsfiihrers nicht ge-
geben gewesen sei, sowie die Beantragung eines Wahlscheins voraus.

Aus Sicht der Niedersdchsischen Landeswahlleiterin sei das Vorgehen der Stadt Wunstorf nicht zu beanstanden
und der Einspruchsfiihrer nicht in seinen Rechten verletzt worden. Der Einspruchsfiihrer habe die Moglichkeit
gehabt, Briefwahlunterlagen bei der Stadt Osnabriick zu beantragen, dies jedoch abgelehnt.

Dem Einspruchsfiihrer ist mit Schreiben des Sekretariats des Wahlpriifungsausschusses vom 17. September 2024
die Stellungnahme der Landeswahlleiterin zur Kenntnis gegeben und die Mdglichkeit zur Erwiderung gegeben
worden. Von dieser Moglichkeit hat der Einspruchsfiihrer jedoch keinen Gebrauch gemacht.

Wegen der Einzelheiten des Vortrags wird auf den Inhalt der Akte Bezug genommen.

Entscheidungsgriinde

Der Einspruch ist nur teilweise zuldssig. Soweit er zuldssig ist, ist er unbegriindet.
L

Der Einspruch ist nur zuléssig, soweit er die nicht ermdglichte Urnenwahl im KRH Wunstorf und eine mogliche
Teilnahme an der Europawahl 2024 mittels Briefwahl betrifft. Soweit der Einspruchsfiihrer dariiber hinaus Vor-
ginge im Zusammenhang mit fritheren, nicht konkret bezeichneten Wahlen anfiihrt, ist der Einspruch jedenfalls
verfristet. Ein Einspruch gegen eine Bundestagswahl oder eine Europawahl muss gemil3 § 2 Absatz 4 Satz 1 des
Wahlpriifungsgesetzes (WahlPriifG), im Falle einer Europawahl i. V. m. § 4 EuWG, binnen einer Frist von zwei
Monaten nach dem jeweiligen Wahltag beim Deutschen Bundestag eingehen. Diese Frist war zum Zeitpunkt des
Einspruchseingangs am 9. August 2024 fiir sémtliche Wahlen vor dem 9. Juni 2024 bereits abgelaufen.

IL

Im Ubrigen ist der Einspruch unbegriindet. Dem Vortrag des Einspruchsfiihrers l4sst sich kein mandatsrelevan-
ter Verstoll gegen Wahlrechtsvorschriften und damit kein Wahlfehler entnehmen.

Es ist kein Wahlfehler darin zu erkennen, dass im KRH Wunstorf keine Gelegenheit zur Urnenwahl geschaffen
wurde. Die Wahlvorschriften sehen keine generelle Verpflichtung der Wahlbehorden zur Einrichtung einer Gele-
genheit zur Urnenwahl vor. Gemdl3 § 13 EuWO soll die Gemeindebehdrde fiir Krankenhiuser und gleichartige
Einrichtungen mit einer groBeren Anzahl von Wahlberechtigten, die keinen Wahlraum auflerhalb der Einrichtung
aufsuchen konnen, bei entsprechendem Bediirfnis Sonderwahlbezirke zur Stimmabgabe fiir Wahlscheininhaber
bilden. Fiir die Stimmabgabe in kleineren Krankenhdusern, kleineren Alten- oder Pflegeheimen, Kldstern, sozial-
therapeutischen Anstalten und Justizvollzugsanstalten sollen geméf § 8 Satz 1 i. V. m. § 55 Absatz 1 EuWO bei
entsprechendem Bediirfnis und soweit moglich bewegliche Wahlvorstéinde gebildet werden, um die Stimmabgabe
von dort anwesenden Wahlberechtigten mit Wahlschein zu ermdglichen.

1.  Eine Rechtsverletzung des Einspruchsfiihrers ist insofern bereits deshalb ausgeschlossen, da er auch bei Bil-
dung eines Sonderwahlbezirks gemdB § 13 EuWO oder eines beweglichen Wahlvorstands gemif3 § 8 EuWO nicht
zum Kreis der dort formell Wahlberechtigten gehort hitte. Gemdl3 § 54 Absatz 1 EuWO wird zur Stimmabgabe
in Sonderwahlbezirken jeder in der Einrichtung anwesende Wahlberechtigte zugelassen, der einen fiir den Kreis
oder die kreisfreie Stadt giiltigen Wahlschein hat. Ebenso setzt die Stimmabgabe vor einem beweglichen Wahl-
vorstand gemal § 55 Absatz 1 sowie § 57 Absatz 1 EuWO den Besitz eines giiltigen Wahlscheins fiir den Kreis
oder die kreisfreie Stadt voraus. Gemal3 § 25 1. V. m. § 28 Absatz 1 EuWO wird der Wahlschein von der Gemein-
debehorde erteilt, in deren Wihlerverzeichnis der Wahlberechtigte eingetragen ist oder hétte eingetragen werden
miissen. Der Einspruchsfiihrer war nicht im Besitz eines fiir die Stadt Wunstorf giiltigen Wahlscheins und hétte
einen solchen auch nicht erhalten konnen, da er nicht im Wahlerverzeichnis der Stadt Wunstorf, sondern gemél
§ 15 Absatz 1 EuWO im Wihlerverzeichnis der Stadt Osnabriick eingetragen war. Der Einspruchsfiihrer hat zwar
einen Antrag auf Eintragung in das Wahlerverzeichnis der Stadt Wunstorf gestellt. Dieser war jedoch verfristet,
da er erst am 21. Mai 2024, mithin nach dem Fristablauf am 19. Mai 2024 (21. Tag vor der Wahl, § 17 Absatz 1
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Satz 1 EuWO), bei der Stadt Wunstorf einging. Zudem war der Einspruchsfiihrer weder zum Zeitpunkt der Er-
stellung des Wahlerverzeichnisses noch zum Zeitpunkt des Antrags in Wunstorf gemeldet.

2. Im Ubrigen ergibt sich aus dem Vortrag des Einspruchsfiihrers nicht, dass ein Sonderwahlbezirk oder ein
beweglicher Wahlvorstand hétte gebildet werden miissen. Einen gesetzlichen Anspruch auf Ausiibung des Wahl-
rechts per Umenwahl in Unterbringungseinrichtungen gibt es nicht (vgl. Seedorf, in: Schreiber, BWahlG, 11. Auf-
lage 2021, § 12 Randnummer 67). Sowohl § 13 EuWO als auch § 8 EuWO setzen insofern ein entsprechendes
Bediirfnis voraus. Ein solches Bediirfnis ergibt sich nicht bereits aus dem Begehren eines einzelnen Patienten,
insbesondere wenn dieser — wie vorliegend der Einspruchsfiihrer — mangels Eintragung in das Wahlerverzeichnis
vor Ort nicht formell wahlberechtigt ist (vgl. Bundestagsdrucksache 17/6300, Anlagen 8 und 9). Vielmehr besteht,
wie der Wahlpriifungsausschuss in stindiger Entscheidungspraxis feststellt, insoweit ein groBer Entscheidungs-
spielraum der Gemeindebehdrden (vgl. Bundestagsdrucksachen 14/2761 Anlage 15; 15/2400, Anlage 6, 16/3600,
Anlage 39; 17/2200, Anlage 3; 17/6300, Anlagen 3, 8 und 9; 19/5200, Anlage 59), wobei stets auch die Mdglich-
keit der Briefwahl zu beriicksichtigen ist. So besteht seit Einfiihrung der Briefwahl keine zwingende Notwendig-
keit, in Justizvollzugsvollzugsanstalten oder den in § 13 Absatz 1 Satz 1 genannten Einrichtungen bewegliche
Wabhlvorstinde einzurichten, sofern nicht besondere Griinde vorliegen (vgl. zuletzt Bundestagsdrucksa-
che 19/5200, Anlage 59).

Nach diesen MafBstdben ist vorliegend nicht ersichtlich, dass die Stadt Wunstorf ein Bediirfnis zur Bildung eines
Sonderwahlbezirks oder eines beweglichen Wahlvorstandes hitte annehmen miissen. Die Stadt durfte dabei zu-
grunde legen, dass vom KRH Wunstorf kein entsprechendes Bediirfnis geduBert wurde und sich die meisten der
dort aufhiltigen Patienten in der Offentlichkeit bewegen diirfen und somit die Méglichkeit hatten, an der Urnen-
wahl in den reguliren Wahllokalen teilzunehmen. Im Ubrigen durfte auf die Moglichkeit der Wahlteilnahme per
Briefwahl abgestellt werden. Die Behauptung des Einspruchsfiihrers, ,,jeder Demokratiegegner konne im KRH
Waunstorf eine giiltige Briefwahl verhindern, belegt er nicht mit konkreten, der Uberpriifung zuginglichen Tatsa-
chenangaben und ist daher als unsubstantiiert zuriickzuweisen (vgl. zuletzt nur Bundestagsdrucksache 20/14300,
Anlagen 3 und 6; siche auch BVerfGE 85, 148 [160]; Austermann, in: Schreiber, BWahlG, 11. Auflage 2021,
§ 49 Randnummer 26). Vielmehr ist darauf hinzuweisen, dass § 59 Absatz 4 EuWO zusétzliche Vorkehrungen
vorsieht, die die Freiheit der Wahl und das Wahlgeheimnis besonders absichern sollen. Die Regelung verlangt
ausdriicklich, dass fiir die Briefwahl in Krankenhéusern, Altenheimen, Altenwohnheimen, Pflegeheimen, Erho-
lungsheimen, sozialtherapeutischen Anstalten und Justizvollzugsanstalten Vorsorge zu treffen ist, dass der
Stimmzettel unbeobachtet gekennzeichnet und in den Stimmzettelumschlag gelegt werden kann. Die Leitung der
Einrichtung hat einen geeigneten Raum zu bestimmen, dessen Ausstattung zu veranlassen und den Wahlberech-
tigten bekanntzugeben, in welcher Zeit der Raum fiir die Ausiibung der Briefwahl zur Verfiigung steht (vgl. Bun-
destagsdrucksache 17/6300, Anlagen 3, 8 und 9).
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Anlage 28

Beschlussempfehlung

Zum Wahleinspruch mit dem Az.

— EuWP 59/24 —

hat der Wahlpriifungsausschuss in seiner Sitzung vom 10. Juli 2025 beschlossen,
dem Deutschen Bundestag folgenden Beschluss zu empfehlen:

Der Wahleinspruch wird zuriickgewiesen.

Tatbestand

Mit Schreiben vom 7. August 2024, das am 9. August 2024 beim Deutschen Bundestag eingegangen ist, hat der
Einspruchsfiihrer Einspruch gegen die Giiltigkeit der Wahl der Abgeordneten des Europdischen Parlaments aus
der Bundesrepublik Deutschland am 9. Juni 2024 eingelegt.

1. Vortrag des Einspruchsfiihrers

Zum einen riigt der Einspruchsfiihrer den Ablauf der Feststellungssitzung des Stadtwahlausschusses der Stadt
Wuppertal vom 12. Juni 2024. Er nimmt Bezug auf die im Muster fiir die Niederschrift aufgefiihrten Punkte und
rligt, dass bei Punkt 2.1 kein Priifbericht verlesen, sondern lediglich {iber Probleme am Wahlsonntag berichtet
und iiber zwei Fragen von Wahlausschussmitgliedern diskutiert worden sei. Die Punkte 2.2 bis 2.4 seien nicht
erwihnt worden. Es habe lediglich einen Verweis auf eine Tischvorlage gegeben, welche der Einspruchsfiihrer
nicht habe einsehen kénnen. Darauthin sei eine miindliche Abstimmung ohne vorherige Ankiindigung des Be-
schlussinhalts durchgefiihrt worden. Der Schriftfithrer habe anschlieBend die Niederschrift mit Anlagen so schnell
verlesen, dass der Einspruchsfiihrer nicht habe mitschreiben konnen. Schlielich hétten die Mitglieder des Aus-
schusses die Niederschrift nebst einer Anlage unterschrieben, bevor die Sitzung vom Stadtwahlleiter fiir beendet
erklért worden sei.

Zum anderen sieht der Einspruchsfiihrer einen VerstoB gegen den Offentlichkeitsgrundsatz darin, dass ihm die
Niederschrift der Sitzung des Stadtwahlausschusses vom 12. Juni 2024 nicht zugénglich gemacht worden sei.
Dazu bezieht sich der Einspruchsfiihrer auf ein Auskunftsersuchen, welches er am 10. Juli 2024 per E-Mail an
den Stadtwahlleiter gerichtet habe. Dieses Auskunftsersuchen sei mit einer E-Mail des Stadtwahlamtes vom
11. Juli 2024 mit der Begriindung abgelehnt worden, dass eine Verdffentlichung der Niederschrift nicht vorgese-
hen sei. Dies hilt der Einspruchsfiihrer fiir unvereinbar mit dem Offentlichkeitsgrundsatz und die Begriindung
gestiitzt auf § 69 der Europawahlordnung (EuWO) fiir verfassungswidrig. Aus den Anlagen des Einspruchsschrei-
bens geht hervor, dass der Einspruchsfiihrer mit E-Mail vom 14. Juli 2024 den Stadtwahlleiter erneut um Uber-
mittlung der Niederschrift der Sitzung des Stadtwahlausschusses vom 12. Juni 2024 gebeten hat und auch dieses
Ersuchen mit E-Mail vom 16. Juli 2024 abgelehnt worden ist.

Zum Zwecke eines Vergleichs verweist der Einspruchsfiihrer ergéinzend auf Sitzungen anderer Kreis- bzw. Stadt-
wahlausschiisse sowie die Sitzung des Landeswahlausschusses, deren Niederschriften er auf Nachfrage erhalten
habe.

2. Stellungnahme der Landeswahlleiterin

Die Landeswabhlleiterin des Landes Nordrhein-Westfalen hat mit Schreiben vom 13. September 2024 zum Vortrag
des Einspruchsfiihrers Stellung genommen. Sie bezieht sich auf eine vom Stadtwahlleiter Wuppertal eingeholte
Stellungnahme.

Danach sei den Beisitzern des Stadtwahlausschusses die Zusammenstellung der Wahlergebnisse nach Wahlbezir-
ken bereits am Vortag der Sitzung per E-Mail iibersandt worden. Weil eine Beisitzerin beim Abruf der E-Mail
technische Probleme gehabt habe, sei bei der Sitzung am 12. Juni 2024 zusétzlich noch eine Tischvorlage mit den
Ergebnisiibersichten ausgegeben worden. Die Sitzung sei ordnungsgeméal abgelaufen: Zunéchst seien der Schrift-
fiihrer bestellt, die Beisitzer verpflichtet und Fragen der Beisitzer besprochen worden. Der Stadtwahlleiter habe
keine besonderen Vorkommnisse zu berichten gehabt. Dem Stadtwahlausschuss hétten insgesamt 255 Wahlnie-
derschriften und die Zusammenstellung der Ergebnisse zur Einsichtnahme vorgelegen. Den Niederschriften seien
keine besonderen Vorkommnisse zu entnehmen gewesen. Hinsichtlich der Wahlniederschriften habe es lediglich
marginale Berichtigungen gegeben, die in die Zusammenstellungen der endgiiltigen Ergebnisse miteinbezogen
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worden seien und den Beisitzern zur Beschlussfassung vorgelegen hitten. Das Gesamtergebnis sei einstimmig
beschlossen worden. Aus der Niederschrift der Sitzung ergebe sich zudem, dass keine ungeklarten Bedenken
bestanden hétten. Darauthin habe der Stadtwahlleiter das endgiiltige Wahlergebnis durch Verlesen der Nieder-
schrift miindlich bekanntgegeben. Die Niederschrift sowie die Zusammenstellung des Wahlergebnisses sei sodann
von allen Mitgliedern des Stadtwahlausschusses und dem Schriftfiihrer unterzeichnet worden. Anschlie3end habe
der Stadtwahlleiter die Sitzung beendet.

Der Vortrag des Einspruchsfiihrers hinsichtlich der Bitte um Ubersendung der Sitzungsniederschrift des Stadt-
wahlausschusses wird von der Landeswabhlleiterin im Wesentlichen bestitigt. Die Landeswahlleiterin schlie3t sich
auch insoweit der Stellungnahme des Stadtwahlleiters Wuppertal an. Dieser ldsst sich ergdnzend entnehmen, dass
die Polizei dem Einspruchsfiihrer am 16. Juli 2024 ein Hausverbot fiir das Rathaus ausgesprochen habe, als dieser
sich auf dem Weg in das Biiro des Stadtwahlleiters befunden habe. Einen weiteren Tag spéter habe der Ein-
spruchsfiihrer den Stadtwahlleiter erneut per E-Mail um einen Gesprichstermin oder alternativ um die Ubersen-
dung der Niederschrift gebeten. Dies sei abermals mit E-Mail am 19. Juli 2024 abgewiesen worden.

Weiter fiihrt die Landeswahlleiterin aus, dass dem Einspruchsfiihrer eine Niederschrift der Sitzung des Landes-
wahlausschusses vom 3. Juli 2024 nebst Anlagen mit E-Mail vom 29. Juli 2024 zur Verfiigung gestellt worden
sei. Dessen ungeachtet bestehe jedoch unveridndert die Rechtsauffassung, dass der Einspruchsfiihrer hierauf kei-
nen Anspruch habe.

3. GegenduBerung des Einspruchsfiihrers

Der Einspruchsfiihrer hat mit Schreiben vom 25. Oktober 2024 Gebrauch von der Gelegenheit zur GegenduBerung
gemacht. Dabei fiihrt er zunichst umfanglich zur Herleitung des Offentlichkeitsgrundsatzes aus und wiederholt
und erginzt seinen Sachvortrag im Wesentlichen wie folgt:

Sein Schreiben sei ausdriicklich nicht als Einspruch, sondern als ,,Widerspruch gegen die Wahl zum Européischen
Parlament am 9. Juni 2024 in der Stadt Wuppertal“ zu verstehen. Gegen die Wahl als solche habe er ,,nichts
einzuwenden, ganz im Gegenteil.*

Hinsichtlich des Ablaufs der Sitzung des Stadtwahlausschusses erklért der Einspruchsfiihrer, dass die Zusammen-
stellung und Ausgabe der endgiiltigen Wahlergebnisse als Tischvorlage gegen § 41 des Bundeswahlgesetzes
(BWG) verstofie, weil dies den Feststellungen des Wahlausschusses vorgreife. Zudem sei eine Beschlussfassung
iiber die Gesamtergebnisse nicht vorgesehen. Das Verlesen der Niederschrift konne wiederum nicht das Verlesen
des Priifberichts und die Bekanntgabe der Berichtigungen, Korrekturen und Entscheidungen ,,an der vom vorge-
gebenen Ablauf richtigen Stelle ersetzen. Erginzend stellt der Einspruchsfiihrer aulerdem erneut die Organisa-
tion und Durchfiihrung verschiedener anderer Wahlausschusssitzungen dar, an denen er in den letzten Jahren
teilgenommen habe.

Der Einspruchsfiihrer wiederholt seine Forderung, die Niederschrift der Sitzung ,,als Beweis wie auch Argumen-
tationsgrundlage® ibermittelt zu bekommen, und moniert die Behandlung seiner Anfragen durch die Stadt Wup-
pertal. Bei dem Auskunftsersuchen vom 10. Juli 2024 habe es sich entgegen den Ausfithrungen in der Stellung-
nahme des Landeswahlleiters nicht um einen Antrag auf eine generelle Bekanntmachung oder Ver6ffentlichung,
sondern um einen Antrag auf Ubermittlung der Niederschrift gehandelt, welcher hiitte beschieden werden miissen.
Die Ablehnung seines Antrags per E-Mail habe jedoch keinen Bescheid dargestellt, da insbesondere keine Rechts-
behelfsbelehrung beigefiigt gewesen sei. Aulerdem nimmt der Einspruchsfiihrer Stellung zu den Umsténden des
ihm gegeniiber am 16. Juli 2024 ausgesprochenen Hausverbots.

Weiterhin bekundet der Einspruchsfiihrer seine Enttduschung dariiber, dass seinem letzten Einspruch gegen die
Wabhl der Abgeordneten fiir das Europdische Parlament aus der Bundesrepublik Deutschland im Jahr 2019 nicht
entsprochen worden sei. Zuletzt regt der Einspruchsfiihrer an, dass die verschiedenen Wahlleitungen kiinftig etwa
durch Handreichungen fiir die Einhaltung des Offentlichkeitsgrundsatzes besser iiber die bestehende Rechtslage
informiert werden sollten. Weiter kritisiert er, dass den Wahlorganen iiberhaupt ein Ermessen bei der Umsetzung
des Offentlichkeitsgrundsatzes zugestanden werde.

Wegen der Einzelheiten wird auf den Inhalt der Akte Bezug genommen.
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Entscheidungsgriinde

Soweit der Einspruch zuldssig ist, ist er unbegriindet.
L.

Das Schreiben des Einspruchsfiihrers vom 9. Juni 2024 ist als Wahleinspruch auszulegen und als solcher teilweise
zuldssig. Der Bundestag entscheidet gemal3 § 26 Absatz 2 des Europawahlgesetzes (EuWG)i. V. m. § 1 Absatz 1
und § 2 Absatz 1 des Wahlpriifungsgesetzes (WahlPriifG) auf Einspruch iiber die Giiltigkeit der Wahlen und die
Verletzung von Rechten bei der Vorbereitung oder Durchfithrung der Wahl. Der Einspruchsfiihrer riigt insbeson-
dere den Ablauf der Sitzung des Stadtwahlausschusses in Wuppertal zur Ergebnisfeststellung. Damit richtet er
sich gegen die Giiltigkeit der Wahl der Abgeordneten des Europdischen Parlaments aus der Bundesrepublik
Deutschland am 9. Juni 2024, wenn auch nur begrenzt auf das Stadtgebiet Wuppertal. Der Bundestag ist in seinen
Verfahrens- und Sachentscheidungen von Antrdgen oder Anregungen der Beteiligten zudem unabhéngig (vgl.
Winkelmann, WahlPrifG, 1. Auflage 2012, § 2 Randnummer 1; Bundestagsdrucksachen 20/13500, Anlage 30;
20/11300, Anlage 5), so dass auch die ausdriickliche Bezeichnung als ,,Widerspruch® unschédlich ist.

Auch der vom Einspruchsfiihrer behauptete VerstoB gegen den Offentlichkeitsgrundsatz bzw. die Frage, ob die
Ablehnung des ,,Auskunftsbegehrens des Einspruchsfiihrers mit § 69 EuWO im Einklang steht, stellt einen taug-
lichen Einspruchsgegenstand dar, soweit die Verletzung von Wahlrechtsgrundsitzen und Wahlrechtsvorschriften
in Rede steht.

Dagegen stellen die Anmerkungen des Einspruchsfiihrers zu abgeschlossenen Wahlpriifungsverfahren sowie An-
regungen fiir die Organisation kiinftiger Wahlen keinen tauglichen Einspruchsgegenstand dar, da insoweit der
Bezug zur Wahl der Abgeordneten des Europdischen Parlaments aus der Bundesrepublik Deutschland am 9. Juni
2024 fehlt.

Der Vortrag des Einspruchsfiihrers zu dem am 16. Juli 2024 ihm gegeniiber ausgesprochenen Hausverbot fiir das
Rathaus in Wuppertal ist jedenfalls verfristet. Geméll § 26 Absatz 2 EuWG i. V. m. § 2 Absatz 4 Satz 1 Wahl-
PriifG miissen Wahleinspriiche binnen einer Frist von zwei Monaten nach dem Tag der Wahl beim Bundestag
eingehen. Im Hinblick auf die Wahl der Abgeordneten des Europdischen Parlaments am 9. Juni 2024 endete diese
Frist gemal mit Ablauf des 9. August 2024 (vgl. Winkelmann, WahlIPrifG, 1. Aufl. 2012, § 2 Randnummer 9).
Diese Frist gilt nicht nur flir das Einspruchsschreiben, sondern auch fiir den gesamten Sachvortrag. Nach Fristab-
lauf kann der Einspruchsgegenstand nicht nachtréglich erweitert werden (vgl. Bundestagsdrucksachen 20/13500,
Anlage 24; 18/1710, Anlage 42; 17/4600, Anlage 29; 14/1560, Anlage 30). Das Hausverbot hat der Einspruchs-
fiihrer in seinem urspriinglichen Einspruchsschreiben nicht erwiahnt und dieses erst in seiner Gegeniduflerung vom
25. Oktober 2024 thematisiert.

II.

Im Ubrigen ist der Einspruch unbegriindet. Aus dem Vortrag des Einspruchsfiihrers ergibt sich kein Versto gegen
Wahlrechtsvorschriften und mithin kein Wahlfehler.

1. Mit Blick auf den Ablauf der Sitzung des Stadtwahlausschusses vom 12. Juni 2024 ist kein Verstol3 gegen
Wabhlrechtsvorschriften erkennbar. Die wahlrechtlichen Anforderungen an die ordnungsgeméBe Ermittlung und
Feststellung des Wahlergebnisses in einer kreisfreien Stadt ergeben sich aus § 18 Absatz 2 EuWG i. V. m.
§§ 5, 69 EuWO. Der Stadtwahlausschuss ist dabei das Organ, welches das Ergebnis der Wahl mitsamt Korrektu-
ren fiir den Wahlkreis nach auflen verbindlich feststellt (vgl. BVerfGE 121, 266 [293]).

a) Vor diesem Hintergrund begegnet die vom Einspruchsfiihrer geriigte Verwendung einer Tischvorlage mit
Ergebnisiibersichten keinen Bedenken. Geméal § 69 Absatz 1 Satz 2 und Absatz 2 Satz 1 Halbsatz 1 EuWO stellt
der Kreis- oder Stadtwahlleiter anhand der Wahlniederschriften das endgiiltige Ergebnis der Wahl im Kreis oder
in der kreisfreien Stadt zusammen und erstattet dem Kreis- oder Stadtwahlausschuss hieriiber Bericht; ohne dass
hierfiir eine besondere Form der Berichterstattung vorgesehen wére. Gemal3 § 5 Absatz 2 Satz 2 EuWO sollen die
Beisitzer Gelegenheit erhalten, die zu beratenden Unterlagen vor der Sitzung zur Kenntnis zu nehmen. Laut der
Stellungnahme des Landeswahlleiters sei die Zusammenstellung der Wahlergebnisse nach Wahlbezirken am Vor-
tag der Sitzung des Stadtwahlausschusses per E-Mail {ibersandt und zusitzlich als Tischvorlage mit den Ergeb-
nisiibersichten ausgegeben worden. Dadurch wurde die Ermittlung und Feststellung des Wahlergebnisses in der
Stadt Wuppertal durch den Stadtwahlausschuss nicht vorweggenommen, sondern durch den Stadtwahlleiter im
Sinne der vorgenannten Vorschriften vorbereitet.
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b) Auch im Ubrigen gibt der Vortrag des Einspruchsfiihrers keinen Anlass zur Beanstandung des Ablaufs der
Sitzung des Stadtwahlausschusses vom 12. Juni 2024. § 18 Absatz 2 Satz 2 EuWG schreibt lediglich vor, dass die
Kreis- und Stadtwahlausschiisse feststellen, wie viel Stimmen in den Kreisen und kreisfreien Stidten fur die ein-
zelnen Wahlvorschldge abgegeben worden sind. Anders als vom Einspruchsfithrer angenommen, ist hieriiber Be-
schluss zu fassen (vgl. Engelbrecht/Bdtge, Europawahlrecht, § 18 EuWO Randnummer 8), wie es der Stadtwahl-
ausschuss in seiner Sitzung vom 12. Juni 2024 getan hat. Dariiber hinaus enthélt § 18 Absatz 2 EuWG keine
zwingenden Vorgaben {iber den Ablauf der Sitzung. Die Vorschrift wird insbesondere durch § 69 Absatz 2 bis 4
EuWO konkretisiert. Der Sitzungsablauf kann zwar im Wesentlichen dem Muster der Niederschrift in der An-
lage 28 zu § 69 Absatz 4 Satz 1 EuWO entnommen werden. Dabei handelt es sich jedoch nicht um eine verbind-
liche Tagesordnung, die eine ausdriickliche Erorterung aller aufgefiihrten Punkte erfordert (vgl. Engel-
brecht/Bdtge, Europawahlrecht, § 5 EuWO Randnummer 8). Insofern ist es nicht grundsétzlich zu beanstanden,
wenn die in den Ziffern 2.2. bis 2.4. des Musters der Niederschrift in der Anlage 28 zu § 69 Absatz 4 Satz 1 EuWO
ausgewiesenen Themen nicht fiir den Einspruchsfiihrer vernehmbar besprochen wurden, sondern insofern auf die
Tischvorlage verwiesen wurde. Dem Vortrag des Einspruchsfiihrers, wonach in der Sitzung des Stadtwahlaus-
schusses vom 12. Juni 2024 eine miindliche Abstimmung vorgenommen worden sei, deren Inhalt man den Bei-
sitzern zuvor nicht mitgeteilt habe, steht die Stellungnahme des Landeswahlleiters entgegen. Diese nimmt Bezug
auf die Stellungnahme des Stadtwahlleiters der Stadt Wuppertal, wonach die Beisitzer die Zusammenstellung der
endgiiltigen Wahlergebnisse und insofern den Beschlussinhalt ihrer Abstimmung im Sinne des § 5 Absatz 2 Satz 3
EuWO aus einer am Vortrag an die Beisitzer versandten E-Mail, einer Tischvorlage sowie dem bisherigen Ablauf
der Sitzung hétten entnehmen konnen. So seien keine besonderen Vorkommnisse festgestellt, kein Anlass zu
Beanstandungen oder Bedenken gegen die Beschliisse der Wahlvorstdnde vermerkt und die Wahlniederschriften
berichtigt worden, bevor man die Feststellung des endgiiltigen Wahlergebnisses gemill § 69 Absatz 2 Satz 2
EuWO beschlossen habe. Die GegenduBlerung des Einspruchsfiihrers vermag keine ernsthaften Zweifel an dieser
Schilderung zu begriinden. Die von ihm zum Vergleich herangezogenen Erfahrungsberichte zu Ausschusssitzun-
gen im Nachgang anderer Wahlen, welche nicht Gegenstand des hiesigen Wahlpriifungsverfahrens sind, sind
insofern nicht mafB3geblich.

2. Die Ablehnung des Stadtwahlleiters, dem Einspruchsfiihrer die begehrte Auskunft zu erteilen, stellt keinen
Wabhlfehler dar. Zunéchst trifft es zu, dass § 69 EuWO keine Veroffentlichung der Niederschrift vorsieht. Gemal3
§ 69 Absatz 5 EuWO iibersendet der Kreiswahlleiter dem Landeswahlleiter und dem Bundeswahlleiter eine Aus-
fertigung der Niederschrift des Kreiswahlausschusses mit der dazugehorigen Zusammenstellung. Eine 6ffentliche
Bekanntmachung der Niederschrift und vorbereitender Unterlagen fiir die Sitzung des Kreiswahlausschusses ist
dagegen nicht vorgesehen (vgl. Bundestagsdrucksache 19/16350, Anlage 23). Soweit der Einspruchsfiihrer die
VerfassungsmaBigkeit dieser Vorschrift bezweifelt, ist darauf hinzuweisen, dass der Wahlpriifungsausschuss und
der Bundestag in stindiger Praxis nicht die VerfassungsméaBigkeit der fiir die Wahl geltenden Rechtsvorschriften
priifen (vgl. Bundestagsdrucksachen 20/4000, Anlage 16; 20/5800, Anlage 19). Eine derartige Kontrolle ist dem
Bundesverfassungsgericht vorbehalten, bei dem im Rahmen einer Wahlpriifungsbeschwerde gegen den Beschluss
des Deutschen Bundestages Einspruch eingelegt werden kann (vgl. BVerfGE 156, 224 [237]).

Dariiber hinaus ist nach dem Vortrag des Einspruchsfiihrers auch kein VerstoB gegen den Grundsatz der Offent-
lichkeit der Wahl ersichtlich. Dieser sichert die OrdnungsgeméBheit und Nachvollziehbarkeit der Wahl und
schafft eine wesentliche Voraussetzung fiir die demokratische Willensbildung der Wéhler und umfasst neben
dem Wahlvorschlagsverfahren und der Wahlhandlung auch die Ermittlung des Wahlergebnisses (vgl. etwa
BVerfGE 123, 39 [68]). Er umfasst dabei nicht nur den tatséchlichen Zugang zu den Wahlrdumen oder Wahlaus-
schusssitzungen, sondern auch die nachtréagliche Erlangung von Informationen tiber 6ffentliche Vorgénge, die in
einem unmittelbaren Zusammenhang mit der Organisation und Durchfiihrung der Wahlen stehen. Deshalb haben
die Wahlorgane die Wahlberechtigten, Wahlbewerber und Parteien bei berechtigtem Interesse an Information zu
einer das Wahlverfahren betreffenden Angelegenheit nach pflichtgeméfem Ermessen zu bescheiden. Die Rege-
lungen fiir Wahlpriifungsverfahren diirfen damit jedoch nicht umgangen werden. Diese fordern insbesondere eine
hinreichend substantiierte und aus sich heraus verstdndliche Darlegung eines Sachverhalts, aus dem erkennbar ist,
worin ein Wahlfehler liegt, der Einfluss auf die Mandatsverteilung haben kann. Die bloBe Andeutung der Mog-
lichkeit von Wahlfehlern oder die AuBerung einer dahin gehenden, nicht belegten Vermutung geniigen nicht. Vor
diesem Hintergrund kann die Einsicht in Wahlniederschriften verweigert werden, wenn der Auskunftbegehrende
bei knappen Wahlergebnissen nur einen unsubstantiierten Generalverdacht auf Fehlerhaftigkeit duBert (vgl.
Schreiber, BWahlG, 12. Auflage 2025, § 8 Randnummer 5 mit weiteren Nachweisen). Der Einspruchsfiihrer hat
keine Umstiinde vorgetragen, die ein entsprechendes berechtigtes Interesse an der Ubermittlung der Niederschrift
der Sitzung des Stadtwahlausschusses vom 12. Juni 2024 erkennen lassen. In seinen Auskunftsersuchen vom 10.,
14. und 17. Juli 2024 hat der Einspruchsfiihrer zunéchst die fehlende Verdffentlichung der Niederschrift moniert
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und ohne nihere Begriindung deren Ubermittlung gefordert. Auch im Rahmen des Wahlpriifungsverfahrens hat
der Einspruchsfiihrer lediglich allgemeine Bedenken hinsichtlich des ordnungsgeméBen Ablaufs der Sitzung des
Stadtwahlausschusses vom 12. Juni 2024 angefiihrt und um Priifung der generellen Vereinbarkeit mit den gesetz-
lichen Vorgaben gebeten.
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Anlage 29

Beschlussempfehlung

Zum Wahleinspruch mit dem Az.

— EuWP 62/24 —

hat der Wahlpriifungsausschuss in seiner Sitzung vom 10. Juli 2025 beschlossen,
dem Deutschen Bundestag folgenden Beschluss zu empfehlen:

Der Wahleinspruch wird zuriickgewiesen.
Der Antrag auf Auslagenersatz wird abgelehnt.

Tatbestand

Der Einspruchsfiihrer hat mit Schreiben vom 9. August 2025, welches am selben Tag per Fax beim Deutschen
Bundestag eingegangen ist, Einspruch gegen die Giiltigkeit der Wahl der Abgeordneten des Europdischen Parla-
ments aus der Bundesrepublik Deutschland am 9. Juni 2024 eingelegt und die Erstattung seiner notwendigen Aus-
lagen beantragt.

1. Vortrag des Einspruchsfiihrers

Der Einspruchsfiihrer vertritt die Auffassung, dass das Europawahlgesetz (EuWG) formell und materiell verfas-
sungswidrig sei, da § 4 EuWG fiir wesentliche Regelungen auf das Bundeswahlgesetz (BWG) verweise, welches
der Einspruchsfiihrer ebenfalls fiir formell verfassungswidrig hélt. Ohne die ergédnzenden Regelungen des Bun-
deswahlgesetzes bleibe vom Europawahlgesetz jedoch nur ein ,,nicht ausfithrbarer Rest™ {ibrig, welcher nicht ei-
genstindig bestehen bleiben konne. Der Einspruchsfithrer moniert, dass das Bundeswahlgesetz zum einen man-
gels Zustimmung des Bundesrates im Widerspruch zu Artikel 78 des Grundgesetzes (GG) ergangen sei und zum
anderen mit seinen § 9 Absatz 4 und § 17 Absatz 1 gegen das in Artikel 84 Absatz 1 Satz 7 GG geregelte ,,Durch-
griffsverbot* verstofe.

Weiterhin ist der Einspruchsfiihrer der Auffassung, dass die Festlegung des Wahlalters ab 16 Jahren in § 6 EuWG
verfassungswidrig sei, da dies gegen Artikel 38 Absatz 2 Satz 1 GG verstofle, welcher fiir das aktive Wahlrecht
eine absolute Altersgrenze von 18 Jahren festlege. Ein Mindestwahlalter von 18 Jahren sei aus medizinischen,
psychologischen und soziologischen Griinden sinnvoll. Wahlen erfiillten eine wichtige Kommunikationsfunktion,
welche durch die Absenkung des Mindestwahlalters gefahrdet werde. Der Einspruchsfiihrer stellt sich auf den
Standpunkt, dass Artikel 38 GG auch fiir die Wahlen zum Européischen Parlament gelte und begriindet dies ins-
besondere damit, dass einerseits das Europdische Parlament wegen Artikel 23 Absatz 1 Satz 2 GG Hobheitsrechte
ausiiben konne, die sich unmittelbar auf alle Menschen in der Bundesrepublik auswirkten, und andererseits die
Rechtsakte der Europdischen Union den Rechtsakten der Bundesrepublik im Rang vorgingen. Der Einspruchs-
fiihrer ist weiterhin der Auffassung, dass die Wahlberechtigung ,,geisteskranker* und medizinisch betreuungsbe-
diirftiger Jugendlicher ab 16 Jahren einen Verstofl gegen die Gleichheit der Wahl und einen Eingriff in die Kom-
munikationsfunktion einer Wahl darstelle.

Auflerdem hélt der Einspruchsfiihrer die Regelung des passiven Wahlrechts in § 6b EuWG fiir materiell verfas-
sungswidrig, weil diese abgesehen von der Staatsangehorigkeit keinerlei weiteren Bezug zur Bundesrepublik
Deutschland oder der Europédischen Union verlange und in Absatz 1 insbesondere keinen entsprechenden Wohn-
sitz oder gewohnlichen Aufenthalt voraussetze. Der Einspruchsfiihrer verweist insofern auf die Wahl von Frau
Sibylle Berg iiber die Liste der Partei ,,DIE PARTEI®. Die Abgeordnete lebe seit 27 Jahren in der Schweiz und
sei vor diesem Hintergrund nach Auffassung des Einspruchsfiihrers nicht wihlbar.

Des Weiteren behauptet der Einspruchsfiihrer, dass sich die Plattform TikTok als privater Dritter durch eine Dros-
selung der Reichweite des Spitzenkandidaten der Alternative fiir Deutschland (AfD), Herrn Maximilian Krah, in
unzuléssiger Weise in den Wahlkampf eingemischt habe. Der Einspruchsfiihrer verweist auf mediale Berichter-
stattung, wonach die Reichweite wegen wiederholter Verstofle gegen die Richtlinien der Plattform aktiv einge-
schriankt worden sei. In der ,,Zensur” durch TikTok sei ein nicht zu rechtfertigender Eingriff in die Gleichheit der
Wahl und die Chancengleichheit der Parteien zu sehen. Wahlwerbung in Medien und sozialen Netzwerken sei
von erheblicher Relevanz fiir die Erfolgschancen einer Partei. Der Einspruchsfiithrer verweist in diesem Zusam-
menhang darauf, dass in Deutschland im Jahr 2023 die Markenbekanntheit von TikTok 89 Prozent betragen habe
und die Plattform im selben Jahr in Deutschland iiber 20 Millionen Nutzer gehabt habe. Es sei allgemein bekannt,
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dass vor allem jiingere Wihler unter 35 Jahren sich vorwiegend auf der Plattform TikTok informierten. Ohne den
vom Einspruchsfiihrer monierten ,,rechtswidrigen Eingrift“ der Plattform TikTok in den Wahlkampf der AfD
wéren nach Auffassung des Einspruchsfiihrers zahlreiche junge Wéhler dazu bewogen worden, ihre Stimme der
AfD zu geben.

Der Einspruchsfiihrer beantragt, ihm die notwendigen Auslagen zu erstatten.
2. Stellungnahme der Bundeswahlleiterin

Die Bundeswahlleiterin hat mit Schreiben vom 16. August 2025 zum Vortrag des Einspruchsfiihrers in Bezug auf
den behaupteten Eingriff in den Wahlkampf zulasten der AfD sowie zur Wahlbarkeit der Abgeordneten Sibylle
Berg Stellung genommen. Die Bundeswahlleiterin betont, dass sie {iber keinerlei Befugnis verfiige, gegen Hand-
lungen Dritter, die den Wahlkampf einzelner Parteien oder Bewerber zu beeintrichtigen vermogen, vorzugehen,
sondern dass insofern die Polizei- und Ordnungsbehorden eingeschaltet werden konnten bzw. gerichtlicher (Eil-)
Rechtsschutz in Anspruch genommen werden kdnne.

Die vom Einspruchsfiihrer monierte Reichweitenbeschriankung des TikTok-Accounts von Herrn Maximilian Krah
aufgrund von wiederholten VerstoBen gegen die Richtlinien der Plattform, indem dessen Videos den Nutzerinnen
und Nutzern von TikTok zeitlich begrenzt nicht mehr empfohlen wurden, begriinde keinen Wahlfehler. Die Bun-
deswabhlleiterin betont unter Bezugnahme auf die Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts, dass grund-
sitzlich eine Wahlbeeinflussung aus dem gesellschaftlichen Raum zuldssig sei und selbst ein gesetzeswidriges
Handeln Privater in der Regel nicht zu einem Versto3 gegen den Verfassungsgrundsatz der Wahlfreiheit fiihre.
Das Mittel der Wahlwerbung unter Verwendung von Videos auf TikTok stelle zudem nur eine von zahlreichen
Moglichkeiten des Wahlkampfes dar. Die Wéhlerinnen und Wéhler hétten trotz Wegfalls eines Werbemittels iiber
die fiir eine freie Wahlentscheidung notwendigen Informationen verfiigt. Die Bundeswabhlleiterin weist darauf
hin, dass der Einspruchsfiihrer nicht vortrage, dass es auch bei anderen Formen des Wahlkampfes zu Behinderun-
gen gekommen sei und der Wahlkampf der betroffenen Partei insofern insgesamt in schwerwiegender, massiver
Weise beeintrachtigt worden wire.

Hinsichtlich der Wahlbarkeit von Frau Sibylle Berg bestétigt die Bundeswahlleiterin, dass die Sesshaftigkeit im
Wabhlgebiet keine Wahlbarkeitsvoraussetzung sei. Sie fiihrt aus, dass fiir Bewerber und Ersatzbewerber, die keine
Wohnung in der Bundesrepublik Deutschland innehaben und sich dort auch sonst nicht gewo6hnlich authalten, das
Bundesministerium des Innern und fiir Heimat (BMI) die Wahlbarkeitsbescheinigung geméal3 § 32 Absatz 6 Satz 1
der Europawahlordnung (EuWO) ausstelle. Die entsprechende Wihlbarkeitsbescheinigung fiir Frau Sibylle Berg,
welche vom BMI am 11. Mérz 2024 ausgestellt worden sei, sei fristwahrend am 18. Mérz 2024 bei der Bundes-
wabhlleiterin eingegangen.

3.  Stellungnahme des BMI

Das BMI hat mit Schreiben vom 22. August 2024 zu den verfassungsrechtlichen Einwénden des Einspruchsfiih-
rers gegen das Bundeswahlgesetz und gegen Vorschriften des Europawahlgesetzes Stellung genommen.

In der Stellungnahme wird erldutert, dass es sich beim Bundeswahlgesetz um eine Einspruchsgesetz handele, und
darauf verwiesen, dass das Bundesverfassungsgericht mit Urteil vom 30. Juli 2024 explizit festgestellt habe, dass
die zu priifenden Normen des Bundeswahlgesetzes formell rechtmiBig zustande gekommen seien.

Zur Verfassungsmafigkeit des § 6 EuWG weist das BMI darauf hin, dass Artikel 38 GG sich ausdriicklich nur
auf die Wahl zum Deutschen Bundestag beziehe und daher nicht anwendbar sei. Fiir die Wahlen zum Europii-
schen Parlament seien besondere Ausgestaltungen mdglich und vom Bundesverfassungsgericht ausdriicklich zu-
gelassen worden. Die Absenkung des Wahlalters fiir das aktive Wahlrecht bei den Wahlen zum Européischen
Parlament entspreche zudem der Entwicklung auf européischer Ebene. So habe das Europiische Parlament durch
eine Legislative EntschlieBung vom 3. Mai 2022 gefordert, dass das Mindestwahlalter fiir die Ausiibung des ak-
tiven Wahlrechts bei den Wahlen zum Européischen Parlament kiinftig in der Regel 16 Jahre betragen solle.

Hinsichtlich der Wahlbarkeitsvoraussetzungen erlautert das BMI, dass § 6b Absatz 1 EuWG fiir deutsche Wahl-
bewerber, die in Deutschland fiir das Européische Parlament kandidieren, nicht voraussetze, dass sie auch ihren
Wohnsitz in Deutschland haben. Die Differenzierung zwischen deutschen Staatsangehorigen und Unionsbiirgern
hinsichtlich des passiven Wahlrechts sei in der zugrundeliegenden Richtlinie 93/109/EG iiber die Einzelheiten der
Ausiibung des aktiven und passiven Wahlrechts fiir Unionsbiirger angelegt. Da die Sitzkontingente des Europdi-
schen Parlaments an die einzelnen Mitgliedstaaten gebunden seien, sei die gesetzgeberische Entscheidung, deut-
schen Staatsbiirgern die Wahlbarkeit stets zuzubilligen, wéhrend Unionsbiirger durch ihren Wohnsitz eine Ver-
bundenheit mit Deutschland nachweisen miissen, sachlich gerechtfertigt und § 6b EuWG verstofle nicht gegen
den Gleichheitsgrundsatz.
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3. GegenduBerung des Einspruchsfiihrers

Der Einspruchsfiihrer hat sich mit Schreiben vom 22. Oktober 2024 zu der Stellungnahme der Bundeswahlleiterin
gedulert. Er ist der Auffassung, dass die in Rede stehende Reichweitendrosselung nach dem heutigen Stand der
gesellschaftlichen und medientechnischen Entwicklung ein Mittel des Zwangs oder Drucks darstelle. Die Mess-
latte fiir die Annahme eines Wahlfehlers diirfe nicht zu hochgelegt werden und miisse sich an den Gegebenheiten
im Jahr 2024 orientieren. Die Reichweitendrosselung gehore zu den stirksten Druckmitteln, die die digitale In-
formationsgesellschaft kenne. Dies werde noch dadurch verscharft, dass die Reichweitendrosselung ohne vorhe-
rige Anhorung oder Kenntnis ,,des Opfers* und auch der Wahler stattfinde. Der Einspruchsfiihrer wiederholt in-
sofern seinen Vortrag, dass Millionen von Wahlberechtigten, die Teil der ,,Generation TikTok" seien, sich vor
allem {iber diese Plattform informieren wiirden. Zudem weist der Einspruchsfiihrer zuriick, dass staatliche Ge-
richte oder Beschwerdestellen im Vorfeld der Wahl wirksam hétten Abhilfe verschaffen konnen.

Der Einspruchsfiihrer wiederholt zudem seine Auffassung, dass § 6b EuWG verfassungswidrig sei und somit auch
die Wéhlbarkeitsbescheinigung fiir Frau Sibylle Berg nichtig sei.

Wegen der Einzelheiten des Vortrags wird auf den Inhalt der Akten Bezug genommen.

Entscheidungsgriinde

Der Einspruch ist zuldssig, aber unbegriindet. Dem Vortrag des Einspruchsfiihrers lésst sich kein Versto3 gegen
Wabhlrechtsvorschriften und damit kein Wahlfehler entnehmen.

1. Soweit der Einspruchsfiihrer vortriagt, dass das Bundeswahlgesetz sowie Vorschriften des Europawahlgeset-
zes verfassungswidrig seien, ist zunichst darauf hinzuweisen, dass der Wahlpriifungsausschuss und der Deutsche
Bundestag in stdndiger Beschlusspraxis im Rahmen eines Wahlpriifungsverfahrens die VerfassungsmaBigkeit der
fiir die Wahl geltenden Rechtsvorschriften nicht iiberpriifen. Eine derartige Kontrolle ist stets dem Bundesverfas-
sungsgericht vorbehalten worden, bei dem im Rahmen einer Wahlpriifungsbeschwerde gegen den Beschluss des
Deutschen Bundestages Einspruch eingelegt werden kann (vgl. zuletzt Bundestagsdrucksache 20/11300, Anla-
gen 1, 5 und 6). Das Bundesverfassungsgericht hat insofern festgestellt, dass eine eingeschrinkte Uberpriifung
und Erdrterung der VerfassungsmiBigkeit im Rahmen des Wahleinspruchsverfahrens moglich ist. Das Bundes-
verfassungsgericht stellt jedoch ausdriicklich fest, dass keine Pflicht des Deutschen Bundestages zur Uberpriifung
der VerfassungsmafBigkeit von Normen im Wahleinspruchsverfahren besteht (BVerfG, Beschluss vom
15.12.2020, Az. 2 BvC 46/19, Randnummer 38, juris). An der VerfassungsmiBigkeit der in Rede stehenden Vor-
schriften haben der Wahlpriifungsausschuss und der Deutsche Bundestag indes keinen Zweifel. Das BMI hat in
seiner Stellungnahme zutreffend darauf hingewiesen, dass das Bundesverfassungsgericht bereits festgestellt hat,
dass die Normen des Bundeswahlgesetzes formell rechtméBig zustande gekommen sind (BVerfGE 169, 236
[280]). Auch an der VerfassungsméaBigkeit der Regelung des Mindestwahlalters in § 6 EuWG bestehen keine
Zweifel. Wie das BMI in seiner Stellungnahme zutreffend ausgefiihrt hat, bezieht sich Artikel 38 GG ausdriicklich
nur auf die Wahl zum Deutschen Bundestag, so dass eine von Artikel 38 Absatz 2 GG abweichende Regelung des
Wabhlalters fiir Wahlen zum Européischen Parlament keinen verfassungsrechtlichen Bedenken begegnet. Vor dem
unionsrechtlichen Hintergrund der Richtlinie 93/109/EG iiber die Einzelheiten der Ausiibung des aktiven und
passiven Wahlrechts fiir Unionsbiirger, auf den das BMI hingewiesen hat, bestehen auch mit Blick auf die Diffe-
renzierung zwischen deutschen Staatsangehorigen und Unionsbiirgern hinsichtlich des passiven Wahlrechts keine
Zweifel an der VerfassungsmaBigkeit des § 6b EuWG.

2. Vor diesem Hintergrund bestehen auch keinerlei Zweifel an der Wéhlbarkeit der Abgeordneten Sibylle Berg.
Der Einspruchsfiihrer trégt keine Tatsachen vor, die deren Wahlbarkeit gemifl § 6b EuWG in Frage stellen. Die
Bundeswahlleiterin hat zudem vorgetragen, dass die erforderliche Wahlbarkeitsbescheinigung fristgerecht vorge-
legen hat.

3. Dem Vortrag des Einspruchsfiihrers zur Reichweitendrosselung des TikTok-Accounts des AfD-Spitzenkan-
didaten Maximilian Krah ldsst sich ebenfalls kein Wahlfehler entnehmen. Dabei kann dahinstehen, inwieweit
durch die MaBnahme tatséchlich eine Wéhlerbeeinflussung zulasten der AfD stattgefunden hat. Denn nach der
Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts, auf die auch die Bundeswahlleiterin hingewiesen hat, kann eine
Handlung nicht-staatlicher Stellen im Vorfeld einer Wahl nur dann im Wahlpriifungsverfahren beanstandet wer-
den, wenn private Dritte mit Mitteln des Zwangs oder Drucks die Wahlentscheidung beeinflusst haben oder wenn
in dhnlich schwerwiegender Art und Weise auf die Wéhlerwillensbildung eingewirkt worden ist, ohne dass eine
hinreichende Moglichkeit der Abwehr oder des Ausgleichs, etwa mit Mitteln des Wahlwettbewerbs, bestanden
hitte (vgl. BVerfGE 103, 111 [132 f]). Einflussnahmen Privater auf die Bildung des Wahlerwillens und die
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Wabhlentscheidung im Rahmen des Wahlkampfes stellen damit in der Regel die Freiheit der Wahl nicht in Frage,
auch nicht, wenn die Rechtswidrigkeit einer Handlung gerichtlich festgestellt worden ist. Die Rechtsordnung re-
agiert auf einen solchen Versto3 durch die Sanktionierung des rechtswidrigen Verhaltens, nicht durch die Ungiil-
tigkeit der Wahl. Das gilt erst recht, wenn nur einzelne WahlkampfmaBnahmen inhaltlich umstritten sind oder
Wahlbewerber oder Wahlberechtigte Aussagen oder Aktivititen missbilligen und als unlauter, inakzeptabel oder
rechtswidrig empfinden (vgl. Boehl, in: Schreiber, BWahlG, 12. Auflage, § 1 Randnummer 47).

Gemessen an diesem MaBstab trdgt der Einspruchsfiihrer keine ernstliche Beeintrachtigung der Entscheidungs-
freiheit der Wéhlerinnen und Wihler vor. Er tragt lediglich vor, dass die Reichweite des AfD-Spitzenkandidaten
durch TikTok, einen privaten Dritten, gedrosselt worden sei. Aus der vom Einspruchsfiihrer in Bezug genomme-
nen Berichterstattung ergibt sich, dass die Reichweite des AfD-Spitzenkandidaten in der Weise eingeschrankt
worden sei, dass dessen Videos ,,nur noch einige Tausend User* erreicht hitten und den Nutzerinnen und Nutzern
nicht mehr empfohlen worden seien. Diese Reichweitendrosselung seitens TikTok sei ,,wegen wiederholter Ver-
stofe gegen die Richtlinien* der Plattform erfolgt und betrifft damit das Vertragsverhéltnis zwischen der Plattform
TikTok und dem betroffenen Nutzer, Herrn Maximilian Krah. Gleichzeitig ergibt sich aus dem Vortrag, dass die
Nutzung des TikTok-Profils grundsétzlich weiterhin moglich gewesen ist und Videos verbreitet werden konnten.
Zudem handelt es sich bei der Kommunikation via TikTok lediglich um eines von vielen Mitteln, welches den
Wahlbewerbern im Wahlkampf zur Verfiigung steht. Der Einspruchsfiihrer tragt dariiber hinaus keine Beeintrich-
tigung des Wahlkampes zulasten der AfD vor.

4.  SchlieBlich sind dem Einspruchsfiihrer keine Auslagen zu erstatten. Eine Auslagenerstattung nach § 19 Ab-
satz 1 Satz 2 WahIPriifG erfolgt nur bei Stattgabe des Einspruchs oder im Fall der Zuriickweisung nur deshalb,
weil der geltend gemachte Mangel keinen Einfluss auf das Wahlergebnis hatte. Diese Voraussetzungen liegen
nicht vor.
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Anlage 30

Beschlussempfehlung

Zum Wahleinspruch mit dem Az.

— EuWP 64/24 —

hat der Wahlpriifungsausschuss in seiner Sitzung vom 10. Juli 2025 beschlossen,
dem Deutschen Bundestag folgenden Beschluss zu empfehlen:

Der Wahleinspruch wird zuriickgewiesen.

Tatbestand

Mit Schreiben vom 8. August 2024 und Telefax vom 9. August 2024, die beide am 9. August 2024 beim Deut-
schen Bundestag eingegangen sind, hat die Einspruchsfiihrerin Einspruch gegen die Giiltigkeit der Wahl der Ab-
geordneten des Europidischen Parlaments aus der Bundesrepublik Deutschland am 9. Juni 2024 eingelegt.

1.  Vortrag der Einspruchsfiihrerin

Die Einspruchsfiihrerin bezieht sich in einem ersten Schreiben vom 8. August 2024 auf mehrere Wahlrechtsver-
stofe, die sie im Zusammenhang mit ihrer Wahlbeobachtung in diversen Briefwahl- und Wahlbezirken im Amt
Schrevenborn im Kreis Plon in Schleswig-Holstein habe feststellen konnen. Die Ursache dafiir sieht die Ein-
spruchsfiihrerin einerseits darin, dass die Wahlhelfer unzureichend geschult seien und dass keine Ablaufpline fiir
die Organisation und Durchfithrung der Wahlauszéhlung ersichtlich seien. Andererseits vermutet sie, dass die von
ihr behaupteten Méngel bei der Auszéhlung der Briefwahlunterlagen einer systematischen Manipulation des
Wabhlergebnisses zulasten der Partei ,,Alternative fiir Deutschland* (AfD) dienen sollten.

Im Einzelnen schildert die Einspruchsfiihrerin die folgenden Begebenheiten:

In einem Gebédude der Amtsverwaltung Schrevenborn sei in dem Raum fiir den Briefwahlbezirk 2 (Heikendorf)
zu wenig Platz gewesen, um die Wahlzettel iibersichtlich zu sortieren. Aulerdem sei das ,,Vier-Augen-Prinzip*
verletzt worden, indem die Offnung und Priifung der Briefwahlunterlagen jeweils nur von einer Person vorge-
nommen worden sei. Dies sei auch im Gemeindebiiro Schonkirchen hinsichtlich des dortigen Briefwahlbezirks
aufgetreten. In beiden Féllen habe man die Verfahrensweise aber umgestellt, nachdem die Einspruchsfiihrerin auf
diesen Umstand hingewiesen habe.

Im Gemeindebiiro Mdnkeberg habe sich der Auszéhlungsraum fiir den Briefwahlbezirk im ersten Stock befunden
und sei nicht barrierefrei zuginglich gewesen. Die Einspruchsfiihrerin hilt dadurch die Offentlichkeit der Wahl
fiir eingeschrénkt.

AuBerdem habe in der gedffneten Tiir zum Auszéhlungsraum eine ,,Stuhlbarriere* gestanden. Dies sei auch im
Auszdhlungsraum fiir den Wahlbezirk 301 in Monkeberg der Fall gewesen. Nach Auffassung der Einspruchsfiih-
rerin habe man dadurch die Wahlbeobachtung beschranken wollen. In einem Fall habe die ,,Stuhlbarriere* auf
einen anderen Wahlbeobachter auch tatsichlich abschreckend gewirkt. Ein Zugang zum Raum sei auf Nachfrage
jedoch in beiden Fillen moglich gewesen.

Zudem sei die Einspruchsfiihrerin bei Betreten des Auszéhlungsraumes fiir den Wahlbezirk 303 in Monkeberg
von einer Wahlhelferin nach einem Zertifikat zur Wahlbeobachtung gefragt worden. Die Antwort der Einspruchs-
fiihrerin, wonach ein solches nicht erforderlich sei, habe sodann eine andere Wahlhelferin bestétigt. Der Zugang
sei darauthin gewahrt worden.

SchlieBlich habe die Einspruchsfiihrerin — erneut im Gebiude der Amtsverwaltung Schrevenborn — gegen
19:00 Uhr den Auszéhlungsraum des Wahlbezirks 203 (Heikendorf) betreten. Sie sei ,,ziigig* an die Tische her-
angetreten und anschlieBend durch den Raum gegangen. Darauthin sei sie von den Wahlhelfern darauf hingewie-
sen worden, dass ein Herumgehen um die Tische nicht zuldssig sei. Im Zuge dessen sei die Amtsdirektorin des
Amtes Schrevenborn hinzugekommen, welche die Einspruchsfiihrerin ebenfalls zuriickgewiesen habe. Ahnliche
Vorginge hitten sich bereits bei der Bundestagswahl 2021, der Landtagswahl 2022 und der Kommunalwahl in
Schleswig-Holstein 2023 zugetragen. AnschlieBend sei von den Wahlhelfern eine ,,Stuhlbarriere" aufgebaut wor-
den, um die Einspruchsfiihrerin von den Tischen fernzuhalten. Danach sei es der Einspruchsfiihrerin nicht mehr
moglich gewesen, die einzelnen Wahlkreuze auf den Wahlzetteln oder die Dokumentation der gezéhlten Stimmen



Drucksache 21/900 —104 — Deutscher Bundestag — 21. Wahlperiode

durch die Wahlhelfer nachzuvollziehen. Darin sieht die Einspruchsfiihrerin einen Verstol3 gegen § 45 der Euro-
pawahlordnung (EuWO). Gegen 19:30 Uhr habe die Einspruchsfiihrerin die Polizei gerufen. Wahrenddessen
seien die Stimmen jedoch weiter gezéhlt worden. Auf Nachfrage der Einspruchsfiihrerin sei ihr das zwischenzeit-
liche Ergebnis mitgeteilt worden. Von der darauthin eingetroffenen Polizei habe die Einspruchsfiihrerin erfolglos
verlangt, die Auszdhlung der Wahl zu stoppen. Die Polizisten seien lediglich der Aufforderung zur Anfertigung
von Fotos zur Beweisaufnahme nachgekommen.

Die Einspruchsfiihrerin dulert den Verdacht, dass die Amtsdirektorin ,,durch die systematische Behinderung der
Wahlbeobachtung* die Offentlichkeit regelmiBig ausschlieBen wolle. Als mdgliche Griinde hierfiir nennt die Ein-
spruchsfiihrerin eine Manipulation der Wahlstimmen, insbesondere zulasten der AfD, eine ,,Vertuschung von
Fehlern und Irrtiimern* bei der Wahlauszéhlung durch nicht ausreichend qualifizierte Wahlhelferinnen und Wahl-
helfer, eine ,,Vertuschung der mangelnden Kenntnisse der Amtsfiihrung durch die Amtsdirektorin“ sowie eine
~Amtsfiihrung nach Gutsherrenart*.

Die Einspruchsfiihrerin schildert in diesem Zusammenhang als ,,Indizien zur Begriindung des Verdachts auf
Wahlmanipulation bei der Briefwahl* einige Feststellungen, die sie bereits am 27. Mai 2024 sowie am 7. Juni
2024 im Gebaude der Amtsverwaltung Schrevenborn in Heikendorf gemacht habe: Dort seien die ,,Briefwahlur-
nen“ lediglich mit einem Vorhéngeschloss gesichert worden. Eine Auskunft habe zudem ergeben, dass der Schliis-
sel dafiir in einem Tresor aufbewahrt werde. Die Einspruchsfiihrerin regt an, dass die Briefwahlurne zusétzlich
mit einer Plombe oder einem Sicherheitssiegel versehen werden sollte. AuBlerdem seien die eingegangenen Wahl-
briefe nach der Sortierung in den Fachern der einzelnen Gemeinden ungesichert im Empfangsbereich aufbewahrt
worden. Dadurch sei ein Risiko zur Wahlmanipulation geschaffen worden. Dass eine solche Manipulation zulas-
ten der AfD gehe, ergebe ein Vergleich der Briefwahl- und Urnenwahlergebnisse im Amt Schrevenborn. Danach
habe die AfD, im Gegensatz zu den anderen Parteien, in allen Wahlbezirken bei der Briefwahl schlechter abge-
schnitten als bei der Urnenwahl. Dies begriinde einen Verdacht, der ,,weitere (z.B. polizeiliche, staatsanwaltliche)
Untersuchungen® notwendig erscheinen lasse. Sollte dieser Verdacht sich nicht ausrdumen lassen oder sogar noch
erhirten, seien Neuwahlen angezeigt.

Des Weiteren riigt die Einspruchsfiihrerin die Umstdnde der Sitzung des Kreiswahlausschusses im Kreis P1on
vom 14. Juni 2024. Diese sei lediglich durch einen Aushang im Gebiude der Kreisverwaltung bekanntgemacht
worden. Die Einspruchsfiihrerin ist der Auffassung, dass eine digitale Bekanntmachung iiber das Biirgerinforma-
tionsportal P16n erforderlich gewesen wire. Die Vorschriften des § 79 Absatz 2 1. V. m. § 5 Absatz 3 EuWO hélt
die Einspruchsfiihrerin fiir unzeitgemal3. In der Bekanntmachung vom 16. April 2024 habe auBlerdem lediglich
gestanden: ,,Einziger Punkt der Tagesordnung: Ermittlung und Feststellung des Ergebnisses der Europawahl am
9. Juli 2024 im Kreis P16n.“ Nach Ansicht der Einspruchsfiihrerin hétten {ibliche Tagesordnungspunkte wie ,,Be-
griiBung* oder ,,Wahl des Schriftfithrers* in die Tagesordnung mit aufgenommen werden miissen.

Zudem seien die Unterlagen fiir die Sitzung vom 14. Juni 2024 den Mitgliedern des Kreiswahlausschusses nicht
rechtzeitig zugénglich gemacht worden. Die Einspruchsfiihrerin riigt in diesem Zusammenhang auch, dass die
Sitzungsunterlagen nicht in das Biirgerinformationsportal eingestellt worden seien. AuBBerdem sei die Sitzung am
fiinften Tag nach der Wahl ohnehin zu friih terminiert gewesen, um eine angemessene Vorbereitung zu ermogli-
chen. Die Einspruchsfiihrerin riigt, dass ihre Beschwerde iibergangen worden und damit gegen die Aufklarungs-
pflicht aus § 69 Absatz 1 Satz4 EuWO verstoBen worden sei. Sie ist der Auffassung, dass aufgrund ihrer Be-
schwerde die Sitzung hétte unterbrochen oder verschoben werden miissen. Darin, dass die stellvertretende Vor-
sitzende des Kreiswahlausschusses die Einspruchsfiihrerin als Storerin bezeichnet habe, sieht die Einspruchsfiih-
rerin einen Verstoll gegen das Neutralititsgebot. Die 6ffentliche Herabwiirdigung ihrer Person sei darauf zuriick-
zufiihren, dass die Einspruchsfiihrerin als ,,Person der Offentlichkeit* sowohl in einem Kreistagsausschuss fiir
den Kreistag Plon als auch der Gemeindevertretung in Heikendorf fiir die AfD tétig sei.

Am 11. Juli 2024 habe zudem eine Sitzung des Kreistages des Kreises Plon stattgefunden, bei der eine Frage der
Einspruchsfiihrerin rechtswidrig unterbunden worden sei. Mit dieser habe die Einspruchsfiihrerin das kurzfristige
Absetzen eines Tagesordnungspunktes riigen wollen. Dieser hitte sich urspriinglich auf die Notwendigkeit einer
Wiederholung der Sitzung des Kreiswahlausschusses im Kreis P16n vom 14. Juni 2024 bezogen. Den Grund dafiir
sieht die Einspruchsfiihrerin in den von ihr vorgetragenen Wahlrechtsversto3en. Die Kreistagsprésidentin habe
im Zuge dessen gegeniiber der Einspruchsfiihrerin zwei Ordnungsrufe ausgesprochen und diese anschliefend so-
gar des Raumes verwiesen. Dies stelle einen Verstofl gegen die Kreisordnung fiir Schleswig-Holstein dar. Die
Einspruchsfiihrerin habe bereits Strafanzeige gegen mehrere beteiligte Personen gestellt.
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Weiter moniert die Einspruchsfiihrerin, dass der Landeswahlleiter des Landes Schleswig-Holstein trotz der Hin-
weise der Einspruchsfiihrerin untitig geblieben sei. In Ziffer 2.2 der Sitzungsniederschrift des Landeswahlaus-
schusses Schleswig-Holstein vom 20. Juni 2024 sei ungeachtet des Vortrags der Einspruchsfiihrerin keine Bean-
standung im Sinne der Anlage 29 zu § 70 Absatz 4 EuWO aufgenommen worden.

Den mit Schreiben vom 9. August 2024 eingelegten zweiten Teil ihres Einspruchs begriindet die Einspruchsfiih-
rerin mit einem ,,systematischen Verstofl gegen den Medienstaatsvertrag durch eine unausgewogene Berichter-
stattung zu verschiedenen Themen zulasten der AfD*. Die von der Einspruchsfiihrerin als unausgewogen wahr-
genommene Berichterstattung diene dem Zweck, die Opposition ,,moglichst klein zu halten” und ein ,,positives
Meinungsbild beziiglich der Regierung durch die Ampelkoalition zu schaffen. Dies betrdfe zum einen das Thema
des Ukraine-Krieges (im Einzelnen: dessen Kosten fiir die Bundesrepublik Deutschland, den Einfluss der Verei-
nigten Staaten von Amerika, eine mangelnde Aufarbeitung der Maidan-Proteste sowie bisherige Friedensverhand-
lungen) sowie zum anderen das Thema einer mangelhaften Rechtsstaatlichkeit in Deutschland (im Einzelnen: die
Weisungsgebundenheit von Staatsanwilten und deren Bedeutung fiir den Européischen Haftbefehl). Weil sich
namentlich die AfD sowohl fiir eine ,,friedliche Losung im Ukraine-Krieg® als auch fiir eine ,,Entpolitisierung der
Justiz* einsetze, werde sie benachteiligt. Die massenmediale Berichterstattung {iber diese und andere Themen
verstofle gegen das Neutralititsgebot.

2. Stellungnahme des Landeswahlleiters

Der Landeswahlleiter des Landes Schleswig-Holstein hat mit Schreiben vom 11. September 2024 zum Vortrag
der Einspruchsfiihrerin Stellung genommen.

Hinsichtlich des Vortrags der Einspruchsfiihrerin, wonach die Beisitzer jeweils fiir sich alleine die Wahlbriefe
geoftnet hétten, verweist der Landeswahlleiter auf die Regelung des § 68 Absatz 1 EuWO. In dieser Vorschrift
sei das von der Einspruchsfiihrerin geltend gemachte ,,Vier-Augen-Prinzip“ nicht vorgesehen.

Die Offentlichkeit der Wahl sei in simtlichen Wahlrdumen der Stimmenauszihlung jederzeit gewihrleistet ge-
wesen. Im Interesse eines storungsfreien Ablaufs der Stimmenauszdhlung setze dies voraus, dass sich keine frem-
den Personen in unmittelbarer Ndhe zu den Stimmzetteln oder zwischen den Mitgliedern des Wahlvorstands auf-
halten wiirden. Im vorliegenden Fall hiatten Anhaltspunkte dafiir bestanden, dass externe Personen ,,massiv in das
Verfahren eingreifen (wollen) und lautstark den Zéhlvorgang stdren. Eine ortlich begrenzte Zugangsbeschrén-
kung mit Hilfe von Stiihlen verstoBe nicht gegen den Grundsatz der Offentlichkeit der Wahl. Dass eine Wahlbe-
obachterin wegen einer von ihr ausgehenden Storung des Auszidhlungsvorganges des Raumes verwiesen werde,
erfordere keine Unterbrechung der Stimmauszéhlung.

Weiter fiihrt der Landeswabhlleiter aus, dass Wahlurnen nach § 44 EuWO lediglich verschlieBbar sein miissten.
Der Einsatz von Plomben oder Siegeln werde gesetzlich hingegen nicht gefordert.

Hinsichtlich der wahlrechtlichen Zulédssigkeit einer Tagesordnung fiir die Sitzung eines Kreiswahlausschusses
bestiinden keine Anforderungen, die vorliegend verletzt sein konnten. Der Kreiswahlleiter habe nach Priifung und
rechtlicher Bewertung des Vortrags der Einspruchsfiihrerin dem Kreiswahlausschuss im Sinne des § 69 Absatz 2
EuWO ordnungsgemal Bericht erstattet. Die von der Einspruchsfiihrerin eingereichten Schriftsdtze hitten den
Mitgliedern des Kreiswahlausschusses zum Zeitpunkt der Sitzung am 14. Juni 2024 vorgelegen. Gleichwohl sei
der Kreiswahlausschuss zu dem Ergebnis gekommen, dass keine Wahlfehler feststellbar seien. In der Bezeich-
nung der Einspruchsfiihrerin als ,,Storerin“ in der Sitzung des Kreiswahlausschusses sei ebenfalls keine Verlet-
zung des Neutralititsgebots zu erkennen. Weiter bestiinde keine Verpflichtung zur 6ffentlichen Bekanntmachung
von Sitzungsunterlagen eines Kreiswahlausschusses.

Das Geschehen rund um die Sitzung des Kreistages des Kreises P1on vom 11. Juli 2024 sei keine wahlrechtliche
Angelegenheit, werde aber kommunalrechtlich an anderer Stelle gepriift.

Der Landeswabhlleiter habe zudem bereits vor der Sitzung des Landeswahlausschusses umfassende Kenntnis von
den an den Kreiswahlleiter und die Amtsdirektorin gerichteten Schriftsidtzen der Einspruchsfiihrerin gehabt. Er
habe die Problematik in Zusammenarbeit mit dem Kreiswahlleiter detailliert gepriift und mit den gleichen Ergeb-
nissen bewertet. Er habe keinen Anlass fiir die von der Einspruchsfiihrerin begehrte Nachzidhlung im Kreis Plon
gesehen.

Im Hinblick auf die von der Einspruchsfiihrerin geforderte Beanstandung des Wahlergebnisses durch den Lan-
deswahlausschuss flihrt der Landeswahlleiter aus, dass der Landeswahlausschuss nach § 70 Absatz 2 EuWO le-
diglich rechnerische Berichtigungen an den Feststellungen der Wahlvorstinde sowie der Kreis- und Stadtwahl-
ausschiisse vornehmen konne. Hingegen obliege ihm gerade keine Entscheidung iiber Bedenken gegen die Ord-
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nungsmaBigkeit der Wahl. Einem darauf gerichteten Begehren der Einspruchsfiihrerin hitte somit nicht entspro-
chen werden konnen.

3. GegenduBerung der Einspruchsfiihrerin

Die Einspruchsfiihrerin hat mit Schreiben vom 21. Oktober 2024 Gebrauch von der Gelegenheit zur Gegendulle-
rung gemacht und sich wie folgt gedufBert:

Anders als vom Landeswahlleiter vertreten, sei in den maBgeblichen Vorschriften der Europawahlordnung ein
,Vier- bzw. Mehraugenprinzip® verankert. Dies sei daraus abzuleiten, dass der Briefwahlvorstand gemél
§§ 6, 7 EuWO aus mehreren Personen bestehe und nach dem Gesetzeswortlaut nur eine Person fiir die Offnung
der Wahlbriefe bestimmt werden miisse. Die anderen Mitglieder des Wahlvorstands hétten deshalb entweder die
Wabhlscheine zu priifen oder diesen Vorgang zu beobachten. Dieses Verfahren sei im Amt Schrevenborn nicht
eingehalten worden, weil alle sechs Mitglieder des Briefwahlvorstandes fiir sich die Offnung der Wahlbriefe und
die Entnahme von Wahlschein und Stimmzettelumschlag vorgenommen hétten.

Die Darstellung in der Stellungnahme des Landeswahlleiters, wonach die Einspruchsfiihrerin den Zahlvorgang
gestort habe, weist die Einspruchsfiihrerin zuriick.

Die Einspruchsfiithrerin schliefit aus der Stellungnahme des Landeswahlleiters, dass dieser der unzutreffenden
Auffassung sei, dass die Offentlichkeit der Wahl bereits durch die Anwesenheit des Wahlvorstands hergestellt
sei.

Weiterhin sei die vom Landeswahlleiter zitierte Vorschrift des § 44 EuWO nicht anwendbar, da sich die Vorschrift
nicht auf eine Briefwahlurne beziehe. Ohnehin habe die Gemeindeverwaltung dem Offentlichkeitsgrundsatz nicht
entsprechen kénnen, da diese nicht rund um die Uhr und an jedem Tag der Woche zuginglich sei. In Anbetracht
dessen seien Vorkehrungen wie Plomben oder Sicherheitssiegel notwendig.

Zudem wiederholt die Einspruchsfiihrerin ihren Vortrag, dass die Sitzung des Kreiswahlausschusses fiir den Kreis
P16n vom 14. Juni 2024 vom Kreiswahlleiter nicht angemessen vorbereitet worden sei. Dieser habe vielmehr die
Aussagen der Amtsdirektorin einfach iibernommen und die Einspruchsfiihrerin infolgedessen als ,,Storerin® dar-
gestellt. Die vom Landeswahlleiter behauptete Priifung und rechtliche Bewertung des umfangreichen Schriftsat-
zes der Einspruchsfiihrerin hdlt diese angesichts der knappen Vorbereitungszeit fiir unwahrscheinlich. Auch an
die Mitglieder des Kreiswahlausschusses seien die Unterlagen erst zu Beginn der Sitzung am 14. Juni 2024 um
10:00 Uhr verteilt worden. In nur fiinf Minuten Lesezeit hétten diese sich ebenfalls nicht hinreichend vorbereiten
konnen. Die besondere Bedeutung der von der Einspruchsfiihrerin vorgebrachten Riigen habe ein Mitglied mit
juristischer Vorbildung zwar in der Sitzung betont; dies sei von den anderen Mitgliedern aber ignoriert worden.

Im Hinblick auf die Geschehnisse im Rahmen der Kreistagssitzung in P16n und des Landeswahlausschusses des
Landes Schleswig-Holstein wiederholt die Einspruchsfiihrerin im Wesentlichen ihren bisherigen Vortrag. Weiter
fiihrt sie aus, dass die Stellungnahme des Landeswahlleiters den Anschein erwecke, dass Fehler oder Manipulati-
onen im Zusammenhang mit der Wahl vertuscht werden sollten.

Wegen der Einzelheiten des Vortrags wird auf den Inhalt der Akte Bezug genommen.

Entscheidungsgriinde

Der Einspruch ist nur teilweise zuldssig. Soweit er zuldssig ist, ist er unbegriindet.
L.

Der nach § 26 Absatz 2 des Europawahlgesetzes (EuWG) i. V. m. § 2 Absatz 3 und 4 des Wahlpriifungsgesetzes
(WahlPriifG) form- und fristgerecht eingelegte Einspruch ist nur zuldssig, soweit sich die Einspruchsfiihrerin ge-
gen die Vorbereitung und Durchfiihrung der Wahl der Abgeordneten des Europdischen Parlaments aus der Bun-
desrepublik Deutschland vom 9. Juni 2024, einschlieBlich der Ergebnisfeststellung im Rahmen der Sitzungen von
Wabhlorganen, wendet. Soweit sie jedoch Vorkommnisse im Rahmen der Sitzung des Kreistages des Kreises P1on
am 11. Juli 2024 sowie allgemein die Amtsfilhrung der Amtsdirektorin riigt, ist der Einspruch unzuléssig, da
insoweit der Bezug zur Giiltigkeit der Europawahl vom 9. Juni 2024 fehlt.

Unzulassig ist zudem der zweite Teil des Einspruchs, mit dem die Einspruchsfiihrerin einen ,,systematischen Ver-
stoB} gegen den Medienstaatsvertrag durch eine unausgewogene Berichterstattung zu verschiedenen Themen zu-
lasten der AfD* riigt. Bei den im Rahmen des Wahlpriifungsverfahrens anfechtbaren Entscheidungen und MaB-
nahmen muss es sich grundsitzlich um auf gesetzlicher Grundlage beruhende Akte von Wahlorganen oder Wahl-
behorden handeln, die im Rahmen eines konkreten Wahlverfahrens entweder vor, bei oder nach der Wahlhand-
lung ergangen sind und das Wahlverfahren unmittelbar betreffen. Entscheidungen und Verhaltensweisen Dritter
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(etwa Parteien, Postunternehmen, Medien) fallen grundsétzlich nicht darunter. Handelt es sich jedoch um gravie-
rende GesetzesverstdBe Dritter, die das Wahlergebnis beeinflussen kdnnen, muss diesen im Wahlpriifungsverfah-
ren nachgegangen werden (vgl. Austermann, in: Schreiber, BWahlG, 11. Auflage, 2021, § 49 Randnummer 6,
vgl. auch Bundestagsdrucksachen 16/3600, Anlage 18; 17/1000, Anlage 15; 20/2300, Anlage 13; BVerfGE 89,
243 [251]). Soweit die Einspruchsfiihrerin die in ihren Augen unausgewogene Medienberichterstattung moniert,
fehlt bereits der konkrete Bezug zur Wahl der Abgeordneten des Européischen Parlaments aus der Bundesrepublik
Deutschland am 9. Juni 2024. Die Einspruchsfiihrerin riigt keine konkrete, auf die Europawahl bezogene Sendung
oder Berichterstattung, sondern kritisiert allgemein die Berichterstattung zu unterschiedlichen Themen iiber einen
langeren Zeitraum; so etwa die Berichterstattung seit 2014 im Zusammenhang mit dem ,,Ukraine-Krieg®.

IL

Im Ubrigen ist der Einspruch unbegriindet. Dem Vortrag der Einspruchsfiihrerin ldsst sich kein VerstoB gegen
Wahlrechtsvorschriften und damit kein Wahlfehler entnehmen.

1. Zunéchst ergibt sich aus den Schilderungen der Einspruchsfiithrerin im Zusammenhang mit ihrer Wahlbe-
obachtung in diversen Briefwahl- und Wahlbezirken kein Wahlfehler.

a) Die GroBe der Auszahlungsrdume fiir die Briefwahl ist nicht zu beanstanden. Mal3geblich fiir die rAumlichen
Anforderungen hinsichtlich der Ermittlung des Wahlergebnisses durch den Wahlvorstand ist lediglich, dass die
ordnungsgeméle Durchfithrung der in § 18 Absatz 1 Satz 2 EuWG i. V. m. § 68 Absatz 1 bis 3 EuWO vorgese-
henen Aufgaben sichergestellt werden kann. Gemal3 § 68 Absatz 3 Satz 2 1. V. m. § 62 Absatz 1 EuWO sind etwa
Stimmzettelstapel zu bilden. Aus dem Vortrag der Einspruchsfiihrerin, dass in einem der Auszéhlungsrdume zu
wenig Platz gewesen sei, um die Stimmzettel iibersichtlich zu sortieren, folgt noch kein Verstof3 gegen die vorge-
nannte Vorschrift. So wurde gerade nicht vorgetragen, dass aufgrund der engen rdumlichen Verhéltnisse dem
Wahlvorstand die Bildung von Stimmzettelstapeln unmdglich gewesen sei. Ob die Sortierung aus Sicht einer
unbeteiligten Person {ibersichtlich erscheint, ist dabei nicht entscheidend.

b) Soweit bei der Offnung der Wahlbriefe durch ein Mitglied des Briefwahlvorstandes ein von der Einspruchs-
fiihrerin geltend gemachtes ,,Vier-“ oder auch ,,Mehr-Augen-Prinzip* nicht eingehalten wurde, stellt dies eben-
falls keinen Wahlfehler dar. Nach § 68 Absatz 1 EuWO o6ffnet ein vom Briefwahlvorsteher bestimmtes Mitglied
die Wahlbriefe nacheinander und entnimmt ihnen den Wahlschein und den Stimmzettelumschlag. Darauthin wird
gepriift, ob der Wahlschein oder der Stimmzettelumschlag Anlass zu Bedenken geben, und anschlieend wird der
Stimmzettelumschlag entweder ungedffnet in die ,,Wahlurne* gelegt oder im Sinne des § 68 Absatz 1 Satz 2 und
Absatz 2 EuWO unter Kontrolle des Briefwahlvorstehers ausgesondert (vgl. Engelbrecht/Bdtge, Europawahl-
recht, § 68 EuWO Randnummer 2). Eine Kontrolle dieses Vorgangs durch ein weiteres Mitglied des Wahlvor-
standes wird durch § 68 EuWO nicht vorgeschrieben.

¢) Auch mit Blick auf den Vortrag der Einspruchsfiihrerin, wonach der Auszidhlungsraum fiir die Briefwahl in
Monkeberg nicht barrierefrei gewesen sei, liegt kein Wahlfehler vor. Zum einen setzt der in § 47 EuWO konkre-
tisierte Grundsatz der Offentlichkeit der Wahl voraus, dass jedermann Zutritt zu den Auszihlungsrdumen der
Briefwahl haben muss, um die Ordnungsgeméifheit der Wahlhandlung sowie die Ermittlung und Feststellung des
Wabhlergebnisses iiberpriifen zu konnen (vgl. Engelbrecht/Bdtge, Europawahlrecht, § 68 EuWO Randnummer 1;
vgl. BVerfGE 123, 39 [68]). Zum anderen legt § 39 Absatz 1 Satz 3 EuWO fest, dass die Wahlrdume fiir die
Urnenwahl moglichst so ausgewéhlt und eingerichtet werden sollen, dass allen Wahlberechtigten, insbesondere
Menschen mit Behinderungen und anderen Menschen mit Mobilititsbeeintrachtigungen, die Teilnahme an der
Wahl erleichtert wird. Gemal3 § 39 Absatz 1 Satz 4 EuWO teilen die Gemeindebehdrden frithzeitig und in geeig-
neter Weise mit, welche Wahlrdume barrierefrei sind. Der Wahlpriifungsausschuss hat jedoch bereits in der Ver-
gangenheit einen verfassungsrechtlichen Anspruch auf einen barrierefreien Zugang zum Wahlraum verneint. Die
Auswahl und Einrichtung von nicht barrierefreien Wahlrdumen stellt danach nicht von vornherein einen Wahl-
fehler dar (vgl. Bundestagsdrucksachen 14/1560, Anlage 59; 17/3100, Anlage 9; 18/1710, Anlage 31). Vielmehr
lasst die Vorschrift in § 39 Absatz 1 Satz 3 EuWO die Einrichtung nicht-barrierefreier Wahlrdume in Fillen zu,
in denen eine Bereitstellung barrierefreier Wahlrdume praktisch nicht moglich ist (vgl. Bdtge/Engelbrecht, Euro-
pawahlrecht, § 39 EuWO Randnummer 2 und § 16 EuWG Randnummer 4; vgl. auch BVerwG, Urteil vom
10. September 1992 — 5 C 80/88 — juris, Randnummer 16). Aus dem Vortrag der Einspruchsfiihrerin ergibt sich,
dass in Monkeberg die Wahlrdume fiir die Urnenwahl in drei verschiedenen Wahlbezirken in Raumlichkeiten im
Erdgeschoss eingerichtet waren. Insbesondere vor diesem Hintergrund sind keine Anhaltspunkte fiir Ermessens-
fehler bei der Auswahl eines Raumes im Obergeschoss als Auszahlungsraum fiir die Briefwahl erkennbar.
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d) Zudem ist kein VerstoB gegen den Offentlichkeitsgrundsatz feststellbar. Ein Verstof resultiert nicht bereits
daraus, dass in zwei Auszdhlungsrdumen fiir die Briefwahl zundchst ein Stuhl in der Tiir gestanden hat. Es ist
gemal § 47 EuWO zwar nicht zulédssig, den Eingang zu einem Wahlraum oder einem anderen Raum, in dem die
Ermittlung und Feststellung des Wahlergebnisses stattfindet, wéhrend der damit unmittelbar zusammenhéngen-
den Vorgénge zu verschliefen (vgl. Bundestagsdrucksachen 17/4600, Anlage 28; 17/6300, Anlage 42). In den
beiden vorgetragenen Féllen waren die Tiiren jedoch gedfthet und der Zugang zum Wahlraum jederzeit moglich.
Weiterhin stellt es keinen VerstoB gegen den Offentlichkeitsgrundsatz dar, dass die Einspruchsfiihrerin von einem
Mitglied des Wahlvorstands zunichst nach einem Zertifikat fiir die Wahlbeobachtung gefragt wurde. Eine vorhe-
rige Registrierung oder Anmeldung ist geméB § 47 EuWO zwar nicht erforderlich (vgl. Engelbrecht/Bditge, Eu-
ropawahlrecht, § 39 EuWO Randnummer 4). Diese Rechtslage wurde von einem Mitglied des Wahlvorstands
jedoch bestitigt, nachdem die Einspruchsfiihrerin auf diesen Umstand hingewiesen hat. Sodann wurde der Ein-
spruchsfiihrerin Zutritt zum Wahlraum gewihrt. Uberdies sind sowohl die durch die Mitglieder des Wahlvorstan-
des und die Amtsdirektorin des Amtes Schrevenborn erteilten Hinweise, dass sich die Einspruchsfiihrerin nicht
unmittelbar am Auszdhlungstisch zwischen den Mitgliedern des Wahlvorstandes aufhalten diirfe, als auch die
anschliefend durch Stiihle errichtete Zugangsbeschrankung aus wahlpriifungsrechtlicher Sicht nicht zu beanstan-
den. Die von der Einspruchsfiihrerin geltend gemachte Verletzung des § 45 EuWO liegt nicht vor. Danach muss
der Tisch, an dem der Wahlvorstand Platz nimmt und auf den die Wahlurne gestellt wird, von allen Seiten zu-
géanglich sein. Sinn und Zweck der Vorschrift liegen darin, dass eine Kontrolle des Vorgangs der Stimmabgabe
und eine dadurch gewihrleistete Sicherung gegen Manipulationen moglich ist (vgl. Bieber/Haag, EaWO, 2. Auf-
lage 2016, § 45 Randnummer 1). Aus der Systematik der Europawahlordnung, insbesondere der unmittelbaren
Nachbarschaft zu den Vorschriften tiber die Wahlkabinen, die Wahlurnen und die Eréffnung der Wahlhandlung,
ergibt sich, dass sich die Regelung in § 45 EuWO auf die Wahlhandlung und insbesondere die Stimmabgabe bei
der Urnenwahl bezieht. Vor diesem Hintergrund beinhaltet die Vorschrift kein subjektives Recht fiir Wahlbe-
obachter auf eine bestimmte Néhe zum Auszéhlungstisch. Auch § 47 EuWO garantiert keine bestimmte rdumliche
Nidhe zum Auszdhlungstisch im Sinne einer ununterbrochen freien Sichtbarkeit der Kreuze auf den einzelnen
Stimmzetteln oder der Nachvollziehbarkeit der vorgenommenen Vermerke in der Wahlniederschrift (vgl. Bun-
destagsdrucksachen 19/16350, Anlage 2; 20/2300, Anlage 13;20/7200, Anlage 23). Die sachliche Reichweite des
Offentlichkeitsgrundsatzes findet ihre Grenze vielmehr in den Anforderungen an die ordnungsgemiBe Abwick-
lung des Wahlgeschéftes. Unter Beriicksichtigung der konkreten Umstdnde des Einzelfalls muss deshalb die
Nachvollziehbarkeit der Wahl durch eine jederzeitige Moglichkeit zur 6ffentlichen Kontrolle mit der funktionalen
Notwendigkeit eines moglichst ungestorten Ablaufs der einzelnen Vorgénge des Wahlvorgangs sowie der Ermitt-
lung und Feststellung des Ergebnisses abgewogen werden. Diese Wertung findet zugleich Ausdruck in § 48
EuWO, wonach der Wahlvorstand fiir Ruhe und Ordnung im Wahlraum zu sorgen hat und dazu auch den Zugang
der Offentlichkeit einschrinken kann. Die Ordnungsbefugnis hat er in verhéltnismiBiger Art und Weise auszu-
iiben (vgl. Engelbrecht/Bdtge, Europawahlrecht, § 48 EuWO Randnummer 2). Die Einspruchsfiihrerin hat vorge-
tragen, ziigig an die Tische herangetreten und anschlieend zwischen den Mitgliedern des Wahlvorstandes um-
hergelaufen zu sein. Werden die Grenzen des § 47 EuWO iiberschritten, kann die Offentlichkeit gemiB § 48
EuWO durch ein vom Wahlvorstand ausgesprochenes Verbot des Zugangs einzelner Personen beschréankt werden
(Bieber/Haag, Europawahlordnung, 2. Auflage 2016, § 48 Randnummer 2). Die Errichtung einer Zugangsbe-
schrankung durch eine Stuhlbarriere stellt demgegeniiber ein gleich geeignetes und zugleich milderes Mittel dar.

e) Weiterhin verstoBit die Sicherung einer ,,Briefwahlurne® mit einem Vorhidngeschloss, dessen Schliissel in
einem Tresor aufbewahrt wird, nicht gegen Wahlrechtsvorschriften. Zunédchst stellen weder das Europawahlge-
setz noch die Europawahlordnung konkrete Anforderungen an die Ausgestaltung einer ,,Briefwahlurne®. Weil
dieser nicht die Funktion einer bei der Urnenwahl genutzten Wahlurne zukommt, ist insbesondere § 44 Absatz 2
EuWO nicht anwendbar. Eine versiegelte Wahlurne wird in der Praxis zwar vielfach genutzt, ist aber gesetzlich
nicht zwingend (vgl. nur Bundestagsdrucksache 20/14300, Anlage 3; Schreiber, BWahlG, 12. Auflage 2025, § 36
Randnummer 10). Kommt eine Wahlurne zum Einsatz, hat sie lediglich eine Aufbewahrungsfunktion fiir die
eingegangenen Wahlbriefe. GemaB § 67 Absatz 1 Satz 1 EuWO muss die fiir den Eingang der Wahlbriefe zustén-
dige Stelle allerdings gewdhrleisten, dass alle Wahlbriefe gesammelt und bis zum Abschluss des Wahlvorgangs
unter Verschluss gehalten werden. Die konkrete Umsetzung dieser Vorgabe ist abhingig von den jeweiligen Um-
stinden des Einzelfalls und wird daher von den Wahlorgangen vor Ort entsprechend gewlirdigt und festgelegt
(vgl. Bundestagsdrucksachen 17/6300, Anlage 31; 20/14300, Anlage 3). Entscheidend ist dabei, dass die Wahl-
briefe so aufbewahrt werden, dass ihre Vollstidndigkeit gesichert, der Zugriff von unbefugten Dritten ausgeschlos-
sen und das Wahlgeheimnis wihrend der Aufbewahrung gewéhrleistet wird (vgl. Engelbrecht/Bdtge, Europa-
wahlrecht, § 67 EuWO Randnummer 2). Ein VerstoB gegen die Vorgabe aus § 67 Absatz 1 Satz 1 EuWO ist bei
der Verwendung eines Vorhéngeschlosses nicht ersichtlich. Zusétzliche Vorrichtungen wie eine Plombe oder ein
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Sicherheitssiegel erscheinen vor diesem Hintergrund nicht erforderlich. Dass die voriibergehende Aufbewahrung
von Wahlbriefen nach deren Eingang im Empfangsbereich der Amtsverwaltung Schrevenborn in den jeweiligen
Féchern der Gemeinden ein Risiko zur Wahlmanipulation berge, stellt keinen hinreichend substantiierten Vortrag
eines Wahlfehlers dar. Wahlbeanstandungen, die iiber nicht belegte Vermutungen oder die bloBe Andeutung der
Maéglichkeit von Wahlfehlern nicht hinausgehen und keinen konkreten, der Uberpriifung zugiinglichen Tatsachen-
vortrag enthalten, werden als unsubstantiiert zuriickgewiesen (vgl. zuletzt nur Bundestagsdrucksache 20/14300,
Anlagen 3 und 6; siche auch BVerfGE 85, 148 [160]; Austermann, in: Schreiber, BWahlG, 11. Auflage 2021,
§ 49 Randnummer 26).

2. Auch im Zusammenhang mit der Sitzung des Kreiswahlausschusses fiir den Kreis P1on am 14. Juni 2024 ist
kein Wahlfehler ersichtlich.

a) Die offentliche Bekanntmachung vom 16. April 2024 durch einen Aushang im Gebdude der Kreisverwaltung
ist nicht zu beanstanden. Mafgeblich fiir eine 6ffentliche Bekanntmachung der Zeit, des Ortes und des Gegen-
standes einer Sitzung des Kreiswahlausschusses ist § 5 Absatz 3 i. V. m. § 79 Absatz 2 EuWO. Danach geniigt
ein Aushang am oder im Eingang des Sitzungsgebdudes mit dem Hinweis, dass jedermann Zutritt zu der Sitzung
hat. Dariiber hinaus ist eine Verdffentlichung etwa im Biirgerinformationsportal nicht vorgesehen. Soweit die
Einspruchsfiihrerin die entsprechenden Regelungen fiir nicht mehr zeitgemif hélt, ergeben sich daraus schon
keine ernsthaften Zweifel an der VerfassungsmaBigkeit der Vorschrift. Es entspricht ohnehin der stdndigen Praxis
des Wahlpriifungsverfahrens, dass der Wahlpriifungsausschuss und der Bundestag nicht die Verfassungsméafig-
keit der fiir die Wahl geltenden Rechtsvorschriften priifen (vgl. Bundestagsdrucksachen 20/4000, Anlage 16;
20/5800, Anlage 19). Eine derartige Kontrolle ist dem Bundesverfassungsgericht vorbehalten, bei dem im Rah-
men einer Wahlpriifungsbeschwerde gegen den Beschluss des Deutschen Bundestages Einspruch eingelegt wer-
den kann (vgl. BVerfGE 156, 224 [237]). Auch die Terminierung der Sitzung des Kreiswahlausschusses am fiinf-
ten Tag nach der Wahl begegnet keinen grundsétzlichen Bedenken. Das Europawahlgesetz und die Europawahl-
ordnung enthalten insoweit keine zeitlichen Vorgaben.

b) Dass fiir die Sitzung des Kreiswahlausschusses fiir den Kreis P16n vom 14. Juni 2024 nur ein einziger Ta-
gesordnungspunkt vorgesehen war, stellt ebenfalls keinen Wahlfehler dar. Die Tagesordnung der Sitzung eines
Kreiswahlausschusses hat in der Sache lediglich den Mindestanforderungen geméll § 5 Absatz 3 i. V. m. § 79
Absatz 2 EuWO zu geniigen, wonach der Sitzungsgegenstand hinreichend erkennbar sein muss. Dem wurde mit
der Bekanntmachung vom 16. April 2024 hinreichend Rechnung getragen. Die von der Einspruchsfiihrerin gefor-
derte Aufnahme weiterer Tagesordnungspunkte ist zwar rechtlich zuldssig, aber keinesfalls obligatorisch.

¢) Auch im Hinblick auf die Vorbereitung der Sitzung des Kreiswahlausschusses fiir den Kreis Plon vom
14. Juni 2024 ist kein Wahlfehler festzustellen. Nach § 69 Absatz 1 Satz 1 und Absatz 2 Satz 1 EuWO besteht die
wesentliche Aufgabe des Kreiswahlleiters in der Vorbereitung der vom Kreiswahlausschuss zu treffenden Fest-
stellung des Wahlergebnisses. Zu diesem Zweck kann er keine eigenen Entscheidungen im Hinblick auf etwaige
Korrekturen der Ergebnisse oder Wahlniederschriften treffen, weil diese dem Kreiswahlausschuss vorbehalten
sind. Zur Vorbereitung einer solchen Entscheidung hat er aber jeglichen ernsthaften Bedenken gegen die ord-
nungsgeméle Durchfiihrung der Wahl nachzugehen, indem er bei entsprechenden Anhaltspunkten eine rechtliche
Priifung durchfiihrt, gegebenenfalls eine Klarung des Sachverhalts veranlasst und dem Kreiswahlausschuss an-
schlieBend Bericht erstattet (vgl. Bieber/Haag, EuWO, 2. Auflage 2016, § 69 Randnummer 2). Eine unzu-
reichende Befassung sowohl des Kreiswahlleiters als auch der Beisitzer mit den von der Einspruchsfiihrerin vor-
getragenen Riigen im Zusammenhang mit ihrer Wahlbeobachtung ist im Rahmen des Wahlpriifungsverfahrens
weder hinreichend substantiiert vorgetragen worden noch anderweitig ersichtlich. Dem Vortrag der Einspruchs-
fiihrerin steht insbesondere die Stellungnahme des Landeswabhlleiters entgegen, wonach der Kreiswahlleiter den
Vortrag der Einspruchsfiihrerin einer rechtlichen Priifung unterzogen und den Beisitzern die entsprechenden
Schriftsdtze zur Sitzung am 14. Juni 2024 zuginglich gemacht hat. Es besteht kein Anspruch darauf, dass die
Beisitzer die ihnen durch den Kreiswahlleiter zuginglich gemachten Unterlagen in einer bestimmten Art und
Weise zur Kenntnis nehmen.

d) Zudem ist kein VerstoB3 gegen das Neutralititsgebot darin zu erkennen, dass die Einspruchsfiihrerin von der
stellvertretenden Vorsitzenden des Kreiswahlausschusses als ,,Storerin“ bezeichnet worden ist. Die chancenglei-
che Beteiligung an der politischen Willensbildung des Volkes macht es erforderlich, dass Staatsorgane im politi-
schen Wettbewerb der Parteien Neutralitit wahren. Dieses Neutralitdtsgebot wird verletzt, wenn Staatsorgane
zugunsten oder zulasten einer politischen Partei oder von Wahlbewerbern auf den Wahlkampf einwirken (vgl.
BVerfGE 162,207 (229 £.); 154, 320 (335). Bei einer Aussage in der Sitzung des Kreiswahlausschusses nach dem
Wahltag ist ein Einwirken auf den Wahlkampf grundséitzlich ausgeschlossen.
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e) Esist weiterhin kein Wahlfehler darin zu erkennen, dass die Unterlagen der Sitzung des Kreiswahlausschus-
ses fiir den Kreis P16n vom 14. Juni 2024 nicht in das Biirgerinformationsportal des Kreises P1on eingestellt wor-
den sind. Gemal § 69 Absatz 5 EuWO {ibersendet der Kreiswahlleiter dem Landeswahlleiter und dem Bundes-
wabhlleiter eine Ausfertigung der Niederschrift des Kreiswahlausschusses mit der dazugehdrigen Zusammenstel-
lung. Eine 6ffentliche Bekanntmachung der Niederschrift und vorbereitender Unterlagen fiir die Sitzung des
Kreiswahlausschusses ist dagegen nicht vorgesehen (vgl. Bundestagsdrucksache 19/16350, Anlage 23).

3. Auch das von der Einspruchsfiihrerin geriigte Verhalten des Landeswahlleiters ist wahlpriifungsrechtlich
nicht zu beanstanden. Gemif § 70 Absatz 1 EuWO bereitet der Landeswahlleiter die Sitzung des Landeswahl-
ausschusses vor, indem er die WahIniederschriften der Kreis- und Stadtwahlausschiisse priift und die endgiiltigen
Wahlergebnisse in den einzelnen Kreisen und kreisfreien Stidten des Landes zusammenstellt. Gemal3 § 70 Ab-
satz 2 Satz 1 EuWO erstattet der Landeswahlleiter dem Landeswahlausschuss vor dessen Ergebnisermittlung und
-feststellung Bericht. Der Landeswabhlleiter hat in seiner Stellungnahme ausgefiihrt, dass er von den Schriftsdtzen
der Einspruchsfiihrerin umfassend Kenntnis erlangt und diese rechtlich gepriift habe und zu dem Ergebnis ge-
kommen sei, dass die Niederschrift des Kreiswahlausschusses fiir den Kreis P16n vom 14. Juni 2024 nicht zu
beanstanden sei und auch keinen Anlass zu Bedenken gegeben habe. Insofern besteht keine Verpflichtung des
Landeswahlleiters, dem Landeswahlausschuss iiber simtliche ihm gegeniiber vorgebrachten Riigen Bericht zu
erstatten oder diese Riigen in die Niederschrift {iber die Sitzung des Landeswahlausschusses aufzunehmen. Auch
Ziffer 2.2 der Anlage 29 zu § 70 Absatz 4 EuWO sieht eine entsprechende Dokumentation lediglich hinsichtlich
der vom Landeswahlausschuss getroffenen Feststellungen zu Beanstandungen oder Bedenken vor.
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Anlage 31

Beschlussempfehlung

Zum Wahleinspruch mit dem Az.

— EuWP 65/24 —

hat der Wahlpriifungsausschuss in seiner Sitzung vom 10. Juli 2025 beschlossen,
dem Deutschen Bundestag folgenden Beschluss zu empfehlen:

Der Wahleinspruch wird zuriickgewiesen.

Tatbestand

Mit Telefax vom 9. August 2024 hat der Einspruchsfiihrer Einspruch gegen die Giiltigkeit der Wahl der Abge-
ordneten des Européischen Parlaments aus der Bundesrepublik Deutschland am 9. Juni 2024 eingelegt.

1. Vortrag des Einspruchsfiihrers

Zur Begriindung trigt der Einspruchsfiihrer vor, dass der Anteil der Briefwihler im Freistaat Bayern 53,7 Prozent
—und damit mehr als die Halfte aller Wahler — betragen habe. Dadurch sei ein Konflikt mit dem ,,verfassungs-
rechtlichen Leitbild der Urnenwahl* sowie ein Verstof3 gegen die Wahlrechtsgrundsitze der Freiheit, Geheimheit
und Offentlichkeit der Wahl gemiB Artikel 38 Absatz 1 Satz 1 des Grundgesetzes (GG) eingetreten. Der Ein-
spruchsfiihrer verweist auf die Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts, wonach der Grundsatz der Allge-
meinheit der Wahl im Zusammenhang mit der Briefwahl Einschridnkungen der zuvor genannten Wahlrechtsgrund-
sdtze zwar rechtfertigen konne. Nach Auffassung des Einspruchsfiihrers sei diese Rechtsprechung jedoch so aus-
zulegen, dass eine Rechtfertigung nur in Betracht komme, soweit der Anteil der Briefwéhler einen Anteil von
50 Prozent ,,nicht (wie hier) (deutlich)* iiberschreite.

2. Stellungnahme des Bundesministeriums des Innern und fiir Heimat

Das Bundesministerium des Innern und fiir Heimat (BMI) hat zu dem Vortrag des Einspruchsfiihrers mit einem
Schreiben, das am 13. September 2024 beim Bundestag eingegangen ist, in rechtlicher Hinsicht Stellung genom-
men. Danach beruhe die Stimmabgabe bei der Europawahl auf den Vorschriften des § 6 Absatz 5 Buchstabe b
des Europawahlgesetzes (EuWG) i. V. m. den §§ 24 ff., 59 der Europawahlordnung (EuWO), welche verfassungs-
gemif seien. Eine Verletzung der Wahlrechtsgrundsiitze der Freiheit, Geheimheit und Offentlichkeit der Wahl
liege nicht vor, weil die Zulassung der Briefwahl dem Ziel einer mdglichst umfassenden Wahlbeteiligung diene.
Der Gesetzgeber habe durch die bestehenden europawahlrechtlichen Bestimmungen einen angemessenen Schutz
vor den Gefahren geschaffen, die bei der Durchfithrung der Briefwahl fiir die Integritét der Wahl, das Wahlge-
heimnis und die Wahlfreiheit entstehen konnten. Auch ein hoher Briefwahlanteil fiihre zu keiner anderen Bewer-
tung. Ferner sei nicht auf den Anteil der per Briefwahl abgegebenen Stimmen in den einzelnen Landern, sondern
im gesamten Wahlgebiet abzustellen. Dieser habe lediglich 37,7 Prozent betragen. Ferner sei zu beriicksichtigen,
dass viele Wahlberechtigte die Moglichkeit des § 59 Absatz 1 Satz 2 EuWO nutzen wiirden, wonach die Brief-
wahlunterlagen personlich bei der zustindigen Wahlbehorde beantragt, die Wahlzettel anschlieBend unbeobachtet
ausgefiillt und noch vor Ort wieder abgegeben wiirden. Obgleich die fiir die Briefwahl bestehenden Risiken im
Hinblick auf die Wahlrechtsgrundsétze dabei nicht zu befiirchten seien, wiirden diese Vorginge ebenfalls als
Briefwahl erfasst. Dementsprechend habe die Deutsche Post AG mit vorldufigem Stand vom 10. September 2024
dem Bund lediglich die Beforderung von 9.817.159 Wahlbriefen in Rechnung gestellt, obwohl insgesamt
15.134.522 Briefwahlstimmen verzeichnet worden seien. Wenngleich diese Zahlen nicht abschlieBend seien, ver-
mochten sie den hohen Anteil der vor Ort abgegebenen Stimmen zu verdeutlichen.

Wegen der Einzelheiten wird auf den Inhalt der Akte Bezug genommen.

Entscheidungsgriinde

Der Wahleinspruch ist zuléssig, aber unbegriindet. Der Wahlpriifungsausschuss und der Deutsche Bundestag kon-
nen auf der Grundlage des Vortrags des Einspruchsfiihrers keinen Verstol gegen Wahlrechtsvorschriften und
damit keinen Wahlfehler feststellen.
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Soweit der Einspruchsfiihrer den Briefwahlanteil von 53,7 Prozent im Freistaat Bayern als einen Versto3 gegen
die Wahlrechtsgrundsitze der Freiheit, Geheimheit und Offentlichkeit der Wahl gemiB Artikel 38 Absatz 1 Satz 1
GG erachtet, die bei der Europawahl nach Artikel 20 Absatz 1 und 2 GG in vergleichbarem Umfang gelten, ist
darauf hinzuweisen, dass der Wahlpriifungsausschuss in stindiger Praxis im Rahmen eines Wahlpriifungsverfah-
rens die VerfassungsmaBigkeit der fiir die Wahl geltenden Rechtsvorschriften nicht tiberpriift (vgl. Bundestags-
drucksachen 20/4000, Anlage 16; 20/5800, Anlage 19). Eine derartige Kontrolle ist dem Bundesverfassungsge-
richt vorbehalten, bei dem im Rahmen einer Wahlpriifungsbeschwerde gegen den Beschluss des Deutschen Bun-
destages Einspruch eingelegt werden kann (vgl. BVerfGE 156, 224 [237]).



	Beschlussempfehlung
	Inhaltsverzeichnis zum Anlagenteil
	Beschlussempfehlungen zu den einzelnen Wahleinsprüchen
	Anlage 1
	Tatbestand
	Entscheidungsgründe

	Anlage 2
	Tatbestand
	Entscheidungsgründe

	Anlage 3
	Tatbestand
	Entscheidungsgründe

	Anlage 4
	Tatbestand
	Entscheidungsgründe

	Anlage 5
	Tatbestand
	Entscheidungsgründe

	Anlage 6
	Tatbestand
	Entscheidungsgründe

	Anlage 7
	Tatbestand
	Entscheidungsgründe

	Anlage 8
	Tatbestand
	Entscheidungsgründe

	Anlage 9
	Tatbestand
	Entscheidungsgründe

	Anlage 10
	Tatbestand
	Entscheidungsgründe

	Anlage 11
	Tatbestand
	Entscheidungsgründe

	Anlage 12
	Tatbestand
	Entscheidungsgründe

	Anlage 13
	Tatbestand
	Entscheidungsgründe

	Anlage 14
	Tatbestand
	Entscheidungsgründe

	Anlage 15
	Tatbestand
	Entscheidungsgründe

	Anlage 16
	Tatbestand
	Entscheidungsgründe

	Anlage 17
	Tatbestand
	Entscheidungsgründe

	Anlage 18
	Tatbestand
	Entscheidungsgründe

	Anlage 19
	Tatbestand
	Entscheidungsgründe

	Anlage 20
	Tatbestand
	Entscheidungsgründe

	Anlage 21
	Tatbestand
	Entscheidungsgründe

	Anlage 22
	Tatbestand
	Entscheidungsgründe

	Anlage 23
	Tatbestand
	Entscheidungsgründe

	Anlage 24
	Tatbestand
	Entscheidungsgründe

	Anlage 25
	Tatbestand
	Entscheidungsgründe

	Anlage 26
	Tatbestand
	Entscheidungsgründe

	Anlage 27
	Tatbestand
	Entscheidungsgründe

	Anlage 28
	Tatbestand
	Entscheidungsgründe

	Anlage 29
	Tatbestand
	Entscheidungsgründe

	Anlage 30
	Tatbestand
	Entscheidungsgründe

	Anlage 31
	Tatbestand
	Entscheidungsgründe




